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Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


Teil I 

Die Ressourcen für Wissenschaft, Forschung 
und Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland 


Wissenschaft und Forschung gehören zu den we* 
sentlichen FaJttoren einer Volkswirtschaft; sie sind 
Grundlage und zentraler Ausdruck unserer Kultur. 

Der Einsatz vOn Ressourcen für Wissenschaft, For- 
schung und Entwicklung in der Bundesrepublik 
Deutschland ist beachtlich. Die Entwicklung der 
letzten Jahre, auch im internationalen Vergleich, 
zeigt dies eindrucksvoll. 

Sowohl zur Beurteilung dieser Forsch ungsleistun- 
gen als auch als Grundlage der forsohungspoliti- 
schen Entscheidungen ist eine fundierte statisti- 
sche Beschreibung der Ressourcen von Wissen- 
schaft, Forschung und Entwicklung notwendig. An 
die Seite der traditioneUen input-Statistiken, die 
sich im wesentlichen auf finanzielle und personelle 
Ressourcen beziehen, müssen dabei in zunehmen- 
dem Maße Output-Statistiken treten, die ein mög* 
liehst gutes Bild der durch Forschung und For- 
schungspoütik induzierten Prozesse und ihrer — 
qualitativen und quantitativen — Ergebnisse lie* 
fern. 

Wie bei der Berichterstattung früherer Jahre wird 
im vorliegenden Bericht zwischen Wissenschaft ei- 
nerseits und Forschung und Entwicklimg anderer- 
seits unterschieden. Der Begriff Wissenschaft ist 
der umfassendere, er schließt neben Forschung und 
Entwicklung (FuE) auch FuE-verwandte Tätigkei- 
ten und insbesondere die akademische Lehre ein 
(zur Methodik vgl, Teil VI), 


1, Die Wissenschaftsausgaben 

Die Wissenschaftsausgaben der Bundesrepublik 
Deutschland sind von 1979 bis 19Ö3, dem letzten 
Jahr, für das für alle Sektoren Ist-Angaben vor lie- 
gen, von 48,2 Mrd DM auf 63 J Mrd DM, also um 
31 % gestiegeiL Nach vorläufigen Berechnungen be- 
trugen sie 1984 rund 66 Mrd DM. Schätzungen für 
1985 weisen auf einen weiteren Anstieg dieser Aus- 
gaben auf über 70 Mrd DM hin. Das bedeutet gegen- 
über 1979 eine Steigerung um nahezu 50 %, Der An- 
teil der Wissenschaftsausgaben am Bruttosozialpro- 
dukt stieg in dieser 2ieit von 3,5 % auf 3,8 {vgl. 
Tabelle VI/1 im Teil VI), 

An der Finanzierung der Wissenschaftsausgaben 
sind in erster Lime die öffentiiehen Haushalte, also 
der Bund (einschließlich ERP-Sondervermögen), 
die Länder und Gemeinden sowie wissenschaftliche 
Organisationen ohne Erwerbszweck (soweit sie 
überwiegend vom Staat finanziert werden) beteiligt 
Ihr Anteil an den gesamten Wissenschaftsausgaben 
hat sich von gut 59 % im Jahre 1979 auf voraussicht- 
lich knapp 56 % im Jahre 1985 verringert. Der Anteil 
der Ausgaben des Wirtschaftssektors (Aufwendun- 
gen der Unternehmen und der Institutionen der Ge- 
meinschaftsforschung sowie die entsprechenden 
Mittel aus Stiftungen und Spenden der Wirtschaft) 
hat dementsprechend zugenommen, und zwar von 
knapp 41 % im Jahre 1979 auf gut 44 % im Jahre 
1985 (vgl, Tabelle l/l). 


Tabelle I/l 

(vgl. auch Tabelle VT/l) 

Wissenschaftsausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach Flnanzierungsquellen 

— Anteile in % — 
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1981 

1983 

1984 

1985 

L öffentliche Haushalte 

59,4 

57,9 

58,2 

55,7 

55,6 

IJ Bund (einschließlich ERP) * * 

(23,0) 

(21,2) 

(20,9) 

(20.4) 

(21,3) 

1,2 Länder und Gemeinden 

(35,5) 

(35.9) 

(34.2) 

(34,2) 

(33.3) 

L3 Wissenschaftliche Organisationen ohne 
Erwerbszweck 

( 0.9) 

( 0.6) 

( 1.1) 

( U) 

( 1.0) 

2, Wirtschaftssektor * * 

40,6 

42,1 

43,8 

44.3 

44.4 

insgesamt, 

100 

100 

100 

100 

100 

nachrichtlich in Mio DM 

48 176 

55 660 

63 064 

66 124 

70 306 


Quelle: BMFT 
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Innerhalb der öffentlichen Haushalte haben die 
Länder den größten Anteil an der Finanzierung der 
Wissenschaftsausgaben. Diese Ausgaben entfallen 
insbesondere auf die Hochschulen und Hochschul- 
kliniken, die gemäß der Aufgabenverleilung zwi- 
schen Bund und Ländern bei den Ländern ressor- 
tieren. EingeschJossen sind hierin auch die Ausga- 
ben für die Krankenversorgung (ihr Anteil betrug 
in den letzten Jahren ca. 17 % der Wissenschafts- 
ausgaben der Länder). Bei der Ermittlung der FuE- 
Ausgaben der Hochschulen und Hochschulkliniken 
werden die Ausgaben für die Krankenversorgung 
ausgeschlossen. 

Die Ausgaben des Bundes fließen überwiegend dem 
außeruniversitären Bereich (Wirtschaftssektor, au- 
ßeruniversitäre wissenscha^iche Einrichtungen) 
zu. 


2. Die Ausgaben für Forschung und Entwicklung 

Die FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutsch- 
land. auch „Gesamtbudget Forschung“ genannt, 
sind von 1979 bis 1983, dem letzten Jahr, für das 
Ist-Angaben vorliegen, von 36,1 Mrd DM auf 
46,2 Mrd DM, also um rund 28 % gestiegen. Für 1984 
weisen die vorliegenden Daten auf ein Gesamtbud- 
get Forschung von 48,5 Mrd DM hin, das bedeutet 
gegenüber 1983 eine Zunahme um 5 %. Stärker fällt 
nach vorläufigen Schätzungen die Steigerungsrate 
der FuE-Ausgaben 1985 gegenüber 1984 aus. Da- 
nach wird das GresEuntbudget Forschung 1985 rund 
52^ Mrd DM. also 8 % mehr als 1984 betragen. 

Die sektorale Gliederung der FuE-Ausgaben erfolgt 
zum einen nach der Finanzierung und zum anderen 


nach der Durchführung von Forschung und Ent- 
wicklung. Einbezogen in diese Darstellung Ist hier 
jeweils auch der Auslandssektor. 

Den größten Beitrag zur Finanzierung der FuE- 
Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland leistet 
der Wirtschaftssektor (vgl. Tabelle 1/2 und Schau- 
bild 2). Sein Anteil ist von 53,3 % im Jahre 1979 auf 
58,9% im Jahre 1983 gestiegen. Die für 1984 und 
1985 vorliegenden Daten bestätigen diese Tendenz. 
Der Anteil der übrigen inländischen Sektoren ist 
demgegenüber zurück gegangen. 

Dieser Rückgang erklärt sich jedoch z.T, metho- 
disch, da die institutionelle Förderung der For- 
schungsanstalten des Bundes bzw. der Länder seit 
1981 bzw. seit 1983 nur noch mit den FuE-Anteilen 
dieser Einrichtungen in den FuE-Ausgaben des 
Bundes bzw. der Länder berücksichtigt werden. 
Darüber hinaus ist jedoch seit 1979 ein anteilmäßi- 
ger Rückgang der FuE-Ausgaben von Bund und 
Ländern am Forschungsbudget der Bundesrepublik 
Deutschland zu verzeichnen: beim Bund von 27,7 % 
im Jahre 1979 auf 24,5 % im Jahre 1983 (1985 beträgt 
dieser Anteil voraussichtlich 25,0%), bei den Län- 
dern von 16,4 % im Jahre 1979 auf 14,9 % im Jahre 
1983 (1985 wird dieser Anteil 14,5% betragen). Der 
aus Eigeneinnahmen privater inländischer Institu- 
tionen ohne Erwerbszweck finanzierte Anteil der 
FuE-Ausgaben ging von 0ß% im Jahre 1979 auf 
0,4% im Jahre 1983 zurück und dürfte sich auch 
1985 in etwa auf diesem Niveau halten. Der Anteil 
des Auslandes an der Finanzierung des For- 
schungsbudgets der Bundesrepublik Deutschland 
ist ebenfalls zwischen 1979 und 1983 zurückgegan- 
gen. 1983 betrug er noch 12 %, 1985 wird er voraus- 
sichtlich nur 1,1 % des Forschungsbudgets atisma- 
chen (vgl. Tabelle 1/2), 
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Dementsprechend ist der Anteil der vom Inland 
finanzierten FuE- Ausgaben gegenüber 1979 leicht 
gestiegen, er beträgt 1903 98,0 % und 1985 voraus* 
sichtlich 98,9 % des Forschungsbudgets. Setzt man 
diese von inländischen Sektoren finanzierten FuE' 
Ausgaben in Beziehung znm Bruttosozialprodukt 
(BSP; d, h. der von Inländern erbrachten wirtschaft- 
lichen Leistung der Bundesrepublik Deutschland), 
so zeigt sich, daß diese Kennzahl seit 1979, wo sie 
2,5% betrug, auf 2,7 % im Jahre 1983 gestiegen ist. 
1985 wird dieser Anteil der inländisch fintmzierteii 
FuE-Ausgaben am BSP voraussichtlich 2,8 % betrat 
gen (vgl TabeUe 1/2 und Schaubild 1). 


Tabelle 1/2 
(vgl. Tabelle VI/2) 

Gesamthudget Forschung der Bundesrepublik Deutschland 

— FuE'Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 
nach finanzierenden Sektoren sowie im Verhältnis zum BSP — 


Finanzierende Sektoren *) 

1979 

1981 

1903 

1984 

1985 

I. Buud^) — Mio DM 

10 026 

10 283 

11314 

11 623 

13 085 

Index 1979 = 100 

100 

103 

113 

116 

131 

in % der FuE-Gesamtausgaben _ . , . 

27,7 

25J 

24,5 

24,0 

25.0 

II. Länder^) (einschl. Gemeinden) 






— Mio DM 

5 914 

6 707 

6 883 

7 200 

7 600 

Index 1979 ^ 100 

100 

113 

116 

122 

129 

in % der FuE-Gesamtausgaben 

16,4 

16,5 

14.9 

14,9 

14,5 

III. Wirtschaft — Mio DM 

19 250 

23 054 

21 197 

28 880 

30 780 

Index 1979 100 

100 

120 

141 

150 

100 

in % der FuE-Gesamtausgaben 

53J 

5ft7 

58,9 

59.6 

58,9 

IV, Privat© Institutionen ohne Erwerbszweck 






(PNP)3) — Mio dm 

340 

207 

184 

200 

200 

Index 1979 ^ 100 

100 

61 

54 

59 

59 

in % der FuE-Gesamtausgaben 

0,9 

0,5 

0,4 

0,4 

0,4 

von inländischen Sektoren finanzierte 
FuE-Ausgaben insgesamt — Mio DM . . . 

35 530 

40251 

45 578 

47 903 

51 665 

Index 1979 100 

100 

113 

126 

135 

145 

in % der FuE-Gesamtausgaben .......... 

£>«.J 

99 J 

98.« 

9«.« 

98,9 

in % des BSP 

15 

2,6 

2.7 

2,7 

2,8 

V. Ausland — Mio DM 

610 

386 

575 

575 

575 

Index 1979 ^ 100 

100 

63 

94 

94 

94 

in % der FuE-Gesamtausgaben . _ . _ . . . - . . 

i.7 

0,9 

l.B 

1,2 

U 

VI, FuE-Gesamtausgaben — Mio DM ....... 

36 140 

40 637 

46 153 

48 478 

52 240 

Index 1979 = 100 

100 

112 

128 

134 

145 


teilweise geschätzt, bis 1983 auf Ist-Basis 

Forschungseinrichtungen des Bundes ab 1981. der Lander ab 1ÖB3 nur mit FuE* An teilen 
^ insbesondere überwiegend vom Staat finanzierte wisse nschofUiche Einrichtungen (aus Ei gen ein nahmen finanziert) 

Quelle: BMFT 
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Schaubild 1 

FuE<Ausgaben der (vgl. Tabelle 1/2) 

Bundesrepublik Deutschland 
in Prozent des 

Bruttosozialprodukts 1975—1985 

— ohne Finonzierungsonteile des Auslandes — 
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Auch die Gliederung des Forschungsbudgets nach 
durchführenden Sektoren (vgl. Tabelle 1/3 und 
Schaubild 3) zeigt, daß der &hwerpunkt im Wirt- 
schaftssektor liegt 1979 lag der Anteil dieses Sek- 
tors bei 66,1 %, 1983 machte er bereits 69,5 % aus; die 
Tendenz ist weiter steigend. 1985 wird der Anteil 
der Wirtschaft am Forschungsbudget hinsichtlich 
der Durchführung von FuE voraussichtlich über 
70 % betragen. Rückläufig dagegen ist der Anteil 
von Forschung und Entwicklung, die in Hoch- 
schulen durchgeführt wird; der Anteil ging von 
1979, wo er bei 16% lag, auf 14,4% im Jahre 1983 
zurück und wird 1985 voraussichtlich nur noch 
13,8 % betragen. Ebenfalls zurück, jedoch weniger 
stark, ging der Anteil von FuE, die außerhalb der 
Hochschulen vom Staat und privaten Institutionen 
ohne Erwerbszweck (d. h. in Forschungseinrichhm- 


gen des Bundes, der Länder und Gemeinden sowie 
den staatsnahen und privaten Institutionen ohne 
Erwerbszweck) durchgeführt wird. Dieser Anteil 
machte 1979 noch 15,3 % aus, 1983 lag er bei 13,4 %. 
1985 beträgt er nach den vorliegenden Daten nur 
noch 13,3 % (vgl. Tabelle 1/3). Zwischen 1979 und 
1981 und in weit geringerem Maße auch zwischen 
1981 und 1983 erklärt sich dieser Rückgang z.T. aus 
den o. g. methodischen Gründen (FuE-Anteile der 
Forschungseinrichtungen). Das Schaubild 4 gibt ei- 
nen Überblick über die Entwicklung der Ausgaben 
der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb 
der Hochschulen zwischen 1979 und 1985 (diese 
Ausgaben beziehen sich jedoch nicht nur auf den 
eng abgegrenzten Begriff Forschung und Entwick- 
Iting). 


Tabelle 1/3 
(vgl. Tabelle Vl/3) 

Gesamtbudget Forschung der Bundesrepublik Deutschland 

— FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 
nach durchführenden Sektoren sowie ün Verhältnis zum BIP — 


Durchführende Sektoren 

1979 

1981 

1983 

1984 

1985 

I. Hochschulen — Mio DM 

5 800 

6 208 

6 661 

6 835 

7 208 

Index 1979 - 100 

100 

107 

115 

118 

124 

in % der FuE-Gesamtausgaben 

ifi.0 

15,3 

14,4 

14.1 

13,8 

II. Staat und private Institutionen ohne Er- 
werbszweck ^) — Mio DM 

5 518 

5 808 

6 187 

6 446 

6 922 

Index 1979 = 100 

100 

105 

112 

117 

125 

in % der FuE-Gesamtausgaben 

15,3 

H3 

13.4 

13,3 

13,3 

III. Wirtschaft — Mio DM 

23 880 

27 542 

32 087 

33 891 

36 745 

Index 1979 - 100 

100 

115 

133 

142 

154 

in % der FuE-Gesamtausgaben 

66 J 

67, Ä 

69,5 

69,9 

70,3 

FuE-Ausgaben für im Inland durchge- 
führte FuE insgesamt — Mio DM 

35 198 

39 558 

44 935 

47 172 

50 875 

Index 1979 - 100 

100 

112 

128 

134 

145 

in der FuE-Gesamtausgaben 

97,4 

97.3 

97.4 

97.3 

97,4 

in % des BIP 

2,5 

2.6 

2.7 

2,7 

2,8 

IV. Ausland — Mio DM 

942 

1 079 

1218 

1 306 

1365 

Index 1979 - 100 

100 

115 

129 

139 

145 

in % der FuE-Gesamtausgaben 

2,6 

2,7 

2,6 

2.7 

2,6 

V. FuE-Ausgaben insgesamt — Mio DM ... 

36 140 

40 837 

46 153 

48 478 

52 240 

Index 1979 - 100 

100 

112 

128 

134 

145 


^) teilweise geschätzt bis 1983 auf Ist-Basis 

^) Forschungsanstalten des Bundes ab 1981, der Länder ab 1083 nur mit FuE*Anteilen 


Quelle: BMFT 


15 


Mfd DM 


40 


FuE-Ausgoben der 
Bundesrepublik Deutschland 
noch durchführenden 
Sektoren 1979—1985 

— in Mrd DM — 


Schaubtld 3 
(vgl. Tabelle 1/3) 



1979 


1981 


1983 


1984 


1985 


fVivgte intöndfsch« (nshtutiorten ohne Eiwefbs^wecfe und Slöpt 


mnn 
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Ausgaben der Schaubild 4 

vrissenschofHIchen Einrichtungen Tabelle Vl/20) 

auBerholb der Hochschulen 
in der Bundesrepublik Deutschland 
1979—1985 
Mrd DM — in Mrd DM — 



insgesamt 


7,114 Mrd DM 


Einen Überblick über die Entwicklung des For- 
schungsbudgets der Bundesrepublik Deutschland 
nach Finanzierung und nach Durchführung von 
FuE seit 1962 vermitteln die Tabellen Vl/2 und VI/3 
im Teil VI. Das Schaubild 5 zeigt den Mittelfluß von 
den finanzierenden zu den durchführenden Sekto- 
ren für das Jahr 1985. 


Forschungsbudget der 
Bundesrepublik Deutschland 

— in Mrd DM — (Schätzung) 


Schoubild 5 
(vgl. Tabelle VI/3) 


DURCHFÜHRUNG | 






O^^X. 

Wii-ttclwfl 


Bund { 


Länder 

29.7 


6.1 


5,5 



u 



1 


4,6 



V 1 




1,8 

■ 


1,0 


1 







30,7 


13,1 


7,6 


') Bgenmdte) der pnvateo Institutioneo ohne Erwerbszweck und Auslond 
*) einschÜeßlich internotionoler Orgonisotionen 


0,2 


J 


0,8 
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3. Das in Forschung und Entwicklung tätige 
Personal 

Bei der Beurteilung der Forsch ungsanstrengungen 
eines Landes kommt neben der Entwicklung der 
finanzdeilen Ressourcen auch dem in Forschung 
und Entwicklung tätigen Personal große Bedeutung 
zu- 

Das FuE-Personal (umgerectmet auf VoUzeitbe- 
schäftigung) hat 1083 gegenüber 1981 um 2^ % zu- 
genommen und einen Bestand von 379 543 Perso- 
nen erreicht Davon entfallen 35,3 % auf Forscher, 
31,6 % auf technisches und vergleichbares Personal 
und 33,1 % auf sonstiges PersonaJ (vgl. Tabelle Vl/20 
sowie Schaubild 7)- 

Den stärksten Anteil an dem in Forschung und Ent- 
wicklung tätigen Personal hat. entsprechend der fi- 
nanziellen Seite, der Wirtschaftssektor (vgl Schau- 
büdö). Die durchschnittliche Zunahme des FuE- 
Personals in diesem Sektor um 2,9 % verteilt sich 
unterschiedlich auf die 3 Personolgruppem Der An- 
teil der Forscher hat 1083 weiter zugenommen und 
beträgt nun 32,8 %. Dies gilt auch für das technische 
Personal, dessen Anteil nun 30,8 % ausmacht; rück- 
läufig ist das Gewicht der Gruppe des sonstigen 
Personals (36,3 %)^ 


In den übrigen Sektoren stellen die Forscher nach 
wie vor die stärkste Gruppe des Personals; im 
Hochschulsektor Hegt ihr Anteil bei 41,4 im 
Staatssektor beträgt er 313 %, im Sektor der priva* 
ten Institutionen ohne Erwerbszweck sogar 56,8 %. 
Wie im Wirtschaftssektor ist auch im Hochschul- 
Sektor und im Staatssektor ein Rückgang des An- 
teils des sonstigen Personals zu verzeichnen, wäh- 
rend hier der Anteil der Gruppe des technischen 
Personals gegenüber 1081 unverändert ist (vgl. 
Schaubild 7), das Personal in bundes- und iandesei- 
gcncn Forachungsemrichtungen ergibt sich aus Ta- 
belle Vl/3e, 

Eine Aufgliederung des FuE-Personals des Wirt- 
schaftssektors nach Wirtschaftszweigen geht aus 
den Tabelle Vl/30 bis VI/32 (vgL Teil VI) hervor; zur 
Aufschlüsselung des Personals im Hochschulsektor 
vgl. Tabelle Vl/33. Für das Personal in den wissen- 
schaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hoch- 
schulen finden sich Darstellungen gegliedert nach 
Institutionen, Person algnippen und Wissenschafts- 
zweigen in den Tabellen Vl/34 und VI/35 (vgl auch 
Schaubild 8), das Personal in bundes- und landesei- 
genen Forschungseinrichtungen ergibt sich aus Ta- 
belle Vl/36. 
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In Forschung und Entwkklung 
tötigos Personal der 
Bundesrepublik Deutschland 
noch Sektoren^), 

1975—1983 (ouf Voltzeit umgerechnet) 
Personal (Tausend) 


Schoubild 6 
(vgl, Tabelle VI/29) 



*) Privota Institutionen ohne Erwerbszweck — PNP — bei dem gewöhlten Maßstob nicht mehr 
dorstellbar 

^ ab 1979 emschfießlich eines erweiterton ICreises kleiner und mittleref Unternehmen 
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FuE-Pertonal nach ^ubijd 7 

Personalgruppen und Sektoren ^'^29) 

in der Bundesrepublik Deutschland 

— in Prozent — (ouf Vollzeit umgerechnet) 

*1 Privote Institutionen ohne Erwerbszweck — PNP — 



Forscher 

Techn. Personol 

Sonstige 

« 100% 

1979 

30.9 


31,8 



Wirtschaft 

1981 

31.« 


30.1 


38,1 


1983 

32,8 


30.8 


36.3 







Personal der 

wissenschaftlichen Einrichtungen 
außerhalb der Hochschulen In der 
Bundesrepublik Deutschland 

1 979— 1 985 (auf Vollzeit umgerechnef) 

Schaubild 8 
(vgl. Tabelle VI/34) 

Großfonchungs einrichtungen 


Staatsinstitute 



ie2|J 

1979 

5 

1979 

18488 

1982 

16088 

1982 

19413 

1 1985 

1660 

1985 

MPG 



Bibliotheken, Archive, Museen 

7msß 


1979 

8222 


1979 

7573 


1982 

8aJ 

1 

1982 

7989 


1985 



1985 

|FhG 



Sonstig 

le 



] 

.2033 


1979 


L5322 

1979 

J 

2317 


1982 


1 5374 

1982 


2823 


1985 


5239 


1985 
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4. Die Bundesausgaben für Forschung und 
Entwicklung 1979 bis 1986 

Die Ausgaben des Bundes für Forschung und Ent- 
wicklung haben 1984 ll.öMrdDM betragen und 
liegen damit um 2,7 % über den Ausgaben des Vor- 
jahres. Im Bundeshaushaltsplan 1985 sind für diese 
Zwecke knapp 13,1 Mrd DM vorgesehen, was gegen- 
über dem Ist 1984 eine Zunahme um 12,6 % bedeu- 
tet Nach dem Regierungsentwurf des Bundeshaus- 
haltsplanes 1986 werden diese Ausgaben weiter auf 
13,3 Mrd DM steigen, was gemessen an dem gesam- 
ten Bundeshaushaltsplan seiner durchschnittlichen 
Steigerung entspricht 

Die einzelnen Bundesressorts sind an der Finanzie- 
rung der FuE-Ausgaben des Bundes unterschied- 
lich beteiligt (vgl. Tabelle Vl/7). Weit über die Hälfte 
der Ausgaben trägt das Bundesministerium für 
Forschung und Technologie; wesentlichen Anteil 
haben daneben das Bundesministerium der Vertei- 
digung und die Bundesministerien für Wirtschaft 
sowie für Bildung und Wissenschaft Auf diese vier 
Ressorts entfielen in den letzten Jahren über 90 % 
der Bundesausgaben für Forschung und Elntwick- 
lung (vgL Tabelle 1/4 und Schaubild 9). 

Die neu geschaffene FuE-Leistungsplansystematik 
des Bundes erlaubt es. sämtliche Ausgaben des 


Anteile der Ressorts an 


Bundes für Forschung und Entwicklung einzelnen 
Förderbereichen und Förderschwerpunkten zuzu- 
ordnen (vgl, Tabelle VI/8). Die Zuordnung erfolgt 
bei den Ausgaben des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie grundsätzlich vorhabenbe- 
zogen. bei den übrigen Bundesressorts ist sie vor- 
wiegend bezogen auf die Haushaltstitel. Ausnah- 
men bilden die Ausgaben für die institutioneile För- 
dervmg der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
(DFG), der Max-Planck-Gesellscheift (MPG) und der 
Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) sowie für den Aus- 
und Neubau vuu Huclischulen; diese werden jeweils 
als einzelne Förderschwerpunkte betrachtet und zu 
einem Förderbereich zusammengefaßt Die Ausga- 
ben für die institutioneile Förderung der Großfor- 
schungseinrichtungen dagegen sind auf die einzel- 
nen Förderbereiche und -Schwerpunkte aufgeteilt 

Den volumenmäßig stärksten Anteil an den zivilen 
Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwick- 
lung (vgl. Tabelle 1/5) haben die Förderbereiche 
..Energieforschung und Energietechnologie** und 
..Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von Hoch- 
schulen“; 1984 lagen deren Anteile bei 24.1 % bzw. 
14,7 % der zivilen FuE-Ausgaben des Bundes. Die 
vorliegenden Daten weisen für 1985 auf einen Rück- 
gang dieser Anteile auf 21,9 % bzw, 13,6 % hin. Nach 
dem Regierungsentwurf 1986 wird das Gewicht des 
Energiebereichs nochmals abnehmen und zwar auf 
17,6 % der zivilen FuE-Ausgaben des Bundes. 


Tabelle 1/4 
(vgl. Tabelle VI/7) 

FuE-Ausgaben des Bundes 

% — 


Ressort 

1979 

1881 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

Ist 

SoU 

Reg.-Elntw. 

BMFT 

56,3 

57,3 

59,9 

57,3 

573 

54,6 

55,6 

BMBW 

8,2 

8.3 

8,0 

83 

8.6 

7.7 

7.8 

BMWi 

8.4 

10.4 

9.0 

8,5 

8,3 

10,1 

83 

BMVg 

19,2 

15.2 

14,8 

163 

17,0 

19,4 

203 

übrige Ressorts*) 

7.9 

8.8 

8.3 

8,9 

8.8 

8,2 

7.9 

insgesamt 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 

lOO.O 

100,0 

(alle Ressorts) 








nachrichtlich: 








in Mio DM 

9 650 

10 283 

11476 

11314 

11 623 

13 087 

13 314 


*) Die einzelnen Ressortanteile sind in Tabelle VI/7 dargestellt 

Quelle: BMFT 
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s # 


Anteile der 

Bundesministerien an den 
FuE-Ausgaben des Bundes 
— in Prozent — 


Schaubiid 9 
(vgl. Tabelle 1/4) 
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FuE-Ausgaben des Bundes 
nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 

— in Mio DM — 


Tabelle 1/5 


Förderbereich 

Förderschwerpunkt 

Ist 

Soll 

Reg.- 

Entw. 

1983 

1984 

1985 

1986 

A Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von Hochschulen . . . 

1 372,5 

1418,2 

1441,0 

1 481,8 

Al Grundfinanzierung MPG 

370,1 

392,7 

407,8 

419,7 

A2 Grundfinanzierung DFG 

500,9 

526,5 

542,3 

558,6 

A3 Grundfinanzierung FhG 

101,3 

111,6 

116,3 

126,4 

A5 Aus- und Neubau von Hochschulen ') 

400,2 

387,4 

374,5 

377^1 

B Sonderbereiche der Grundlagenforschung 

(insbesondere Großgeräte) 

686,8 

760,6 

855,7 

965,8 

C Meeresforschung und Meerestechnik; Polarforschung 

170,6 

224,1 

236,2 

242,9 

CI Meeresforschung 

37,9 

74,0 

83,9 

88,6 

C2 Meerestechnik ^ . 

85,2 

80^ 

87,9 

87,0 

C3 Polarforschung 

47,5 

69,8 

64,4 

672 

D Weltraumforschung und Weltraumtechnik 

710,3 

775,1 

827,1 

9672 

£ Energieforschung und Energietechnologie 

2 434,7 

2 324,8 

2 317,5 

1 8762 

El Kohle und andere fossile Energieträger 

361,4 

353,8 

365,3 

317,6 

EI2 Erneuerbare Elnergiequellen; rationelle Energieverwendung . . . 

244,7 

220,9 

207,7 

187,3 

E3 Nukleare Energieforschung (einschl. Reaktorsicherheit) 

1 685,8 

1 592,4 

1 579,7 

1 1942 

E4 Kernfusionsforschung 

142,7 

157,8 

164,7 

1772 

F Umweltforschung; Klimaforschung; Sicherheitsforschung 

475,8 

524,1 

601,4 

646,1 

Fl ökologische Forschung 

174,0 

184,2 

226,5 

249,8 

F2 Umweltschonende und Umweltschutztechnologien 

158,6 

180,7 

202,8 

219,7 

F5 Wasserforschung 

41,8 

48,4 

52,4 

48,4 

F7 Klimaforschung 

12,4 

17,2 

31,9 

36,9 

FB Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik 

89,0 

93,7 

87,8 

91,3 

G Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit ...... 

352,3 

347,4 

367,9 

357,1 

H Forschung und Entwicklung zur Humanisierung 

des Arbeitslebens 

113,1 

100,9 

126,0 

129,9 

I Informationstechnik (einschl. Fertigungstechnik) 

541,6 

583,0 

653,5 

789,5 

11 Informationsverarbeitung 

107,9 

109,9 

150,7 

184,3 

12 Technische Kommunikation 

100,4 

129,4 

103,3 

137,6 

13 Elektronische Bauelemente 

123,5 

127,8 

170,1 

236,5 

14 Anwendung der Mikroelektronik; Mikroperipherik 

169,8 

145,0 

88,3 

75,0 

15 Fertigungstechnik 

40,0 

70,9 

141,1 

1562 

K Biotechnologie 

127,7 

130,8 

146,1 

180,7 

L Materialforschung; chemische Verfahrenstechnik; 

physikalische Technologien 

319,8 

329,6 

343,8 

374,3 

LI Materialforschung 

166,6 

168,4 

199,2 

205,4 

L2 Chemische Verfahrenstechnik 

24,0 

19,9 

18,3 

172 

L3 Physikalische Technologien 

129,2 

141,4 

126,2 

151,7 

M Luftfahrtforschung und -entwicklung 

365,0 

428,8 

738,1 

589,4 
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noch Tabelle 1/5 


Förderbereich 

Förderschwerpunkt 

Ist 

Soll 

Reg.- 

Entw. 

1983 

1984 

1985 

1986 

N Forschung und Technologie für bodengebundenen Transport 

und Verkehr (einschl. Verkehrssicherheit) 

259,7 

228,8 

201,9 

204.1 

0 Geowissenschaften und Rohstoflsicherung 

146.5 

145.8 

1083 

106.4 

Ol Geowissenschaften (insbesondere Tiefbohrungen) 

57.8 

68.2 

583 

67,0 

02 Rohstoffsicherung . - 

88.7 

77,6 

50,1 

39,4 

P Raumordnung und Städtebau; Baulorschung 

179.1 

164.1 

1573 

1443 

PI Raumordnung, Städtebau, Wohnungswesen 

85.5 

76,2 

69,9 

64.9 

P2 Bauforschung und -technik; Straßenbauforschung 

93.6 

87,9 

87,9 

79.3 

Q Forschung und Elntwicklung Im Emährungsbereich 

76.0 

75.7 

74,8 

79,1 

R Forschung und Entwicklung in der Land- und Forstwirtschaft 

sowie der Fischerei 

204.4 

207.0 

213,3 

213,8 

S Bildungs- und Berufsbildungsforschung 

120.5 

112,0 

1223 

130,7 

T Innovation und verbesserte Rahmenbedingungen 

508,4 

488,3 

666,5 

7633 

TI Indirekte Förderung des FuE-Personals in der Wirtschaft 

375,0 

320,0 

435,0 

510,0 

T2 Verbesserung des Technologie- und Wissenstransfers 

22,4 

3o;a 

573 

683 

T3 Förderung technologieorientierter üntemehmensgründungen . 

5.9 

16,1 

60.0 

70.8 

T8 Rationalisierung und wissenschaftlich-technische Ressort- 
dienstleistungen (BMWi) 

3.1 

3,0 

2.1 

2,1 

T9 Übrige Fördermaßnahmen (BMWi) 

102,0 

99.0 

1123 

112,4 

U Fachinformation 

50.0 

51,1 

70,1 

91,4 

V Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und Sozial Wissenschaften 

193,1 

200.5 

229,3 

239,8 

W übrige, nicht anderen Bereichen zugeordnete Aktivitäten 

67.5 

62,9 

79.4 

81,6 

A-W zivile Förderbereiche zusammen 

9 475.4 9 663,6 

10 577,9 

10 655,5 

X Wehrforschung und -technik 

1 838,4 1 959.4 

2 508.9 

2 658.4 

Ausgaben insgesamt . . . 

11 313.8 11623.0 

13 086.7 

13 313.9 


') Einschließlich Universitäten der Bundeswehr und ab 1984 Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwaltung 
Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 
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Die Entwicklung der Ist-Ausgaben in den einzelnen 
FÖrder bereichen zwischen 1983 und 1984 weicht 
stark von der durchschnittlichen Zunahme der 
FuE-Ausgaben des Bundes in diesem Zeitraum ab* 
Große Zuwächse gab es in den Förderbereichen 
,, Meeresforschung und Meerestechnik: Polarfor- 
schung*' (+ 31,4%), „Sonderbereiche der Grundla- 
genforschung** (4- 10,7%), „Umweltforschung: Kli- 
maforschung; SicherheitsfoFschung“ (+ 105%); in 
den Soll-Daten dieser Förder bereiche für 1985 setzt 
sich diese positive Entwicklung fort. Größere Aus- 
gahcnrückgängc zeigen sich zwischen 1083 und 
1984 in den FÖrderbereichen „Forschung und Ent- 
wicklung zur Humanisierung des Arbeitslebens** 
{—10,8%), „Berufs- und Berufsbildungsforschung** 
( — 10,9 %), Forschung und Technologie für bodenge- 
bundenen Transport und Verkehr (— 11,9%) sowie 
„Raumordnung und Städtebau; Bauforschung** 
{— 8.4 %)* Die Soll“Daten für 1985 zeigen für die För- 
derbereiche Humanisierung des Arbeitslebens bzw. 
Bildungs- und Berufsbildungsforschung wieder ei- 
nen kräftigen Ausgabenzuwachs (24,9 % bzw, 9,1 %) 
an* Im Soll 1985 weisen darüber hinaus die Förder- 
bereiche „Luftfahrtforschung und -entwicklung** 
(+ 72,1 %), „Innovation und verbesserte Rahmenbe- 
dingungen** ( -I- 42,3 %) sowie „Wehrforschung und 
-technik“ ( -i- 28 %) größere Ausgabenzuwächse ge- 


genüber dem Ist 1984 auf* Kennzeichnend für den 
Regierungsentwurf 1986 ist, neben dem starken 
Rückgang der FuE-Ausgaben in den Bereichen 
Luftfahrt (-20,1%) und Energie (—19%), eine 
überdurchschnittliche Ausgabensteigerung in den 
Förderbereichen „Fachinformation** ( + 30,4 %), 
„Biotechnologie** ( 4 23,7 %), „Informationstechnik 
(einschi* Fertigungstechnik)" (-1-20,8%) sowie 
„Weltraumforschung und Weltraumtechnik** 
{+ 18,9%). 

Betrachtet man die FuE-Ausgaben des Bundesmirü- 
steriums für Forschung und Technologie in der 
Gliederung nach Förder bereichen und Förder- 
Schwerpunkten (vgL Tabelle 1/6), so zeigt sich ein 
ähnliches Bild hinsichtlich der Entwicklung einzeh 
ner Bereiche und Schwerpunkte, Hervorzuheben 
sind hier insbesondere die überdurchschnittlichen 
Steigerungsraten in den „Sonderbereichen der 
Grundlagenforschung** sowohl im Ist 1984 gegen- 
über 1983 als auch nach den vorliegenden Daten für 
1985 und 1988. Dies gilt auch für die Förderbereiche 
„Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und Sozialwis- 
senschaften** sowie, bezogen auf die Daten des Solls 
1985 und des Regierungsentwurfs 1966, „Material- 
forsch uog; chemische Verfahrenstechnik, physikali- 
sche Technologien“. 


Tabelle 1/6 

FuE-Ausgaben des BMFT 
nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 

— in Mio DM — 


Förderbereich 

Pö rderschwerpunk t 

Ist 

Soll 

Reg.- 

Entw. 

1983 

1984 

1985 

1980 

A Trägerorganisationen: *Aus- und Neubau von Hochschulen 

470ja 

502,9 

522,8 

544,7 

Ai Grundfinanzierung MPG - - 

370,1 

392,7 

407,8 

419,7 

A3 Grundfinanzierung FhG 

100.0 

1102 

114,9 

125,0 

B Sonderbereiche der Grundtagenforschung 

(insbesondere Großgeräte) * . 

670,3 

740,9 

836J 

947.6 

C Meeresforschung und Meerestechnik; Folarforschung 

165,7 

219,1 

230,1 

236,9 

CI Meeresforschung * 

37,7 

73,6 

83.7 ; 

88.4 

C2 Meerestechnik 

80,4 

75,5 

82,0 

81,3 

C3 Polarforschung - * * 

47,5 

69,8 

64,4 

67,2 

D Weltraumforschung und Wel träum technik . . , . * - 

710,3 

775,1 

827,1 

967,2 

E Energieforscbung und Energietechnologie 

2 352,0 2 249,5 

2 220,4 

1 809,3 

El Kohle und andere fossile Energieträger 

312.9 

312,4 

304,8 

287,1 

E2 Erneuerbare Energiequellen; rationelle Energieverwendung 

244,7 

220,9 

207,7 

187,3 

E3 Nukleare Energieforschung (einschL Reaktorsicherheit) * 

1 651,7 1 558,4 

1 543,2 

1 157,7 

E4 Kemfusionsforschung * * * * 

142,7 

157,0 

164,7 

177,2 

F Umwelt forschung: Klimaforschung; Skherheitsforschung 

245,7 

28 L6 

335,1 

376,5 

Fl Ökologische Forschung * 

107,3 

117,6 

144,0 

164,8 

F2 Umweltschonende und Umweltschutztechnologien * 

100.9 

117,5 

128,5 

147,8 

F5 Wasserforschung 

21,2 

242 

27.9 

23,5 
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Förderbereich 

Förderschwerpunkt 

Ist 

SoU 

R«g.- 

Entw. 

1983 

1984 

1985 

1986 

F7 Klimaforschung 

8.2 

13,8 

25,7 

30,5 

F8 Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik 

8.2 

8.4 

9,0 

10,0 

G Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesundheit 

204.9 

215,5 

224,2 

239,5 

H Forschung und Entwicklung zur Humanisierung des Arbeits- 





lebens 

93.9 

83,1 

103,5 

106,6 

I Informationstechnik (einschl. Fertigungstechnik) 

541,8 

583,0 

653,4 

789,5 

11 Informationsverarbeitung 

107,9 

109,9 

150,7 

184,3 

12 Technische Kommunikation 

100,4 

129,4 

1033 

137,6 

13 Elektronische Bauelemente ♦ . . . 

123,5 

127,8 

170,1 

236.5 

14 Anwendung der Mikroelektronik; Mikroperipherik 

169,8 

145,0 

88,3 

75,0 

15 Fertigungstechnik * . . . 

40,0 

70,9 

141,1 

1563 

K Biotechnologie 

117,0 

120,0 

1353 

169,7 

L Materialforschung; chemische Verfahrenstechnik; physikalische 





Technologien 

248,2 

247;2 

275,7 

303,7 

LI Materialforschung 

147,6 

147^ 

179,5 

1853 

L2 Chemische Verfahrenstechnik 

24,0 

19,9 

18,3 

173 

L3 Physikalische Technologien 

76J 

80,1 

77,9 

101,3 

M Luftfahrtforschung und -entwicklung 

162,2 

175,8 

166,8 

197,0 

N Forschung und Technologie für luHlengebundenen Transport 





und Verkehr (einschl. Verkehrssicherheit) 

247,6 

217,0 

188,3 

190,4 

0 Geowissenschaften und Rohstoffsicherung 

61,3 

62,5 

49,9 

47,0 

Ol Geowissenschaften (insbesondere Tiefbohrungen) 

5.4 

16.1 

20,0 

26,0 

02 Rohstoffsicherung 

55,8 

46,4 

29,9 

21,0 

P Raumordnung und Städtebau; Bauforschung 

40,8 

32,2 

36,3 

34,0 

P2 Bauforschung und -technlk; Straßenbauforschung 

40,8 

32,2 

363 

34,0 

T Innovation und verbesserte Rahmenbedingungen 

28,3 

46,3 

1723 

249.0 

TI Indirekte Förderung des FuE-Personals in der Wirtschaft 

0,0 

0,0 

55,0 

110,0 

T2 Verbesserung des Technologie- und Wissenstransfers 

22,4 

30^ 

573 

683 

T3 Förderung technologieorientierter Unternehmensgründungen . . . 

5,9 

16.1 

60.0 

70,8 

U Fachinformation 

40,3 

41,4 

59,4 

80,6 

V Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und Sozialuissenschaften . . 

52,5 

54,3 

61,9 

68,1 

W übrige, nicht anderen Bereichen zugeordnete Aktivitäten 

33,6 

35,8 

45,7 

47,1 

Ausgabi^n insgesamt . . . 

6 486.4 

6 683,0 

7 144.8 

7 404,7 


Quelle; BMFT Rundungsdifferenzen 
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rucksache 10/5298 


Ordnet man die Fördert>ereicbe bzw, Förderschwer- 
punkte der FuE-Leistungsplansystematik des Bun* 
des bestimmten Aufgabenbereichen staatlicher 
Forschungsförderung (den sogenannten Förderpro- 
füen) zu, so läßt sich di© Entwicklung der FuE-Aus- 
gaben in einer ,^ofi Idar Stellung*' zeigen. Die Tabel- 
le 177 zeigt eine solche Profildarstellung für die 
FuE-Ausgaben des Bundes in den Jahren 1982 
bis 1986 (vgl. Schaubild 10). Der Schwerpunkt der 
Ausgaben liegt nach dem Ist 1984 auf dem Förder- 
profil „Wirtschaftsbezogene Technologieförderung" 
(34,6 %), Mach den vorliegenden Daten für 1985 und 
1986 geht dieser Anteil zurück und wird voraus- 
sichtlich 1986 knapp 30 % der FuE-Ausgaben des 


Bundes ausmachen. Den zweitstärksten Anteil ha- 
ben 1984 mit rund 20% die „Wissenschaftlichen 
Grundlagen“; die Soll-Daten 1985 weisen einen 
leichten Rückgang dieses Anteils aus, er wird je- 
doch 1086 voraussichtlich wieder auf knapp 20 % 
ansteigen. 

Eine ähnliche Entwicklung findet sich bei den 
„Staatlichen Langzeitprogrammen" deren Ttnteil 
1986 knapp 10 % betragen dürfte* Der TVnteil des 
Förderprofils „Lebensbedingungen" an den FuE- 
Ausgaben des Bundes geht zwischen 1983 und 1986 
nach den vorliegenden Daten leicht zurück; 1986 
wird er nach den Daten des Regierungsentwurfs 
124 % betragen. 


Tabelle 1/1 
(vgL Tabelle 1/5) 

Ausgaben des Bundes für Forschung und Entwicklung 
nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 
— Profildarstellung — 

— in Mio DM — 


Förderprofile 

(zugehörige Förderbereiche 
bzw. Förderschwerpunkte) 

1982 

,1983 

L984 

1985 

1988 


Ist 


SoU 

Reg-Fntw. 

L Wissenschaftliche Grundlagen - * . 

(Al, A2, A5, B, Ol, V) 

2 076 

2 209 

2 338 

2 468 

2 628 

2. Staatliche Langzeitprogramme 

(CLC3, D, E4) 

055 

938 

1 077 

1 140 

1300 

3. Lebensbedingungen (Vorsorgeforschung) 
(FL F2, F5, F7. F8. G, H, PI, P2, Q, R. Wl) 

4* Wirtschaftsbezogene Technologie- 

1420 

1468 

1 482 

1 621 

1652 

förderung 

(CZ. El. E2, E3. 11. 12. 13, 14. 15, K, LI. L2, 

U, M, N. 02) 

4 538 

4 080 

4 026 

4 374 

3 963 

5. Rahmenbedingungen; Infrastruktur 

(A3, S, TI. T2. T3. T8, T9. U) 

820 

780 

743 

975 

1 112 

6. Wehrforschung und -technik 

(X) 

1667 

1 038 

1 959 

2 509 

2 658 

Ausgaben insgesamt * - * 

11476 

11 314 

11623 

13 087 

13 314 


Quelle; BMFT Rund angsdilf Grenzen 
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Drucksache 10/5298 


Steigende Tendenz zeigt dagegen die Entwicklung 
des FuE-Ausgabenanteils. der auf «Rahmenbedin- 
gungen» Infreistruktur*' entfällt (nach dem Regie- 
rungsentwurf 1986 beläuft er sich aiif 8,4%); dies 
gilt auch für das Förderprofil «Wehrforschimg und 
-technik** (es umfaßt 20 % der FuE- Ausgaben des 
Regierungsentwurfs für 1986), Ebenfalls für den 
Zeitraum 1982 bis 1986 zeigt Tabelle 1/8 das „Profil" 
der FuE-Ausgaben des Bundesministeriums für 
Forschung und Technologie (vgl. Schaubild 11). 
Auch hier zeigt sich ein deutlicher Rückgang der 
„Wirtschaftsbezogenen Technologieförderung'*, de- 
ren Anteil an den FuE-Ausgaben 1986 voraussicht- 
lich nur noch bei 45,7 % liegen wird, während er 
nach dem Ist 1984 noch bei 532 % lag. Deutlich stei- 
gende Tendenz weist neben den „Rahmenbedingun- 
gen; Infrastruktur" auch der Anteil der „Wissen- 
schaftlichen Grundlagen“ auf. Die Tabelle 1/7 ent- 
hält zusätzlich den Anteil der F\iE-Ausgaben des 
Bundesministeriums für Forschung und Technolo- 
gie, der auf die Grundlagenforschung entfällt 
Hierzu gehören einmal sämtliche Ausgaben des 
Förderprofils 1. Darüber hinaus enthalten jedoch 
auch die übrigen Förderprofile Ausgaben, die der 
Grundlagenforschung zuzuordnen sind. (Der Anteil 
der Grundlagenforschung an den FuE-Ausgaben 
des Bundes wird in Abschnitt 5 dargestellt) Der 
prozentuale Anteil der Grundlagenforschung hat 


sich nach der vorliegenden Entwicklung der Ist- 
Ausgaben von 26,5% der FuE-Ausgaben des Bun- 
desministeriums für Forschung und Technologie im 
Jahre 1982 auf 32,3 % im Jahre 1984 erhöht 

Die Gliederung der FuE-Ausgaben des Bundes nach 
Förderungsarten (vgl. Tabelle VI/9) zeigt, daß über 
50% dieser Mittel im Wege der Projektförderung 
vergeben werden. Der darin enthaltene Anteil der 
indirekten und indirekt-spezifischen FuE-Förde- 
rung der Wirtschaft betrug 1984 4,5 % der FuE-Aus- 
gaben des Bundes, nach dem Soll 1085 beträgt er 
5,5 % und gemessen an den Daten des Regierungs- 
entwurfs 1986 sogar 62 % der FuE-Ausgaben des 
Bundes. 

Maßgeblichen Anteil an dieser Zunahme, die 1985 
gegenüber dem Ist 1984 37,4 % ausmacht haben 
verstärkte Ausgaben des Bundesministeriums für 
Forschung und Technologie zur Förderung des Zu- 
wachses der FuE-Kapazität in der Wirtschaft zur 
Förderung der Forschung auf dem Gebiet der Ferti- 
gungstechnik als auch der Mikroperipherik sowie 
für die Beteiligung am Innovationsrisiko. Der An- 
teil der direkten Projektförderung, der nach dem 
Soll 1985 bei 54,3 % liegt wird demgegenüber 1986 
auf 50,9 % der FuE-Ausgaben des Bundes zurückge- 
hen. 


Tabelle 1/8 
(vgl. Tabelle 1/6) 

Ausgaben des BMFT für Forschung und Entwicklung 
nach Förderbereichen und Förderschwerpunklen 
^ Profildarstellung — 

— in Mio DM — 


Förderprofile 

(zugehörige Förderbereiche 
bzw. Förderschwerpunkte) 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 


Ist 


SoU 

Reg-.Elntw, 

1. Wissenschaftliche Grundlagen 

(Al. B, Ol, V) 

nachrichtlich: 

in den Förderprofilen 2 bis 5 

1045 

1098 

1204 

1327 

1462 

enthaltene Grundlagenforschung 

772 

812 

954 

- 

. 

Grundlagenforschung insgesamt 

(Anteil an den FuE-Ausgaben des BMFT 
— in % — ) 

1 817 

( 26 . 5 ) 

1 910 

( 29 . 4 ) 

2 158 

( 32 . 3 ) 



2. Staatliche Langzeitprogramme 

(CI, C3, D. E4) 

949 

938 

1 077 

1 140 

1 300 

3. Lebensbedingungen (Vorsorgeforschung) , , 
(Fl, F2. F5, F7, F8, G, H. P2, Wl) 

4. Wirtschedtsbezogene Technologie- 

632 

619 

648 

745 

804 

förderung 

(C2. El. E2, E3, 11. 12. 13. 14, 15. K, LI, L2. 

L3. M. N. 02) 

4 065 

3 662 

3 557 

3 587 

3 385 

5. Rahmenbedingungen: Infrastruktur 

(A3. TI, T2, T3, U) 

174 

169 

198 

347 

455 

Ausgaben insgesamt , , . 

6 865 

6 486 

6 683 

7 145 

7 405 


Quelle: BMFT Rundungsdifferenzen 
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Auf die institutionelle Förderung entfallen weniger 
als 40 % der FuE-Ausgaben des Bundes. Dieser An* 
teil* der 1983 und 1964 gut 37 % ausmachte, gebt 
nach den vorliegenden Daten 1985 und 1986 zurück 
und wird nach dem Regierungsentwurf 1986 noch 
35,7 % ausmachen. Demgegenüber verzeichnet der 
Anteil der FuE-Ausgaben des Bundes, der auf die 
internationale Zusammenarbeit entfällt eine 
leichte Steigerung. 1983 und 1984 betrug er 6*2 % 
bzw. 03 %i nach dem Regierungsentwurf 1980 be- 
läuft er sich auf 73 % der FuE-Ausgaben des Bun- 
des. 

Die Gliederung der Ausgaben des Bundes für For- 
schung und Entwicklung nach Empfängergruppen 
{vgl. Tabelle VI/ 10) vermittelt einen Überblick über 
die an der Durchführung der vom Bund geförderten 
Vorhaben beteiligten Einrichtungen. Die Anteile 
der einzelnen Empfängergruppen haben sich* wie 
Tabelle 1/9 zeigt unterschiedlich entwickelt 

Der Anteil der bundeseigenen Einrichtungen, der 
nach den Ist* Daten 1984 leicht rückläufig war, geht 
auch nach dem Soll 1965 weiter zurück- Dies gilt 
ebenfalls für den Antel) der BÜnrichtungen der Län- 
der und Gemeinden (einschL der Hochschulen) an 
den FuE-Ausgaben des Bundes. 

Den Hochschulen und Hochschulkliniken flössen, 
unter Einbeziehung der Mittet die ihnen über die 
DFG zugute kommen, folgende Bundesmittel für 
Forschung und Entwicklung zu: 

1981 (Ist) Iß Mrd DM 

1983 (Ist) U Mrd DM 


19B4 (Ist) 13 Mrd DM 

1985 ( Soll) 13 Mrd DM 

1986 (Reg-Entw,) 1^4 Mrd DM. 

Auf die Empfängergruppe der Wissenschaftlichen 
Organisationen ohne Erwerbszweck entfallen auch 
nach dem Soll 1985 mehr als 30% der FuE-Ausga* 
ben des Bundes, Allerdings ist dieser Anteil gegen- 
über dem Ist 1984 rückläufig. Stärkste Empfänger- 
gruppe ist nach wie vor mit über 40 % der PVE-Aus* 
gaben die Wirtschaft. In den beiden letzten Jahren* 
für fiif! Tst- Angaben vorliegen, ist dieser Anteil aller- 
dings zurückgegangen. Die Daten für 1985, denen 
titfilbezogene Schätzungen zugrunde liegen, weisen 
auf eine erneute Steigerung dieses Anteils hin. An 
der Finanzierung sind neben dem Bimdesministe- 
rium für Forschung und Technologie maßgeblich 
noch das Bundes mini steii um der Verteidigung so- 
wie das Bundesministerium für Wirtschaft beteiligt 
(vgl Tabeüe VI/10), 

Die Gliederung dieser Ausgaben nach Wirtschafts- 
zweigen (vgl. Tabelle VI/ll) zeigt, daß der Schwer- 
punkt der Ausgaben bei den Wirtschaftszweigen 
„Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau“ und „Elek- 
trotechnik, Feinmechanik und Optik" liegt* an die 
zusammen über 70 % der FuE-Ausgaben des Bun- 
des an die Empfängergnippe „Wirtschaft** gehen. 

Der Anteil der Empfängergruppe „Ausland“ an den 
PuE-Ausgaben des Bundes hat sich, bezogen auf 
das jeweilige Ist, zwischen 1983 und 1984 vergrö- 
ßert, Die SolbDaten für 1985 deuten jedoch auf ei- 
nen Rückgang dieses Anteils hin {vgl. auch Tabel- 
le VI/12), 


Tabelle L/9 
(vgl. Tabelle VI/10) 

Anteile der Empfängergruppen an den Fu£*Aiisgaben des Bundes 

— in % — 


Empfängergruppe 

1981 

1902 

1983 

1984 

1985 

Ist 

Soll 

Bundeseigene Einrichtungen 

7J 

7.2 

62 

8*0 

7.0 

Einrichtungen der Länder und Gemeinden 
ein.schließlich Hochschulen * 

8J 

8,0 

6,6 

83 

8,2 

Wissenschaftliche Organisationen ohne Er- 
werbszweck ^) . , * 

3L7 

29,6 

31,4 

31,9 

30.6 

Gesellschaften und Unternehmen der Wirt- 
schaft 

43,6 

47,7 

433 

423 

46,3 

Ausland * , . 

63 

7,5 

83 

8*4 

7,9 

Insgesamt . . . 

100 

100 

100 

100 

100 

nachrichtlich: in Mio DM 

10 283 

U476 

11314 

11 623 

13 087 


Aufteilung geschätzt 

ohne Grundfinanzierung DFG und ohne Sonderforschungs bereiche 
einschließlich GrundTmamderung DPG einschließlich Sonderforschungsbereiche 
Quelle? BMFT 
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5. Zum Anteil der Grundlagenforschung an der 
Forschungsförderung durch den Bund 

Der Anteil der Grundlagenforschung an den FuE- 
Ausgaben des Bundes hat sich in den letzten Jah- 
ren, für die Ist-Daten vorliegen, positiv entwickelt 
(vgU Tabelle I/lö). Während die FuE-Ausgaben zwi- 
schen 1980 und 1984 um 16% stiegen, wuchsen die 


Tabelle I/IO 

Anteil der Grundlagenforschung 
an den FuE-Ausgaben des Bundes 


Jahr 

FuE-Ausgaben 
des Bundes 
— in Mio 

DM — 

darunter 

Anteil der Grundlagen- 
forschung 

in Mio DM 

in % 

1980 

10 022,1 

2 423,7 

24.2 

1981 

10 282,5 

2 552.5 

24,8 

1982 

11 457,6 

2 686,9 

23,4 

1983 

11 313,8 

2 854.9 

25,2 

1984 

11 623,0 

3 122,8 

26,9 


Quelle: BMFT 


FuE-Ausgaben, die auf die Grundlagenforschung 
entfallen, in derselben Zeitspanne um rund 29 %. 

Der Anteil der Grundlagenforschung an den FuE- 
Ausgaben des Bundes betrug 1984 rund 27 %, wäh- 
rend er im Jahre 1980 noch bei gut 24 % gelegen 
hatte. 

Tabelle I/ll zeigt den Anteil der Grundlagenfor- 
schung an den FuE-Ausgaben des Bundes in der 
Gliederung nach Förderbereichen für das Jahr 1984. 
Neben den Förderbereichen „Sonderbereiche der 
Grundlagenforschung“ und „Trägerorganisationen; 
Aus- und Neubau von Hochschulen“ die fast voll- 
ständig der Grundlagenforschung zuzurechnen 
sind, nehmen die Förderbereiche „Meeresforschung 
und Meerestechnik; Polarforschung“ (61,3%), Bio- 
technologie“ (44,3 %), „Weltraumforschung und 
Weltraumtechnik“ (42,5%) sowie „Forschung und 
Entwicklung im Dienste der Gesundheit“ (38,7 %) 
eine Spitzenstellung hinsichtlich des Anteils der 
Grundlagenforschung an ihren gesamten FuE-Aus- 
gaben ein. Eingeschränkt auf die zivilen Förderbe- 
reiche beträgt der Anteil der Grundlagenforschung 
3 122,1 Mio DM, das sind 32,3 % der gesamten zivi- 
len FuE-Ausgaben des Bundes. (Zum Anteil der 
Grundlagenforschung an den FuE-Ausgaben des 
Bundesministeriums für Forschung und Technolo- 
gie vgl. Tabelle 1/8.) 
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Tabelle 1/11 

Antel) der Grundlagenforschung an den FuE-Ausgaben des Bundes 
nach Förderbereichen 1984 


Förderbereiche 

FuE- 

Ausgaben 

1904 

darunter 

Grundlagen- 

forschung 

jeweiliger 
Anteil der 
Grundlagen- 
forschung 
in % 


— in Mio DM — 

A Trägerorganisationen; Aus- und Neubau 

von Hochschulen 

1 418.2 

1 205,7 

853 

B Sonderbereiche der Grundlagenforschung 

(insbesondere Großgeräte) * * 

760.6 

740,9 

97,4 

C Meeresforschung und Meerestechnik^ 

Polarforschung 

224,1 

137.3 

6/, 3 

D Weltraumforschung und Wei träum technik 

775,1 

329,1 

42,5 

E Energieforschung und Energietechnologie . , . 

2 324,8 

1533 

6,6 

F Umweltforschung; Klimaforschung; 

Sicherheitsforschung 

524.1 

77,9 

14,9 

G Forschung und Entwicklung im Dienste der 

Gesundheit - 

347.4 

134,5 

38 J 

H Forschung und Technologie zur Humanisierung 
des Arbeitslebens - 

100,9 

6,6 

6.5 

I Informationstechnik (einschl. Fertigungstechnik) 

583,0 

263 

48 

K Biotechnologie 

130.8 

58,0 

443 

L Materiaiforschung; chemische Verfahrenstechnik: 

physikalische Technologien 

329.6 

62,5 

19,Ö 

M Luftfahrtforschung und -entwicklung 

428.8 

5,9 

lA 

N Forschung und Technologie für bodengebundenen 
Transport und Verkehr (einschl. Verkehrssicherheit) - • 

2283 

43 

IJ 

0 Geowissenschaften und Rohstoffsicherung 

1453 

243 

16,6 

P Raumordnung und Städtebau; Bauforschung 

164.1 

73 

4,8 

Q Forschung und Entwicklung im Em äh rungsbereich . . . 

75J 

153 

20 J 

R Forschung und Entwicklung in der Land- 
und Forstwirtschaft sowie der Fischerei 

207,0 

19,4 

9A 

S Bildungs- und Beruf sbildungsforschung 

112,0 

73 

6J 

T Innovation und verbesserte Rahmenbedingungen , , , . , 

468,3 

13 

OA 

U F ach Information ...... * . 

51,1 

9,1 

17,8 

V Geisteswissenschaften: Wirtschafts- 
und SoziaJwissenschaften 

200,5 

68.9 

34A 

W Übrige, nicht anderen Bereichen zugeordnete 
Aktivitäten 

62,9 

25.6 

4ÖJ 

A-W zivile Ford er bereiche zusammen 

9 663,6 

3 122,1 

32.3 

X Wehrforschung und -technik 

1 959.4 

0,7 

0,0 

Summe FuE- Ausgaben des Bundes 

11 6233 

3 1223 

26,9 


Quelle: BMFT Rundungsdifferen^en 
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6. Die Ausgaben der Länder (einschlEeßlich 
Gemeinden) für Forschung und Entwicklung 

Die FuE- Ausgaben der Länder haben sich zwischen 
1979 und 1983. dem letzten Jahr, für das Ist-Ausga- 
ben vorliegen, von 5.9 Mrd DM auf 6,9 Mrd DM, also 
um 16,4% erhöht Gegenüber 1981 lag der Anstieg 
1983 unter 3 Diese verhältnismäßig geringe Stei- 
gerung ist jedoch zu einem Teil methodisch bedingt; 
seit 1983 werden die Forschungsanstalten der Län- 
der, wie im übrigen auch die des Bundes, in den 
Erhebungen nur noch mit ihrem FuE-Anteil be- 
rücksichtigi Ohne diese methodische Änderung 
würde der Anstieg der FuE-Ausgaben 1983 gegen- 
über 1981 mehr als 4 % betragen. 

Für 1984 und 1985 weisen die Haushaltsansätze der 
Länder auf größere Steigerungsraten hin, so daß 
die FuE-Ausgaben 1985 rund 7,6 Mrd DM betragen 
dürften: das bedeutete gegenüber 1983 eine Steige- 
rung von mehr als 10 

Eine länderweise Gliederung der Ausgaben der 
Lander liegt nur für die Wissenschaftsausgaben vor 
(vgl. Tabelle 1/12 und Tabelle VI/ 15), da insbeson- 
dere die Ermittlung des FuE-Bereichs in den Hoch- 
schulen einschließlich der Hochschulkliniken in 
diesem Detaiüiemngsgrad z. Z. nicht möglich ist. 


Bezüglich des Berechnungsverfahrens der FuE- 
Ausgaben wird auf die methodischen Ausführun- 
gen im Bundesbericht Forschung 1984 (Teil VII) 
verwiesen. 

Der Schwerpunkt der FuE-Ausgaben der Länder 
liegt bei den Hochschulen, ihr Anteil betrug 1983 
rund 74 %\ die vorliegenden Daten deuten auf eine 
leicht abnehmende Tendenz dieses Anteils hin. 
Wachsendes Gevncht erhält die Finanzierung der 
Forschungseinrichtungen außerhalb der Hcxsh- 
schulen, ihr Anteil an den FuE-Ausgaben der Län- 
der lag 1983 bei rund 22 %. Dazu gehören zum einen 
die in den Landeshaushalten etatisierten For- 
schungseinrichtungen, die zur Durchführung der ei- 
genen Aufgaben von den Ländern voll finanzieK 
werden und die hier mit ihrem FuE-Anteil berück- 
sichtigt werden. Zum anderen gehören dazu die von 
Bund und Ländern gemäß Artikel 91 b GG gemein- 
sam geförderten Forschungseinrichtungen; diese 
werden hier mit dem LänderanteÜ an der Finanzie- 
rung der FuE-Ausgaben berücksichtigt. 

Die Ausgaben der Länder, die für Forschung und 
Entwicklung in den Wirtschaftssektor fließen, sind 
anhand der vorliegenden Daten leicht zurückgegan- 
gen: ihr Anteil an den FuE-Ausgaben lag 1983 bei 
knapp 5 %. 


Tabelle 1/12 
(vgL Tabelle VI/ 15) 

Entwicklung der Wissenschaftsausgaben der Länder 
(einschließlich Gemeinden) — Netloausgaben 

— in Mio DM — 


Land 

1077 

1979 

1981 

1963 

* 1985 

Ist 

SoU 

Baden -Württemberg . , 

2 384,9 

2 734,0 

3 139,0 

3 520.7 

3 968,3 

Bayern 

2 263,0 

2 578,2 

3 031,5 

3 347.5 

3 766.2 

Berlin 

1 262,1 

1 466,5 

1 714,7 

1 817,7 

1 923,7 

Bremen 

131,7 

146.9 

191,0 

209.9 

203.7 

Hamburg 

595,1 

676,0 

833,9 

924,3 

1 042,9 

Hessen 

1 430,8 

1 635.8 

1 014,8 

2 093,4 

2 257.4 

Niedersachsen 

1 40O;2 

l 700^ 

2 059,0 

2 201.0 

2 378.1 

Nordrhein-Westfalen * * , 

3 943,8 

4 543,4 

5 219,8 

5 345,0 

5 536.6 

Rheinland-Pfalz * . . 

593.0 

674,8 

801,1 

880,9 

966.1 

Saarland 

294.1 

332,6 

344,9 

426.9 

488.6 

Schleswig-Holstein * , - 

508,7 

600,2 

726,0 

785,3 

849,5 

Insgesamt 

14 868,4 

17 088,5 

19 975.5 

21 552,1 

23 380,9 

darunter; FuE^) 

4 869 

5 914 

6 707 

6 883 

7 600 


1) Die Ausgaben schließen die Land eran teile für die in Kapitel 7 dargestellte gemeinsame Forschungsförderung von 
Bund und Ländern ein; Ausgaben der Gemeinden ab 1983 geschätzt, ab 1979 einschließlich Zusetzung der k auf man - 
füsch buchenden Hoch sch ulklimkem 

Zum Teil geschätzt; Daten revisionsbedingt mit fniheren Veröffentlichungen nicht vergleichbar. Ab 1983 Berücksich- 
tigung der Forsch ungsan Stal ten der Länder nur mit PuE-Anteilen. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, BMFT Rundungsdifferenzen 
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7. Gefnalnsame Forschungstörderung durch 
Bund und Länder 

Das staatliche System der Forsehungsf Order ung in 
der Bundesrepublik Deutschland ist durch seine 
bundesstaatliche Verfassung geprägt. Die jeweili- 
gen Aufgaben des Bundes und der Länder beruhen 
auf geschriebenem und ungeschriebenem Verfas- 
sungsrecht, 

Nach Artikel 91b des Grundgesetzes können Bund 
und Länder die Forschung auch gemeinsam för- 
dern. Am 28. November 1975 Unterzeichneten die 
Regierungen von Bund und Ländern eine Rahmen- 
Vereinbarung, die die Zusammenarbeit bei der För- 
derung von Einrichtungen und Vorhaben wissen- 
schaftlicher Forschung von überregionaler Bedeu- 
tung regelt Sie erstreckt sich zur Zeit auf folgende 
Einrichtungen und Vorhaben: 

— Deutsche Forschungsgemeinschaft (ÜFG) ein- 
schiieblich Sonderforschungsbereiche 

— Max-Planck-Gesellschaft (MPG) 

~ Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) 

— 13 Großforschungseinrichtungen 

— 46 Forschungseinrichtungen der Blauen Liste 

— Akademienprogramm mit 05 Vorhaben. 

Die Rahmenvereinbarung Forschungsförderung 
sieht Schlüssel vor, nach denen die Finanzierung 
der unterschiedlichen Institutionen auf Bund und 
Lander verteilt wird (vgl, dazu im einzelnen 
Teil V). 

Nach den Wirtschaftsplänen, abgedruckt im Ent- 
wurf des Bundeshaushaltsplanes 1986, stieg die in- 
stitutionelle Förderung dieser Einrichtungen 1985 
insgesamt auf 4,5 Mrd DM gegenüber 4,2 Mrd DM 
im Jahre 1984 (+ 6,9%), für 1986 sind 4,8 Mrd DM 
vorgesehen, was einen weiteren Anstieg um 7 % be- 
deutet. Der Bundesanteil steigt etwas starker, er 
erhöht sich in den entsprechenden Jahren um 7,3 % 
bzw, 7,5 im Jahre 1986 beträgt er nach den Wirt- 
schaftsplänen rund 3.5 Mrd DM. womit er im 
Durchschnitt mit 72,5% {1985 waren es ebenfalls 


72.2%) zu der Finanzierung der Institutionen bei- 
trägt (vgl. Tabelle L13). 

Im Rahmen der gemeinsamen Forschungsförde' 
rung durch Bund und Lander nehmen die DFG (vgl. 
Teil V, Abschnitt LI) sowie die MPG (vgL Teil V, Ab- 
schnitt 32.1) eine Sonderstellung ein, da sich neben 
dem Bund alle Bundesländer an der Finanzierung 
beteiligen. Die institutionelle Förderung von DFG 
wie auch MPG erfolgt grundsätzUch im Verhältnis 
50 : 50, wovon die Sonderforschungsbe reiche, auf 
die rund 32% der DFG-Mittel entfallen, ausgenom- 
men sind; sie werden im Verhältnis 75 ; 25 von Bund 
und Ländern finanziert Im Jahre 19ÖB wird der An- 
teil von DFG und MPG gemeinsam an der For- 
sch ungsförde rung durch Bund und Lander voraus- 
sichtlich 37,0 % betragen und liegt damit leicht un- 
ter dem von 1985 (38,5 %). 

Die Fraunhofer-Gesellschaft wird vom Bund und 
den sieben Bitzländern gemeinsam gefördert (vgl 
Teil V, Abschnitt 322). Auch im Falle der Großfor- 
schungseinrichtungen ist neben dem Bund nur das 
jeweilige Sitzland (bzw. die Sitzländer) an der Fi- 
nanzierung beteiligt; diese erfolgt im Verhältnis 
90 : 10 (vgl. Teil V» Abschnitt 2). Der Anteil der Groß- 
forschungseinrichtungen an der gesamten institu- 
tionellen Förderung ist in den letzten Jahren leicht 
gestiegen: 1986 wird er voraussichtlich 50 % ausma- 
chen (gegenüber 48,5 % im Jahre 1985). 

Neben den genannten großen Forschungseinrich- 
tungen sind auch kleinere Einrichtungen in die ge- 
meinsame Forschungsförderung einbezogen, soweit 
eine überregionale Bedeutung und ein gesamtstaat- 
liches wissenschaftspolitisches Interesse an der 
Förderung besteht 

Die dazu gehörenden Forschungseinrichtungen der 
Blauen Liste umfassen 35 Insütutionen, die vom 
Bund und dem jeweiligen Sitzland, sowie 11 Servi- 
ceeinrichtungen, die vom Bund und allen Bundes- 
ländern gefördert werden. Bund und Länder för- 
dern außerdem gemeinsam ein von der Konferenz 
der Akademien der Wissenschaften koordiniertes 
Programm. Dieses umfaßt gegenwärtig 95 Vorha- 
ben der fünf Akademien der Wissenschaften (Göt- 
ti ngen, München, Heidelberg, Mainz, Düsseldorf). 
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Tabelle 1/13 

Gememsame Forsch unßsförderunjj durch Bund und liinder 1984 bis 1986 
(Institutionelle Förderung) 

— in Mio DM — 




1984 Ist 



1985 Soll 


1986 Rcg.-Entw. 

Einrichtungen 

Insge- 

samt 

Bund 

Länder 

insge- 

samt 

Bund 

Lander 

insge- 

samt 

Bund 

Lander 

Max-Flanck>Gesellschaft 

759.4 

379,7 

379.7 

787,5 

393,7 

393,7 

811.1 

405,6 

405,6 

Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft 

920.4 

534,1 

386,4 

951,1 

552.3 

398,9 

979,3 

568,6 

410,7 

davon: 

— allgemeine 

Förderung 

611.6 

305.8 

305,8 

630,0 

315,0 

315,0 

6492 

324.6 

324,6 

— Sonderforschungs- 
bereiche 

294,2 

220,7 

73,6 

303,0 

227,3 

75,8 

312,0 

234,0 

78,0 

— Heisenberg- 

Programm 

13,6 

6.8 

6.8 

15.0 

7.5 

7.5 

15,0 

7.5 

7.5 

— Friedens- und Kon- 
fliktforschung 

1,0 

0.8 

0.2 

3.1 

2.5 

0.6 

3.1 

2.5 

0,6 

Arbeitsstelle Friedens- 
forschung Bonn 

0.4 

0.4 

0.1 

0,5 

0.4 

0,1 

0,5 

0.4 

0,1 

Fraunhofer-Gesellschaft *) 

139.6 

116.0 

23,6 

152,7 

121.8 

30,9 

171.8 

131.7 

40,1 

Akademienprogramm .... 

25,9 

12,9 

12,9 

27,4 

13,7 

13,7 

28,1 

14,0 

14,0 

Großforsch ungs- 
einrichtungen 

l 092,8 

1 789,9 

202,7 

2 189,4 

1961,5 

228,0 

2 410,0 

2 156,6 

259,0 

davon: 

— Alfred-Wegener- 
Institut für Polar- 
forschung. Bremer- 
haven (AWI)2) 

66.6 

60.0 

6,5 

72,1 

57,3 

14,9 

74,9 

63,6 

11,3 

— Deutsches Elektro- 
nen-Synchrotron, 
Hamburg (DESY) ... 

144,4 

123.3 

21.1 

236,7 

206,6 

30,1 

345,7 

301,6 

44,1 

— Deutsche For- 
schungs* und Ver- 
suchsanstalt für 

Luft- und 

Raumfahrt 
e. V. Köln 

(DFVLR)^) 

282,3 

254,5 

27.9 

291,4 

262,3 

29,1 

310,7 

279,6 

31,1 

— Deutsches Krebsfor- 
schungszentrum. 
Heidelberg (DKFZ) . 

96.4 

86,7 

0.6 

97,3 

87,6 

9.7 

1032 

92.8 

10.3 

— Gesellschaft für Bio- 
technologische For- 
schung mbH, Bruun- 
schweig-Stöckheim 
(GBF) 

30,2 

27,2 

3.0 

35,7 

322 

3,6 

43.2 

38,9 

4.3 

— GKSS — For- 
schungszentrum 
Geesthacht GmbH. 
Geesthacht (GKSS) . 

872 

78,5 

8.7 

86,1 

77.5 

8.6 

882 

79.4 

8.8 

— Gesellschaft für Ma- 
thematik und Daten- 
verarbeitung mbH, 
Bonn (GMD) 

62,5 

562 

6.3 

68,4 

61,6 

6.8 

812 

73.0 

8,1 
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1984 Ist 



1985 Soll 


1986 Reg.-Entw. 

Einrichtungen 

insge- 

samt 

Bund 

Länder 

insge- 

samt 

Bund 

Länder 

insge- 

samt 

Bund 

Länder 

— Gesellschaft für 
Strahlen- und Um- 
weltforschung mbH. 
München (GSF) 

105.0 

95,8 

9.2 

123,4 

113,2 

10.3 

123,8 

1102 

13,5 

— Gesellschaft für 
Schwerionen- 
forschung mbH. 
DarmsLadt (GSI) .... 

76.3 

69.2 

7.1 

87,9 

80.1 

7,7 

110,7 

103.1 

7.7 

— Hahn-Meitner- 
Institut für 
Kernforschung 

Berlin GmbH. 

Berlin (HMI) 

86.9 

782 

8.7 

92,4 

832 

9.2 

107,3 

96,5 

10,7 

— Max-Planck-lnstitut 
für Plasmaphysik 
GmbH, Garching bei 
München (IPP) 

86.2 

77.5 

8.6 

88.0 

79.2 

8,8 

91,5 

822 

9.1 

— Kernforschungs- 
anlage Jülich 

GmbH, 

Jülich (KFA) 

391,6 

352,4 

392 

4122 

371,0 

41.2 

432,8 

381.9 

50,9 

— Kernforschungs- 
zentrum Karlsruhe 
GmbH. Karlsruhe 
(KfK) 

4772 

430,4 

46.8 

497.7 

449.7 

48.0 

502,8 

453.6 

49,1 

Einrichtungen der 
.«Blauen Liste*“*) 

386.9 

203,8 

183.1 

407.9 

215.7 

192,2 

428.1 

227.6 

200,6 

Insgesamt 

4 225.4 

3 036,8 

1 166.5 

4 516.5 

3 259,1 

1 257.5 

4 834.9 

3 504,5 

l 330,1 


Ohne die institutionelle Förderung durch das BMVg, da sie nicht der gemeinsamen Bund/Länder*Finanzierung 
unterliegt 

Einschließlich Institut für Meeresforschung. Bremerhaven. 

Ohne eine Pauschalabgeltung des BMVg in Höhe von 20 Mio DM» da sie nicht der gemeinsamen Bund/Länder- 
Finanzierung unterliegt. 

Ohne Institut für Meeresforschung, Bremerhaven. 

Quelle: Wirtschaftspläne, abgedruckt im Entwurf des Bundeshaushaltsplans 1986, BMFT Rundungsdifferenzen 
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8. Die Förderung von Forschung und 
Entwicklung in der Wirtschaft 

Forschung und Entwicklung In der Wirtschaft 

Die Schaffung neuer wissenschaftlicher Kenntnisse 
und ihre Umsetzung in neue Produkte und Verfah- 
ren ist für das Bestehen der deutschen Wirtschaft 
im internationalen Wettbewerb, für Wohlstand, Be- 
schäftigung und für die Bewältigung der Zukunfts- 
aufgaben unerläfiUch. Dies güt um so mehr, als der 
Wohlstand in der Bundesrepublik Deutschland zu 
einem wesentlichen Teil auf der engen Einbindung 
Ihrer Industrie in die internationale Arbeitsteilung 
beruht. Jeder Dritte der in der Industrie Beschäftig- 
ten arbeitet für den Export und ebenfalls ein Drittel 
des deutschen Bruttosozialprodukts wird durch Ex- 
porte erwirtschaftet 

Neue Technologien fördern in mehrfacher Hinsicht 
die Dynamik und Wettbewerbsfähigkeit der Wirt- 
schaft: 

— Neue Produktionsprozesse verbessern die Wett^ 
bewerbsfähigkeit durch Senkung der Produkt 
tionskosten 

— Neue Produkte und Produktionsverfahren för- 
dern den Strukturwandel und erleichtern die 
Anpassung an weltwirtschaftliche Veränderun- 
gen 

" Neue Produkte stimulieren die Nachfrage und 
verstärken so das wirtschaftliche Wachstum. 

Umfang und Erfolg von Innovationen hängen dabei 
von einer Vielzahl von Faktoren ab. Besonders 
wichtig sind: 

— Günstige wirtschaftliche Rahmenbedingungen 

— Hohe Investitionen 

— Dynamischer Wettbewerb 

— Intensive Forschung und Entwicklung, sowohl in 
den Forschungseinrichtungen wie in den Unter- 
nehmen 

— Hohe Qualifikation der Erwerbstätigen. 

Eine wesentliche Voraussetzung für erfolgreiche In- 
novationen ist intensive Forschung und Entwick- 


lung in der WirtschafL Die FuE-Gesamtaufwendun- 
gen der Wirtschaft, die 1981 27,8 Mrd DM ausmach- 
ten, haben sich bis 1983, dem letzten Jahr, für das 
Ergebnisse vorliegen, auf 33.lMrdDM, also um 
rund 19 %, erhöht (integrierte Daten des Stifter- 
verbandes |SV] und der ^Arbeitsgemeinschaft indu- 
strieller Forschungseinrichtungen lAIF]; vgl. Ta- 
belle VI/16). Hieivon entfallen rund 98% auf 
FuE-Aufwendungen der Unternehmen (1983: 
32,5 Mrd DM); der Rest sind FuE-Aufwendungen 
der Institutionen der Gemeinschaftsforschung- 

Für 1985 werden die FuE-Aufwendungen auf 
37 Mrd DM geschätzt. 

Den größten Anteil an den FuE-Aufwendungen der 
Wirtschaft haben nach wie vor die drei großen Be- 
reiche Chemische Industrie* Stahl-, Maschinen- und 
Fahrzeugbau sowie Elektrotechnik, Feinmechanik 
und Optik. Auf diese drei Sektoren entfallen zusam- 
men rd. 84 % der FuE-Aufwendungen der Unterneh- 
men. Diese Wirtschaftszweige erwirtschafteten 1983 
rd. 47 % der Bruttowertschöpfung des warenprodu- 
zierenden Gewerbes und einen Beitrag von 21 % an 
der Bruttowertschöpfung insgesamt (vgl- Schau- 
bild 12), 

Die Intensität der unternehmenseigenen For- 
schung und Entwicklung lag 1Ö83 bei 3 % (1981: 
2,8 %) des Umsatzes. Besonders forschungsintensiv 
sind nach der Erhebung des Stifterverbandes die 
Einzelbereiche Elektrotechnik 7,6% (1981: 7,2%)* 
Feinmechanik. Optik 4.8% (1981: 5*3%)* Chemische 
Industrie 4,4% (1981: 4,6%), Herstellung von Krafb 
wagen und deren Teilen 3,7% (1981: 3*5%) sowie 
Maschinenbau 3,3% (1981: 3*1 %). 

Diese für die gesamtwirtschaftliche Wertschöpfung 
wichtigen Sektoren mit hohen FuE-Aufwendungen, 
die zudem in hohem Maße aus eigenen Mitteln er- 
bracht werden* zwischen rd. 98% bei der chemi- 
schen Industrie und 88% in der Elektrotechnik, 
spielten auch im Außenhandel eine hervorragende 
Rolle. Knapp zwei Drittel des Auslandsumsatzes im 
Verarbeitenden Gewerbe und Bergbau entfielen 
1984 auf die Bereiche Fahrzeugbau (19*ß %), Elektro- 
technik einschließlich Feinmechanik und Optik 
(12*0%)* Chemie (17,0%), Maschinenbau (15*9%) 
(vgl. Statistisches Jahrbuch 1985* Umsatz der Be- 
triebe im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe* 
Seite 181). 
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11 383 

FuE-Aufwendungen der Unternehmen 
des Warenproduzierenden Gewerbes: 

31,8 Mrd DM = 97,9% der FuE-Auf- 
Wendungen der Unternehmen insgesamt 

Im Kreis; Beitröge zur BWS in Mrd DM 
Außerhalb des Kreises FuE-Aufwendungen 
in Mio DM 


8 789 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
SV- Wi ssenschoftsstatistik 


Beiträge des warenproduzierenden 
Gewerbes zur Bruttowertschöpfung (BWS) 
und die FuE-Aufwendungen der 
Unternehmen nach Wirtschaftszweigen 
in der Bundesrepublik Deutschland 
( 1983 ) 

1940 


Schaubild 12 
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Förderzfete und Fördeiinstrumente 

Ziele der Förderung von Forschung und 
Entwicklung in der Wirtschaft 

FuE in der Wirtschaft als Voraussetzung für Inno- 
vationen sind in einer marktwirtschaftlichen Ord- 
nung originäre Aufgaben der Unternehmen. Staatli- 
che Aufgabe ist es. ein günstiges Forschungsklima 
zu schaffen. Staatliche Forschungsförderung in der 
Wirtschaft orientiert sich deshalb am Grundsatz 
der Subsidiarität und ist dort gefordert, wo aus 
übergeordneten gesellschaftlichen oder gesamtwirt- 
schaftlichen Gründen FuE einer Unterstützung be- 
dürfen. 

Der Einsatz der unterschiedlichen Förderinstru- 
mente bestimmt sich nach den von der Förderung 
verfolgten Zielen. Dabei finden sich indirekte und 
indirekt-spezifische Maßnahmen dort, wo staatli- 
ches Interesse an Forschung überhaupt vorliegt, die 
Definition der konkreten FuE-Inhalte aber den Un- 
ternehmen überlassen bleibt. Die direkte Projekl- 
förderung wird dagegen dort gewählt, wo die staat- 
liche FuE-Politik ihre Ziele inhaltlich präzise be- 
stimmen kann und ein erhebliches öffentliches In- 
teresse an ihrer Lösung besteht. 

Sie wird daher auf Aufgaben der staatlichen Da- 
seins- und Zukunftsvorsorge auf besonders risiko- 
reiche^ aufwendige, die Privatwirtschaft überfor- 
dernde längerfristige FuE sowie auf besonders 


wichtige branchenübergreifende Schlüsseltechnolo- 
gien konzentriert. 


Indirekte Maßnahmen 

Die indirekte Förderung setzt insbesondere bei den 
Faktoren „Personal*’ und „Investitionen" für FuE 
an. Sie soll den Unternehmen ermöglichen, das Per- 
sonal oder die Investitionen für FuE zu verstärken. 
Das staatliche Interesse besteht hier in einer gene- 
rellen Förderung der industriellen FuE-KapazitäL 

Die Relation zwischen indirekter und direkter För- 
derung hat sich in den letzten Jahren deutlich ver- 
schoben. Die Forschungspolitik der siebziger Jahre 
setzte verstärkt auf die direkte Förderung. 1976 er- 
reichte die direkte Forschungsförderung des Bun- 
des den Maximalwert des 14,8-fachen der indirek- 
ten Förderung (wobei hierin die Steuerminderein- 
nahmen von Bund, Ländern und Gemeinden sowie 
die anderen indirekten und indirekt-spezifischen 
Fördermaßnahmen des Bundes einbezogen sind). 
Die jetzige Bundesregierung hat im Rahmen der 
Neuorientierung ihrer Forschungspolitik das Ge- 
wicht deutlich hin zu mehr indirekten Maßnahmen 
verlagert (1984: 1 :2.8), Mit dieser Umstrukturierung 
wird eine hohe Breitenwirkung der Forschungsför- 
derung, insbesondere bei mittelständischen Unter- 
nehmen erreicht und die Diffusion neuer Technolo- 
gien in der Volkswirtschaft beschleunigt. 


Tabelle 1/14 

Indirekte Maßnahmen zur Förderung von Forschung und Entwicklung in der gewerblichen Wirtschaft 


Zuständiges Ressort 

Fördermittel/Steuermindoreinnahmen (Mio DM) 

Maßnahme 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 t) 

1986 •) 

BMWi 







— Fu E- Personalkoslenzusch uß 

359,3 

390,0 

375,0 

320,0 

380.0 

400,0 

BMFT 







— Forschungspersonol-Zuwachsförderung 

— 

— 

— 

— 

55,0 

100,0 

— Auftragsforschung und -entwicklung 

10.5 

13,0 

13,1 

21,2 

41,0 

50,0 

— Wagnisfinanzierung und technologieorien- 
tierte Untemehmonsgründungen 

3,9 

6.0 

5.0 

12,3 

60,0 

70,8 

— Technologietransfer und Forschungskoope- 
ration 

1.4 

L3 

1.1 

0.5 

163 

183 

Steuerliche Maßnahmen 







— FuE-Investitionszulage (§ 4 InvZulG) ^) ..... 

289,0 

283.0 

278,5 

3303 

350.0 

370,0 

— FuE-Sonderabschreibungen 

(§ 82 d EStD) 2. 3) 

— 

— 

150.0 

300,0 

300.0 

300,0 

Insgesamt . . . 

664.1 

693.1 

822,7 

984,3 

1 2023 

1 309,0 


*) Soll 
2) geschätzt 

Steuerminde reinnahmen von Bund. Ländern und Gemeinden 
Quelle: BMFT 
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Während die FuE-Investitionszulage seit 1981 eine 
leichte Steigerung von rd. 290 Mio DM auf voraus- 
sichtlich 350 Mio DM in 1985 erfuhr, erfolgt seit 1983 
eine maßgebliche Steigerung der indirekten FuE- 
Fördening durch die Sonderabschreibungen für 
FuE-Investitionen, die durch das Steuerentla- 
stungsgesetz 1984 wieder eingeführt wurden. Seit 
1984 beträchtlich gesteigert wurde auch die F'örde- 
rung der Auftragsforschung und -entwicklung, die 
den Unternehmen den Zugang zu externer FuE- 
Kapazität erleichtert 

Bei der personalorientierten Forschungsförderung 
wurden die Mittel 1985 erhöht, mit der Einführung 
der ForschungspersonahZuwachsförderung werden 
jedoch neue Akzente bei der Förderung des Einsat- 
zes von Forschungspersonal in der Wirtschaft ge- 
setzt. 

Der Technologie- und Wissenstransfer zwischen 
Wissenschaft und Wirtschaft wird ab 1985 durch die 
Förderung von Forschungskooperationen zwischen 
Industrieunternehmen und Forschungseinrichtun- 
gen über die Entsendung von Nachwuchswissen- 
schaftlern zusätzlich beschleunigt Seit der zweiten 
Jahreshälfte 1984 ist eine starke Nachfrage der 
neuen Risikokapilalgesellschaften bzw. ihrer Betei- 
ligungsfirmen zu verzeichnen. Das gewünschte En- 
gagement privater Kapitalgeber für neue, risikorei- 
che Technologieunternehmen ist in Gang gekom- 
men. 


Indirekt-spezifische Maßnahmen 
Angeboizseitige Maßnahmen 

Unter indirekt-spezifischer Förderung werden Maß- 
nahmen verstanden, die auf Förderung in bestimm- 
ten Technologiegebieten oder auf gesamtwirtschaft- 


lich wichtige Bereiche beschränkt sind. Dabei wird 
prinzipiell jedes in das Programm passende Vorha- 
ben gefördert. Die indirekt-spezifische Förderung 
kommt als Förderinstrument immer dann in Frage, 
wenn ein staatliches Interesse daran besteht, FuE 
auf diesen Gebieten breitenwirksam zu verstärken. 
Indirekt ist die Förderung aus der Sicht der Unter- 
nehmen deshalb, weil der Staat keinen Einfluß auf 
die Inhalte des einzelnen Vorhabens nimmt. Das 
Förderverfahren Ist stark vereinfacht Spezifisch ist 
diese Förderung, weil Vorhaben innerhalb eines be- 
stimmten Technologiebereiches gefördert werden. 

Neben dem Sonderprogramm Anwendung der Mi- 
kroelektronik wurde 1984 mit dem Programm Ferti- 
gungstechnik die indirekt-spezifische Förderung 
auf zwei weiteren Technologiegebieten eingeführt 
Es handelt sich zum einen um die Förderung der 
Anwendung von rechnergestützten Systemen zur 
Entwicklung, Konstruktion und Steuerung des Fer- 
tigungsablaufs (CAD/CAM). Zum anderen werden 
FuE-Vorhaben zur Hoboterentwicklung gefördert 
Ab 1985 werden mit indirekt-spezifischen Maßnah- 
men die breite Anwendung fortschrittlicher, an die 
Mikroelektronik angepaßter Mikroperipherik-Kom- 
ponenten, Sensoren und Leistungselektronik (För- 
derprogramm Mikroperipherik) und ab 1986 die 
Einführung moderner Technologien bei der biotech- 
nologischen Produktion (Förderprogramm Biotech- 
nologie) unterstützt (vgl. Schaubild 13). 

Nachfrageseitige Maßnahmen 

In der Wirkung vergleichbar den indirekt-spezifi- 
schen Maßnahmen sind die steuerlichen Begünsti- 
gungen 

— für bestimmte Investitionen im Bereich der 
Energieerzeugung und -Verteilung gern. § 4a Inv- 
ZulG 


Tabelle 1/15 

Angebotsseitige Maßnahmen des BMFT zur indirekt-spezifischen Forderung 
von FuE in der gewerblichen Wirtschaft 


Maßnahmen 

Fördermillel (Mio DM) 

1982 

1983 

1984 

1985 ‘) 

1986') 

Sonderprogramm 

Mikroelektronik 

87,5 

151,3 

125.6 

37.4 


Fertigungstechnik 

indirekt-spezifische Maßnahme 




35.5 

115.0 

125.0 

Mikroperipherik 

indirekt-spezifische Maßnahme ...... 







20.0 

40.0 

Biotechnologie 

indirekt-spezifische Maßnahme 

— 

— 

— 

— 

15.0 

Insgesamt ... 

87,5 

151.3 

161,1 

172,4 

180.0 


Soll-Ansätze 
Quelle: BMFT 
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Atoßnahmen des BMFT zur indirekt-spezifischen 
Forderung von FuE in der gewerblichen Wirtschaft 
— Fördermltfl In Mio DM — Schoubild 13 (vgl. Tobdie 1/15) 


Maßnahmen 


1982 


1983 1984 1985’) 1986’) 


Sonderprogramm Mikro- 
elektronik 


Fertigungstechnik 

Mikroperipherik 

Biotechnologie 


88 


151 


!r^_ 


126 


37 


36 


115 


CIE 


125 


40 


Insgesamt 

88 

151 

161 

172 

Tb 


') Soll-Ansätze 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 



— für Wirtschaftsgüter, die dem Umweltschutz die- 
nen, gern. § T d EStG 

— für Maßnahmen der Energieeinsparung und des 
Einsatzes \ron Anlagen zur Nutzung regenerati- 
ver Energiequellen gern* §51 Abs* l Nr 2 Buch' 
stabe q EStG* 

Mit diesen werden in einem begrenzten, d. h. spezi^ 
fischen Bereich, steuerliche Anreize auf der Nach* 
f ragesei te gewährt* Von den angebotsseitigen indi* 
rekt*spezifischen Maßnahmen unterscheiden diese 
Maßnahmen sich vor allem dadurch. daÜ sie ausge* 
hend von besonderen politischen Zielsetzungen 
{wie 2 . B* Energieeinsparung. Umweltschutz) auch 
den Einsatz bestimmter neuer Technologien begün* 
stJgen und dadurch die Innovationsfähigkeit in der 
Wirtschaft fördern* ln diesem Zusammenhang ist 
auch auf die kürzlich in Kraft getretene Steuerver- 
günstigung füi‘ den Einbau von Heizungs- und 
Warmwasse ran lagen hinzuweisen, die für minde- 
stens zehn Jahre alte Gebäude vorgesehen ist Die 
staatlichen Aufwendungen für diese, den struktu- 
rellen AnpassungsprozeÖ der Volkswirtschaft sti- 
mulierenden Maßnahmen wurden in den letzten 
Jahren erheblich gesteigert 


Projektförderimg des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie (BMFT) 

Das Profil des BMFT zur Förderung von FuE um- 
faßt die Bereiche: 

— Wissenschaftliche Grundlagen (1) 

— Staatliche Langzeitprogramme (2) 

— Lebensbedingungen (Vorsorgeforschung) (3) 

— Wirtschaftsbezogene Technologieförderung (4) 

— Rahmenbedingungen, Infrastruktur (5). 

Die direkte Projektförderung des BMFT an die ge- 
werbliche Wirtschaft konzentriert sich auf die För- 
derschwerpunkte Energie, Meerestechnik, Informa- 
tionstechnologien, Biologie, Materialforschung, Ver- 
kehr und LuftJahrtforschung* Insgesamt umfaßt die 
Förderung von FuE. die der Stärkung der wirt- 
schafUichen Leistungsfähigkeit der Unternehmen 
dient, 833 % aller direkten Prajektmittel für die In- 
dustrie* 

Bei den staatlichen Langzeitprogrammen wie z, B* 
der Meeres-, der Weltraum- oder der Kernfusions- 
forschung wie auch bei der Förderung der Vorsor- 


Tabelle 1/16 


Nachfrageseitige steueHiche Innovationsförderung 




Steuermindereinnahmen 

[Mio DM) 



1931 

1982 

19B3 

1984 

1985 

1986 

Investitionszulage im Bereich der Energieerzeu- 
gung und -Verteilung (§ 4 a InvZulG) 2) 

105,0 

182,0 

232,5 

278,3 

300,0*) 

330,0 >) 

Erhöhte Absetzungen für Wirtschaftsgüter, die 
dem Umweltschutz dienen (§ 7d EStG)^) 

■ 165,0 

330,0 

365,0 

575,0 

625,0 

670,0 

Sonderabschreibungen für Energietechnologien 
(§ 51 Abs. 1 Nr, 2q EStG) 2) 

— 

— 

— - 

17,0 

45,0 

75,0 

Insgesamt . . , 

270,0 

512,0 

597,5 

670.3 

970,0 

1 075,0 


geschätzt 

Steuermindereinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden 
Quelle: BMFf 
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geforschung. 7.. B. Umwelt-, Sicherheits- oder Ge- 
sundheilsfor.schung, sind ebenfalls Unternehmen 
unter den Empfängern der BMFT-Förderung. Hier 
steht jedoch das staatliche Interesse an den For- 
schungsergebnissen im Vordergrund. (Die direkte 
Projektförderung des BMPT in.sgesaml und darun- 
ter den Anteil der Wirtschaftsförderung siehe Ta- 
belle 1/17,) 


Tabelle 1/17 


Projekiförderung des BMFT 1984 
nach Profilen« Förderbereichen bzw. Förderschwerpunkten 


Profil Förderbereich /Förderschwerpunkt 

Insgesamt 

darunter Anteil der Wirtschaft 

TDM 

TDM 

% 

1 Wissenschaftliche Grundlagen 




B Ausgewählte Bereiche der naturwissenschaftlichen 
Grundlagenforschung (soweit nicht in anderen För- 
derbereichen) 

88 444 

56 

0,1 

Ol Geowissenschaften (insbesondere Tiefbohrungen) .. 

12 783 



V Geisteswissenschaften; Wirtschafts- und Sozialwis- 
senschaften - 

19 474 



Summe 1 

120 701 

56 

ftO 

2 Staatliche Langzeitprogramme 




Cl Meeresforschung 

48 317 

32 261 

66,8 

C3 Polarforschung 

12 105 



D Weltraumforschung und Weltraumtechnik 

324 760 

201 594 

62,1 

Summe 2 

385 182 

233 855 

60,7 

3 l>ebensbedingungen (Vorsorgeforschung) 




Fl ökologische Forschung 

30 415 

2 255 

7,4 

F2 Umweltschonende und Umweltschutztechnologien . 

82 902 

53 746 

64,8 

F5 Wasserforschung 

22 296 

7 256 

32,5 

F7 Klimaforschung 

9 272 



F8 Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik 

8 380 

2 288 

27,3 

G Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesund- 
heit 

79 623 

28 696 

36,0 

H Forschung und Entwicklung zur Humanisierung des 
Arbeitslebens 

82 834 

48 546 

58,6 

P2 Bauforschung und -techmk 

32 234 

21 176 

65,7 

Wl Querschnittsaktivitäten (einschl. Technikfolgenab- 
schätzung) 

24 982 

1 309 

5,2 

Summe 3 

372 938 

165 271 

44,3 
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Profil Förderbercjch /Förderschwerpunkl 

Insgesamt 

darunter Anteil der WirLschaft 

TDM 

TDM 

% 

4 Wirtschaltsbezogene Technologieförderung 




C2 Meerestechnik 

54 553 

41 046 

75,2 

El Kohle und andere fossile Energieträger 

295 524 

262 069 

88 J 

E2 Erneuerbare Energiequellen; rationelle Energiever- 
wendung 

199 528 

149 618 

75,ö 

E3 Nukleare Energieforschung (einschl. Reaktorsicher- 
heit) * * 

1 101 283 

050 680 

86.3 

11 Informationsverarbeitung 

49 995 

26 756 

53,5 

12 Technische Kommunikation 

101 801 

76 661 

75.3 

13 Elektronische Bauelemente 

123 060 

86 332 

70.2 

14 Anwendung der Mikroelektronik; Mikroperipherik . 

19 383 

9 307 

48.0 

15 Fertigungstechnik 

34 265 

16 185 

47.2 

K Biotechnologie 

68 084 

25 559 

37.5 

LI Materialforschung 

89 165 

53 600 

60.1 

L2 Chemische Verfahrenstechnik 

13 074 

6 950 

53.2 

Physikalische Technologien 

30 606 

20 517 

67.0 

M Luftfahrtforschung und -entwicklung 

77 248 

65 629 

85.0 

N Forschung und Technologie für bodengebundenen 
Transport und Verkehr (einschl. Verkehrssicher- 
heit) 

213 696 

183 842 

86.0 

02 Rohstoffsichcrung 

46 396 

31 739 

68.4 

Summe 4 

2 517 660 

2 006 489 

79.7 

5 Rahmenbedingungen, Infrastruktur 




U Fachinformation 

20 564 

2 731 

13.3 

Summe 5 

20 564 

2 731 

1X3 

Insgesamt . . , 

3 417 048 1) 

2 408 402 

70.5 


*) Niehl enthalten 3 851 TDM nicht aufteilbare Mittel (u. a. Beralungskosten, Reisekosten elc.) 
Quelle: BMFT 
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Die wirtschaftsbezogene Direktförderung wie auch 
der Gesamtumfang der Projektförderung an die ge- 
werbliche Wirtschaft ist seit 1982 rückläufig. Einer 
stark fallenden Tendenz der Mittel für die Energie- 
forschung stehen Zuwächse in den Bereichen mo- 
derner Schlüsseltechnologien, hier insbesondere ln 
der Informationstechnik, der Biologie und der Ma- 
terialforschung gegenüber (siehe Tabelle 1/18). 

Der Umorientierung der Forschungsförderung an 
die Wirtschaft, weg von der einzelnen Förderung 
möglichst vieler und breit gestreuter Projekte, hin 
zu längerfristigen ^ im vorwettbewerbHchen Bereich 
liegenden größeren Projekten, entspricht die Ent- 


wicklung der Zahl der geförderten Vorhaben, Diese 
wurde deutlich auf rund 2 30Ö Projekte in 1984 redu- 
ziert. wobei die Verbundforschung verstärkt wurde. 
In 1984 erreichte sie einen Anteil von rund 50 % an 
den Fördermitteln der Projektförderung für die 
Wirtschaft Mit dem Förderinstrument „Verbund- 
forschimg“' wird auch eine weitere Steigerung der 
Effizienz der FuE- Förderung erreicht 

Industrielle Verbundforschung will durch gemein- 
same Beteiligung möglichst mehrerer Unterneh- 
men und Forschungseinrichtungen an einem Pro- 
jekt erreichen, daß knappe Forschungskapazität 
besser genutzt wird und der Technologietransfer 


Tabelle 1/18 


Direkte Projektfördening des BMFT 1982 bis 1984 
Ausführende Stellen gewerbliche Wirtschaft 
nach Profilen, Förderbereichen bzw, Förderschwerpunkten 


Pro f j 1 Fö r de r be r e i ch / Ford e rsch werpu nkt 

Fördermittel in TDM 

isea 

1983 

1084 

1 Wissenschaftliche Grundlagen 

B Ausgewählte Bereiche der naturwissenschaftlichen 
Grundlagenforschung (soweit nicht in anderen För- 
derbereichen) 



56 

Ol Geowissenschaften (insbesondere Tiefbohrungen) . , 

— 

404 

— 

Summe l . . . * . 

— 

404 

56 

2 Staatliche Langzeitprogramme 




CI Meeresforschung 

2 681 

2Ö53 

32 2ßl 

C3 Polarforschung 

62 498 

656 


D Weltraumforschung und Wel träum technik 

206 152 

165 964 

201 594 

Summe 2 - 

27! 331 

169 273 

233 855 

3 Lebensbedingungen (Vorsorgeforschung) 




Fl ökologische Forschung 

2 448 

2 140 

2 255 

F2 Umweltschonende und Umweltschutztechnologien _ 

58 376 

41317 

53 746 

F5 Wasserforschung ^ * 

19 288 

7 496 

1 256 

F8 Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik 

6 718 

5 488 

2 288 

G Forschung und Entwicklung im Dienste der Gesund- 
heit 

26 552 

30 845 

28 696 

H Forschung und Entwicklung zur Humanisierung des 
Arbeitslebens . 

67 856 

56 135 

48 546 

P2 Bauforschung und -technik 

24 445 

29 910 

21 176 

W] Querschnittsaktivitäten (einschL Technikfolgenab- 
schätzung) 

785 

645 

1 309 

Summe 3 _ . _ 

206 467 

173 775 

165 271 
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noch Tabelle 1/18 


Profil Förderbereich /Förderschwerpunkt 

Fördermittfil in TDM 

1982 

1983 

I9B4 

4 Wirtschaftsbezogene Technologieförderung 




C2 Meerestechnik 

34 977 

44 045 

4] 046 

El Kohle und andere fossile Energieträger 

375 273 

268 804 

262 069 

E2 Erneuerbare Energiequellen; rationelle Energiever- 
wendung 

230 705 

167 586 

149 618 

E3 Nukleare Energieforschung (einschl. Reaktorsicher- 
heit) ^ w * . * 

1 317 290 

1 018 931 

950 680 

11 Informationsverarbeitung - 

35 372 

30 457 

26 756 

12 Technische Kommunikation 

53 066 

53 310 

76 661 

13 Elektronische Bauelemente , * . 

87 296 

81 702 

86 332 

14 Anwendung der Mikroelektronik; Mikroperipherik . 

10 536 

9 877 

9 307 

15 Fertigungstechnik 

27 355 

22 427 

16 185 

K Biotechnologie 

31 125 

28 806 

25 559 

LI Materialfofschung 

52 202 

55 271 

53 600 

L2 Chemische Verfahrenstechnik 

13 040 

8 2B5 

6 950 

L3 Physikalische Technologien 

22 719 

18 070 

20 517 

M Luitfahrtforschung und -entwicklung 

68 545 

63 ;i67 

65 629 

N Forschung und Technologie für bodengebundenen 
Transport und Verkehr (einschl. Verkehrssicher- 
heit) 

249 587 

217 015 

183 842 

02 Rohstoffsicherung 

44 139 

36 752 

31 739 

Summe 4 * 

2 653 227 

2 124 723 

2 006 489 

5 Rahmenbedingungen, Infrastruktur 




U Fachinformation 

1983 

2 623 

2 731 

Summe 5 t , 

1 983 

2 623 

2 731 

insgesamt . . , 

3 133 009 

2 470 798 

2 408 402 


Quelle: BMFT 


zwischen Wirtschaft und Wissenschaft beschleunigt 
wird. Industrielle Verbundforschung kann auch 
kleinen und mittleren Unternehmen eine bessere 
Chance zur Teilhabe an Forschungsvorhaben lie- 
fern. Beispiele sind hier die Verbundprojekte in der 
Fertigungstechnik, an denen kleine und mittlere 
Unternehmen in erheblichem Umfang partizipie- 
ren. Verbundvorhaben berücksichtigen insofern 
auch besser den Wettbewerb zwischen konkurrie- 
renden Unternehmen, 


Förderung nach Bundesressorls 

Die Gesamtschau der einzelnen Förderinstruinente 
des Bundes in Tabelle 1/19 zeigt, daß. gemessen an 
der Zahl der geförderten Unternehmen, eine breite 
Streuung der Zuwendungen erreicht wird. Abhän- 
gig vom Ziel der Förderimg, zu B. Förderung großer 
technologischer Entwicklungslinien einerseits oder 
indirekt-spezifische Maßnahmen andererseits, wer- 
den mit den verschiedenen Förderin strumenten 
Unternehmen unterschiedlicher Größe erreicht 
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Tabelle 1/19 

Förderung ziviler Forschung und Entwicklung 
in der gewerblichen Wirtschaft durch den Bund^) 
nach Zuständigkeiten sowie Anzahl der geförderten Unternehmen/Stellen 


Re SSO rt/ M aün ahmen 

1983 

1984 

Begünstigte 
Unternehmen/ 
Stellen der 
Wirtschaft 

Fördermittel/ 

Sleuerminder- 

einnahmen^) 

Begünstigte 
Unternehmen/ 
Stellen der 
Wirtschaft 

Fördermittel/ 
Sleuerminder- 
einnahmen *) 

Anzahl 

Mio DM 

Anzahl 

Mio DM 

BMFT 





— Direkte Projektförderung 

965 

2 471.0 

947 

2 408,4 

(darunter industrielle Gemeinschafts* 





forschung) 

(34) 

(50.7) 

(20) 

(39,7) 

— Sonderprogramra Mikroelektronik 

1248 

151,3 

1093 

125,6 

— Fertigungstechnik 





(indirekt-spezifische Maßnahmen) 

— 

— 

882 

35.5 

— Auftragsforschung und -entwicklung ...... 


13,1 

...'•) 

21,2 

— Wagnisfinanzierung und Technologieorien- 



34») 


tierte Unternehmensgründungen (TOU) . 

572) 

5.0 

53 2) 

12.4 

— Technologietransfer 


1,1 

...^) 

0.5 

Summe BMFT 

2 641,6 

2 603,5 

BMWi 





— FuE- Personalkostenzuschuß 

7 937 

375,0 

9 410 

320.0 

— Förderung von FuE bei KMU in Berlin . , , , 

92 

7.6 

92 

8,1 

— ^ Technologisches Erstinnovations- 





programm 

56 

3.6 

— 

— 

— Industrielle Gemeinschaftsforschung 

90 

84,7 

92 

84,9 

— Förderung der Entwicklung imd Inno- 





vation im Steinkohlenbergbau 

10 

44,5 

9 

38.0 

— Zuschüsse zur Entwicklung ziviler 





Flugzeuge 

3 

201,3 

2 

251.9 

— Sonstige 


0,3 


U . 

Summe BMWi 

717,0 

704,2 

Übrige Ressorts 


113,6 


117,4 

Steuerliche Maßnahmen 





— FuE-Investitionszulage (§ 4 lnv2LulG) 


278,5 


330.3 

— FuE-Sonderabschrelbungen (§82d EStDV) 

...'•) 

150,0 


300.0 

Summe BMF 

...“) 

428.5 

...4) 

630,3 

Insgesamt . , . 

...■‘) 

3 900,7 


4 055,4 


Steuerraindereinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden. Bundungsdifferenzen 

Beteiligungen durch die WagnisfinanzierungsgesellschafL 
3) TOU - Phase 11 und III. 
keine Angaben 

Quelle: BMFT 
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Betrachtet man alle Maßnahmen des Bundes zur 
Förderung ziviler FuE in der Wirtschaft» die Indi- 
rekten Maßnahmen, die indirekt-spezifische sowie 
die direkte Förderung, so wird die Umsteuerung 
von direkten zu mehr indirekt wirkenden Maßnah- 
men der FuE- Forderung deutiich. Von 1982 bis 1984 
konnte das Verhältnis 1:4,7 auf 1:2,5 zugunsten 
der indirekten Förderung (einschließlich der Steu- 
erminde re innahmen von Bund, Landern u nd Ge- 
meinden) verbessert werden (Tabelle 1/20 und 
Schaubild 14), Daran läßt sich auch die starker 
marktwirtschaftliche Ausrichtung der Forschungs- 
und TechnologiepoUtik der letzten Jahre erkennen. 


Tabelle 1/20 


Gesamtiibersicht über die indirekten und dlreklen Fördern} aßnah men des Bundes 
zur Förderung ziviler Forschung und Entwicklung in der gewerblichen Wirtschaft 

{in Mio DM) 





Indirekte Förderung 








Jahr 

Sonder- 
abschrei- 
bungen 
§82d 
EStDV M 
für FuE- 
InvesLi- 
tionen 

Zulage 
nach S 4 
Inv- 
ZulG 1) 

FüE-Per- 

sonal- 

kosten- 

Zuschuß 

Förde- 
rung d. 
Wissens- 
11 . Tech- 
no logie- 
Irans- 
fers^) 

Wagnis- 

finanzie- 

rung 

Technolo- 

gieorient 

Unter- 

neh- 

mens- 

grüjidun- 

gen 

Zwi- 
schen - 
summe 

ind.-spez. 

Förde- 

rung 

Summe 
indirekte 
u. ind.* 
spez. För- 
derung 
(Sp. 8 
u, 7) 

Direkte 
Förder, 
durch 
den Bund 
(BMFT) 

Summe 

FuE-För- 

dening 

Wirt^ 

Schaft 

(Sp.B 

U.9) 

Verhält- 

nis 

indirekte 
zu di- 
rekte 
Förde- 
rung 
(Sp. 8 
m 9) 


% 



i 

5 

1 

7 

fl 

» 

m 

li 

1974 

220 

133 

— 

— 

— 

353 

— 

353 

1 675 
(1 284) 

2 028 

U 4.7 

1975 

— 

149 

— 

— 

- — 

149 

— 

149 

1 886 
(1 501) 

2 035 

1:12.6 

tm 

— 

106 

— 

— 

- — 

106 

— 

108 

1 574 
(1 273) 

1680 

1:14,8 

1977 

— 

153 

' — 

— 

1 

154 

— " 

154 

1660 
(1 443) 

1814 

1:10,8 

1978 

— 

138 

— ^ 

1 

2 

141 

— 

141 

1962 
(1 670) 

2 103 

1:13,9 

1979 

— 

169 

300 

6 

4 

479 

— 

476 

2 598 
(2152) 

3 074 

1: 5.5 

1980 


191 

355 

9 

11 

566 


566 

2 746 
(2 163) 

3 312 

1: 4,9 

1981 

— 

289 

359 

12 

4 

664 


864 

2 902 
(2 307) 

3 566 

1: 4.4 

1982 

— 

283 

390 

14 

6 

693 

88 

781 

3 676 
(3 133) . 

4 457 

1; 4,7 

1983 

150 

279 

375 

14 

5 

823 

151 

974 

2 926 
(2 471) 

3 900 

1: 3,0 

1984 

SOO 

330 

320 

22 

12 

984 

161 

1 145 

2 910 
(2 408) 

4055 

l: 2,5 


Steuemiindereinnahinen von Bund, Ländern und Gern einden 
Forderung der Auftragsforschung und -entwic klung und des Technologietransfers 
Quelle: BMFT 
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Indirekte Jndirekt’Spezifische Schaubild 14 

und direl^ FördermaBnahmen ^°belle 1/20) 

des Bundes zur Förderung ziviler 
Forschung und Entwicklung in der 
gewerblichen Wirtschaft 

— in Mio DM — 


Mio DM 
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Tabelle 1/21 zeigt die FuE-Ausgaben des Bundes an 
die gewerbliche Wirtschaft, erweitert um die Ausga- 
ben des Bundesmlnisters der Verteidigung (BMVg) 
zur Finanzierung von FuE-Aufträgen im Verteidi- 
gungsbereich, 


Tabelle 1/21 


FuE-Fdrderung der gewerbiichen Wirtschaft durch den Bund 
einschtießtieh forschungsbezogene Steuerminde reinnahmen der linder und Gemeinden 

1974 bis 1954 


Jahr 

Ausgaben • ) 
insgesamt 



darunter 


- 

Steuermlfi' 
de reixin ah- 
men^) 

Förderung 

insgesamt 

BMFT 

BMWi 

BMVg 

Mio DM 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

Mio DM 

1974 

2 809 

1286 

46 

311 

ll 

1 132 

40 

353 

3 162 

1975 

3 028 

1501 

50 

297 

10 

1 142 

38 

149 

3 177 

1976 

2 850 

1278 

45 

215 

8 

1 276 

45 

106 

2 956 

1977 

2 997 

1444 

48 

139 

5 

1 336 

45 

153 

3 150 

1978 

3 390 

1673 

49 

206 

6 

1426 

42 

130 

3 528 

1979 

4 455 

2 161 

49 

640 

14 

1 548 

35 

169 

4 624 

1980 

4 460 

2 184 

49 

841 

19 

1338 

30 

191 

4 651 

1981 

4 524 

2 323 

51 

854 

19 

1247 

28 

289 

4 813 

1982 

5 511 

3 241 

59 

818 

15 

1 336 

24 

283 

5 794 

1983 

4 963 

2 642 

53 

717 

14 

1491 

30 

429 

5 392 

1984 

5 026 

2 604 

52 

704 

14 

1601 

32 

630 

5 656 


Einschließlich der Ausgaben des Bundesministers der Verteidigung und der Ausgaben des Bundesmiaisters für Foi^ 
schung und Technologie an Wirtschaftsunternehmen im Ausland, 

FuE-Invesütionszulage (| 4 InvZulG) und FuE-Sonderabschreibungen (S 82 d EStDV), Steuermindereirmahmen von 
Bund, Ländern und Gemeinden, 

Quelle: BMFT 


9, Die Förderung von Forschung und 
Entwicklung In kleinen und mittleren 
Unternehmen^) 

Forschung und Entwicklung 
in kleinen und mitüeren Unternehmen 

Die Technikgeschichte zeigt, daß ein großer Teil 
wichtiger Innovationen auf Erfindungen basiert, die 
das Ergebnis der Forschungsarbeiten von Einzeler- 
findern oder kleinen und mittleren Unternehmen 
waren. Allerdings verfügen kleine und mittlere Un- 
ternehmen oft nicht über die nötigen Ressourcen, 
um die Schritte zu finanzieren, die erforderlich 
sind, um derartige grundlegende Erfindungen in 
wirtschaftlich verwertbare Technologien umzuset- 
zen, also die „Ausretfung*" einer Basisinnovation 
selbst vorzunehmen. Bei der Ausdifferenzierung 


Unter kleinen und mittleren Unternehmen werden in 
der Regel Unternehmen mit weniger als 500 Beschäftig' 
ten verstanden. 


neuer Technologien für verschiedene Anw'endungs- 
bereiche sind kleine und mittlere Unternehmen al- 
lerdings wieder in starkem Umfang beteiligl Dabei 
kommt den kleinen und mittleren Unternehmen zu- 
gute, daß sie eher als Großunternehmen in der Lage 
sind, Marktnischen zu entdecken und ihre Ressour- 
cen auf diese zu konzentrieren. 

Bei der Erarbeitung und Anwendung neuer Techno- 
logien kann in vielen Fällen ein Zusammenwirken 
von großen Unternehmen und kleinen und mittle- 
ren Unternehmen beobachtet werden. 

Das Zusammenwirken von großen und kleinen Un- 
ternehmen im Innovaüonprozeß wird für die Bun- 
desrepublik Deutschland z. B. in der Wirkungsana- 
lyse des Fraunhofer-Instituts für Systemtechnik 
und Innovationsforschung (FhGdSI) zu den Zu- 
schüssen für FuE* Personal hervorgehoben. Die For- 
scher kommen zu dem Ergebnis, daß das Innova- 
tionspotential kleiner und mittlerer Unternehmen 
vor allem in der Diffusion neuer Technologien 
liegt 


Auch der mit Förderung durch den BMFT entstan- 
dene Innovationstest für die Bundesrepublik 
Deutschland des Ifo-Instituts für Wirtschaftsfor- 
schung stützt diese Auffassung. Die kleinen und 
mittleren Unternehmen geben dort an, daß ihre 
FuE-Vorhaben in hohem Maße im Zusammenhang 
mit neueren technischen Entwicklungen auf den 
Gebieten der Nachrichten-, Meß- und Regeltechnik, 
in der Elektronik, Roboterentwicklung und 
in der Biotechnologie stehen (Ifo-lnnovationstest 
1982/83). 

Aufgrund der Erfahrungen mit dem FuE-Personal- 
kostenzuschußprogramm weiß man, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland mindestens 10 000 
kleine und mittlere Unternehmen im produzieren- 
den Gewerbe regelmäßig forschen und entwickeln. 

An den Umsätzen gemessen sind die relativen FuE- 
Aufwendungen in den kleinen FuE-treibenden Un- 
ternehmen besonders hoch. Das Schaubild 15 zeigt, 
daß die kleinen Unternehmen (unter 100 Beschäf- 
tigte) 7,5% ihres Umsatzes für FuE ausgeben. Mit 
wach.sender Untemehmensgröße verringert sich 
dieser Anteil auf rund 2 % in der Größenklasse von 
1 000 bis unter 10 000 Beschäftigten. Bei Großunter- 
nehmen verdoppelt er sich nahezu wieder auf 
3.7 %. 

Der in bezug auf ihren Umsatz relativ hohe Auf- 
wand kleiner Unternehmen für FuE dürfte darauf 
zurückzuführen sein, daß FuE einen Mindestauf- 
wand erfordert, der auch von kleinen Unternehmen 
nicht unterschritten werden kann. 

Die Fähigkeit zur Durchführung technologischer 
Neuerungen wird stark beeinflußt von den internen 
Bedingungen für FuE. Hier zeigt sich bei kleinen 
und mittleren Unternehmen vielfach eine Sondersi- 
tuation, aus der sich ein staatlicher Handlungsbe- 
darf ergibt. Die Sondersituation betrifft folgende 
Bereiche: Personal, Technologie, finanzielle Mittel. 


Personal 

Neue Produkte und Verfahren erfordern von den 
Mitarbeitern veränderte und zum Teil neue Qualifi- 
kationen, die häufig kurzfristig erworben werden 
müssen. So stellt beispielsweise die rasche Anwen- 
dung der Mikroelektronik kleine und mittlere Un- 
ternehmen vor ernste Personalprobleme. Oft fehlen 
den Unternehmen die technologischen Kenntnisse, 
um die veränderten Anforderungsprofile zu definie- 
ren, auch reichen die betrieblichen Möglichkeiten 
oft nicht aus, um die eigenen Fachkräfte ausrei- 
chend fortzubilden. Dies kann dazu führen, daß An- 
passungsprozesse verzögert ablaufen und dadurch 
Marktanteile verlorengehen. Eine hinreichende An- 
zahl gut ausgebildeter Forscher und Entwickler 
wird daher immer wichtiger für viele kleine und 
mittlere Unternehmen, 


Technologie 

Wie die Durchbrüche in der Informationstechnik, 
der Materialentwicklung, der Biotechnologie und 


Lasertechnik belegen, hat die Dynamik der Ent- 
wicklung in den sogenannten Schlüsseltechnolo- 
gien weltweit zugenommen. Die rechtzeitige, rasche 
Adaption neuer Technologien wird damit auch für 
die kleinen und mittleren Unternehmen zuneh- 
mend wichtiger. 

In der Bundesrepublik Deutschland war eine verzö- 
gerte Nutzung der Mikroelektronik in der mittel- 
ständischen Wirtschaft zu beobachten. Es war nicht 
auszuschließen, daß z. B. im Maschinenbau die tra- 
ditionelle Stärke in der Präzisionsmechanik, die 
eine Umstellung zunächst oft gar nicht nötig er- 
scheinen ließ, verlorenging, weil die Basisinnova- 
tion Mikroelektronik nicht genügend umgesetzt 
wurde. Inzwischen haben die meisten kleinen und 
mittleren Unternehmen dies erkannt und nutzen 
die Mikroelektronik auf breiter Front. 

Ein anderes Beispiel sind die neuen industriellen 
FertigungstechnikerL Sie sollen gerade auch bei 
kleineren Losgrößen eine rentable industrielle Pro- 
duktion ermöglichen. Hier stellt sich die Aufgabe, 
die neuen Fertigungstechniken wie Industrierobo- 
ter und flexible Fertigungssysteme in Kombination 
mit rechnergestützten Konstruktions- sowie Pro- 
duktionsplanungs- und -Steuerungssystemen recht- 
zeitig einzusetzen. 

Auch die Biotechnologie bietet viele Betätigungsfel- 
der für kleine und mittlere Unternehmen. Dies 
schließt die Nutzung biotechnischer Verfahren für 
die eigene Produktion ebenso ein. wie die Entwick- 
lung von Produktionsanlagen (z. B. Bioreaktoren) 
einschließlich zugehöriger Meß- und Regeltechnik. 
Dieses betrifft z. B. den weiten Bereich des Appara- 
te- und Gerätebaus. 

Für kleine und mittlere Unternehmen ergibt sich 
die Notwendigkeit, ständig die technische Entwick- 
lung in ihrer Breite und Vielfalt zu beobachten, in 
den möglichen Rückwirkungen auf das eigene Pro- 
duktionsprogramm zu beurteilen und entspre- 
chende Anpassungsentwicklungen durchzuführen. 
Trotz meist sehr hoher Flexibilität sind sie in den 
dafür zur Verfügung stehenden Mitteln großen Un- 
ternehmen unterlegen. Sie müssen nämlich die Auf- 
gaben der Marktbeobachtung, Technikverfolgung 
und -entwicklung in besonderer Weise organisieren, 
um sich vor Fehleinschätzungen zu schützen. 
Kleine und mittlere Unternehmen beschränken 
deshalb oft FuE auf eine kleine Kernmannschaft 
und kaufen benötigte Spezialinformationen extern 
ein. Dies zeigt, daß ein möglichst rascher und rei- 
bungsfreier Technologietransfer Ln die kleinen und 
mittleren Unternehmen besonders wichtig ist 


Finanzielle Mittel 

Ein wichtiger Unterschied in den Finanzierungs- 
möglichkeiten zwischen kleinen und mittleren Un- 
ternehmen und Großunternehmen liegt einmal im 
Zugang zum Kapitalmarkt und zum anderen in den 
Abstimmungsmöglichkeiten zwischen Innovations- 
planung und Mittelbeschaffung. Investitions- und 
Finanzierungsbedarf für Innovationen entsteht 
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Anteil der FuE-Aufwendungen der khoubild 15 

FuE betreitwnden Untemehnrien (''9' Tabelle V(/18) 

am Umsatz nach Beschöfligungs- 
größenklassen — in Prozent — 

( 1983 ) 
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in kleinen und mittleren Unternehmen in große- 
ren zeitlichen Abständen (Sprunginvestitionen). 
Sprunginvestitionen sind bei kleinen und mittleren 
Unternehmen weit verbreitet. In einer Befragung 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) gaben 
80 % der Unternehmen an. daß sie in den vergange- 
nen fünf Jahren mindestens einmal eine Investition 
durchgeführt haben, die für die Verhältnisse ihres 
Unternehmens außergewöhnlich umfangreich war. 
Rund 30 % dieser Investitionen werden im Zusam- 
menhang mit FuE getätigt, Finanzierungsprobleme 
entstehen für kleine und mittlere Unternehmen er- 
fahrungsgemäß dann, wenn das haftende Kapital 
nicht ausreicht und das mit den Innovationen ver- 
bundene erhöhte Risiko die Aufnahme benötigter 
Finanzierungsmittel nicht oder nur unter schwieri- 
gen Bedingungen ermöglicht. Die KfW weist darauf 
hin, daß überproportional häufig Finanzierungspro- 
bleme bei Innovationen in den unteren Unterneh- 
mensgrößenklassen Vorkommen. Während Unter- 
nehmen mit weniger als 100 Beschäftigten in 20% 
der Fälle Innovationsprojekte aufgrund von Finan- 
zierungsschwierigkeiten zeitlich strecken mußten, 
war dies nur bei 5 % der Unternehmen mit 200 Be- 
schäftigten und mehr der Fall. Die mit dem Modell- 
versuch Technologieorientierte Unternehmens- 
gründungen (TOU) gemachten Erfahrungen zeigen, 
daß insbesondere technologieorientierte Unterneh- 
men.sgründungen vor Finanzierungsproblemen ste- 
hen. 


Förderungsmaßnahmen des Bundes 

Aus den spezifischen Innovationsproblemen kleiner 
und mittlerer Unternehmen lassen sich folgende 


Hauptansatzpunkte für Förderungsmaßnahmen ab- 
leiten: 

— Stärkung der personellen Basis für FuE 

— Förderung der raschen Nutzung wichtiger tech- 
nologischer Neuerungen 

— Intensivierung der Forschungskooperation und 
des Technologietransfers 

— Bereitstellung von mehr Risikokapital, insbe- 
sondere für technologieorientierte Neugründun- 
gen. 

Stärkung der personellen Basis für FuE 

Die wichtigste Maßnahme der Förderung des FuE- 
Personals kleiner und mittlerer Unternehmen in 
der Bundesrepublik Deutschland ist der Zuschuß 
für FuE-Personal, der im Jahre 1979 eingeführt 
wurde. Der Zuschuß beträgt in den ersten 5 Förder- 
jahren 40 % und im 6. Förderjahr 25 % der lohnsteu- 
erpflichtigen Bruttolöhne und -gehälier, die für FuE 
aufgewendet wurden (Höchstzuschuß pro Unter- 
nehmen 120 TDM jährlich). Er wird jährlich auf der 
Basis der Personalaufwendungen des Vorjahres für 
die laufenden FuE-Arbeiten gewährt, ln den Jahren 
1979 bis 1985 sind durch diese Maßnahmen rd. 
10 000 Unternehmen mindestens einmal gefördert 
worden (vgL Schaubild 16). Den Unternehmen flös- 
sen in diesem Zeitraum Zuschüsse von etwa 
2.5 Mrd DM zu. Der Wirkungsgrad der Förderung 
wird positiv beurteilt. Neu ist die jetzt eingeführte 
zusätzliche Förderung von neueingestelltem FuE- 
Personal durch den BMFT, Zweck dieser Förderung 
ist es, die Unternehmen zu höherem personellen 
Wachstum in FuE anzuregen. 
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Schaubild 16 
(vgl. Tabelle 1/22) 


Entwicklung der personalorientierten 
FuE-Förderung für kleine und mittlere 
Unternehmen 

Personalkostenzuschuß und Forschungspersonalzuwachsförderung 
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Tabelle 1/22 


Entwicklung der personalorientierten FuE- Förderung 
für kleine und miulere Unternehmen 

{ Personal kostenzuschuß und Forscbungspersonal-Zuwachsförderung) 



1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1964 

1985 >) 

1980 ‘) 

Fördermittel in Mio DM 

300 

355 

361 

390 

375 

320 

435 

500 

geförderte Unternehmen 

4 546 

6146 

6 766 

7 018 

8219 

10 105 




Haushalt3.solt 
Quelle: BMFT 


Mit der „ForschungspersonaTZuwachsförderung'* 
sollen insbesondere die personalintensiv forschen- 
den mittleren und kleinen Unternehmen gefördert 
werden, die eine Erweiterung ihres Forschungsper- 
sonals durch Neueinstellungen beabsichtigen. Vor- 
aussetzung ist daß mit den Neueinstellungen von 
Forschungs personal ein Zuwachs der FuE-Perso- 
nalkapazitäl verbunden ist. Die Förderung beträgt 
für Unternehmen mit weniger als öOü Beschäftigten 
55 % der Bruttolöhne und -gehalter des neu einge- 
stellten Personals für 15 Monate vom Zeitpunkt der 
Neueinstellungen an (HÖchstzu$chuJ3 pro Unterneh- 
men 250 TDM jährlich), für Unternehmen mit 500 
und mehr Beschäftigten 45 % und zwölf Monate 
(Hoch st zu schuß pro Unternehmen 200 TDM jähr- 
lich). Antragsberechtigt sind Unternehmen des pro- 
duzierenden Gewerbes mit bis zu höchstens 1 000 
Beschäftigten und 200 Mio DM Umsatz, 

Gegenüber dem bisherigen Ansatz Ln Höhe von 
320 Mio DM in 1984 für den Personal kostenzuschuß 
waren einschließlich der Zuwachsförderung jetzt 
insgesamt 485 Mio DM in 1985 an Fördermitteln 
vorgesehen. 500 Mio DM werden sodann in 1986 
und jeweils 520 Mio DM in 1987 und 1988 für die 
Förderung des Forschungspersonals in der Wirt- 
schaft bereitgestellt. Die Entwicklung der Förde- 
rung zeigt Tabelle 1/22. 

Rasche Nutzung neuer Technologien 

/ nd ireki-spezifUche Maßnahmen 

Mit dem Sonderprogramm zur Förderung der An- 
wendung der Mikroelektronik 1982 bis 1984 wurde 


von der Bundesregierung ein neuer Förderungstyp 
entwickelt, der auf eine rasche Nutzung der Mikro- 
elektronik besonders durch kleine und mittlere Un- 
ternehmen zielt. Die Förderung trägt den Namen 
„Indirekt-spezifische Förderung“, Die indirekt-spe- 
zifische Förderung hat sich als ein Förderungstyp 
erwiesen, der von den kleinen und mittleren Unter- 
nehmen in hohem Maße akzeptiert wird. Allgemein 
positiv sehen diese Unternehmen die vergleichs- 
weise hohe Transparenz der Förderkriterien, den 
stark reduzierten Antrags* und Bearbeitungsauf* 
wand sowie die hohe Förderwahrscheinlichkeit, 
wenn die Antragsvoraussetzungen erfüllt sind. 

An der Förderung der Mikroelektronik sind in ho- 
hem Maße kleine und mittlere Unternehmen betei- 
ligt 77.3 % der geförderten Unternehmen sind sol- 
che mit weniger als 500 Beschäftigten. Diese erhal- 
ten 259.4 Mio DM; d. h. 05,5 % der bewilligten Mittel 
Die Förderung hat einen hohen Mobil i sie ningsef- 
fekt. Bei 40 % der geförderten Unternehmen wurde 
die Mikroelektronik vorher nicht eingesetzt (vgl 
SchaubÜd 17 und 18). 

Die indirekt-spezifische Förderung wird inzwischen 
auch Ln der Fertigungstechnik und in der Biotech- 
nologie angewandL 

Da die Biotechnologie erst seit 1. Januar 1986 indi- 
rekt-spezifisch gefördert wird, liegen hier noch 
keine Zahlen von In der Fertigungstechnik sind 
73,2% der geförderten Unternehmen kleine und 
mittlere Unternehmen mit weniger als 500 Beschäf- 
tigten. Sie sind mit 66,9 % am Fördervolumen beteb 
Ligt 
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Anzahl der geförderten Unternehmen 
bei der indirekt-spezifischen 
Förderung der Mikroelektronik und 
Fertigungstechnik nach Untemehmens- 
größenklassen in Prozent — 


Schaubild 17 
{vgl. Tobeile 1/23} 
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Sonderprogramm Mikroelektronik 
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Verteilung der geförderten Unternehmen Schaubild 18 
auf Branchen beim Sonderprogramm Tabelle 1/24) 

Mikroelektronik 

— In Prozent — 



Industrieelektronik 

24% 

Nachrichtentechnik 

7% 

Medizinalelektronik 

8% 

Konsumelektronik 

5% 

Elektronische Bauelemente 

4% 
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Tabelle 1/23 

Anzahl der geförderten Unternehmen und bewilligte Mittel bei 
der indirekt -spezifischen Förderung der Mikroelektronik und Fertigungstechnik 
nach Untemehmensgrößenklassen 


Besch äftigtenzahl 

Sonderprogramm 

Mikroelektronik 

Fertigungstechnik 
(indirekt-spezifische Maßnahmen) 

Anzahl der 

geförderten Unternehmen 

in % 

Anzahl der 

geförderten Unternehmen 

in % 

bis 49 

50 bis 199 

200 bis 499 

749 46,8 

268 16,7 

221 13,8 

155 9,7 

208 13,0 

291 22.1 

386 29,3 

287 21,8 

179 13,6 

174 13,2 

500 bis 999 

über 1 000 

Insgesamt . , , 

1601 100 

1 317 100 


Bewilligte Mittel 

Mio DM 

in% 

Bewilligte Mittel 

Mio DM 

in % 

bis 49 

50 bis 199,.. 

135,9 34,3 

63.7 16,1 

59.8 15,1 

52,7 13,3 

84,4 21,2 

72.8 16,7 

114,7 26,3 

103,9 23,9 

71,3 16.4 

72.9 16.7 

200 bis 499 

500 bis 999 

Über 1 000 

Insgesamt . . . 

396,5 100 

435,6 100 


0 teilweise geschätzt 
Quelle: BMFT 


Bezüglich der innovatorischen Wirkungen indirekt- 
spezifischer Förderung liegen erste Erfahrungen 
beim Sonderprogramm Mikroelektronik vor. Die 
Verteilung der geförderten Unternehmen auf Bran- 
chen, Unternehmensgrößen und Regionen zeigt, 
daß die angestrebte Breitenwirkung mit diesem 
Förderungstyp erzielt werden konnte. Darüber hin- 
aus haben die Unternehmen in den meisten Fällen 
Zulieferer wie Leiterplattenhersteller, System- und 
Softwarehäuser, Ingenieur- und Beratungsbüros so- 
wie private und öffentliche Forschungsinstitute bei 
der Durchführung ihrer Entwicklungsvorhaben ein- 
geschaltet Das Programm zielt damit weit über den 
Kreis der geförderten Unternehmen hinaus. 

An der Förderung ist ein hoher Anteil junger Unter- 
nehmen beteiligt, darunter vor allem Entwicklungs- 
und Ingenieurunternehmen mit hohem Potential 
für Produktinnovationen. Etwa ein Fünftel der ge- 
förderten Entwicklungen wurde in Betrieben durch- 
geführt, die bisher vornehmlich Auftragsentwick- 
lung und Beratungsleistungen durchgeführt haben. 

Auch die Verteilung der bewilligten Mittel auf Bun- 
desländer zeigt eine breite regionale Inanspruch- 
nahme der indirekt-spezifischen Förderung. 


Tabelle 1/24 


Verteilung der geförderten Unternehmen 
auf Branchen beim 
Sonderprogramm Mikroelektronik^) 


Branche 

% der Firmen 

Elektrotechnik 

47 ^) 

davon: 


Industrieelektronik 

24 

Nachrichtentechnik 

7 

Medizinalelektronik 

8 

Konsumelektronik 

5 

Elektronische Bauelemente . . 

4 

Maschinenbau 

19 

Feinmechanik, Optik. Uhren . . . 

10 

Büromaschinen und Daten- 


verarbeitung 

8 

Metall- und Kfz-Industrie 

4 

Dienstleistungen 

5 

Sonstige Branchen 

7 


') Quelle: 1. Erfahrungsbericht zum Sonderprogramm Mi- 
kroelektronik; Hrsg. VDI-Technologiezentrum. Berlin 
1983. 

Rundungsdifferenzen 
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Tabelle I/Z5 


Verteilung der he willigten Mittel auf Bundesländer beim Sonderprogramm 
^^n Wendung der Mikrüelektronik*' 


Land 

Bewilligte Mittel 

Betriebe im 
Verarbeitenden 
Gewerbe und 
Bergbau IÖH4 
in 

— Mio DM — 

in % 

Baden -Württemberg 

94,2 

23,8 

ZU 

Bayern . * . . , 

61.5 

20,5 

21,2 

Berlin 

20,3 

5.J 

2,3 ’ 

Bremen 

4,8 

L2 

0,8 1 

Hamburg .... 

13,0 

3J 

L9 

Hessen ^ 

46.9 

IL8 

SJ 

Niedersachsen * 

23,1 

5,8 

9,8 

Nordrhein-Westf alen 

84.9 

ZIA 

24 J 

Rheinland-Pfalz * * 

12.9 

3J 

5,9 

Saarland 

2.6 

OJ 

1,3 

Schleswig-Holstein , . * 

12.3 

3J 

3,3 

Summe , 

;}96.5 

WO 

100 


Quelle; BMFT 


Projektförderung des liMPT 

Der BMFT fördert Forschungs* und Entwicklungs- 
vorhaben in besonderen technologischen Schwer- 
punktbereichen. Hierzu zählten bis Ende der 6Üer 
Jahre vornehmlich die Kernforschung und -technik, 
die Weltraumforschung und -technik und die Daten- 
verarbeitung* Zielsetzungen und technische Bedin- 
gungen in diesen drei Bereichen fuhren in besonde- 
rem Maße zu Projekten, die mit großen technologi- 
schen und Marktrisiken verbunden sind, wie die 
Entwicklung, der Bau und Betrieb von Prototyp- 
Kernkraftwerken und Weltraumsatelliten oder die 
Entwicklung und Erprobung von großen Datenver- 
arbeitungsanlagen. Deren Durchführung erfordert 
erhebliche, zum Teil sehr spezialisierte FuE- Kapa- 
zitäten und umfangreiche Managementerfahrun 
gen der beteiligten Unternehmen. Als Träger der 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten wie auch 
als spätere Anbieter der Großanlagen kommen 
praktisch nur große Unternehmen in Frage. Aller- 
dings partizipieren davon häufig kleine und mitt- 
lere Unternehmen als Unterauftragnehmer. Die 
vom BMFT Ende der 60er Jahre aulgegriffenen 
Förderbereiche wie Umweltforschung und -techno- 
logie, Forschung und Entwicklung im Dienste der 
Gesundheit, die Biotechnologie, die Humanisierung 
des Arbetlslebens, die Fertigungstechnik oder die 
Bauforschung und -technik sind dagegen weniger 
durch Großprojekte gekennzeichnet. Hier kommen 
deshalb als eigenverantwortliche Forschungs- und 
Entwicklungsträger auch kleine und mittlere Un^ 
temehmen in Frage. 

In einigen Bereichen, speziell in der Anwendung 
der Mikroelektronik und Nutzung der Informa- 


tionstechnik (z* B, CAD/CAM in der fertigungstech- 
nischen Industrie) hat sich jedoch die Projektförde- 
rung als Fördermethode für kleine und mittlere Un- 
ternehmen als problematisch erwiesen, weil sie sieh 
für eine breite Innovationsförderung als admini- 
strativ zu aufwendig herausstollte, Die zum Zweck 
einer breiten Innovationsförderung speziell entwik- 
kelten indirekt-spezifischen Maßnahmen sind inso- 
fern besser auf die Belange kleiner und mittlerer 
Unternehmen zu ge schnitte n. 

In anderen Förderungsbereichen, so z. B. Ln der Fer- 
tigungstechnik oder im Bereich Humanisierung des 
Arbeitslebens wird verstärkt die Fordermethode 
„Verbund forsch ung" eingesetzt, um möglichst viele 
interessierte kleine und mittlere Unternehmen zu 
beteiligen. Die Forschungen beziehen sich in der 
Kegel auf grundlegende Fragestellungen (z. B. 
werkstattprograrnmicrbare Werkzeugmaschinen, 
zukünftige Hobotertechnologien, Belastungsabbau 
in Gießereien, etcj, zu denen Modellvorhaben 
durchgeführt werden, an denen Unternehmen und 
Forschungsinstitute im Verbund arbeiten. Beson- 
dere Umsetzungsmaßnahmen sollen dafür sorgen, 
daß ein breiter Transfer der Forschungsergebnisse 
zu den jeweiligen interessierten kleinen und mittle- 
ren Unternehmen erfolgt 


Intensivierung der Farschungskoopenition «nd 
des Technologietransfers 

Aus Kostengründen begrenzen viele kleine und 
mittlere Unternehmen FuE auf eine kleine Kern- 
mannschaft. Um dennoch an der Teehnikentwick- 
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lung in der erforderlichen Breite und Differenziert- 
heit teilnehmen zu können, bieten sich verschie- 
dene Wege an, so z. B.: 

— Industrielle Gemeinschaftsforschung 

— Auftragsforschung und -entwicklung 

— W^eiterqualifizierung von FuE- Personal an For- 
schungsinstituten 

— Nutzung der Technologie- und Innovationsbera- 
tung 

— Nutzung technischer Informationssysteme. 

Industrielle Gemeinschaftsforschung 

Die Nutzung neuer Technologien stellt Unterneh- 
men desselben Wirtschaftszweiges grundsätzlich 
vor ähnliche Forschungs- und Entwicklungsaufga- 
ben. Dies legt es nahe, in FuE dann zu kooperieren, 
wenn die zu lösenden Probleme das einzelne Unter- 
nehmen überfordern und die Ergebnisse der FuE 
genügend Raum für betriebsindividuelle Anpassun- 
gen bieten. Außerdem werden mit gemeinschaftli- 
cher FuE unter Umständen kostspielige Peu’allelfor- 
schungen vermieden. Die Erfahrung zeigt, daß der 
Weg über die industrielle Gemeinschaftsforschung 
insbesondere dann gesucht wird, wenn die For- 
schungs- und Entwicklungsaufgaben in produkt- 


fernen Bereichen, z. B. in der Produktions-, Verfah- 
rens- oder Analysetechnik liegen. 

ln der Bundesrepublik Deutschland ist die gemein- 
schaftliche Forschung auf Branchenebene hoch ent- 
wickelt. Bereits 1954 wurde die Arbeitsgemein- 
schaft Industrieller Forschungsvereinigungen e. V, 
(AIF) in Köln gegründet, die damals 17 industrielle 
Forschungsvereinigungen umfaßte^). Dies geschah 
vor allem, um eine Organisation zu schaffen, mit 
deren Hilfe staatlicherseits die gemeinsame For- 
schung in mittel ständisch strukturierten Branchen 
gefördert werden konnte. Die AIF hat in den 30 Jah- 
ren ihres Bestehens einen beachtlichen Auf- 
schwung erfahren. Sie vertritt heute 93 Forschungs- 
vereinigungen aus 32 Industriezweigen, Die For- 
schungsvereinigungen unterhalten 63 eigene Insti- 
tute und arbeiten darüber hinaus mit Hochschulin- 
stituten, Max-Planck-Instituten, Instituten der 
Fraunhofer-Gesellschaft, den Bundesforschungsan- 
stalten u. a. zusammen. Die Förderung der indu- 
striellen Gemeinschaftsforschung durch den BMWi 
betrug in 1985 ca. 95 Mio DM bei rd. 240 Mio DM 
Eigenleistungen der Industrie. Ferner hat der 
BMFT im Rahmen seiner Fachprogramme Projekte 
bei den Forschungsvereinigungen in Höhe von rund 
40 Mio DM gefördert. 


AIF-Handbuch 1984, S. 38 


Tabelle 1/26 


Entwicklung der Förderung der 
industriellen Gemeinschaftsforschung 

— Mio DM — 



1978 

1980 

1982 

1983 

1984 

1985>) 

BMWi (Gemeinschaftsforschung) . 

55,7 

74,5 

83,5 

84,7 

84,9 

95,0') 

BMFT (Projektförderung über 







Fachprogramme) 

46,1 

51,9 

48,2 

50,7 

39,7 

40.0 


Haushaltssoll 
Quelle: BMFT 
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Auftragsforschung und -entwicklung 

Im Unterschied zu grundlegenderen Forschungs* 
aufgaben, deren Lösung auf Branchenebene durch 
gemeinsam getragene Forschung erfolgen kann, 
gibt es viele unternehmensspezifische Forschungs- 
und Entwicklungsprobleme, die sich wegen fehlen- 
der Spezialkenntnisse oder infolge einer Engpaßsi- 
tuation im eigenen Unternehmen nicht oder nicht 
rechtzeitig lösen lassen. Hier ist in vielen Fällen die 
Beauftragung externer Forschungsinstitute ein er- 
folgversprechender Weg. 

In der Bundesrepublik Deutschland hat die externe 
Auftragsforschung und -entwicklung mit rd. 7 % am 
gesamten industriellen Aufwand für FuE allerdings 
einen noch geringen Anteil. Entsprechend niedrig 
liegt mit durchschnittlich 4 % auch der Finanzie- 
rungsanteil der Wirtschaft an den FuE- Aufwendun- 
gen der privaten und öffentlichen Forschungs- und 
Entwicklungseinrichtungen. In der im Auftrag des 
BMFT erarbeiteten Studie über das Forschungssy- 
stera in Japan weist das Prognos- Institut darauf 
hin, daß in der Bundesrepublik Deutschland anders 
als in Japan die übliche Trennung zwischen Wirt- 
schaft einerseits und Wissenschaft andererseits den 
raschen Transfer von neuem Wissen aus der For- 
schung in die industrielle Anwendung verhindert. 
In der Bundesrepublik Deutschland wirke sich 
nachteilig aus, daß Rechtfertigungszwänge entstün- 


den, wenn Wissenschaftler für die Wirtschaft arbei- 
ten oder Unternehmensforscher Anregungen aus 
dem universitären oder staatlichen Forschungsbe- 
reich suchen (not-invented-here-Effekt). 

Um die vielfältigen Barrieren abzubauen, die einer 
Forschungskooperation gerade im Bereich kleiner 
und mittlerer Unternehmen entgegenstehen, för- 
dert der BMFT die Vergabe von Forschungs- und 
Entwicklungsaufträgen dieser Unternehmen an ex- 
terne Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen. 
Die bisherigen Erfahrungen mit dieser Förderung 
sind positiv. Sie erleichtert den Unternehmen den 
Zugang zu externen Forschungs- und Entwick- 
lungsleistungen. Durch den finanziellen Anreiz 
werden Entwicklungsvorhaben früher begonnen. 
Der Zufluß von Spezialwissen in die Unternehmen 
wird unterstützt und hilft, Spitzenbelastungen ab- 
zubauen: neue Kooperationsbeziehungen werden 
eröffnet 

Seit Beginn der Förderung im Jahre 1978 wurden 
bis 1984 3 527 Vorhaben bewilligt mit einer Auf- 
tragssumme in Höhe von rund 130 Mio DM. Das 
Schaubild 19 zeigt daß vor allem kleine Unterneh- 
men das Förderangebot nutzen. 

Infolge Verbesserung der Förderkonditionen hat 
sich die Zahl der Bewilligungen seit 1984 gegenüber 
den Vorjahren nahezu verdoppelt (Schaubild 19). 


Tabelle 1/27 


Entwicklung der BMFT-Fördermaflnahme 
Auftragsforschung und -entwicklung 



1978 

1980 

1982 

1983 

1984 

1985 1) 

2^hl der Bewilligungen 

laufende Vorhaben 

Fördermittel in Mio DM 

150 556 628 785 1 402 

124 798 1 213 1 470 2 323 

0.5 7.8 13.0 13,1 21.2 41,0*) 


*) Es liegen noch keine Daten vor 
*^) HaushaJtssoll 

Quelle: BMFT 
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Weilerqualifi'/ierung des FuE-Personals an 
Forschungsinstituten (im Rahmen von 
Forschungskooperationen) 

Dauerhafte Wechselbeziehungen zwischen Wirt- 
.schafl und Forschungseinrichtungen entstehen in 
erster Linie durch personellen Wechsel zwischen 
diesen Bereichen, durch Personaltransfer. Obwohl 
der Austausch von F'orschungspersonal für den ra- 
schen Transfer neuen Wissens besonders effizient 
ist, wird er aber nur in wenigen Fällen tatsächlich 
praktiziert (wenn man von dem üblichen Wechsel 
ausgebtldeier Hochschulabsolventen in die Wirt- 
schaft einmal absieht). Die Hemmnisse liegen im 
wesentlichen in unterschiedlich gelagerten Interes- 
sen von Forschungseinrichtungen. Industrie und 
Wissenschaftler, ln Übereinstimmung gebracht 
werden müssen das grundsätzlich längerfristig aus- 
gerichtete Forschungsinteresse der Forschungsein- 
richtung, das auf rasche Verwertung ausgerichtete 
Umsetzungsinteresse der Unternehmen und das in- 
dividuelle Interesse am beruflichen Fortkommen 
der am Personaltransfer beteiligten Wissenschaft- 
ler. Zusätzlich entstehen hohe Kosten für das den 
Wissenschaftler entsendende Unternehmen, das für 
den Zeitraum der Entsendung die Personalkosten 
zu finanzieren hat. 

Der BMFT fördert ab 1984 die Entsendung von Wis- 
senschaftlern aus Unternehmen in die institutionell 
geförderten Forschungseinrichtungen und an 
Hochschulen (vgl Schaubild 20). Im Verlauf der zu- 
nächst bis Ende 1987 befristeten Förderung sollen 
Erfahrungen mit diesem neuartigen Förderansatz 
gewonnen werden, insbesondere darüber, ob er für 
technologisch hochstehende kleine und mittlere Un- 
ternehmen eine Hilfe zur Erlangung neuen techni- 
schen Wissens aus der Forschung darstellt 

Nach den bisherigen Erfahrungen wird die Förde- 
rung gerade auch von den kleinen Unternehmen 
genutzt. Rund die Hälfte der Förderungen gehen an 
Unternehmen mit weniger als 500 Beschäftigten. 
Für die Förderung sind im Haushalt 1986 und in der 
Finanzplanung 1987 bis 1989 rd. 60 Mio DM an För- 
dermitteln bereitgestellt 


Technologie- und Innovationsberatung 

Insbesondere die Selbstverwaltungsorganisationen 
der Wirtschaft wie Industrielle Fachverbände. Indu- 
strie- und Handelskammern sowie das Handwerk 
bemühen sich in wachsendem Maße, den Unterneh- 
men in Fragen, die mit Technologie, ihren Möglich- 
keiten, Chancen und Problemen im Innovationspro- 
zeß Zusammenhängen, Rat und Unterstützung zu 
geben. 

Die Arbeitsschwerpunkte der Beratungsstellen, die 
hauptsächlich bei den Industrie- und Handelskam- 
mern. beim Rationalisierungs-Kuratorium der 
Deutschen Wirtschaft und bei Wirtschaftsverbän- 
den angesiedelt sind, lagen bei der Beschaffung von 
Technologieinformaüonen, der Vermittlung von Ko- 
operationen. Hilfen für kleine und mittlere Unter- 
nehmen, um technisch bedingte Defizite in der Pro- 


duktion festzustellen und gegebenenfalls eine Er- 
weiterung der Produktpaletie zu unterstützen. 

Die in den letzten Jahren erfolgte starke Zunahme 
derartiger Beratungsstellen, die durch Pilotvorha- 
ben u. a. des BMFT initiiert wurde, führte zu einer 
bundesweit engmaschigen Infrastruktur bei der 
Technologie- und Innovationsberatung von kleinen 
und mittleren Unternehmen. Die Förderung durch 
den BMFT konnte daher auf 4 E^ojekte mit einem 
Fördervolumen von 4 Mio DM zurückgenommen 
werden. 


Technische Informationssysteme 

Die Innovationsfähigkeit kleiner und mittlerer Un- 
ternehmen läßt sich auch durch rechtzeitige Bereit- 
stellung bedarfsgerechter und systematischer In- 
formationen, z. B. über den Stand der Technik, ver- 
bessern, 

Neuentwicklungen bauen auf vorhandenen Er- 
kenntnissen auf. Innovation wird durch sachge- 
rechte Bereitstellung von Information erleichtert. 
Bei der Sammlung, Ordnung. Auswertung und 
Übertragung von Informationen leisten die moder- 
nen Verfahren der Datenverarbeitung wertvolle 
Hilfe. Sie haben den Aufbau von Informationsban- 
ken ermöglicht, die es inzwischen auf fast allen wis- 
senschaftlich-technischen und zum Teil auch auf 
wirtschaftlichen Fachgebieten gibt. Für Produktion 
und Herausgabe von gespeicherter Fachinforma- 
tion hat die Bundesregierung im Jahr 1985 
91 Mio DM bereitgestelll. 

Der Zugriff auf die gespeicherte Information erfolgt 
über Fachinformations-Rechenzentren. Für das An- 
gebot von Informationen über Fachinformations- 
Rechenzentren waren 1985 34 Mio DM an Bundes- 
mitteln verfügbar. 

Die bekanntesten Informations-Rechenzentren, die 
mit Bundesmitteln gefördert werden, sind das 
MFachinformationszentrum Technik** in Frankfurt, 
das ..Fachinformationszentrum Energie, Physik, 
Mathematik“ in Karlsruhe sowie das „Deutsche In- 
stitut für medizinische Information und Dokumen- 
tation** in Köln; daneben gibt es inzwischen auch 
private Investitionen, die auf die Bereitstellung von 
Wirtschaftsinformationen zielen. Besonders auf die 
bisher unterversorgten Informationsinteressen von 
kleinen und mittleren Unternehmen zielend wird 
von einem Konsortium ira Fachinformationszen- 
trum Karlsruhe eine deutsche Patentbank aufge- 
baut 

Obwohl in den vergangenen Jahren die Anstren- 
gungen für ein bedarfs- und marktgerechtes Ange- 
bot der Informationszentren erheblich verstärkt 
wurden, werden die Informationsbanken durch 
kleine und mittlere Unternehmen noch relativ 
schwach genutzt Hier setzen Informationsvermitt- 
lungsstellen an. die entweder im Zusammenhang 
mit Technologie- und Innovationsberatungsstellen 
oder auf privater Basis betrieben werden. Diese 
werden auch weiterhin durch Modellversuche un- 
terstützt 
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EntMndung von Industriepersonal Schaubild 20 

in örfentliai finanzierte 
Forschungseinrichtungen 
(Programm Forschungskooperation) 

Verteilung der 170 bewilligten Vorhaben in Prozent 


% 



’) Fochhochschulen 
^ Froimhofer-GeseHschaf» 

*) Max-Ptonck-Gesellschcjff/GroOforscHungseinnchtungen 
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Kooperationsvereinbarung 

(Entwurf) 


Institut 

ouf technologischem 
Schlüsselgebiet 
totig 


Unternehmen 


Arbeits- 

vertrag 


Abordnung / 


Nochwuchs- 

wissenschoftfer 


Schaubild 20 a 


Entsenduna von Industriepersonal 
in öffentlim finanzierte 
Forschungseinrichtungen 

( Fördermaßnahme Forschungskooperation) 


max. 1 20 TDM 
je Wissen schaftief; 

max. 3 Jahre; 
ox. 5 WrsifeenschaftI 


BMFT 
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Außerdem ist m erwarten, daß mit der fortschrei- 
tenden Gewöhnung von Praktikern und Wissen- 
schaftlern im Umgang mit den modernen Medien 
der InformationstechnLken allmählich bessere Vor- 
aussetzungen für die Nutzung der modernen Infor- 
matjonsmedien auch in den mittleren und kleinen 
Unternehmen geschaffen werden. 


ßereitstellutig von Risikokapltal, insbesondere für 
tech n ologi eorien t i erte N e u grü nd unge n 

Die Bereitschaft zur Existenzgründung ist in der 
Bundesrepublik Deutschland nach wie vor in ho- 
hem Maße vorhanden. Es zeigt sich aber, daß bei 
der Vielzahl von Uniernehmensgründungen zU' 
kunftsorLentierte Technik meist nicht im Vorder- 
grund steht. Zur Verbesserung der Situation und 
um Anstöße zu geben, hat die Bundesregierung 
Maßnahmen ergriffen, die gewährleisten sollen, daß 
sich j unge Technologiefirmen in den verschiedenen 
Phasen der Gründung, der Markteinführung und 
des Unternehmenswachstums ausreichend mit risi- 
kobereitem Kapital ausstatten können. 

Die Maßnahmen sehen vor; 

— Hilfen für technologieorientierte Unternehmen 
in der Gründungsphase 

— Verbesserte Möglichkeiten der Ausstattung mit 
Eigen- bzw. Risikokapital des wachsenden Un- 
ternehmens. 


Fördenjng technologieorientierter 
üntemehmensgTÜndungeii durch den BIVIFT 

Auf technologisch neuen Produkten aufbauende 
Unternehmensgründüngen scheitern häufig daran, 
daß bei der Erstellung des Unlernehmenskonzepts 
imd bis zum Abschluß der Produktentwicklung FP 
nanzierungsengpässe entstehen, weil unsicher ist, 
ob überhaupt ein marktreifes Produkt machbar ist 
Hinzu kommt, daß vorhandenes Risikokapital be- 
vorzugt in Unternehmen fließt die bereits ein ferti- 
ges Produkt haben und zur Erweiterung der Ferti- 
gung und des Vertriebs Eigenkapital brauchen. Da- 
mit eme wesentlich größere Zahl guter Produkt- 
ideen so weit entwickelt werden kann, um ihre Pro- 
duktion und Vermarktung über den Markt zu fi- 
nanzieren, hat der BMFT einen Modellversuch zur 
Förderung technologieorientierter Unternehmens- 
gründungen konzipiert, der im Jahre 1983 angelau- 
fen ist. 

Bei diesem Modellversuch, dessen Ziel es ist, Pir- 
mengründungen m zukunfls trächtigen Technolo- 
giebereichen stärker als bisher anzuregen und ei- 
nen privaten „Venture Capital**- Mar kt zu fördern, 
werden drei Phasen unterschieden. In Phase 1 kön- 
nen Gründern Zuwendungen für Arbeiten zur Er- 
stellung beurteilungsreifer Konzepte für Innova- 
üonsvorhaben gewährt werden. In Phase 11 werden 
durch Zuwendungen Forschungs- und Entwick- 
lungsarbeiten finanziert schließlich können in Pha- 
se in Bankkredite, die zur Finanzierimg der Ausga- 
ben für Produktionsanlagen und Markteinführung 


erforderlich sind, durch einzelfallhezügene Risiko- 
bete iligungen abgesichert werden. 

Bereits in der Anfangsphase zeigte dieser Versuch, 
daß die Bereitschaft zu technologieonentierten Un- 
ternehmensgründungen wächst Begünstigt wird 
dies besonders durch die rasche Verbreitung der 
Datenverarbeitung und Mikroelektronik, die vielen 
kleineren Unternehmen aussichtsreiche Betäti- 
gungsfelder eröffnet wie z. B. ln der Meß- und Re- 
geltechnik. 

In Tabelle 1/28 sind die im Rahmen des Modellver- 
suchs erteilten Bewilligungen mit Stand 3L Dezem- 
ber 1985 dargesteUt Insgesamt befanden sich ca, 
250 tachnoiogieorientierte Unternehmensgründun- 
gen in der Förderung. 

Tabelle 1/28 


Modellversuch 

Techriologieonentierte Untcmehmensgründungeti 
— Bewilligungen Stand 31. 12. 1085 — 


Phase I 

Phase 11 

Phase 111 

Zuwen- 

diüigen 

Zuwen- 

dungen. 

Bürg- 

schaften 

Bürg- 

schaften 

Zahl 

TDM 

Zahl 

TDM 

Zahl 

TDM 

Zahl 

TDM 

221 

7 384 

119 

73 901 

9 

920 

13 

6 012 


Quelle: BMFT 


Verbesserte Ausstattung mit Eigen- bzw\ 
Risikokapital 

Rasch wachsende junge Unternehmen brauchen in 
der Phase der Markteinführung zur Finanzierung 
der hohen Investitionen überdurchschnittlich viel 
Kapital. Wegen der mit der Produktion und Ver- 
marktung innovativer Produkte verbundenen ho- 
hen Risiken ist für derartige Unternehmen die Aus- 
stattung mit haftendem Eigenkapital, das die Risi- 
ken von Innovationen abdeckt, notwendig. Ein so- 
fortiger Gang an die Börse kommt wegen der hohen 
Markteinführungsrisiken zumeist nicht in Betracht 
Wesentlich ist hier die Bereitstellung von Risikoka- 
pital durch KapitalbeteULgungsgesellschaften bzw, 
durch Venture-CapitaJ-Fonds. 

Die Ventüre’Fmanzierung steht in Deutschland be- 
züglich Zahl und Umfang der eingegangenen Betei- 
ligungen an hochinnovativen jungen Unternehmen 
im Vergleich zur Entwicklung ln den USA und 
Großbritannien noch am Anfang. In jüngster Zeit 
ist angeregt auch durch den Modellversuch TOU 
und durch öffentliche Diskussionen (u, a. besondere 
„Workshops“ und Symposien), eine verstärkte Akti- 
vität der Kreditwirlschaft auch zur Gründung sol- 
cher Fonds zu beobachten. Die Belebung des 
Marktes wird daran sichtbar, daß in 1985 in der 
Bundesrepublik Deutschland rd. 80 private Venture- 
Capital-Firmen tätig waren, die über insgesamt rcL 
700 Mio DM Wagniskapiial verfügten. 
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Auch die von der Bundesregierung eingeleiteten 
bzw, beschlossenen Maßnahmen zur Verbesserung 
der E i ge nkapitalauss tattu ng kleiner und mittlerer 
Unternehmen werden dazu beitragen* daß sich die 
Risikofinanzierung für junge Technologieunterneh- 
men verbessert. Zu nennen sind hier 

— der von der Bundesregierung vorgelegte Gesetz- 
entwurf über UnternehmensbeteiligungsgeseÜ- 
schaften (UBGG) 

— die Einführung eines neuen Marktabsehnittes 
an der Börse» der besonders auf die Bedürfnisse 
mittelständischer Unternehmen zugeschnitten 
ist (geregelter Markt) 

— die beabsichtigte Abschaffung von Gesell- 
schaftssteuer sowie der Borsenumsatzsteuer. 

Während die beiden letzten Punkte dazu beitragen 
soiten. den Gang an die Börse für dynamisch wach- 
sende mittelständische Unternehmen attraktiver zu 
tnachent handelt es sich bei dem ersten Punkt um 
eine Maßnahme* welche die Möglichkeiten der Au- 
ßenfinanzierung für nicht' börsennotierte kleine 
und mittlere Unternehmen verbessern soh. 

Insbesondere mit dem UBGG strebt die Bundesre- 
gierung an, die indirekten Beteiligungsmöglichkei- 
ten an mittelständischen Unternehmen zu verbes- 
sern. Das UBGG sieht vor, bestehende Hemmnisse 
für Beteiligungen an nicht- börsennotierten Unter- 
nehmen abzubauen (Befreiung der UBGG von Ver- 
mögen- und Gewerbesteuer) und so einem breiteren 
Anlegerkreis die Möglichkeit zu eröffnen* sich an 
mittel ständischen Unternehmen zu beteiligen. 


Förderung von Forschung und Teehnotugie Im 
Handwerk 

Durch die Förderungsmaßnahmen des Bundes im 
Bereich FuE für kleine und mittlere Unternehmen 
werden speziell auch Handwerksbetriebe erfaßt 
Beispielsweise gehörten 1983 24 % der durch das 
Personalk oste nzuschußprogra mm geförderten Un- 
ternehmen dem Produzierenden Handwerk an und 
erhielten knapp 20 % der bewilligten Mittet 

Auch von den indirekt-spezifischen F'örderungs- 
maßnahmen profitieren Handwerksbetriebe* Bei- 
spielsweise waren rund 8% der am Sonderpro- 
gramm Mikroelektronik beteiligten Unternehmen 
Handwerksbetriebe, Im übrigen konzentriert sich 
die FuE-Förderung im Handwerk vor allen Dingen 
auf Modellvorhaben zur Nutzung neuer technologi- 
scher Entwicklungen im Handwerk. Zur Vorberei- 
tung neuer technologischer Entwicklungen wird auf 
Produktionsebene z, B. der verstärkte Einsatz um- 


weltfreundlicher und energie spare oder Produk- 
tionsverfahren gefördert Hier gibt es z. B. das 
Branchenprojekt Tischlerhandwerk und ein Mo- 
dellvorhaben zur Energieeinsparung in Backbetrie- 
ben. Auf Produktebene soll das Aufgaben^ bzw. Lei- 
stungsspektrum von Handwerksbetrieben stärker 
an die neuen technischen Entwicklungen angepaßt 
werden. 

Im Bereich Aus-, Fort- und Weiterbildung stellt sich 
die Aufgabe, den Betriebsinhaber und seine Mitar- 
beiter zu einem sachgerechten Umgang mit neuer 
Technik zu befähigen. Als Träger von Förderungs- 
maßnahmen kommen hier überbetriebliche Aus- 
und Fortbildungsstätten, Technologie- und Innova- 
üonsberater ün Handwerk und freie Berater sowie 
Informationsmittler (z. B. Messen) in Frage. Ein 
Modell Vorhaben in diesem Bereich ist beispiels- 
weise die Förderung der Technologie- und Innova- 
lionsberatung beim Heinz-Piest-Insiitut für Hand- 
werk-Stechnik in Hannover. 


Gesamtül»ersicht zu den Maßnahmen 

Wie aus Schaubild 21 ersichtlich ist* sollen durch 
verschiedene Maßnahmenbündel sowohl das endo- 
gene Potential kleiner und mittlerer Unternehmen 
zur Durchführung eigenständiger FuE gestärkt* als 
auch ihre Fähigkeit verbessert werden, mit exter- 
nen Forschungsstellen zu kooperieren. Auch sollen 
Bedingungen geschaffen werden, daß sich junge 
technologieorientierte Unternehmen in ausreichen- 
dem Maße mit risikobereitem Kapital versorgen 
können. 

Die Bundesministerien für Forschung und Techno- 
logie und für Wirtschaft sind in 1985 und 1986 etwa 
)e zur Hälfte an der Förderung beteiligt, die In 1986 
voraussichtlich erstmals den Betrag von 1 Mrd DM 
erreichen wird. Der Anteil kleiner und mittlerer Un- 
ternehmen an den Ausgaben des Bundes für zivile 
Forschung und Entwicklung der Wirtschaft liegt je 
nach Basisjahr zwischen 25 und 29 %. Dies ist des- 
halb bemerkenswert weil damit die kleinen und 
mittleren Üntemehraen aus der Bundesförderung 
fast doppelt so viel Mittel erhalten als sie selbst 
anteilig zu den Forschungsausgaben der Wirtschaft 
beisteuern. 

Darin spiegelt sich die gewachsene Aufmerksam- 
keit der Forschungspolitik für die Neuerungstätig- 
keit der kleinen und mittleren Unternehmen wider. 
Freilich sind die finanziellen Zuwendungen auch 
mit Erwartungen verknüpft* daß gerade die mitte 1- 
ständischen Betriebe im strukturellen Wandel be- 
stehen und vermehrt zukunftssichere Arbeitsplätze 
anbieten. 
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Maßnahmen der Bundesregierung 
zur Förderung von Forschung und 
Entwicklung in kleinen und mittleren 
Betrieben 


Slörkung der pönO' 
Hellen FuE-ßo^s 


F6rdervn9 der roKhen 
Nutzung neuer TecKno- 
togien 


Förderung der Besreit- 
Stellung viw Rbilto- 
kopitoT 


SdToubild 21 


Fördermittel 
19S5 (Soll) 
Mio DM 



Personalkostenzuschuß und 


ForschungspersonohZuwochs- 

435 

föfderung 


iLm 




indi rekf-sp©z»hsche 
MoÖnohmcn 


Fochprogr o mmbezogene 
P 4 x 4 ektfckderung 


Infemf Vierung der 
För$£fiyn 0 !iküop 6 rtit^ und 
dev Tedinofogieiromhsrv 



Indusimlle OemeinvcKaftf' 
forvcfiung 


Förderung der Auftrogt- 
fbrtchunö (BMFT-Föraermoflnohme 
Aufirogsrorvchung und <entvrtcWuftg) 


Fördmng von Forschung^ 

koopttnoticm awlichen 
indus^ If. Wi«enschaft 
(FördermoBnohme ForscKungs- 
KOOPOTftqn) 


TecKnologie^ u. (wwvtiitom* 
berntung; Technische Infor- 
matbnis>it«ii€ 



TecbfKitogteoneni^i e 
Unternehmerngfundimgen 


Rnhmeni^ingungen für ctie 
Wognhhnonriehmg 


135 


158 


95 


35 


60 


Insgesamt 930 


1 
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Förderung von Forschung, Entwicklung und Innovation in kleinen und mittleren Unternehmen 

durch den Bund im Zeitraum von 1981 bis 1986 
— Mio DM — 


Ressort/ M aß n a hme 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 ') 

1986 ') 

BMFT 

— Forschungspersonal-Zuwachsförderung 





55,0 

100,0 

— Sonderprogramm Mikroelektronik 

(indirekt-spezifische Förderung) 

— 

75,3 

130,1 

108,0 

30,0 

— 

— indirekt-spezifische Maßnahmen 

Fertigungstechnik 


— 

— 

31,9 

90,0 

100,0 

— indirekt-spezifische Fördenmg 

Mikroperipherik 

— 

— 

— 

— 

15,0 

30,0 

— indirekt-spezifische Förderung 

Bioverfahrenstechnik 











10,0 

— Fachprogramme BMFT 

229,5 

237,9 

185,7 

168,5 

150,0 

150.0 

— Auftragsforschung und -entwicklung 

10,5 

13,0 

13,1 

21,2 

35,0 

40,0 

— Forschungskooperation * 

— 

— 

— 

— 

3,5 

5.0 

— Förderung von Innovationsberatungsstellen 
und Technologie-Transferstellen 

9.1 

8,9 

8,6 

8,3 

8.5 

8,2 

— TOU-Wagnisfinanzierung 

3.9 

6,0 

5,9 

16,1 

60,0 

70.8 

Summe BMFT 

253,0 

341,1 

343,4 

354,0 

447,0 

514,0 

BMWi 

— Personalkostenzuschuß 

359,3 

390,0 

375,0 

320,0 

380,0 

400,0 

— Technologische Erstinnovation 

17,1 

9,9 

3,6 

— 

— 

— 

— Förderung von FuE bei KMU in Berlin 

6,0 

6.3 

7.6 

8.1 

8.0 

8.4 

— Industrielle Gemeinschaftsfor.schung 

79,5 

83,5 

84.7 

84,9 

95.0 

95,0 

Summe BMWi 

461.9 

489,7 

470,9 

413,0 

483,0 

503,4 

Insgesamt.., 

714,9 

830,8 

814,3 

767,0 

930,0 

1 017,4 


Soli- Ansätze 
QueUe; BMPT 


10. Die Ressourcen für Forschung und 

Entwicklung im internationalen Vergleich 

Ein internationaler Vergleich der FuE- Ressourcen 
erfordert, daß die verwendeten Daten verschie- 
dener Staaten abgestimmten Erhebungsprogram- 
men entstammen und eine größtmögliche Ver- 
gleichbarkeit aufweisen. 

Diese Anforderungen erfüllen in einem hohen 
Maße die von zwei internationalen Organisationen 
erhobenen und veröffentlichten FuE-Statistiken. 
Zum einen ist es die Organisation für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit (OECD), die in zweijährigem 
Rhythmus in den Mitgliedstaaten die Bruttoin- 
landsausgaben für Forschung und Entwicklung 
(BAFE) und das FuE- Personal in sektoraler Gliede- 


rung auf der Grundlage der Bestimmungen des 
Frascati-Handbuches erhebt; zum anderen sind es 
die Europäischen Gemeinschaften (EG), die jähr- 
lich die staatlich finanzierten FuE-Ausgaben in so- 
zio-ökonomischer Gliederung nach der hierfür ent- 
wickelten Nomenklatur bei ihren Mitgliedstaaten 
erfragen. Während die OECD Ist-Ausgaben erhebt, 
beziehen sich die Angaben der Europäischen Ge- 
meinschaften auf das Haushalts-Soll. 

Neben den Bruttoinlandsausgaben für FuE erfragt 
auch die OECD Daten über die staatliche Finanzie- 
rung von FuE in einer sozio-ökonomischen Gliede- 
rung. die mit der der EG vergleichbar ist 

Die letzte Erhebung der OECD betrifft das Jahr 
1983; sie ist jedoch noch nicht in allen Mitgliedstaa- 
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len abgeschlossen, so daß veröffentlichte Daten 
noch vorläufigen Charakter haben können- 

Die sich daraus abze lehnende Entwicklung der 
FuE-Ausgaben soll hier für die Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, ftaUen, 
die Niederlande, Japan, die USA und Kanada darge- 
stellt werden. 

Der Anteil der Bruttoinlandsausgaben für FuE 
(BAFE) am Bruttainlandsprodukt wird in zuneh- 
mendem Maße als Kennzahl verwendet, wenn die 
Forschungsanstrengungen eines Landes im inter- 
nationalen Vergleich zu bewerten sind. 

Die in Tabelle 1/30 dargesteilte Entwicklung dieses 
Anteils zeigt, daß die Bundesrepublik Deutschland 
zusammen mit den USA und Japan eine Spitzen« 
Stellung einnimmt und mit ihrem Anteil von 2,6 % 
im Jahre 1983 nur von den USA (2,7 %) übertroffen 
wird. Im Zeitraum 1979 bis 1983 verzeichnen die 
betrachteten Staaten — mit Ausnahme Großbritan- 
niens — gemessen am Bruttoinlandsprodukt eine 
kontinuierliche Steigerung ihrer Forschungsan- 
strengungen; Italien und Kanada weisen dabei die 
höchsten Steigerungsraten auf. 

Tabelle 1/30 

Anteil der Bruttoinlandsausgaben für FuE (BAFE) 
am BruUoinlandsprodukt in ausgewählten Staaten 

— in % — 


Staat 

1979 

19a 1 

1982 

1983 

Bundesrepublik 

Deutschland 

2,4 

2.5 

2.6') 

2.1 

2.6') 

2,2 

Frankreich 

1.8 

2.0 

Großbritannien 

— 

2,43) 

— 

2.3') 

Italien 

0,9 

1,0 

1,0 

U') 

Niederlande 

1,9 

1,9 

2.0*) 

2,0 ‘) 

Japan 

2,1 

2,4 

2.5 

2.6 

USA 

2.4 

2,5 

2.7 

2.7 

Kanada 

1.1 

1,2 

1.4 

1.4 


*) Schätzung 

2) Zeitreihenbruch im Vergleich zu den vorhergehenden 
Jahren 

nationales Ergebnis, angepaßt an OECD-Normen 
Quelle: OECD (1985); Ergebnisse gerundet 


Tabelle 1/31 

Briiltairilanclsaiisgaben für FuFr (BAFE) 
ie Einwohner in ausgewählien Staaten 

— inVSS — ^) 


Staat 

1979 

1981 

1982 

IdB3 

Bundesrepublik 
Deutschland 

205 

254 

279 2) 

295 2) 

Frankreich 

150 

198^) 

225 

241 

Großbritannien 

— 

204^) 

— 

223") 

Italien 

54 

79 

89 

104^) 

Niederlande 

151 

176 

1943) 

2082), 

Japan 

158 

218 

247 

281 

USA ....... 

256 

321 

349 

377 

Kanada 

104 

160 

177 

188 


*) Umrechnung auf der Basis der jeweiligen Kaufkraftpa^ 
rttäten 

Schätzung (BAFE) 

Zeitreihen bruch ijn Vergleich zu den vorhergehenden 
Jahren (BAFE) 

oationales Ergebnis, angepaßl an OECD-Normen 
(BAFE) 

Quelle; OECD, Statistisches Bundesamt und eigene Be- 
rechnungen des BMFT 


Bei der Berechnung der Bruttoinlandsausgaben für 
FuE je Einwohner für die oben genannten Staaten 
ergibt sich folgendes Bild. (vgL Tabelle 1/31) 

Die Bundesrepublik Deutschland liegt in der Spit- 
zengruppe, gleich hinter den USA, an dritter Stelle 
folgt Japan, Auch hier weisen Italien und Kanada 
zwischen 1979 und 1983 die höchsten Veränderungs- 
raten dieser einwohnerbezogenen Kennzahl auf. 

Bei der Finanzierung der Bruttoinlandsausgaben 
für FuE ist ein etwas differenzlerteres Bild festzu- 
stellen (Tabelle 1/32 und SchaubÜd 22). Im Zeitraum 
1979 bis 1983 sind unter den betrachteten Staaten 
zwei gegenläufige Bewegungen erkennbar. Wäh- 
rend der Anteil der von der Wirtschaft finanzierten 
Bruttoinlandsausgaben für FuE in den Niederlan- 
den, Kanada und besonders in Italien zurückgeht, 
steigt er in den übrigen Staaten an, so auch in der 
Bundesrepublik Deutschland und vor allem in Ja- 
pan. 
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Internationaler Vergleich der 
Finanzierung von Bnittoinlands- 
ausgaben von FuE (BAFE) 


Schaubild 22 
{vgl. Tabelle 1/32) 

— Anteile in Prozent — 


finanziert von der Wirtschaft 


55.4 


ll 






c 

o 

it 


58,9 


c 

ä 

Q 


46,2 




40,8 


62,3 


48,8 


42,0 


65,2 


49,0 


nz 

19, 

79 

1 

1 f981 1 


19 

83 1 


42,5 


50,3 


29,4 


51,8 


4 1,6 


52,8 


26,9 


49,2 


40.9 


54,8 


24,0 


49,1 


finonziert aus öffentlichen Mitteln 


Quelle: OECD 




I 



Finanzierung der Bnittoiniandsausgaben für FuE (BAFE) 
— Anteile in % — 



finanziert 

Staat 

von der Wirtschaft 

aus öffentlichen Mitteln 

von sonstigen 


1970 

19ÖI 

1983 

1979 

1981 

1983 

1979 

1981 

1983 

Bundes repu b lik 
Deutschland 

55.4 

57,0 

58,1 ') 

42,5 

41,6 

40,9 1) 

2,1 

1,4 

1,0 

Frankreich - . . 

43,1 

40,8 2} 

42,0 

50,3 

52,8 

54,8 

6.6 

6,4 

3,2 

Großbritannien 


41,3 3) 

42,1 

. 

40,0 3) 

50,2*) 


9,7 

7.7 

Italien 

54.7 

50,1 

42,5 <} 

43,9 

47;2 

55,4 *) 

1.4 

2,7 

2,1 

Niederlande 

47,3 

46,3 

44,9 

48,0 

47,2 

48,4 2) 5) 

4,7 

6,5 

6.7 ä) 

Japan 

58, Ö 

62,3 

65,2 

29,4 

26,9 

24,0 

11,7 

10.8 

10,8 

USA 

48,2 

48,6 

49,0 

51,8 

49,2 

49,1 

2.0 

2,0 

1,9 

Kanada 

35,8 

40,4 

37,7 

55.0 *) 

51,5 

53,5 

8.3 

8,1 

8,8 


nationale Schätzung, angepaüi an OECI>Normea 
Zeitneihenbruch km Vergleich zu den vorhergehe riden Jahren 
nationales Ergehais, angepaiJl an OECD-Normen 
Schätzung der OECD aiifgrurtd nationaler Quellen 
5) 1982 

Quelle: OECD (1985} 


Dementsprechend entwickelt sich der öffentli- 
chen Mitteln finanzierte Anteil an den Bruttoin- 
landsausgaben für FuE. In den Niederlattden, Ka- 
nada und insbesondere in IlaUen steigt er, in den 
USA, der Bundesrepublik Deutschland und vor al- 
lem in Japan geht er zurück. In Frankreich und 
Großbritannien dagegen steht einer Zunahme des 
von der Wirtschaft finanzierten Anteils auch eine 
Zunahme des aus öffentlichen Mitteln finanzierten 
Anteils an den Bruttoinlandsausgaben für FuE ge- 
genüber, Insgesamt ist festzustellen, daß im Jahre 
1983 nur in der Bundesrepublik Deutschland und 
Japan der öffentlich finanzierte Anteil an den Brut- 
Loinlandsausgaben für FuE deutlich unter 50 % 
liegt. Die zwischen den Ländern sehr unterschiedli- 
che Größenordnung des Anteils, der aus „sonstigen 
Quellen'' — zum Beispiel durch das Ausland — 
finanziert wird, deutet auf nationale Besonderhei- 
ten der Forschungsfinanzierung hin. 

Die Entwicklung des FuE-Personals in der Bundes- 
republik Deutechland nach Personalgruppen und 
Sektoren (auf Vollzeit umgerechnet) geht aus Ta- 
belle VI/29 hervor. Für 1983 liegen jedoch noch 
keine intemational vergleichbaren Daten vor. Zu 
bemerken ist ferner, daß die hohe Zahl der in FuE 
Beschäftigten in Japan hinsichilich der Vergleich- 
barkeit nur eingeschränkt Gültigkeit hat, da diese 
Daten nicht auf Vollzeit umgerechnet sind (vgl, Ta- 
belle VT/3ß). 

Einen Überblick über den Anteil des FuE- Personals 
insgesamt sowie der Forscher an den Erwerbsper- 
sonen der betrachteten Staaten der OECD gibt Ta- 
belle 1/33, 


Wenn auch die bisher vorliegenden Daten keine 
Schlüsse auf die aktuelle Entwicklung zulasseup so 
scheint sich jedoch zwischen 1979 und 1982 eine 
Tendenz zu einem größeren Anteil der Forscher am 
FuE-Personal abzuzeichnen. 

Neben den Bruttoinlandsausgaben für FuE und 
dem FuE-Personal, das bei den FuE dyrchführen- 
den Sektoren der jeweiligen Länder erhoben wird, 
veröffentlicht die OECD auch Daten zu den staat- 
lich finanzierten FuE-Ausgaben. die bei den finan- 
zierenden Stellen erfragt werden; hierbei handelt es 
sich um Haushaltsansätze, Die Tabelle 1/34 zeigt 
die Entwicklung dieser Ausgaben sowie der darin 
enthaltenen zivilen FuE-Ausgaben und zwar jeweils 
als Anteil am Bruttoinlandsprodukt für die hier be- 
trachteten acht Staaten. 

Wenn auch der Vergleichbarkeit gewisse Beschrän- 
kungen auferlegt sind (z. B. hinsichtlich der Anga- 
ben für die USA [vgl. Fußnote 31 der Tabelle 1/34), 
so lassen sich doch gewisse Tendenzen erkennen. 
Zwischen 1981 und 1983 stieg der Anteil der gesam- 
ten staatlich finanzierten FuE Ausgaben am Brut- 
toinlandsprodukt in Kanada, Italien und Frank- 
reich stark an, weniger stark in den Niederlanden 
und den USA, ln Frankreich, Italien und den Nie- 
derlanden stieg der entsprechende Anteil der zivi- 
len FuE-Ausgaben sogar noch etwas stärker. Bei 
den USA ist dieser Anteil der zivüen FuE-Ausgaben 
am Bruttoinlandsprodukt jedoch stark rückläufig. 
Für die Bundesrepublik Deutschland ergibt sich 
1983 gegenüber 1981 ein leichter Rückgang beider 
Anteile, dieser ist jedoch vollständig auf methodi- 
sche Änderungen in der Erhebung (Zeitreihen- 
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Tabelle 1/33 

In FuE tätiges Personal je 1 000 Erwerbspersonen in ausgewähhen Staaten 


Staat 

1979 

isai 

1982 

insgesamt 

darunter 

Forscher 

msg^samt 

darunter 

Forscher 

Insgesamt 

darunter 

Forscher 

Bundesrepublik Deutschland ..... 

13,5 

4.5 

13.6 

4.7 



Frankreich * 

10,0 

3.2 

10,6 

3.8 

ll.o^) 

3,03) 

Großbritannien , 

10.6 *) 

4.0M 

. 

* 



Italien .... 

4,2 

2,1 

4.5 

2.3 

4.6 

2,5 

Niederlande , r ^ * 

■1,5 

3,6 

0.7 

3,5 

10,4^) 

, 

Japan . .. . 

10,7 

3,5 

11.4 

6.9 

11.6 

7.0 

USA 

. 

5.8 


65 

- 

6,3 

Kanada 

5,2 

2.4 

5,5 

2.5 

5,7 

2.7 


*) 1078 

nicht mit anderen Staaten vergleichbar, da nicht auf VoUzeit umgerechnet 
1983 

^itreihenbnich im Vergleich zu den vorhergehenden Jahren 
Quelle: OECD (1985) 


Tabelle 1/34 


Anteil der gesamten staatlich finanzierten FuE-Ausgahen 
am ßruttoinlandsprodukl 

— in% — 


Staat 

insgesamt 

darunter 

Anteil der zivilen FuE-Ausgaben 

1979 

1991 

1963 

1970 

1061 

1P63 

Bundesrepublik Deutschland . . - . . 

1,14 

US 

1.142) 

1,00 

1,05 

1.03») 

Frankreich 

1,06 

1.31») 

1,41 

OJO 

0,81») 

0,95 

Großbritannien - , . . . 

1.34 

1.41 

1.33 

0,67 

0,72 

0,67 

Italien 

0.39 

0,65») 

0,71 

0.3Ö 

0,61») 

0,67 

Niederlande - 

0.96 

0.08 

1,01 

0,95 

0,05 

0,98 

Japan ....... 

0,62 

0.64 

0,63 

0,60 

0,63 


USA») 

1,16 

U5 

1.18 

0,61 

0,52 

0,42 

Kanada 

0.62 

0,61 

0,70 

0,59 

0,58 

0,66 


Haushaltsansätze 

Zeitreihen bruch im Vergleich zu den vorhergehenden Jahren 

Nur Bundesausgaben, ohne allgemeine Hoch schul mittel für FuE sowie ohne Mittel für Investitionen 
Quelle: OECD (1984. 1088) 


bmch) zurück zu-führen. Einen Rückgang der staat- 
lich finanzierten FuE“ Ausgaben verzeichnet auch 
G roß b rita n n ie n * 

ln den Mitg Liedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften kann die Entwicklung der öffentlichen 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung für das 
jeweilige endgültige Haushalts-Soll bis zum Jahre 
1984 verfolgt werden (vgh Tabelle VI/27). Das 


Schaubild 23 gibt einen Überblick über die entspre- 
chenden Ausgaben insgesamt und je Einwohner in 
den einzelnen Mitgliedstaaten im Jahre 1984. Tabel- 
le VI /26 zeigt diese Angaben, auch für das vorläu- 
fige Haushalts-Sol! 1985, außerdem in der Gliede- 
rung nach ForschungszieJen* 

Die öffenliiehen Ausgaben für Forschung und Ent- 
wicklung haben sich in den Staaten der Europäi- 
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<> öffentliche Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung in den Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft 1984 

^Dänennark 



Aufwendungen @in Mio ERE^) Griechenland^ 

Aufwendungen in ERE^) Dpro Einwohner 

ERE = Europäische Rechnungseinheil; durchschnittlicher Wechsjelkur^ 1984: 1 ERE = 2,23811 DM?* 
Quetle : Europäische Gemeinschaften 




SctiQubild 23 
(vgl. Tabelle VI/27) 

□ 

373 

• 73 

□ 

7294 

• 130 

□ 

1529 

• 106 

□ 

86 

• 24 

^ □ 

569 

• 58 


8674 

• 142 

f“-' 

9077 

• 166 

□ 

3369 

• 60 


101 

• 10 
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sehen Gemeinschaften in der Zeit von 1975 bis 1984 
von ll,5Mrd auf 31,1 Mrd ERE^) erhöht, also na- 
hezu verdreifacht Die durchschnittliche jährliche 
Zuwachsrate der Gesamtausgaben für FuE liegt bei 
11,7 yo. Der FuE-Anteil am gesamten Haushaltsvolu- 
men der Mitgliedstaaten, der 1975 noch 3.6 % betrug 
und sich bis 1980 auf 3,1 % ermäßigte, hat in den 
letzten Jahren wieder zugenommen und lag 1984 
bei 3,3 y«. Der Anteil der FuE-Ausgaben am Brutto- 
inlandsprodukt betrug in den EG-Mitgliedstaaten 
im Jahre 1975 1 von 1977 bis 1979 lag er bei 0.9 y«; 
seit 1981 beträgt dieser Anteil 1.1 

Die Entwicklung der FuE-Ausgaben in den einzel- 
nen Mitgliedstaaten ist recht unterschiedlich. Ge- 
genüber 1983 wiesen insbesondere Griechenland, 
Italien und Dänemark im Jahre 1984 die höchsten 
relativen Zuwächse auf. 

Betrachtet man die durchschnittlichen jährlichen 
Steigerungsraten der FuE-Ausgaben zwischen 1975 
und 1984, so verzeichnet Italien die stärkste* Zu- 
nahme (22,1 %); über dem Durchschnitt (11,7 %) lie- 
gen hier auch Großbritannien, Irland und Frank- 
reich. Unter dem Durchschnitt bewegen sich 
die diesbezüglichen Werte der Bundesrepublik 
Deutschland, Dänemarks, der Niederlande und ins- 
besondere Belgiens (vgl. Tabelle Vl/27). 

Gemessen an dem jeweiligen Haushaltsvolumen 
der Mitgliedstaaten zeigt sich, daß bei der Bundes- 
republik Deutschland und Frankreich der Anteil 
der FuE-Ausgaben in den Jahren 1975 bis 1984 stets 
über dem durchschnittlichen Anteil lag, der Groß- 
britanniens entsprach hier in etwa dem Durch- 
schnitt der EG-Mitgliedstaaten. 

Ein ähnliches Bild ergibt sich, wenn man den Anteil 
der FuE-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt be- 
trachtet Hier liegen Frankreich, Großbritannien 
und die Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 
bis 1983 über dem Durchschnitt der Staaten der 
Europäischen Gemeinschaften. Während dies für 
Frankreich und Großbritannien auch 1984 gilt, er- 
gibt sich für die Bundesrepublik Deutschland 1984 
gerade der Durchschnittswert (1,1 ^/o) (vgl. Tabel- 
le VI/27). 

Volumenmäßig den stärksten Anteil an den FuE- 
Ausgaben der EG-Mitgliedstaaten haben Frank- 


ERE * Europäische Rechnungsemheil (1984: ERE • 
2,24 DM) 


Tabelle 1/35 

Anteil der einzelnen Mitgliedstaaten 
an den öffentlichen Ausgaben 
für FuE der Staaten 
der Europäi.schen Gemeinschaften 
— in % — 



1975 1) 

19B4 

Bundesrepublik 
Deutschland 

36,3 

29,5 

Frankreich . 

27,7 

30,7 

Großbritannien 

20,6 

20,4 

zusammen . . . 

84,6 

80,6 

Italien 

4.9 

9.7 

Niederlande 

5,6 

5.5 

Belgien 

3.2 

2.3 

Irland 

0,2 

0.2 

Dänemark 

1.6 

1,4 

Griechenland 

- 

0,3 

Insgesamt... 

100,0 

100,0 


ohne Griechenland Rundungsdifferenzen 

Quelle: EG 


reich, die Bundesrepublik Deutschland und Groß- 
britannien. 

Die Tabelle 1/35 zeigt, daß diese drei Staaten 1984 
trotz eines gegenüber 1975 zurückgegangenen An- 
teils zusammen mit über 80 % zu den FuE-Ausga- 
ben beitrugen. Der Anteil Italiens hat sich 1984 im 
Vergleich zu 1975 nahezu verdoppelt Auch der An- 
teil Frankreichs hat zugenommen, während die An- 
teile der Bundesrepublik Deutschland und insbe- 
sondere Belgiens 1984 gegenüber 1975 zurückge- 
gangen sind. 

Tabelle 1/36 gibt einen Überblick über die Gewichte 
der einzelnen Forschungsziele an den gesamten öf- 
fentlich finanzierten FuE-Ausgaben der einzelnen 
Milgliedstaaten und der EG insgesamt sowie ihre 
Veränderung zwischen 1975 und 1984. 
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Faßt man gleichartige Ziele zu Forschungsgruppen 
zusammen (vgL Tabelle 1/37), so lassen sich leichte 
Veränderungen in der Struktur der öffentlichen Fi- 
nanzierung aufzeigen. So ist 1983 gegenüber 1975 
der Anteil der 21ielgruppen im humanitären und so- 
zialen Bereich stark zurückgegangen. Dies gilt auch 
für die »^Allgemeinen HochschuLforschungsmittel“ 
einschließlich der „Nicht zielorientierten For- 
schung“, wobei hier diese Tendenz auch 1984 anhält, 
was für den humanitären Bereich nicht gilt 1984 
liegt dessen Anteil wieder bei knapp 10 %, Der An- 
teil der Ziele im technischen Bereich hat sich zwi- 
schen 1975 und 1983 verstärkt 1984 ist ein leichter 
Rückgang zu verzeichnen. 


Der Anteil der FuE-Ausgaben in der Gruppe „Ver- 
teidigung“ weist gegenüber 1985 eine deutliche Zu- 
nahme auf, er macht 1984 mehr als ein Viertel der 
gesamten öffentlich finanzierten FuE- Ausgaben der 
Mitgliedstaaten der EG aus. Tabelle 1/36 zeigt daß 
dieser hohe Anteil insbesondere auf den weit über- 
durchschnittlichen Anteil des Forschungsziels „Ver- 
teidigung“ an den FuE-Ausgaben Großbritanniens 
(1984! 50,4 %) und Frankreichs (1984: 33,4 %) zurück- 
zuführen ist Für die Bundesrepublik Deutschland 
lag der entsprechende Anteil 1984 bei 10% der öf- 
fentlich finanzierten FuE-Ausgaben. 


Tabelle 1/37 

Öffentlich finanzierte FuE-Ausgaben der 
Mitgliedstaaten der EG nach Zielgruppen 

— in % — 


Zielgruppen 
nach NABS 1983 

1975 >) 

1983 

1984 

Ziele im humanitären und 




sozialen Bereich 

(NABS. Kapitel 2, 3, 4. 8) 

Ziele im technischen 

10,4 

9,5 

9,8 

Bereich 

(NABS. Kapitel 1. 5, 7. 9) 

26.6 

27,9 

27,6 

Landwirtschaft 

(NABS, Kapitel 8) 

Allgemeine Hochschul- 

3,6 

4.1 

4,0 

forschung 

(NABS. Kapitel 10) 

Nicht zielorientierte 

37.1 ‘ 

22,4 

21,8 

Forschung 

(NABS. Kapitel 11) 

Nicht aufgliederbare 


10.6 

10,5 

Forschung 

(NABS, Kapitel 12) 

0.3 

0.9 

0.8 

Verteidigung 

(NABS. Kapitel 13) 

22.0 

24,5 

25.5 

Insgesamt 

100.0 

100,0 

100.0 


*) ohne Griechenland 

Quelle: EG Rundungsdifferenzen 
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Tabelle 1/36 


Anteile der einzelnen Forschungsziele an den önentlich finanzierten FuE-Ausgaben 

— in % — 


NABS-Ziele (NABS 1983) 

D 

F 

I 

NL 

1975 

1984 

1975 

1984 

1975 

1984 

1975 

1984 

1. Erforschung und Nutzung der 









irdischen Umwelt 

1.8 

2.0 

3,0 

1.5 

1.1 

1.4 

1.0 

0,6 

2. Infrastrukturmaßnahmen 









und Raumgesamtplanung .... 

2.6 

22 

4,5 

3.1 

1.3 

1,5 

5,8 

4.6 

3. Umweltverschmutzung (Be* 









kämpfung und Verhinderung) 

1.0 

3,0 

0,8 

0,4 

0,6 

0,8 

2.4 

32 

4. Schutz und Förderung der 









menschlichen Gesundheit .... 

3.3 

32 

4.0 

3,8 

22 

8.3 

4.0 

2.4 

5. Erzeugung, Verteilung und ra- 









tionelle Nutzung der Elnergie . 

10,5 

15,2 

8.6 

7,7 

17,6 

22,8 

4,5 

4.7 

6. Landwirtschaftliche Produkti* 









vität und Technologie 

L9 

2,1 

3,8 

3.7 

3.0 

5.0 

7.6 

5.0 

7. Industrielle Produktivität 









und Technologie 

7,4 

12,0 

14,3 

11,1 

10,3 

18,2 

4.7 

9.4 

8, Gesellschaftliche Strukturen 









und Beziehungen 

4.9 

2,3 

1.1 

Iß 

1.3 

1.3 

7.2 

3.8 

9. Weltraumforschung und 









-nutzung 

4,2 

3,9 

5.6 

5.6 

8,5 

6.4 

2.4 

2.5 

10. Allgemeine Hochschulfor* 









schungsmittel 


32,6 


12.1 


20.2 


47,0 

1 1. Nicht zielorientierte 

51,5 


24.1 


50,8 


54,3 


Forschung 


11.4 


14,4 


5.7 


9,8 

12. Nichtaufgliederbare 









Forschung 

— 

0.1 

0.4 

1,6 

— 

0,1 

2.6 

3.1 

Mittel für die zivile FuE 









insgesamt 

89,0 

90,0 

70,2 

66,6 

96,6 

91,7 

96,5 

96,1 

13. Verteidigung 

11,0 

10,0 

29,8 

33,4 

3,4 

8,3 

3,5 

3,9 

Mittel insgesamt 

100,0 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 

100,0 

100.0 

100,0 


ohne Griechenland 
Quelle: EG 
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Tabelle 1/36. 


der Milgliedstaalen der EG 1975 und 1984 (Haushalts-Soll) 


B 

UK 

IRL 

DK 

GR 

EUR 10 

1975 

1984 

1975 

1984 

1975 

1984 

1975 

1984 

1975 

1984 

1975 •) 

1984 

2.5 


0.7 

1.7 

2.9 

0.6 

1.7 

1.7 

- 

5.9 

1.9 

1.7 

1.4 


2.5 

1.4 

' 7,6 

6.9 

1>5 

2.3 


3,4 

3,1 

2.4 

1,8 


0.6 

13 

3.1 

1,6 

1.9 

1.5 


8.6 

1,1 

1.5 

2,0 


2.8 

3.6 

3.9 

4.7 

5.7 

3.5 



3.4 

4.1 

13.2 


7.3 

5.1 

0,7 

1.8 

2.8 

6.1 


3.2 

9.9 

10,6 

4.4 


4.4 

5.0 

10,8 

30.2 

9.7 

8.4 


26,9 

3.6 

4.0 

13,3 


12.4 

7.1 

21.9 

21.6 

9.5 

16,6 


6.1 

10,6 

lU 

4.9 


0.8 

0.9 

6.7 

7.5 

4^ 

3.7 


6.8 

2,9 

1.8 

3.6 


2.3 

1.8 

0.0 

1.6 

3.7 

3.3 


0.5 

4.2 

4,1 

52.2 


19.9 

14.7 

12.5 

20.3 

56.7 

35,9 


27,1 

37,1 

21,8 




6.8 


3.2 


16.3 


7.3 


10,5 

— 


— 

0.3 

— 

— 

— 

— 


0.7 

0.3 

0.8 

093 

53.6 

49.6 

100,0 

100,0 

99,3 

99,3 

96.5 

78.0 

74,5 

0.7 

46,4 

50.4 

— 

— 

0,7 

0,7 

3.5 

22,0 

25.5 

100,0 

100.0 

100,0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100,0 

100,0 

100,0 


Rundungsdifferenzen 
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11. Patent- und üzenzbllanz der 
Bundesrepublik Deutschland 

Die Bedeutung des Technologietransfers für die 
wirtschaftliche und technologische Entwicklung ei- 
nes Landes wird heute in zunehmendem Maße 
betont 

Die Erscheinungsformen der Übertragung neuen 
technischen W'issens über nationaJstaatliche Gren- 
zen hinweg sind jedoch so vielfältig, daß eine voll- 
ständige Erfassung und Bewertung kaum möglich 
ist 

Als Indikator für einen Teilbereich des Technolo- 
gietransfers sind die Ergebnisse des Patent- und 
Lizenzverkehrs sowie die Einnahmen und Ausga- 
ben für technische Forschung, die sich aus den Po- 
sitionen der Zahlungsbilanz eines Landes ermitteln 
lassen, anzusehen. Sie bilden den wesentlichen Be- 
stEindteil der „Technologischen Zahlungsbilanz“ ei- 
nes Landes, die für den internationalen Vergleich 
im Rahmen der Forschungs- und Technologiepolitik 
verwendet wird. Bei der Beurteilung des technologi- 
schen Entwicklungsstandes eines Landes darf je- 
doch nicht außer Acht gelassen werden, daß weitere 
Faktoren zum internationalen Technologieaus- 
tausch beilragen: Etwa der Export technologisch 
hochwertiger Güter einschließlich der Einrichtung 
vollständiger industrieller Anlagen sowie Unterneh- 
mensgründungen im Ausland und Übertragung 
technischen Wissens durch Dienstleistungen, wie 
z. B. Beratungs-, Schulungs- und Planungstätig- 
keiten. 

Über die Entwicklung des Patent- und Lizenzver- 
kehrs der Bundesrepublik Deutschland mit dem 
Ausland wird von der Deutschen Bundesbank in 
regelmäßigen Abständen berichtet (vgL etwa Mo- 
natsberichte der DBB, Juli 1984). Die Ergebnisse 
basieren auf Meldungen gemäß der Außenwirt- 
sc h af ts ve ro r dn ung. 

Die längerfristige Rückschau über die Einnahmen 
und Ausgaben für Patente, Erfindungen und Ver- 
fahren (vgl. Tabelle 1/38) zeigt, daß sich das „tradi- 
tionelle Defizit“ der Bundesrepublik Deutschland 
seit 1975 knapp oberhalb einer Milliarde DM be- 
wegt Nachdem der Saldo über mehrere Jahre na- 
hezu konstant gewesen war, erfolgte 1983 eine spür- 
bare Zunahme ( + 16 %). 1984 ist der Saldo jedoch 
wieder rückläufig; die Einnahmen stiegen in diesem 
Jahr fast dreimal so stark wie die Ausgaben. Die 
Ursachen für die Schwankungen liegen nicht not- 
wendig im Bereich der erfinderischen Tätigkeit 
oder der technischen Innovationen. Die Deutsche 
Bundesbank hat 1984 ausdrücklich festgestellt daß 
der negative Saldo ihrer Bilanz des Patent- und 
Lizenzverkehrs mit dem Ausland nicht sehr viel 
über den Stand des technischen Wissens in der 
Bundesrepublik Deutschland im Vergleich zu ande- 
ren Ländern besagt Demzufolge kann hieraus auch 
nicht auf eine „technologische Lücke“ in der Bun- 
desrepublik Deutschland gegenüber dem Ausland 
geschlossen werden. 

Für die deutsche 21ahlungsbilanz sind aus den nach- 
folgend dargelegten Gründen die in der Bundesre- 


publik Deutschland ansässigen Unternehmen in 
solche mit und ohne maßgebliche Ausländsbeteili- 
gung aufzuteilen. 

Insgesamt zeigt sich, daß die Unternehmen ohne 
maßgebliche ausländische Kapitalbeteiligung einen 
deutlichen Einnahmenüberschuß verzeichnen, der 
sich in den vergangenen Jahren au.sgew^eitet hat. 
Bei Unternehmen mit maßgeblicher ausländischer 
Kapitalbeteiligung liegt dagegen ein beträchtlicher 
Ausgabenüberschuß vor. Hier stiegen die Ausgaben 
im Durchschnitt wesentlich stärker als die Einnah- 
men (vgl. Schaubild 24). 

Zwischen 1983 und 1984 stieg der Einnahmenüber- 
schuß der Unternehmen ohne maßgebliche auslän- 
dische Kapitalbeteiligung von 577 auf 661 Mio DM 
( -f 15%). Der Anteil dieser Unternehmen an den 
gesamten Einnahmen aus Patenten. Erfindungen 
und Verfahren betrug 1984 81 %, bei den Ausgaben 
betrug er 20 % (vgl. Tabelle 1/38). 

Die Unternehmen mit maßgeblicher ausländischer 
Kapitalbeteiligung haben demgegenüber nach wie 
vor einen Negativsaldo, der 1984 mit rund 
1,8 Mrd DM um knapp 2% über dem Wert von 1983 
lag. Der Anteil dieser Unternehmen an den gesam- 
ten Ausgaben für Patente, Erfindungen und Verfah- 
ren lag 1984 bei 80%, während er bei den Einnah- 
men 19 % betrug. 

Der Negativsaldo der Patent- und Lizenzbilanz der 
Unternehmen mit m£ißgeblicher ausländischer Ka- 
pitalbeteiligung läßt sich zum Teil daraus erklären, 
daß die Schutzrechte bei den ausländischen Mutter- 
gesellschaften verwaltet werden und daß vielfach 
das Entgelt für die Einräumung von Lizenzen nicht 
in Geldbeträgen, sondern in Sachleistungen ge- 
währt wird, die in der Lizenzbilanz der Deutschen 
Bundesbank nicht in Erscheinung treten. Dies gilt 
auch für die Zahlung von Kostenbeiträgen zur Fi- 
nanzierung von Forschungs- und Entwicklungsvor- 
haben. Bei dieser Vergütungsform (vgl. Tabelle 
VI /24) verzeichnet die Bundesrepublik Deutschland 
seit langem Überschüsse, die 1983 mit 480 Mio DM 
um 45 % über dem Wert von 1982 lagen. 1984 war 
nochmals ein Anstieg um 21 % zu verzeichnen; der 
Saldo beträgt nun -f 581 Mio DM. Man kann dies 
als Indiz dafür betrachten, daß die Bundesrepublik 
Deutschland von ausländischen Unternehmen als 
attraktiver Standort für Forschungs- und Entwick- 
lung Stätigkeiten angesehen wird. 

Die Gliederung des deutschen Patent- und Lizenz- 
verkehrs mit dem Ausland nach Wirtschaftszwei- 
gen (vgl. Tabelle VI/22) zeigt, daß die wichtigsten 
Lizenzgeber und -nehmen seit Jahren die Elektro- 
technische Industrie (einschließlich Datenverarbei- 
tung), die Chemische Industrie sowie die Metaller- 
zeugenden und Metallverarbeitenden Industrien 
sind- Auf diese drei Bereiche entfielen 1984. wie im 
Jahr davor. 88 % der Einnahmen und 67 % der Aus- 
gaben Der Hauptanteil auf der Ausgabenseite ent- 
fiel mit 36 % (939 Mio DM) auf die Elektrotechni- 
sche Industrie, auf der Einnahmenseile hat dieser 
Industriezweig dagegen nur einen Anteil von 21 % 
(312 Mio DM). Der resultierende Saldo liegt mit 
~ 627 Mio DM um gut 3 % unter dem W'ert von 1983 
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Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland für Patente, Erfindungen und Verfahren 
nach Unternehmen ohne und mit ausländische(r) Kapitall>eteiligung 


Zeit 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

insge- 

samt 

Unternehmen 

insge- 

samt 

Unternehmen 

insge* 

samt 

Unternehmen 

ohne 

mit 

ohne 

mit 

ohne 

mit 

maßgebliche(r) ausländische(r) 
Kapitall^teiligung 

maßgebliche(r) ausländische{r) 
Kapitalbeteiligung 

raaßgebllche(r) 
ausländische! r) 
Kapital- 
beteiligung 

Mio DM 

% 

Mio 

DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio 

DM 

% 

Mio DM 

1975 

757 

716 

95 

41 

5 

1 793 

410 

23 

1 383 

77 

-1038 

-h306 

-1342 

1976 

728 

654 

90 

74 

10 

1746 

420 

24 

1326 

76 

-1018 

-h234 

-1252 

1977 

778 

724 

93 

54 

7 

1895 

462 

24 

1433 

76 

-1 117 

-f262 

-1379 

1978 

864 

774 

90 

90 

10 

1937 

428 

22 

1 509 

78 

-1073 

4-346 

-1 419 

1979 

901 

820 

91 

81 

9 

1952 

436 

22 

1516 

78 

-1051 

4-384 

-1435 

1980 

1 011 

922 

91 

89 

9 

2 079 

459 

22 

1620 

78 

-1068 

4-463 

-1 531 

1981 

1 095 

993 

91 

102 

9 

2 143 

536 

25 

l 607 

75 

-1048 

4-457 

-1 505 

1982 

1 194 

1033 

87 

161 

13 

2 201 

524 

24 

1677 

76 

-1007 

4-509 

-1 516 

1983 

1 313 

1 013 

77 

300 

23 

2 481 

436 

18 

2 045 

82 

-1 168 

4-577 

- 1 745 

1984 

1473 

1 188 

81 

285 

19 

2 590 

527 

20 

2 063 

80 

-1 117 

-h661 

-1 778 


Quelle; Deutsche Bundesbank 


( - 647 Mio DM). Als ein „Korrektiv** zu diesem De- 
hzit kann man den hohen Elinnahmenüberschuß 
dieser Branche im 2l€dilungsverkehr zur techni- 
schen Forschung und Entwicklung (vgl. Tabelle 
Vl/24) ansehen. Mit 325 Mio DM liefert er einen 
wichtigen Beitrag für den hier verzeichneten positi- 
ven Saldo (581 Mio DM). 

Bei der Chemischen Industrie hat der auslandsbe- 
zogene Patent- und Lizenzverkehr auch in den Jedi- 
ren 1983 und 1984 zugenommen- Dies gilt besonders 
für die Einnahmen, so daß 1984 erstmals ein positi- 
ver Saldo ( -i- 62 Mio DM) zu verzeichnen war; 1983 
bestand noch ein Defizit von 10 Mio DM. Demge- 
genüber stellt dieser Wirtschaftszweig in der insge- 
samt positiven Bilanz der Einnahmen und Ausga- 
ben für technische Forschung mit einem Saldo von 
— 213 Mio DM für 1984 den einzigen Negativposten 
von Bedeutung, 

Die Metallerzeugenden und Metallverarbeitenden 
Industrien verzeichneten 1984 in der Patent- und 
Lizenzbilanz erstmals seit 4 Jahren (leicht) abneh- 
mende Einnahmen, der Anteil an den gesamten Li- 
zenzeinnahmen ging 1984 gegenüber 1983 mit 
370 Mio DM um gut 4 % zurück. Gleichzeitig stiegen 
die Lizenzausgaben dieser Branche von 219 auf 
251 Mio DM: der positive Saldo von 119 Mio DM 
liegt damit um 28 % unter dem Wert des Vorjahres. 
Auch bei den Einnahmen und Ausgaben für techni- 
sche Forschung verzeichnet dieser Wirtschafts- 


zweig einen Rückgang des Einnahmenüberschus- 
ses. Der Saldo liegt mit + 359 Mio DM um 21 % un- 
ter dem Vorjahreswert ( -h 453 Mio DM), während er 
in den vorhergehenden 3 Jahren dreistellige Zu- 
wachsraten aufwies. 


Nach wie vor wickelt die Bundesrepublik Deutsch- 
land ihren Patent- und Lizenzverkehr mit dem Aus- 
land vorwiegend mit Industrieländern ab. Die regio- 
nale Gliederung (vgl. Tabelle Vl/23) zeigt, daß der 
Anteil dieser Länder 1984 bei den Ausgaben 99 %. 
bei den Einnahmen 85% an den entsprechenden 
Gesamtbeträgen ausmacht Auf der Ausgabenseite 
ist darüber hinaus eine Konzentration auf die Län- 
der USA (56 %). Schweiz, (20 %). die Niederlande 
(12%) sowie Großbritannien und Frankreich (je 
knapp 3 %) festzustellen, wobei die Anteile der 
Schweiz und Großbritanniens im letzten Jahr Zu- 
nahmen. 

Bei den Einnahmen ist die regionale Streuung grö- 
ßer als bei den Ausgaben. Mehr als die Hälfte aller 
Einnahmen kamen 1984 aus den Ländern USA 
(23 %), Japan (14 %), Spanien (8 %) und Italien (6 %). 
wobei alle Anteile gegenüber 1983 gestiegen sind. 
Der Anteil Österreichs, der 1983 noch bei 12% lag, 
ist auf 4 % zurückgegangen. Dagegen ist der Anteil 
der Entwicklungsländer 1984 auf 10 % gegenüber 
8 % im Jahre 1983 gestiegen. 
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Lizenzverkehr (vgl. Tobelle 1/38) 

mit dem Ausland 
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Bei einem internationalen Vergleich ist zu berück- 
sichtigen, daß die nationalen Angaben über Lizenz- 
einnahmen und -ausgahen aus statisüsch-methodl- 
schen Gründen nicht immer unmittelbar vergleich- 
bar sind. Insbesondere werden in den Daten im Ge- 
gensatz zur rein nationalen Darstellung auch Urhe- 
berrechte berücksichtigt (vgl Tabelle V1/2S). Über- 
schüsse im Patent- und Lizenzverkehr weisen da- 
nach nur die USA und Großbritanmen auf und zwar 
mit steigender Tendenz. Während die Ausgaben der 
USA stärker stiegen als die Einnahmen und sich 
gegenüber 1903 verdreifachten, sdegen diese ln 
Großbritannien weniger stark als die Einnahmen. 


so daß der Saldo sich um 28 % verbesserte (USA: 
11 %), Die übrigen Industriestaaten, mit Ausnahme 
Österreichs^, das seinen negativen Saldo um 2? % 
verringern konnte, verzeichnen große Zuwächse 
der Ausgabenüberschüsse. Die Bundesrepublik 
Deutschland weist dabei die geringste Steigerungs- 
rate des Defizits auf. 

Diese Gegenüberstellung macht deutlich, daß der 
Saldo der Patent- und Lizenzbilanz eines Landes 
ohne Berücksichtigung weiterer Faktoren nicht zur 
Beurteilung der technologischen Leistungsfähigkeit 
eines l.andes ausreicht. 
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Ten 11 


Schwerpunkte der Forschungs* und Technologieförderung des Bundes 


1. Aligemeines 

Die Forschungs- und Technologiepolitik der Bun- 
desregierung orientiert sich an folgenden Profilen: 

— Wissenschaftliche Grundlagen 

— Staatliche La ngsteitprog ramme 

— Lebensbedingungen (Vorsorgeforschung) 

— Wirtschafts bezöge ne Technologieförderung 

— Rahmenbedingungen: Infrastruktur 

— Wehrforschung und -technik. 

Die Ziele der Forschung'- und Technologiepoütik 
und die wichtigsten Entscheidungen der For- 
schungsförderung werden in den folgenden Einzel- 
bereichen beschrieben* 

Die Zahlen zur Förderung des Bundes umfassen die 
Projektförderung und die institutioneile Förderung. 
Sie beruhen auf einer Zuordnung aller Haushalt^i- 
tel des Bundes für Forschung und Entwicklung zu 
den Förderbereichen und -Schwerpunkten* 

Zahlen sind der ressortübergreifenden DASTATl)- 
Datenbank des Bundesministers für Forschung und 
Technologie entnommen; bei den Beträgen für 1^85 
handelt es sich um die Ansätze des Bundeshaus- 
haltsplans 1985, bei denen des Jahres 1986 um die 
Ansatzes des Regierungsentwurfes. 


2. Darstellung der einzelnen Förderberelche 
und Förderschwerpunkte 

2.1 Förderbereich A: 

Trägerorganisationen; Aus- und Neubau von 
Hochschulen 

A 1 ; Grundfinsnzlemng der Mex-Plenck-Qesellschan 

Die Max-Planck-Gesellschaft (MPG) ist Trägerorga- 
nisation von zur Zeit rund 60 Einrichtungen der 
Grundlagenforschung. Neue Schwerpunkte wurden 
in den letzten Jahren gesetzt mit der Förderung der 
klinisch orientierten Grundlagenforschung durch 
die Einrichtung befristeter Klinischer Forschungs- 
und Arbeitsgruppen und mit der Gründung eines 
Max-Planck-Instituts auf dem Gebiet der Polymer- 
forschung. Insgesamt hat die Gesellschaft im Zeit- 
raum 1975 bis 1985 18 neue Forschungseinrichtun- 
gen — darunter 10 Institute — errichtet Der für die 
Neugründung notwendige Spielraum mußte durch 


Datenbank für die Wissenschafts- und Forschungsstati- 
stik; Ausgaben des Bundes 


die Schließung von 6 Instituten, Teilinstituten und 
Forschangsstellen und von 12 wissenschaftlich selb- 
ständigen Abteilungen geschaffen werden. 

Der Haushalt A 1985 der MPG (ohne Max-Planck- 
Institut für Plasmaphysik — eine GroßforschungS' 
einrichUing) belauft sich auf rund 878 Mio DM ein- 
schließlich 50 Mio DM an Projektmitteln. An insti- 
tutioneller Förderung bringen Bund und Länder 
802 Mio DM auf. 


FuE-Ausgaben des Bandes für 
Grundfinanzlerung MPG 

— in Miü DM — 


Ist 

Soll 

Iö82 1983 1984 

1S8S 1986 

.162 370 393 

408 420 


A 2t Grurrdilnanzlerung der Deutschen 
Fo rs c hü ngsgemein soKaf t 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) for- 
dert die Wissenschaft in allen ihren Zweigen durch 
die finanzielle Unterstützung von Forschungsauf ga^ 
ben, durch die Förderung der Zusammenarbeit un- 
ter den Forschern und durch die Forderung des wis^ 
senschafUichen Nachwuchses* Sie berät Parla- 
mente und Behörden in wissenschaftlichen Fragen 
und pflegt die Verbindung der Forschung zur Wirt- 
schaft und zur ausländischen Wissenschaft. 

Die DFG erstreckt ihre Tätigkeit als eine autonome 
zentrale Organisation der Wissenschaftsförderung 
auf alle Disziplinen der Geistes- und Sozialwissen- 
schaften, der Mathematik, der Eiowissenschaften 
einschließlich Medizin und der Natur- und Inge- 
nieurwissenschaften. Sie nimmt damit vor allem in 
der Förderung der Grundlagenforschung eine 
Schlüsselstellung ein und ist der größte einzelne 
Drittmittelgeber für die Hochschul -Forschung, 
denn im langjährigen Durchschnitt fließen über 
9Ö % ihrer Ford erungs mittel Ln die Hochschulen. 

Die DFG fördert neben einzelnen Forschungsvorha- 
ben oder größeren Forschungsprogrammen auch 
das wissenschaftliche Bibliothekswesen, die Äus- 
stattuni: von Rechenzentren an den Hochschulen 
und bestimmten Hilfseinrichtungen der For- 
schung. 

Im Jahre 1985 standen der DFG 948 Mio DM zur 
Verfügung. 
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Pu E> Ausgaben des Bundes für 
Grundfinanzierung DFG 

— in Mio DM — 


Ist 

Soß 

1982 1983 1984 

1985 1986 

505 501 527 

542 559 


A 3: Grundfinanzierung der Freu nbofer-Gesell sch all 

Die Fraunhofer-Oese Ilse halt (FhG) ist Trägerorga- 
nisation von 32 Instituten für angewandte For- 
schung und zwei DienstleistungseLnrichtungen, Die 
FbG arbeitet nach einem Modell der leistungsab- 
hängigen Grundfinanzierung und bietet Unterneh- 
men der Wirtschaft und staatlichen Stellen ihre 
stung in drei Bereichen an: 

— Vertragsforschung 

— Verteidigungsforschung 

— Dienstleistungen. 

Neue Einrichtungen der FhG sind das Institut für 
Lasertechnik in Aachen und die Arbeitsgruppe für 
Integrierte Schaltungen in Erlangen. Der Wirt- 
scliaftsplan 1935 der FhG sieht eine Gesamtaus- 
gabe von rd. 356 Mio DM vor. 


FyE^Ausgaben des Bundes für 
Grundflnunzlerung FhG^) 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 1 

96 101 112 

116 126 


ohne Informationszenuum Raum und Bau (lÜB) und 
BMVg für Verteidigungsforschung 


A 5; AuS' und Neubau von Hochschulen^) 

Der FuE-Anteil am Aus- und Neubau der Hoch- 
schulen wird mit 30 % des Gesamtansatzes dem Be- 
reich A Zuge rechnet Für 1985 standen im Bundes- 
haushalt für den Hochschulbau Mittet in Höhe von 
1 ,3 Mrd DM zur Verfügung. Der dem Bereich A zu- 
zuschlagende Forschungsanteil beträgt somit 
375 Mio DM. 

Mit diesen Mitteln wurden in den Hochschulen ne- 
ben dem Bau von ForschungsanJagen auch Vfissen- 
schaftliche Großgeräte für bestehende Fachberei- 
che und Einrichtungen wie z. B. Reche nanlagen* 
Elektronenmikroskope, Prüfmaschinen, Massen* 


Ein sch ließ lieh Universitäten der Bundeswehr und der 
Fachhochschule des Bundes für öffentliche Verwal- 
tung. 


Spektrometer, Computertomographen, Linearbe- 
schleuniger beschafft Der Bundesanteil an den 
Großgeräten betrug 1985 rd, lOO Mio DM. Darüber 
hinaus wird ein wachsender Anteil der Hochschul- 
baumittel für bauliche Maßnahmen für die For- 
schung* für den Neu- oder Ausbau bestehender For- 
schungseinrichtungen und Ihrer Erstausstattung 
mit Geräten sowie zunehmend auch für die Einrich* 
tung neuer und wachsender Forsch ung.sgebiete wie 
z. B. die Biotechnologie oder die Mikroelektronik 
eingesetzt. 


Ausgaben des Bundes für Aus- und Neubau 
von Hochschulen 

— in Mia DM — 



Ist 

Sol! 

1982 1083 1984 

1985 1986 

Wissenschafts- 

ausgaben 

1 056 1 380 I 348 

301 400 387 

1309 1322 

375 377 

darunter FuE , , 


Ausgaben des Bundes für Trägerorganisationen; 
Aus- und Neubau von Hochschulen 

— in Mio DM ^ 



Ist 

Soll 

1982 1983 1984 

1985 1986 

Wissenschafts* 
ausgaben 

darunt^T FuE , , 

2 019 2 358 2 378 

1 264 1373 1418 

2 375 2 427 

1 441 1482 


2,2 Förderbereich B; 

Sonderbereiche der Grundlagenforschung 

(insbesondere Großgerate) 

Naturwissenschaftliche Grundlagenforschung hat 
in der Bundesrepublik Deutschland eine breite Ba- 
sis, Sie wird schwerpunktmäßig an den Hoch- 
schulen betrieben, aber auch in außeruniversitären 
Forschungsinstituten, vor allem in der Max-Planck- 
Gesellschaft und in Groß forschungsein rieh tung en. 

Die naturwissenschaftliche Grundlagenforschung 
ist wesentlicher Teil der Kultur und dient der lang- 
fristigen Zukunftsvorsorge. Sie soll zur Erweite- 
rung und Vertiefung physikalischer, chemischer 
und biologischer Gesetzmäßigkeiten und Zusam- 
menhänge beitragen und so die Basis für erfolgreh 
che Innovationen legen. Diesem Anspruch kann sie 
nur gerecht werden, wenn die Voraussetzungen für 
wissenschaftliche Arbeit langfristig garantiert wer- 
den und Kontinuität in der Finanzierung gewährlei- 
stet ist Ihre Förderung ist eine wichtige Staatsauf- 
gabe, 
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Bestimmte Bereiche der naturwissenschaitlichen 
Grundlagenforschung beschäftigen sieh mit Frage- 
stellungen, deren Bearbeitung hohe Investitionsko- 
sten verursachen und deren Durchführung beson- 
derer Organisationsformen (Großforschungsein- 
richtungen) bedarf. In den letzten beiden Jahren ist 
die Entscheidung für die Realisierung vieler Groß- 
vorhaben gefallen: der Beschleunigerring HERA 
bei der Stiftung Deutsches Elektrünen-SynchrDtron 
(DESi") in Hamburg, das Schwerionensynchrotron 
SIS bei der Gesellschaft für Schwerionenforschung 
(GSI) in Darmstadt, der Forschungsreaktor BER II 
beim Hahn- Meitner-Institut für Kernforschung in 
Berlin, der Bau des Forschungsschiffes METEOR, 
die Entwicklung des Röntgensatelliten ROSAT und 
das Kontinentale Tiefbohrprogramm. 

Mit Hilfe dieser Vorhaben wird die Grundlagenfor- 
schung in der Bundesrepublik Deutschland auf die- 
sen Gebieten ihre weltweit anerkannte SpiLtenstel- 
lung aus bauen können. 

Träger vieler der genannten Großvorhaben sind 
Großforschungseinrichtungen, die zum Teil interna- 
tionale Spitzenleistungen erzielten. Mit den Experi- 
menten an den Elektron-Posltron-Speicherringen 
DORIS und PETRA bei DESY gelangen wichtige 
Arbeiten zur Vereinigung der elektromagnetischen 
und der schwachen Wechselwirkung und der Nach- 
weis der Gluonen als Träger der starken Kraft. Die 
Entdeckung der Protonenradioaktivität und die 
erstmalige Erzeugung der Elemente 107, 108 und 
109 am SchwerionenbescbJeuniger LINILAC bei der 
Gesellschaft für Schwerionenforschung demon- 
sirierten auf eindrucksvolle Weise die Leistungsfä- 
higkeit dieses Großgerätes. Hohes Ansehen haben 
auch die von der Grundlagenforschung bis zur an- 
gewandten Forschung reichenden Arbeiten in den 
Bereichen Festkörperforschung und Materialfor' 
schung. 

Die wissenschaftliche Vorbereitung und Durchfüh- 
rung der Großprojekle erfordert eine gemeinsame 
Anstrengung aller Gruppen, die auch in der späte- 
ren Nutzungsphase den wissenschaftlichen Erfolg 
erarbeiten. Die breite fachliche Basis der Hoch- 
schulen und die strukturell auf Großprojekte ausge- 
richtete Spezialisierung der Großforschungsein- 
richtungen ergänzen sich gegenseitig bei der Bear- 
beitung der umfangretchen wissenschaftlichen Fra- 
gestellungen. Diese enge Verzahnung wird durch 
die Verbundforschung besonders berücksichtigt: 
Forschungsgruppen der deutschen Hochschulen 
werden mit Fördermitteln des Bundesministers Für 
Forschung und Technologie in die Lage versetzt, im 
Rohmen von Verbundforschungs Projekten auch 
Großprojekte in ihre wissenschaftliche Arbeit mit- 
einzu bezieheo. 

Naturwissenschaftliche Grundlagenforschung ist 
zunächst einmal wertfrei und bevorzugt auf reinen 
Erkenntnisgewinn gerichtet. Sie ist auf eine ständig 
zu erneuernde Ausstattung mit dem für moderne 
Forschung unerläßlichen technischen In.strumenta- 
hum angewiesen. Daneben gewinnt die mehr 
zweckorieDÜerte, auf bestimmte Anwendungen hin 
ausgerichtete Grundlagenforschung, die zukunfts- 
orientierte Technologiefelder mit hohem Anwen- 


dungspotentia! aufspürt und die mit marktnaher 
Forschung zusam menarbeitet, immer mehr an Be- 
deutung. Hier werden für die Zukunft intelligente 
Ansätze für ein besseres Zusammenwirken der For- 
schungs- und En U^icklungsakti vitalen, mehr tech- 
nologiebegreifendes Systemdenken und schnelles 
Umsetzen technologischen Wissens in marktfähige 
Produkte benötigt. 

Große Projekte von internationalem Rang müssen 
zunehmend in multinationaler europäischer Kolla- 
boration bearbeitet werden, Dies gilt für folgende 
internationale Einrichtungen: 

— Europäische Organisation für Kernforschung 
(CERN) in Genf im Bereich Hochenergiephysik 

— Institut Max von Laue- Paul LangevLn (ILL) 
Höchstflußreaktor Grenoble im Bereich der For- 
schung mit Neutronen 

— Europäische Synchrotrons trahlenan läge (ESRF) 
im ^reich der Forschung mit Synchrotron- 
Strahlung. die z, Z, gegründet wird und ihren Sitz 
in Grenoble haben soll 

— Europäische Organisation für astronomische 
Forschung in der südlichen Hemisphäre (ESO) 
in München-Garching mit seinen Teleskopen in 
Chile 

— Europäisches Laboraiormm für Molekularbiolo- 
gie (EMBL) in Heidelberg mit seinen Außenstel- 
len in Hamburg und Grenoble (FÖrderbe- 
reich K), 

Die Bündelung und der konzentrierte Einsatz ii- 
nanzieller und personeller Möglichkeiten hat zu 
teilweise herausragenden Erfolgen geführt So ha- 
ben z. B, CERN und ILL in ihrem Bereich eine welt- 
weite Führungsposition erlangt. 

Die steigende Tendenz der FuE-Ausgaben unter- 
streicht die Bedeutung, die die Bundesregierung 
diesen Arbeiten für die künftigen wissenschaftli- 
chen, technischen, wirtschaftlichen und gesell- 
schafLlichen Entwicklungen beimißt. 

FtiE- Ausgaben des Bundes lur 
So n fierbereiche der Grundlageitforscbung 
(insbesondere Großgeräte) 

— ln Mio DM — 


Ist 

Soll 

19Ö2 1983 1984 

1985 1986 

639 687 781 

856 866 


2.3 Förderbefelch C: 

Meeresforschung und Meerestechnik; 
Folarforschung 

C 1 r Meeresforschung 

Angesichts weltweiter Bemühungen, die Ressour- 
cen des Meeres zu nutzen, die Schiffahrt zu sichern, 
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andererseits aber die allgemeinen Gefahren einer 
zunehmenden Meeres Verschmutzung abzuwenden» 
hat die Meeresforschung international an Bedeu- 
tung gewonnen. Die auf eine lange Tradition zu- 
rückblickende deutsche Meeresforschung leistet ei- 
nen eigenen Beitrag zu den aktuellen Forschungs^^ 
aufgaben, 

Zwischen den Ozeanen und der Atmosphäre beste- 
hen starke Wechselwirkungen, deren Erforschung 
einen erheblichen Aufwand bei der Gewinnung der 
notwendigen Beobachtungsdaten und deren Ana- 
lyse erfordert Die Untersuchungen auf See erfor- 
dern u. a, Forschungsschiffe mit Meß- und Sammet 
geraten sowie Bordrechnern, langzeitig verankerte 
Meßsysteme, Bohrgeräte für den Tiefseeboden, 
Driftbojen ebenso wie Satelliten und Flugzeuge. 
Für die Analyse der großen Datenmengen und die 
Modellierung werden Großrechenanlagen benötigt 
Die Entwickung der Elektronik und Automatisie- 
rung sowie der Eaumfahrtmeßtechnik werden die 
ozeanischen Beobachtungsprogramme der näch- 
sten Jahre stark beeinflussen. 

Die Erweiterung des Grundlagenwissens in der 
Meeresforschung ist mit der Nutzanwendung oft 
unmittelbar verknüpft Bei der Erschließung neuer 
Fischbestande, dem Auf suchen von Erdöt und Erd- 
gaslagerstatten, bei Fragen der SchadstofFbela- 
stung und des Küstenschutzes werden moderne 
Methoden der Meeresforschung angewandt Die 
Entwicklung von Zukunftstechnologien auf den Ge- 
bieten der Erdöt und Erdgasförderung» des Meeres- 
bergbaus, der Süßwassergewinnung und der Meß- 
technik sind wesentliche Innovative Felder unserer 
Industrie. 

Meeresforschung ist eine mulüdisziplinäre Wissen- 
schaft die die Gebiete Ozeanographie, Meteorolo- 
gie, Geophysik, Meeresgeologie, Fischereibiologie, 
Meeresbio bgie und Meereschemie umfaßt 

Forschungseinrichtungen der Meeresforschung 
werden vom Bundesminister für Forschung und 
Technologie (BMFT) und gemeinsam mit norddeut- 
schen Ländern und Hessen gefördert. Der Bundes- 
minister für Verkehr ist über die Bundesanstalt für 
Gewässerkunde, die Bundesanstalt für Wasserbau, 
den Deutschen Wetterdienst und das Deutsche Hy- 
drographische Institut (DHI) mit Aufgaben des Ver- 
kehrswasserbaus, zur Sicherheit der Schiffahrt, mit 
der meteorologischen Beratung sowie mit meeres* 
kundljchen Untersuchungen und Maßnahmen ge- 
gen die Meeresverschmutzung befaßt Der Bundes- 
minister für Wirtschaft fördert meeresgeologische 
und seegeophysikaüsche Forschungsarbeiten durch 
die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh- 
stoffe (BGR). Wesentlichen Anteil an der Förderung 
der Meeresforschung hat der Bunde sminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit der 
Bundesforschungsanstalt für Fischerei in Ham- 
burg. 

Zur effektiveren Koordinierung zwischen den örtli- 
chen Schwerpunkten der deutschen Meeresfor- 
schung beabsichtigt der BMFT eine ständige „Kon- 
ferenz der vom BMFT geförderten Meeresfor- 
schungsinstitute" ei nzu richten, ln dieser Konferenz 


sollen Vertreter der Wissenschaft und der beteilig- 
ten staatlichen Stellen gemeinsam die Angelegen- 
heiten der Meeresforschung beraten und Empfeh- 
lungen zur Ausrichtung und Finanzierung der ein- 
zelnen Institute geben. 

Neben der institutionell geförderten Forschung in 
den Hochschulen und verschiedenen Forschungs- 
einrichtungen wird die wissenschaftliche Lei- 
stungsfähigkeit und Kapazität der Meeresfor- 
schung durch Zuschüsse der Bundesregierung zu 
Einzel Vorhaben erweitert. 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) un- 
terstützt die Schwerpunktprogramme „Meteorexpe- 
ditionen" und „Auswertung von Meteor- Elxpeditio- 
nen" sowie die Sonderforschungsbereiche (SFB) in 
Hamburg „Wechselwirkung Ozean — Atmosphäre"* 
und Kiel „Warmwassersphäre". Hier ist nach Been- 
digung des SFB „Wechselwirkung Meer — Meeres- 
boden“ ein neuer SFB „Sedimentation in borealen 
Meeren" geplant 

Die internationale Gemeinschaftsforschung im 
Tiefseebereieh hat in den letzten Jahren zu revolu- 
tionierenden Fortschritten in der Erkenntnis der 
Ozeanentwicklung geführt Die marinen Geowis- 
senschaften haben durch den Einsatz geophysikali- 
scher Methoden und tiefer Bohrungen das geologi- 
sche Weltbild verändert 

Auf dem Gebiet der physikalischen Ozeanographie 
und der maritimen Meteorologie konnten auf zahl- 
reichen Expeditionen u, a. Beiträge zum weltweiten 
atmosphärischen Forschungsprogramm Global At- 
mospheric Research Programme (GARP) erarbeitet 
werden. Die verstärkte Untersuchung der mariti- 
men und atmosphärischen Prozesse hat in den letz* 
ten Jahren in Teilgebieten zur deutlichen Verbesse- 
rung unseres Verständnisses geführt, wie z, B. bei 
der Entwicklung von Vorhersagemode Lien für See- 
gang und Sturmfluten. Noch unzureichend ist dage* 
gen der gegenwärtige Entwicklungsstand von ge* 
koppelten Ozean-Atmosphären- Modellen, mit de- 
nen versucht werden soll, prognostische Aussagen 
über längere Zeiträume zu gewinnen. 

Auf vielen Gebieten der meereschemischen For- 
schung sind Methoden für die Erfüllung internatio- 
naler Konventionen zur Reinhaltung der Meere 
ausgearbeitet worden. Für die Harmonisierung von 
chemischen Analysemethoden im Ostseeraum 
konnte die Bundesrepublik Deutschland einen maß- 
geblichen Beitrag leistem Durch Anwendung radio- 
chemischer Methoden wurden wertvolle Erkennt* 
nisse über vertikale und horizontale Ausbreitungs- 
und Durchmischungsprozesse im Nordatlanük, in 
der Nordsee und im Mittelmeer gewonnen. Für ei^ 
nen .,Know-how?-Transfer durch beratende und for- 
schende Tätigkeit von Meereschemikern in Län- 
dern der Dritten Well sowie für die intensive Be- 
treuung von GastwissenschaftJern aus diesen Län- 
dern ist das derzeitige Potential jedoch nicht ausrei- 
chend. 

Das methodische Fundament der biologischen Mee- 
resforschung hat sieh durch Großversuche Ln abge- 
schlossenen Wasser körpern (Plastiksäcke, Plank- 
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tontürme, Sedexkästen, Caissons etc.) erheblich er- 
weitert Die hierbei beschrittenen neuen Wege ha- 
ben dazu bei getragen, die Diskrepanzen zwischen 
den Ergebnissen der Untersuchungen vor Ort und 
den Laborexperimenten unter kontrollierten Bedin- 
gungen zu verringern. Offene Fragen bestehen 
u. a. bezüglich der qualitativen und quantitativen 
Schwankungen der Organi.smen bestände. Hier be- 
darf es sorgfältiger Langzeitstudien in ausgewähl- 
ten Meeresgebieten. 

ln der Schadsioff-BloIogLe hat die Forschung der 
vergangenen Jahre überwiegend Einzelbefunde 
hervorgebracht. Zukünftig soll eine Arbeitsweise im 
Vordergrund stehen, die das Ziel verfolgtT Zusam- 
menfassungen und Atlanten zu erstellen, die für 
regionale Entscheidungen der Landschaftsplanung, 
der Ressourcenpolitik und bei der Bekämpfung der 
Meeresverschmutzung notwendig sind. 

Zur strukturellen Weiterentwicklung der Meeres- 
forschung gehört die Verfügbarkeit moderner For- 
schungsschiffskapazität Mit dem Forschungsschiff 
^♦METEOR FI“ wird dem Rechnung getragen. 

Die Ausdehnung küstenstaatlicher Regelungsbe- 
fugnisse, welche durch die 3. UN-Seerechtskonfe- 
renz bestätigt und begrenzt wurden, hat die Frei- 
zügigkeit der Meeresforschung weltweit einge- 
schränkt 

Andererseits hat die Seerechtskonferenz das Inter- 
esse vieler Länder an der Nutzung und Erforscbiing 
Ihrer Küsten ge Wässer gefördert Da die Küsten- 
staaten neben Privilegien auch Pflichten erhalten, 
so zum Beispiel zur Reinhaltung des Meeres, zeich- 
net sich für die Staaten der Dritten Welt ein wach- 
sender Bedarf an Forschungshilfe ab. 

Meeresforschung ist in allen wichtigen Bereichen 
— auch wenn sie sich in nationalen Wirtschaftszo- 
nen abspielt — international angelegt. So beteiligen 
sich am Tiefseebohrprogramin der US National 
Science Foundation („Ocean Drilling Project"), zu- 
sammen mit französischen, kanadischen und japa- 
nischen Wissenschaftlern, auch deutsche Forscher 
maßgeblich. Ein wichtiges Instrument zur Koordi- 
nierung der internationalen Meeresforschung ist 
die Zwischenstaatliche Ozeanographische Kommis- 
sion (IOC) der UNESCO. 


FuE-Ausgaben dm Bundes liir Meeresforschung 
— in Mio DM — 


ist 

Soli 

1962 

1983 

L984 

L9B5 

1986 

46 

38 

74 

04 
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C 2: Meerestechrvik 

Gegenstand der Meerestechnik ist die Nutzung des 
Meeres und seiner Ressourcen einschließlich der 
Schiffstechnik. Ziel der Förderungsmaßnahmen ist 
die Stärkung des Know-hows der meerestechni- 


schen Industrie. Der Bundesminister für Forschung 
und Technologie fördert Forschung und Entwick- 
lung auf den Gebieten 

— Marine Rohstoffe 

— Offshore-Technik für Kohlenwasserstoffe 

— Schiffstechnik 

— Küsten ingenieurwesen. 

An der Förderung sind meereatechnische Unter- 
nehmen, Forschungseinrichtungen des Bundes, der 
Länder, Hochschulen und sonstige Forschungsein- 
richtungen beteiligt. Einige Projekte werden Ln in- 
ternationaler Vereinbarung durchgeführt. 

Der Kenntnisstand über Vorkommen und Mengen 
mineralischer Rohstoffe wurde erweitert Gefor- 
derte deutsche Unternehmen haben international 
führende Stellung. Zukünftige Forschungsaufgaben 
konzentrieren sich auf das Aufsuchen weiterer ma- 
riner Vorkommen und FÖrden.'^erfahren. An der 
offshore-technischen Entwicklung haben sich deut- 
sche Unternehmen und Forschungseinrichtungen 
in vielen Bereichen beteiligt Aufgrund der Marktsi- 
tuation liegen Chancen weniger bei großen Sy- 
stemen als bei Subsystemen, Komponenten und 
Dienstleistungen. 

ln der Schiffstechnik wurden wesentüche Erfolge 
bei energiesparenden Maßnahmen, in der Eisbreeh- 
technik und vor allem in der Entwicklung einer 
neuen Schiffsbetriebstechnik für das Schiff der Zu- 
kunft erzielt. Zur Erhaltung der Innovaüonsfähig- 
keit der Unternehmen soll die Förderung der 
Grundlagen in der Schiffstechnik fortge.setzt wer- 
den. Überlegungen zur Förderung von Entwicklun- 
gen in der Schiffsfertigungstechnik sind noch nicht 
abgeschlossen. 

Forschungs- und Entwicklungsarbeiten im Küsten- 
ingenieurwesen sollen einerseits Erkenntnisse über 
die Naturvorgänge an der Küste und im Küstenvor- 
feld erbringen und ihre Vorhersage emnögitchen, 
andererseits Beiträge zur Bemessung von Schutz- 
bauten bringen. 

Auf den Gebieten marine mineraüsche Rohstoffe, 
Offshore-Technik und Schiffstechnik arbeiten deub 
sehe Stellen mit verschiedenen Industrie- und Ent- 
wicklungsländern zusammen. 

Neben verschiedenen Indus trieländern erfolgt die 
Zusammenarbeit auf den Gebieten mineralische 
Rohstoffe, Offshore-Technik und Schiffstechnik vor 
allem mit Entwicklungsländern, in denen von der 
Industrie zukunftsträchüge Märkte gesehen wer- 
den. 


FuE- Au »gaben dm Bundes FQi- Meerestechnik 
— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1982 1983 1984 

1985 1988 

75 85 80 

88 87 
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C 3: PoJartcrschung 

Die Bundesrepublik Deutschland ist am 5, Februar 
1979 dem Antarktisvertrag beigetreten. Sie ist seit 
dem 3, März 1981 Mitglied der Konsultativrunde des 
Vertrages. 

Die Arbeiten und Planungen der Bundesregierung 
ergeben sich aus dem „Antarktisforschungspro- 
gramm der Bundesrepublik Deutschland'". Das Pro- 
gramm umfaßt alle Sparten der modernen Natur- 
wissenschaften* Beispiele für die interdisziplinäre 
Verknüpfung von Elinzelprojekten sind die Erfor- 
schung der Wechselwirkungen zwischen Meer, Eis 
und Atmosphäre, der Prozesse am Meeresboden 
oder der Einsatz der Fernerkundung für die ver- 
schiedenen Zweige der Geowissenschaften* Meteo- 
rologie und Ozeanographie. 

Polarforschung wird in der Bundesrepublik 
Deutschland betrieben in der Stiftung Alfred-Wege- 
ner Institut für Polar forschung (AWl) in Bremerha- 
ven, in Forschungsanstalten der verschiedenen 
Bundesministerien — Bundesanstalt für Geowis- 
senschaften und Rohstoffe {BGR), Bundesanstalt 
für Fischerei — sowie in Hochschul-, Max-Planck“ 
Instituten und weiteren Forschungseinrichtungem 

Aufgabe des im Aufbau befindlichen AWl ist die 
Förderung der Polarforschung durch eigene For- 
schungsarbeiten und durch Koordination und tech- 
nische Unterstützung der Polarforschung in der 
Bundesrepublik Deutschland* 

Das Institut hat feste Kooperationsabsprachen mit 
Universitäten und arbeitet mit anderen For* 
schungseinrichtungen zusammen. Ab 1, Januar 
1986 wurde das Institut für Meeresforschung in 
Bremerhaven in das AWl eingegliederi 

ln der Logistik hat das AWl die Aufgabe, für den 
Transport der Wissenschaftler, Techniker und Ge- 
räte zur Antarktisstaüon und in die Sommerlager 
zu sorgen und technische Unterstützung zu geben. 

Die DFG fördert im Schwerpunktprogi'amm .,Änt- 
arktjsforschung" zahlreiche Arbeiten auf den Ge- 
bieten Glaziologie, Meeresbiologie, Geowissenschaft 
ten und Klimaforschung. 

Mit der Teilnahme von FS „Polarstern” am interna- 
tionalen MarginaPIce-Zone^Experiment 1983 und 
1984 wurde ein wichtiger Beitrag zur Erfor.schung 
der Wechselwirkungen von Eis, Meer und Atmo- 
sphäre auf das Wetter- und Klimageschehen gelei- 
stet. Die dritte Expedition ins Eis des W^edellmeeres 
Lm Südsommer 19Ö4785 brachte neue Erkenntnisse 
über die Struktur des antarktischen Ökosystems* 
dem größten in sich geschlossenen Lebensraum der 
Erde. Mit der für 1986 vorgesehenen Überwinterung 
von FS „Polarstem” im Packeis des Südpolarmee- 
res soll der technische Vorsprung des z, Z* weltweit 
leistungsfähigsten eisbrechenden Forschungsschif- 
fes voll genutzt werden. Neben diesen Forschungs- 
aufgaben versorgt das Schiff die Georg-von-Neu- 
mayer-Statioo, deren weiterer Ausbau zu einem 
modern ausgestatteten meteorologischen und geo- 
physikalischen Observatorium vorgesehen ist, die 


Sommerstation auf dem Filchner-Schelfeis sowie 
verschiedene Feldstationen. 

Die Forschungsflugzeuge „Polar 2" und „Polar 3*' 
vom Typ DORNIER228 führten 1984/1985 im Auf- 
trag der BGR ein erfolgreiches aeromagnetisches 
Vermessungsprogramm im Rahmen der deutschen 
Antarktis-Expedition GANOVEX IV durch. Im No- 
vember 1904 landeten die beiden Polarflugzeuge als 
erste deutsche Flugzeuge am geographischen Süd- 
pol. 

Die Bundesrepublik Deutschland gehört zu den 15 
Signatarstaaten des — als Folgeregelung des Ant- 
arktisvertrages geschlossenen — Übereinkommens 
über die Erhaltung der lebenden Meeresschätze der 
Antarktis vom 20. Mai 1980 und ist an der Willens- 
bildung und der Arbeit der Organe dieser Konven- 
tion beteiligt. Als Konsultativmitglied des Antark- 
tisvertrages nimmt sie ferner an den Verhandlung 
gen über ein Regime (internationale Vereinbarung) 
über die mineralischen Rohstoffe der Antarktis 
teil. 


FuE- Ausgaben des Bundes für Polarforschung 
— Ln Mio DM — 


Ist 1 

SoU 

L982 

1983 

1984 

1985 

1988 

91 

48 

70 

64 

67 


FuE- Ausgaben des Bundes für 
Meeresforschung und Meerestechnik^ 
Polarforscbung 

“ in Mio DM — 


Ist 

Söll 

1982 1983 1984 

1935 1986 

212 171 224 

236 243 


2,4 Förderbereich D; 

Weltraumforschung und Weltraumtechnik 

Die auf neue, große und langfristig angelegte Weit- 
raumaktivitäten gerichteten Förderungsmaßnah- 
men der Bundesrepublik Deutschland konzentrie- 
sich auf extraterrestrische Forschung ein- 
schließlich Erdbeobachtung, Entwicklung von An- 
wendungssatelliten, Vorbereitung von Orbitalsyste- 
men und Durchführung von SPACELAB-Missionen, 
die Vervollkommnung der TrägerraketemFamiiie 
ARIANE und allgemeine Programm Vorbereitung 
und -Unterstützung sowie Aktivitäten zur tndustrieP 
len Nützung der Raumfahrt. Wesentliche Ziele 
sind: 
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— Förderung der Grundlagenforschung mit Mit- 
teln der Weltraumtechnik 

— Entwicklung der Weltraum technik und Nutzung 
ihrer Ergebnisse für Innovationen in Wirtschaft, 
Dienstleistung und Verwaltung 

— Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen Raumfahrtunternehmen und -Institutio- 
nen 

— Förderung der internationalen Zusammenar- 
beit 

Schwerpunkte der Förderungsmaßnahmen sind: 

— Extraterrestrische Forschxmg 

— Erdorientierte Forschungen über den Zustand 
der Landgebiete, der Atmosphäre, der Ozeane 
und der eisbedeckten Gebiete der Erde 

— Entwicklung von Rundfunk-, Femmelde- und 
Datenverkehrssatelliten bis zur Demonstration 
der Anwendungsreife, Einführung von Betriebs- 
systemen durch die Nutzer 

— Explorative Nutzung des Weltraums als Labor 
für materialwissenschaftliche, verfahrenstechni- 
sche und biologisch-medizinische Untersuchun- 
gen mit Hilfe des bemannten Weltraumlabors 
SPACELAB und rückführbarer Raumplattfor- 
men ETUREKA und SPAS sowie mit Höhenfor- 
schungsraketen TEXUS und Klein-Nutzlasten 
bei SPACE SHUTTLE-Missionen (MAUS) 

— Entwicklung und Bau des bemannten europäi- 
schen Raumstationssystems COLUMBUS 

— Verbesserung der europäischen Trägerraketen- 
technologie. 

Ein Meilenstein in der europäischen Weltraumfor- 
schung war die Konferenz der Forschungsminister 
der ESA-Mitgliedstaaten am 30731. Januar 1985 in 
Rom. Hier wurde beschlossen, das Wissenschafts- 
programm der ESA zu verstärken, die Vorbereitung 
für die beiden Programme ARIANE 5 und COLUM- 
BUS in Angriff zu nehmen und auch andere Aktivi- 
täten der EISA, vor allem das Wissenschaftspro- 
gramm mit jährlicher Steigerung von 5 % bis 1989 
auszubauen und mit dem gemeinsamen Ziel, die 
Eigenständigkeit und Wettbewerbsfähigkeit Euro- 
pas im gesamten Weltraumbereich bis ^de dieses 
Jahrhunderts zu sichern und deswegen die gemein- 
samen Aufwendungen für die europäische Welt- 
raumorganisation bedeutend zu erhöhen. 

Die in den letzten zehn Jahren gewonnenen Ergeb- 
nisse der extraterrestrischen Grundlagenforschung 
sind als Spitzenleistungen im internationalen Ver- 
gleich zu bezeichnen. In einigen Fällen wie z. B. der 
Erforschung des interplanetaren Raumes mit Hilfe 
der Sonnensonden HELIOS A und B hat die Bun- 
desrepublik Deutschland eine ganz herausragende 
Stellung erreicht 

Projekte werden in folgenden Forschung.sbereichen 
durchgeführt 

— Astronomie und Astrophysik 

— Solarterrestrische Beziehungen 


— Biomedizin 

— Anwendungssatelliten 

— Orbitalsysteme. Weltraumlaboratorium SPACE- 
LAB, Raumplattform EUREKA, Raumstation 
COLUMBUS 

— Trägerrakete ARLANE. 

Die hohen Kosten und Risiken bei den Entwicklun- 
gen und der Markteinführung von Weltraumtechno- 
logien und -Systemen können im allgemeinen nicht 
von Anfang an von der Industrie allein getragen 
werden. In Teilbereichen besteht bereits nach er- 
heblichem. staatlich finanziertem Entwicklungsauf- 
wand eine eigenständige Rolle der Industrie. Bei 
den Kommunikationssatelliten zum Beispiel hat 
sich ein wachsender kommerzieller Markt gebildet 
der nur noch flankierend in speziellen neuen tech- 
nologischen Bereichen der staatlichen Hilfe bedarf. 
Allerdings erfordert die Besonderheit dieses 
Marktes bei Vermarktung von Produkten der Indu- 
strie staatliche Mitwirkung. Bei den Wettersatelli- 
ten-Betriebssystemen beschaffen staatliche Nutzer 
Raumfluggeräte für öffentliche Dienste ohne Unter- 
stützung durch Forschungs- und Entwicklungspro- 
gramme. Die Produktion und Vermarktung der 
ARIANE einschließlich der Startdienste wurden in- 
zwischen dem europäischen Wirtschaftsunterneh- 
men ARIANESPACE übertragen. 

Die satellitengestützte Erderkundung zur genaue- 
ren Kartierung der Kontinente und Ozeane sowie 
zur Gewinnung von Daten über Wettersysteme und 
von Informationen vor allem über Bodenschätze, 
Gewässer, \regetation. ferner zur Umweltbeobach- 
tung und -kontrolle scheint für kommerzielle 
Nutzer bereits von Interesse zu sein. Ungelöste Pro- 
bleme der Abgrenzung zwischen staatlichen und 
privaten Rechten sowie international verbindlicher 
Rechtsverhältnisse insgesamt haben konkrete pri- 
vatwirtschaftliche Verwertungsbemühungen bisher 
jedoch noch nicht zum Zuge kommen lassen. 

Die industrielle Nutzung der Raumfahrt für For- 
schung und Produktion in volkswirtschaftlich rele- 
vantem Umfemg steht derzeit am Anfang. In den an 
der Raumfahrt beteiligten Industrieländern bilden 
sich erste privatwirtschaf Hiebe Inte ressen Vereini- 
gungen sowohl anbieterseitig bei den Luft- und 
Raumfahrtuntemehmen als auch nachfrageseitig 
bei der Nicht-Luft- und Raumfahrtindustrie und 
den Dienstleistungsbranchen. Vor allem für werk- 
stofftechnologische Neuerungen und für medizi- 
nisch-pharmazeutisch-biotechnologische Prozesse 
bietet insbesondere die fast vollkommene Schwere- 
losigkeit bei Flügen mit Höhenforschungsraketen 
(TEXUS). bei SPACE SHUTTLE-Missionen mit 
Kleinversuchscontainern (MAUS) und dem Einsatz 
des WeltraumJabors SPACEIAB bereits erste Mög- 
lichkeiten, die mit dem Bau einer dauernd bemann- 
ten Raumstation in den 90er Jahren eine neue Di- 
mension für die Forschung und evtl, für einige aus- 
gewählte Produktionen gewinnen wird. 

Die Beteiligung am Programm der ESA ist nach wie 
vor wesentliches Element des nationalen Weltraum- 
programms. Die Förderung der internationalen Zu- 
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sammenorbeit ist ein erklärtes Ziel der nationalen 
Raumfahrtaktivitäten. Neben der Mitwirkung in 
der ESA hat sich die transatlantische sowie die bila- 
terale Zusammenarbeit mit einer Reihe von Staa- 
ten ( 2 . B. USA, Frankreich, Großbritannien) be- 
währt: sie wird sowohl in unmittelbarer Koopera- 
tion als auch im Wettbewerb fortgesetzt Doch ist 
die nationale Leistungsfähigkeit Voraussetzung für 
Akzeptanz und partnerschaftlich im Geben und 
Nehmen ausgewogene internationale Mitwirkungs- 
möglichkeit 

Aus dem Haushalt des Bundesministers für For- 
schung und Technologie werden bislang überwie- 
gend die Mittel für europäische Gemeinschaftspro- 
gramme (rd. 500 Mio DM jährlich) und die interna- 
tionalen Projekte in Forschung und Technologie 
(80 % der nationalen Aktivitäten in Höhe von rd. 
320 Mio DM sind in bi- oder multilaterale Vorhaben 
eingebunden) bereitgestellt 

Aus dem Sondervermögen der Deutschen Bundes- 
post sind zusätzlich für den Rundfunksatelliten TV- 
SAT folgende Mittel anzusetzen: 1984 bis 1986 ca. 
50 Mio DM für terrestrische Einrichtungen, 1984 bis 
1986 140 Mio DM für das Raumsegment 

Insgesamt belaufen sich die Investitionen der Deut- 
schen Bundespost für nationale Satellitenprojekte 
und Beteiligungen an internationalen Satellitensy- 
stemen einschließlich der dazugehörigen terrestri- 
schen Einrichtungen im Rechnungsjahr 1985 auf ca, 
750 Mio DM. 


FuE-Ausgaben des Bundes^) für 
Weltraumforschung und Wehraumtechnik 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

702 

710 

775 

827 

967 


') ohne Deutsche Bundespost 


2.5 Förderbereich E: 

Energieforschung und Energietechnologie 

In der marktwirtschaftlichen Ordnung setzt der 
Staat für die Energieversorgung langfristig ange- 
legte energiepoliüsche Rahmenbedingungen und 
trägt durch prob lern orientierte Energieforschung 
dazu bei, daß die energiepoUtischen Ziele der Bun- 
desregierung erreicht werden können. Die Energie- 
forschung liefert insbesondere Beiträge 

— zur mittel- und langfristig krisenfesten Versor- 
gungssicherheit 

— zu einem preisgünstigen, die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit sichernden Energieange- 
bot 

— zur Umweltfreundlichkeit des Versorgungssy- 
stems. 


Es werden Forschungs- und Elntwickiungsvorhaben 
bei Industrieunternehmen. Hochschulen. For- 
schungszentren und Forschungseinrichtungen ge- 
fördert In den letzten Jahren wurde eine stärkere 
Elinbindung der Wirtschaft in die Forschungsförde- 
rung und ein stärkerer Elinsatz der institutioneilen 
bzw, indirekten spezifischen Förderung angestrebl. 
Diesem Umstand, ferner der Fertigstellung der bei- 
den Prototypreaktoren SNR 300 Kalkar und 
THTR 300 Hamm-Uentrop, und darüber hinaus dem 
Herauswachsen aus der staatlichen Förderung bei 
einer Reihe von Entwicklungen auf dem Grebiet der 
rationellen Energieverwendung und der regenerati- 
ven Elnergiequellen ist es zuzuschreiben, daß der 
Bedarf an FuE-Mitteln des Bundes, vor allem bei 
der Projektförderung zur Zeit stark rückläufig ist 

E 1 : Kohle und andere foseile Energieträger 

Die Verbesserung der Umweltv^erträglichkeit und 
die Verringerung der Kosten bei Gewinnung und 
Nutzung fossiler Energieträger sowie die Verbesse- 
rung der Arbeitsbedingungen im Kohlebergbau 
sind die vorrangigen Ziele bei der Entwicklung 
neuer Techniken. 


Wesentliche Ergebnisse: 

— Kohlegewinnung unter Tage ist heute voll me- 
chanisiert; hierdurch wurde die Gewinnungslei- 
stung pro Arbeitskraft erheblich gesteigert bei 
gleichzeitiger körperlicher Entlastung und ver- 
besserten Arbeitsbedingungen. 

— Erfolgreich waren u-a. die Entwicklung der at- 
mosphärischen Wirbelschichttechnik für kleine 
und mittlere Kraft- und Heizkraftwerke, Verfah- 
ren zur Rauchgasentschwefelung und Stickoxid- 
verminderung. Beispielhaft ist das Modellkraft- 
werk Völkiingen/Saarland. 

— Bei der Kohleverflüssigung konnten bei der di- 
rekten Hydrierung durch eine erfolgreiche Er- 
probung im Pilotmaßstab die technologischen 
Voraussetzungen für eine Demonstrationsan- 
lage geschaffen werden. 

— Durch eine breit angelegte Kooperation mit Ve- 
nezuela zur Erschließung von Schweröllager- 
stätten und zur Entwicklung der notwendigen 
Aufarbeitungsverfahren konnte deutschen Un- 
ternehmen der notwendige Einstieg in einen für 
die zukünftige Energieversorgung bedeutsamen 
Markt eröffnet werden. 

Weitere Maßnahmen: 

— Zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit und 
Wirtschaftlichkeit des Bergbaus werden Maß- 
nahmen zur weiteren Automatisierung der Ar- 
beitsabläufe (z. B. Transportprobleme), zur Be- 
wältigung des Teufenfortschritts sowie zur Ver- 
ringerung der bergbaubedingten Umweltbela- 
stungen durchgeführt 

— Es werden Kraftwerksprozesse entwickelt die 
Schadstoffbildung von vornherein vermeiden. 
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wie druckgefeuerte Wirbelschicht- und Kohle- 
druckvergasung, jeweils in VerbLndung mit dera 
G as / D ampftu rb i nen- Komb i p rozeß, 

— Veredelimg der Kohle bedingt schwerpunktmä- 
ßig die Förderung neuer Verfahrensansätzei die 
entscheidende Kosten- und Um weitvorteile ver- 
sprechen, 

— - Weiterentwicklung der fortgeschrittenen Explo- 
rationstechnologien, ferner die Techniken zur 
Gewinnung und Verarbeitung unkonventionel- 
ler Öle (Schweröle). 


/ntemartonate ZusamTnenarbcit 

Die Bundesrepublik Deutschland führt im Rahmen 
der lEA multilaterale Kooperationsprojekte zur 
Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der 
fossilen Energieträger durch. Weiterhin fördert die 
EG in eigener Verantwortung Forschungs-, Ent- 
wicklungs- und Demonstrationsvorhaben in diesem 
Bereich, 


FuE^Ausgaben des Bundes für 
Kohle und andere fossile Energieträger 

— ln Mio DM — 


Ist 

Soll 

1982 

1988 

1984 

1085 

1986 

493 

301 

354 

365 

318 


E 2: Emeuerbar# Energlaquollan; rattonetla 
Ene rg I o venven d u n g 

frn Bestreben, die Energieversorgung in sinnvoller 
Weise zu diversifizieren, werden diese Technolo- 
gien erforscht, um zur langfristigen Energieversor- 
gung beitragen zu können. 


Wesentliche Ergebnisse: 

— Marktreife von Wärmepumpen und von Solaran- 
lagen zur Erzeugung von warmem Brauchwas- 
ser 

— Marktreife erster Typen von kleinen Windener- 
gieanlagen (Betriebserfahrungen mit dem Bau 
und Betrieb großer Anlagen liegen vor) 

— Erfahrungen aus der Zusammenarbeit mit Ent- 
wicklungsländern bei Versuchsanlagen zur 
Wind- und Sonnenenergienutzung (z- E, Mexiko, 
Ägypten, Indonesien). 


Beispiele und weitere Maßnahmen: 

— Weiterentwicklung von Techniken zur solarther 
mischen und photovoltaischen Sonnenenergie^ 
nuUung mit dem Ziel höherer Zuverlässigkeit 
und Wirtschaftlichkeit: Fortsetzung der Kompo- 
nentenentwicklung 


— Realisierung technischer Konzepte zur mög- 
lichst kostengünstigen Nutzung der Windener- 
gie 

— Intensivierung der internationalen Zusammen- 
arbeit, besonders auch mit Entwicklungslän- 
dern. 

Rationelle Energie Verwendung ist primär Aufgabe 
von Wirtschaft und Verbrauchern. Es stehen viele 
Lösungen bereit Aufgabe der staatlichen Forde- 
rung ist es allerdings, dort bei der Bewältigung von 
Innovationsrisiken zu helfen, wo Wissenschaft und 
Wirtschaft ohne diese Förderung überfordert wä- 
ren, z. B. kleine und mittlere Unternehmen. 

Wesentliche Ergebnisse: 

— Entwicklung bis zur Anwendungsreife vieler 
Techniken der rationellen Heizenergieversor- 
gung, von besseren Heizkesseln und Wärmeiso- 
lationsmateriaLlen bis hin zu billigeren Fernwär- 
me verte iltediniken zur Nutzung von Abwärme 
und Wärme-Kraft-Kopplung 

— Entwicklung und Machbarkeitsnachweis einer 
Vielzahl LndastrieUer Einspartechniken der Ab- 
wärmenutzung. 

Beispiele für weitere Maßnahmen: 

— Kosten senkende Technologien für Energiespej- 
eher 

— Innovative Verfahrenstechniken der industriel- 
len Energieeinsparung. 

Internationale Zusammenarbeit 

Die Bundesregierung betrachtet es als wichtige 
Aufgabe, durch Entwicklung geeigneter Technolo- 
gien 

— zur Lösung der Energieprobleme der Dritten 
Welt beizu tragen 

— die Marktchancen der deutschen Wirtschaft zu 
verbessern. 

Auch in Zukunft bleibt die Fortsetzung der interna- 
tionalen Zusammenarbeit innerhalb der lEA und 
der Europäischen Gemeinschaft ein wichtiger Be- 
standteil der Forschungspolitik. Die vor allem ln 
den letzten fünf Jahren stark ausgeweiteten Pro- 
gramme der Europäischen Gemeinschaft, insge- 
samt etwa 500 Mio DM, haben die nstionalen FÖr- 
derprogramxne wesentlich ergänzt 

FuE-AusgabcQ defi Bundes für 
Emeuerhare Energlequelten; raüoneile 
Energleverwe nd iing 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1982 19B3 19^4 

1985 1988 

297 245 221 

208 187 
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E 3: Nukleare Energieforschung (einschließlich 
Reaktorsicherheit) 

Die FuE-Förderung richtet sich schwerpunktmäßig 
auf die Reaktorsicherheit, den Brennstoffkreislauf, 
insbesondere die Endlagerung, und die Entwick- 
lung der fortgeschrittenen Reaktoren, d. h. den 
Brutreaktor (einschließlich seines Brennstoffkreis- 
laufes) und den Hochtemperaturreaktor, 

Im Bereich Energieforschung werden Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben bei Industrie. Hoch- 
schule, Kernforschungszentren und anderen For- 
schungseinrichtungen gefördert. 


Wesentliche Ergebnisse: 

— Übergabe der sehr erfolgreichen Urananreiche^ 
rungstechnologie mit Gaszentrifugen an die 
Wirtschaft 

— Fertigstellung der Demonstrationsanlagen der 
fortgeschrittenen Reaktoren, des SNR 300 
Kalkar und des THTR 300 Hamm-Uentrop 

— Inbetriebnahme einer Anlage zur Demonstra- 
tion eines Verglasungsverfahrens zur Herstel- 
lung von Glasblöcken oder Glas-Metall-Verbund- 
stoffen für die Endlagerung hochradioaktiver 
Abfälle 

— Nachweis der grundsätzlichen Eignung des ehe- 
maligen Eisenbergwerks Konrad als Endlager 
für schwachaktive Abfälle und Abfälle aus dem 
Abbau von kern technischen Anlagen 

— Entwicklung der Methoden der Sicherheitsana- 
lyse für Anlagen des Brennstoffkreislaufes und 
die Endlagerung 

— Errichtung der großen Versuchsanlage im Rah- 
men des trilateralen Projekts zur Notkühlanlage 
(2D/3D-Projekt) und Versuchsbetrieb der Anla- 
gen zur Absicherung der Daten zu hypotheti- 
schen Störfällen (Demona, Beta) im Bereich Re- 
aktorsicherheitsforschung. 


Weitere Maßnahmen: 

— Nach Abschluß der obertägigen Bohrprogramme 
wird die untertägige Erkundung des Salzstockes 
Gorleben auf seine Eignung als Endlager für ra- 
dioaktive Abfälle in Gang gesetzt und zügig vor- 
angetrieben 

— Weiterentwicklung der Laseranreicherung im 
Verbund mit der Hochleistungslaser-Entwick- 
lung 

— Nukleare Inbetriebnahme des SNR 300 und des 
THTR 300 

— Sammeln und Auswerten von Betriebserfahrun- 
gen (Verhalten und Lebensdauer von Kompo- 
nenten, Verifizierung der Berechnungsunterla- 
gen) bei den fortgeschrittenen Reaktoren 

— Weiterentwicklung der Brutreaktorbaulinie im 
Rahmen der europäischen Zusammenarbeit, ins- 


besondere im Zusammenhang mit Planung und 
Errichtung des deutschen Demonstrationskraft- 
werks SNR 2 

— Weiterentwicklung der Hochtemperaturreaktor- 
baulinie, insbesondere zu einer HTR-spezifi- 
schen Sicherheitstechnik und zur Anwendung 
nuklearer Prozeßwärme 

— Anpassung der LWR-Techniken für die Entwick- 
lung der Wiederaufarbeitungstechnologien für 
Brüter-Brennelemente 

— Einlagerungsversuche für mittel- und hochak- 
tive Abfälle im FuE-Bergwerk Asse 

— Weitere Erkundung des Salzstockes in Gorleben 
und baubegleitender FuE-Arbeiten zur Errich- 
tung von Endlagern des Bundes 

— Weiterentwicklung der Technik der direkten 
Endlagerung bis zur Anwendungsreife 

— Optimierung der Maßnahmen zur Spaltmateri- 
alüberwachung 

— Fördermaßnahmen zur Reaktorsicherheitsfor- 
schung 

O Experimentelle und analytische Untersu- 
chung von Störfallabläufen in komplexen 
Teilsystemen 

O Entwicklung von Verfahren zur Bewertung 
der Zuverlässigkeit von Sicherheitseinrich- 
tungen 

O Untersuchungen der Mensch/Maschine- 
Kommunikation in komplexen Systemen 

O Absicherung von Arbeitshypothesen und 
Basiskonzepten bei der Sicherheitsbeurtei- 
lung von Werkstoffen bzw, Komponenten 

O Theoretische und experimentelle Untersu- 
chungen zum Langzeitverhalten sicher- 
heitsrelevanter Komponenten und Systeme 
sowie komplexer, auf hohe Zuverlässigkeit 
ausgelegter leittechnischer Einrichtungen, 
in Abhängigkeit von der Betriebsdauer. 

Diese Untersuchungen liefern Ergebnisse, die 
auch direkt zu der Risikobewertung herangezo- 
gen werden. 

Ausgaben des Bundes 
für Nukleare Energieforschung 
(einschl. Reaktorsicherheit) 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1982 1983 1984 

1988 1986 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE .. 

1 961 1 705 1614 

1 943 1 686 1 592 

1605 1253 

1 580 1 m 


E 4; Kemfualonsforschung 

Eine erfolgreiche Durchführung der Fusionsexperi- 
mente an den Tokamak-Anlagen Joint European 
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Torus (JET) und an dem amerikanischen Tokamak 1 
Fusion Test Reactor (TFTR) wird in den nächsten 
vier bis fünf Jahren voraussichtlich sehr nahe an 
das Lawsonkritenum (Erreichen der nötigen Flas- 
madichte über hinreichend lange Zeit) und damit 
an ein erstmals energielieferndes Plasma heranfüh- 
ren. Bedingt durch die Fortschritte ln der Plasma-^ 
physik finden zunehmend die technischen Proble- 
me Interesse, die mit dem Bau eines Fusionsreak- 
tors verbunden sind. Dementsprechend ist die zu- 
künftige Zielrichtung der Fusionsforschung! 

— Lösung der plasmaphysikalischen Probleme mit 
Hilfe großer Experimentiereinrichtungen 

— Bearbeitung technischer Fragestellungen in ei- 
nem umfassenden Technologieprogramm, 

Das deutsche Fusionsprogramm wird institutionell 
gefördert. In den drei Großforschungseinrichtungen 
Max-Planck-Institut für Plasmaphysik (IPP) Gar- 
ching, Kernforschungsanlage Jülich (KFA) und 
Kernforschungszentrum Karlsruhe (KfK) werden 
arbeitsteilig plasmaphysikalische und technologi- 
sche Untersuchungen zur Kernfu.sion in Großexpe- 
rimenten durch geführt Das deutsche Fusions Pro- 
gramm ist Bestandteil des europäischen Pro- 
gramms, das von Euratom koordiniert und mit be- 
trächtlichen Gemeinschafts mitte ln gefördert wird. 

Dieses europäische Fustonsprogramra wird nach 
mehrfachen Begutachtungen, u. a. durch ein Gre- 
mium unabhängiger Wissenschal'Üer, aufgrund des 
Beschlusses des EG-Rates vom 12. März 1985 für 
den Zeitraum 1985 bis 1989 mit dem Ziel fortgesetzt, 
über einen Next European Torus (NET) um die 
Jahrhundertwende einen Demonstrationsfusionsre- 
aktor bauen zu können. 

Die dafür notwendige Weichensteüung wird Ende 
der 80er Jahre aufgrund der dann vorliegenden Er- 
gebnisse der Großexperimente Ltn Zusammenhang 
mit dem Beginn der Detail planung der nächsten 
europäischen Groß Versuchsanlage NET erwartet. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Ke rnfusiortsf arsch u ng 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

ieB2 1083 1984 

1985 1986 

117 143 158 

165 177 


Ausgaben des Bundes für 
Energieforschung und Energietechnologie 

— Ln Mio DM — 



Ist 

Soli 

1982 1983 1984 

1985 1986 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE . . 

2 869 2 454 2 346 

2 851 2 435 2 325 

2 343 1 935 

2 318 1 876 


2.6 Fördetberelch f i 

Umwehforschung; Klimaforschung; 
Stcherhehsforschung 

Die heute für jeden sichtbaren Belastungen der 
Umwelt sind die Nebenwirkungen eines evolutionä- 
ren Prozesses, bei dem die Inanspruchnahme der 
natürlichen Ressourcen und die Produktion mate- 
rieller Güter ständig zugenommen haben. Entspre’ 
chend ist das Bewußtsein gewachsen, daß der wirt- 
schaftUch-technlsehe Fortschritt nur dann sinnvoll 
bleibt, wenn damit keine unvertretbaren Beein- 
trächtigungen natürlicher Lebensgrundlagen ver- 
bunden sind. 

Die Bedeutung einer gesunden Umwelt für den 
Menschen fordert, die Ziele einer zukunftsorientier- 
ten Umweltpolitik einzubetten in das Zielsystem 
der gesamten Politik, 

Die Förderung der Forschung und Entwicklung für 
den Umweltschutz muß sich des gesamten Instru- 
mentariums der Forschungsförderung, von der di- 
rekten Projektförderung bis hin zu indirekten Maß- 
nahmen wie z. B. der Ausübung bzw. Unterstützung 
von umweltfreundlichem Nachirageverhalten be- 
dienen. 

Umweltprobleme können nicht allein im nationalen 
Rahmen gelöst werden, da sie bei Schadstoffbela- 
stungen von Flüssen, der Luft, aber auch durch den 
internationalen Güterverkehr grenzüberschreiten- 
der Natur sind. Es bedarf daher einer engen inter- 
nationalen Zusammenarbeit insbesondere bei fol- 
genden Aufgaben: 

— Harmonisierung von Grenzwerten, Normen und 
Vorschriften 

— Erforschung von Wirkungsmechanismen, Trans- 
portvorgängen und Reaktionen in der Atmo- 
sphäre, globalen Auswirkungen anthropogener 
Aktivitäten und Klärung übergreifender Zusam- 
menhänge 

— Überwachung der Reinhaltung grenzüberschrei- 
tender Gewässer sowie der Meere und Kontrolle 
des grenzüberschreitenden Transports von Luft- 
schadstoffen sowie anderen umweltschäd liehen 
Stoffen und Abfällen 

— Entwicklung emissionsarmer Produktionspro- 
zesse und wirksamer Verfahren zur Reinigung 
von Abgasen und Abwässern, damit in weitest 
möglichem Umfang in allen Ländern der aktu- 
elle Stand der Technik angewendet werden 
kann. 

Die Zusammenarbeit mit den Ländern der Dritten 
Welt ist ebenfalls wichtig, da die Bundesrepublik 
als Industriestaat aufgrund ihrer Erfahrungen und 
Ihres wissenschaftlichen und technischen Know- 
how mit dazu beitragen kann, daß in den Entwick- 
lungsländern Umweltbelastungen möglichst von 
vornherein vermieden werden und vorhandene Be- 
lastungen abgebaut werden können. 
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F t: ÜNoFoglsch^ Forschung 

Sie dient dem Ziel, durch systematische diszipim- 
übergreifende Forschung über ökologische Zusam-* 
menhänge Voraussetzungen und Rahmendaten um^ 
weltpolitischer Entscheidungen für die folgenden 
Bereiche zu schaffen: 

— Erarbeitung von Normen und Standards 

— Entwicklung umweltfreundlicher Technologien 
und Produktionsprozesse 

— Berücksichtigung ökologischer Belange bei der 
Nutzung z. B. des Bodens und die Abschätzung 
der Belastbarkeit von Ökosystemen. 

Dies erfordert Untersuchungen zur 

— Gesamtsituation der Belastung sowie der Belast- 
barkeit, Stabilität und Regenerationsfähigkeit 
unserer Umwelt Die Kenntnis ökosystemarer 
Zusammenhänge und der sie charakterisieren- 
den Größen erlaubt auch Aussagen zur prospek- 
tiven Beurteilung von Belastungsfolgen. 

— Zusammenwirkung und gegenseitige Beeinfluss 
sung mehrerer natürlicher sowie anthropogener 
Noxen. Im Falle stofflicher Belastung interes- 
siert insbesondere die Beurteilung langfristiger 
Exposition mit niedrigen Konzentrationen in ih- 
ren Ursache-Wirkungsbeziehungen. 

— Bilanzierung der Schadstoffkreisläufe in Boden, 
Luft und Wasser einschließlich der Anreiche^ 
rung in der Na hrungs kette. 

Es stehen folgende Themenbereiche im Vorder- 
grund; 


1. Boden- und Wasserhaushalt 

— Sammlung von Kenntnissen über die derzeitige 
stoffliche Belastung, potentielle Belastbarkeit 
des Bodens bis hin zu Methoden für deren Ab- 
schätzung 

— Der Boden in seiner ökosystemaren Funktion 
als Lebensraum für Flora und Fauna hinsicht- 
lich ihrer Bedeutung im Kreislauf der Stoffe und 
Stabilität des Systems Boden, bis hin zur Ablei- 
tung von Maßnahmen zu deren Erhaltung und/ 
oder Wiederherstellung 

— Ausmaß und Maßnahmen von bzw. gegen Bo- 
denerosion 

— Charakterisierung der Bo den Inanspruchnahme 
durch Flächenverbrauch und Entwicklung von 
Alternativstrategien 

— Methodische Arbeiten zum Vergleich der ver- 
schiedensten Zwecke, für die die Ressource Bo- 
den genutzt werden kann 

— Untersuchungen zur ökosystemaren Bewertung 
der Oberflächen ge Wässer und des Grundwas- 
sers sowie zur Ableitung ökologisch optimierter 
Schutz- und Nutzungskonzepte, 


2. Waldschäden und Lußverunreinigungen 

Durch interdisziplinäre Ursachen -Wirkung For- 
schung werden die verschiedenen Hypothesen zur 
Erklärung der Waldschäden konzentriert an ausge- 
wählten Standorten verfolgt Die bisherigen For- 
schungsergebnisse haben die Rolle, die den Luftver- 
unreinigungen als einer wesentlichen Ursache im 
komplexen Wirkungsgeschehen zukommt, weiter 
bestätigt. Diese Auffassung ist der Antwort der 
Bundesregierung auf die Große Anfrage zu „For- 
schungen zur Ursachen der Waldschäden*" entnom- 
men, die der BMFT am 19. November 1985 namens 
der Bundesregierung nach Abstimmung mit den 
Ressorts abgegeben hat Es ist davon auszugehen, 
daß natürliche Schadfaktoren sowie Klima- und 
Standortfaktoren das Auftreten und vor allem die 
konkrete Ausprägung der Schäden mitbestimmen 
können. Der Umfang ihrer Beteiligung an den Schä- 
den ist durch Forschung noch weiter aufzuklären. 


3. Atmosphärische Schadstoffkreisläufe 

Die Folgen der Schadstoffbelastung der Atmo- 
sphäre wie Waldschäden. Materialschäden, Beein* 
trächtigung der Gesundheit erfordern eine Aufklä- 
rung der physikalisch-chemischen Prozesse von 
Spurenstoffen in der Atmosphäre, Neben der klein- 
räumigen und regionalen Verfrachtung sind auch 
die überregionale Verfrachtung von Schadstoffen 
und deren Umwandlungsreaktionen während des 
Transportes zu untersuchen. Besonderes Augen- 
merk wird dabei aber auch auf die Ablagerung von 
anthropogenen Spurenstoffen gelegt, um deren 
Kreisläufe zu bilanzieren und gesicherte Daten für 
die WirkungForschung zu bekommen. 


4 t/muieltchcTnikalien 

Die teilweise hohe Stabilität von ümweltchemika- 
lien und deren hoher Verteilungsgrad führen 
zwangsläufig zum Auftreten dieser Schadstoffe in 
der Nahrung. Für die Abschätzung des Gesamtrisi- 
kos für die Bevölkerung durch Umweltchemikalien 
gilt es. vor allein Methoden und Verfahren zur lang- 
fristigen Trenderkennung bei der Schadensbela- 
stung zu entwickeln. Insbesondere sind hierbei 
chiorierte Kohlenwasser stoffver bind un gen wie Di- 
oxine von Interesse. Bei der Herstellung einer gro- 
ßen Zahl chemischer Produkte entstehen polychlo- 
rierte Dibenzodioxine und Dibenzofurane und ge- 
langen als Verunreinigungen ün Produkt in die Um- 
welt Ihre Verwendung in Produkten wie z. B. Holz- 
schutzmitteln und Herbiziden stellt eine der Quel- 
len des Dloxineintrages in die Umwelt dar. In Anbe- 
tracht der extrem toxischen Wirkungen von Dioxi- 
nen sind genaue Kenntnisse über das Entstehen 
und Auftreten von Dioxinen notwendig, ergänzt 
durch toxikologische Untersuchungen um die mög- 
lichen Risiken für den Menschen zu beschreiben. 
Ferner ist zu erforschen, wie zukünftig eme rück- 
standlose. gefahrenfreie Beseitigung erreicht wer- 
den kann. 
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5. Umwelt und Gesundheit 

Langzeitstudien zur Erkennung gesundheitsschäd- 
licher Wirkungen von Umweltfaktoren haben be- 
sondere methodische Schwierigkeiten. Der Grund 
dafür liegt u. a. in der Vielfalt möglicher Risikofak- 
toren und der Trennung der verschiedenen Einflüs- 
se. Dazu gehört auch die große Anzahl von Schad- 
stoffen. die auf den Menschen einwirken können. 

Durch sowohl experimentelle als auch epidemiolo- 
gische Untersuchungen sollen Risikogruppen und 
Risikosubstanzen aufgespürt und neue Methoden 
und Indikatoren entwickelt werden, die als Instru- 
mente für eine Früherkennung von Gesundheits- 
beeinträchtigungen eingesetzt werden können. 


6. Ökosystemforschung 

Sie liefert Beiträge zur ökologischen Umweltbeob- 
achtung der Bundesrepublik Deutschland, zur öko- 
logischen Absicherung von Fachpolitiken und 
Grenzwert- Konzepte. 

Sie soll in repräsentativen Räumen beispielhaft 
durchgeführt werden und setzt die Vergleichbarkeit 
und Verallgemeinbarkeit der angewandten Verfah- 
ren und Methoden ebenso voraus wie eine noch zu 
scheiffende zentrale Zugriffsmöglichkeit und Doku- 
mentation der Analyse methoden der erhobenen In- 
formationen. 


7. ökologische Demonstrationsvorhaben 

Auf der Grundlage des Umweltprograrams der Bun- 
desregierung sollen zur Weiterentwicklung der zu- 
künftigen Umweltvorsorgepolitik der Bundesregie- 
rung Demonstrationsvorhaben durchgeführt wer- 
den. Insbesondere sollen die Ziele der einzelnen 
umweltbezogenen Bundesgesetze stärker als bisher 
aufeinander abgestimmt werden. Im einzelnen sol- 
len noch fehlende Daten für eine weitere ökologi- 
sche Konkretisierung und Abstimmung der 21iele 
und Inhalte von Rechtsverordnungen und Verwal- 
tungsvorschriften auf den Gebieten der Luftrein- 
haltung, Lärmbekämpfung. Abfallbeseitigung, Was- 
serwirtschaft und Umwelthygiene beschafft wer- 
den. Dabei sollen übertragbare praxisorientierte Er- 
kenntnisse gewonnen und die Möglichkeiten zur 
Sanienmg von Problemgebieten untersucht und de- 
monstriert werden. 


8, Natur und Landschaft 

Ziel der Forschung im Naturschutz und in der 
Landschaftspflege ist die Erhaltung der Leistungs- 
fähigkeit des Naturhaushalts und der Nutzungsfä- 
higkeit der Naturgüter. Im Rahmen dieser Zielset- 
zung sind sämtliche Bundesforschungsanstalten im 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten an umweltrele- 
vanten Projekten beteiligt, insbesondere jedoch 
die Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und 
Landschaftsökologie. 


Schwerpunkte sind: 

— Ökologische Fragen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege 

— Beanspruchung und Belastung von Natur und 
Landschaft 

— Arten- und Biotopenschutz 

— Gebietsschutz 

— Eignung und Eignungsverbesserung der land- 
schaftlichen Voraussetzungen für Erholung und 
Freizeit 

— Landschaftsplanung 

— Sozialwissenschaftliche Fragen des Naturschut- 
zes und der Landschaftspflege 

— Bedeutung zu erhaltender oder zu schaffender 
natumaher Ökosysteme für die Agrarland- 
schaft 

— Schaffung naturnaher Lebensräume für Pflan- 
zen und Tiere. 


Ausgaben des Bundes für 
ökologische Forschung 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 


1982 

1983 

1964 

1985 

1986 

Wissenschafts- 
ausgaben 

178 

222 

232 

270 

302 

darunter FuE . . 

155 

174 

184 

227 

250 


F 2: Umweltschonende und Umweltschutztechnotoglen 


i. Luftreinhaltung 

— Entwicklung von Verfahren zur Begrenzung von 
Schadstoffemissionen in den Bereichen Energie- 
erzeugung. industrielle Prozesse und Kraftfahr- 
zeuge 

— Entwicklung neuer bzw. verbesserter meßtech- 
nischer Verfahren zur Feststellung und Überwa- 
chung von Luftschadstoffen 

— Erweiterung und Verfeinerung von Analyse- und 
Planungsmethoden sowie Erstellung von Re- 
chenmodellen zur Ausbreitung von Schadstof- 
fen. 


2. Lärmbekämpfung 

— Begrenzung des Verkehrslärms durch Entwick- 
lung und Erprobung lärmarmer Fahrzeuge (u. a. 
Kap.selung von Dieselmotoren, Minderung der 
Geräuschemissionen von Lkw-.^ufbauten, Ver- 
minderung von Reifengeräuschen), Verbesse- 
rung der Kontrollverfahren, Förderung lärmbe- 
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wußten Verhaltens sowie passive Schallschutz- 
tnaßnahmen an Verkehrswegen 

— Minderung des Lärms bei stationären und mobi- 
len Einzelemittenten in Industrie und Gewerbe 
sowie bei großflächigen Anlagen durch Entwick- 
lung lärmarmer Techniken, Erstellung von Mu- 
stertypen lärmarmer Seriengeräte und Nutz- 
fahrzeuge, Ermittlung zur Emission von Bauver- 
fahren 

— Lärmminderung im Wohn- und Freizeitsektor 
durch Entwicklung geräuscharmer Garten- und 
Freizeitgeräte sowie Maßnahmen zur Sicherung 
des Erholungswertes von Freizeitgebieten 

— Minderung des Lärms durch planerische und 
bauliche Maßnahmen sowie Entwicklung und 
Erprobung marktkonformer Strategien zur 
Schaffung von Anreizen zum Kauf und zur Be- 
nutzung von lärmarmen Produkten 

— Untersuchung der physischen, psychischen und 
sozialen Auswirkungen von Lärm und deren Zu- 
sammenhänge 

— Entwicklung und Verbesserung von Geräusch- 
meßverfahren und -methoden. 

3. Abfallvnrtschaft 

— Verminderung. Vermeidung und Verwertung 
von Abfällen 

— Thermische Verfahren der Müllbehandlung (Re- 
duzierung des Müllvolumens) 

Bei der Müllverbrennungstechnik gilt es insbe- 
sondere Emissionsverlagerungen weitgehend zu 
vermeiden, Aus diesem Grunde werden FuE-Ar- 
beiten zur verbesserten Rauchgasreinigungs- 
technik sowie zur Optimierung der Feuerungs- 
technik durchgeführt: durch verfahrenstechni- 
sche Maßnahmen sollen insbesondere Eimissio- 
nen von Schadstoffen (u. a. Dioxine) vermieden 
werden. 

Gleichzeitig wird die Erhöhung der Verfügbar- 
keit, des Wirkungsgrades sowie der kombinier- 
ten Schlamm-ZMüllverbrennung bei Verbren- 
nungsanlagen untersucht 

Von besonderer Bedeutung ist die Erprobung 
der Wirbelschichtfeuerung für feste Abfallstoffe 
sowie die Müllvorbehandlung bei der Verbren- 
nungstechnik. 

— Herstellung von Brennstoffen aus kommunalem 
Müll und Müllsortiertechnik 

Ziel dieser Projekte ist es, durch mechanische 
Aufbereitung von Müll feste Brennstoffkonzen- 
trate zu gewinnen und die Standzeit von beste- 
henden Deponien zu verlängern. 

Neben einer großtechnischen Aufbereitungsan- 
lage im Ruhrgebiet werden mobile Einheiten er- 
probt Ergänzend werden anwendungstechni- 
sche Arbeiten zur Vermarktung von Müllbe- 
standteilen gefördert. 

— Neue Verfahren zur Entsorgung von Sonderab- 
fällen 


Fragen der Energie- und Rohstoffrückführung, 
der Vermeidung von Emissionsverlagerungen 
sowie der Umarbeitung der Abfälle zu verwert- 
baren Wirtschaftsgütem stehen hierbei im Vor- 
dergrund. 

— Sanierung von Altlasten 

Bei der Semierung von Alilasten werden neue 
Verfahren und Methoden zum vor- und nach- 
träglichen Grundwasserschutz (z. B. in Situ-Sa- 
nierungstechniken). der Deponiesickerwässer- 
Aufbereitung sowie von Such- und Erkennungs- 
techniken von Altlasten gefördert Hinzu kommt 
die Entwicklung von Verfahren zur Entgiftung 
von kontaminiertem Erdreich durch ehemalige 
industrielle Tätigkeiten sowie Methoden zur 
Aufbereitung von verunreinigtem Grundwasser. 

Darüber hinaus soll die Entfernung und Aufbe- 
reitung von Deponien von Fluor-haltigen 
Schlacken durch ein Pyrohydrolyse- Verfahren 
in der Aluminium-Industrie erprobt werden. 

— Verbesserung und Weiterentwicklung abfall- 
wirtschaftlicher Grundlagen und Planungsin- 
strumente 

Die Weiterentwicklung von Methoden der che- 
mischen und physikalischen Abfallanal>lik so- 
wie Sammlung und Auswertung abfallwirt- 
schaftlicher Daten werden gefördert. 


4. Emissionsarme Technologien und Produkte 

— Entwicklung emissionsarmer Technologien, die 
eine Entstehung von Schadstoffen an der Quelle 
weitgehend vermeiden 

O Galvanotechnik: Vermeidung von Schwer- 
metallemissionen und Emissionen bei der 
Leiterplattenherstellung 

O Metallurgie: Vermeidung von Blei-Emissio- 
nen bei der Verhüttung 

O Glais- und Keramikherstellung: Vermeidung 
von Fluor-/ Fluorwasserstoffemissionen so- 
wie von Blei- und Arsenstäuben bei der 
Bleiglasherstellung 

O Zellstoffgewinnung; Vermeidung sauerstoff- 
zehrender organischer Stoffe 

O Zementherstellung; Vermeidung von Stick- 
oxidemissionen 

O Nahrungsmittelherstellung: Vermeidung von 
Geruchsemissionen 

— Substitution umweltbelastender Stoffe und Pro- 
dukte 

O Ersatz von Cadmium als Oberflächenschutz 
durch Aluminium, als Elektro Werkstoff 
durch Silber/Zinndioxidlegierungen 

O Ersatz von Bleitetraäthyl durch tertiäre Bu- 
tyläther zur Herstellung von bleifreiem Su- 
perbenzin 

— Entfernung umweltbelastender Begleitstoffe aus 
Produkten. 
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5. Küstengewässer und Hohe See 

— Bei der biologischen Gewässergüteerfassung für 
die Küstengewässer und die Hohe See werden 
beispielhaft der chemische und biologische Zu- 
stand, das Selbstreinigungsverraögen und die 
Belastbarkeit von Aestuarien untersucht, sowie 
die Kartierung nordseespezifischer Daten, Un- 
tersuchungen von Schadstoffgehalten in Orga- 
nismen und langf ristige Überwachung von Orga- 
nismenbeständen vorgenommen. 

— Forschungs- und Entwicklungsarbeiten zur Ver- 
meidung und Bekämpfung der Meeresver- 
schmutzung, insbesondere durch Öl. sind inten- 
siviert worden. Einige Verfahren und Geräte zur 
Eingrenzung und Entfernung von Ölverunreini- 
gungen auf der Hohen See sind bereits im Ein- 
satz. Weitere Vorhaben zur Ölbekämpfung in 
den Küsiengewässern und im Watt-Strand- 
bereich sowie zur Aufarbeitung der Öl-/Was- 
ser-ZSandgemische befinden sich im fortge- 
schrittenen Entwicklungsstadium. 

Der Anteil des BMFT an den FuE-Ausgaben umfeißt 
nur die in den Titeln für ökologische Forschung und 
Umwelttechnologie einschließlich Großforschungs- 
einrichtungen ausgewiesenen Mittel, nicht hinge- 
gen die Aufwendungen für umweltrelevante Vorha- 
ben aus den übrigen Fachprogrammen des BMFT, 


FuE-Ausgaben des Bundes für ümweltschonende 
und Ümweltschutztechnologien 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1982 1963 1984 

1085 1986 

153 159 181 

203 220 


F 5: Wsaserforschung 

Forschung und Entuncklung 
zur Wasserversorgung 

Um die Wasserversorgung langfristig sichern zu 
können, müssen wirkungsvolle und wirtschaftlich 
tragbare Methoden und Technologien entwickelt 
werden zum Schutz bzw. Sanierung der Wasserres- 
sourcen, zur ökologisch und ökonomisch optimalen 
Wasserbewirtschaftung sowie zur Gewinnung, Auf- 
bereitung, Verteilung und Einsparung von Wasser. 
Die erarbeiteten Erkenntnisse und Verfahren kön- 
nen auch einen wertvollen Beitrag zur Lösung der 
Wasserprobleme der Entwicklungsländer leisten. 

Ein wesentlicher Schwerpunkt der Arbeiten war die 
Trinkwassergewinnung aus durch kommunale und 
industrielle Abwässer belasteten Oberflächenge- 
wässern. Probleme kommen dabei insbesondere 
von schwer abbaubaren organischen Substanzen. 


Etwa 75 % der deutschen Trinkwasserversorgung 
hängen vom Grundwasser ab. Das Thema Grund- 
wasser hat besonders vor dem Hintergrund der in- 
zwischen bekanntgewordenen unterschiedlichen 
Gefährdungen des Grundwassers eine große Bedeu- 
tung. 

Die Förderung von F'orschung und Entwicklung zur 
Trink- und Brauchwasserversorgung hat die folgen- 
den Schwerpunkte: 

— Bewirtschaftung der nutzbaren Waaserressour- 
cen 

— Trinkwassergewinnung, -aufbereitung und -Ver- 
teilung 

— Brauchwasserversorgung und -Verteilung, Was- 
sereinsparung, Wasserwiederverwendung 

— vorbeugender Schutz des Grundwassers und Sa- 
nierung von Gnindwasserv^erunreinigungen. 

In der Wassertechnologie besteht seit vielen Jahren 
eine fruchtbare Zusammenarbeit zwischen wasser- 
chemischen und hydrologischen Forschungsein- 
richtungen in der Bundesrepublik Deutschland und 
in Israel. Einige der dabei entwickelten Technolo- 
gien der Wasseraufbereitung. Wassergewinnung 
und Wasserwiederverw^endung sind auch für an- 
dere Länder geeignet. 


Forschung und Entuncklung 
zur Abwasserentsorgung 
einschließlich Schlarnmbehandlung 

Für die Reduzierung biologisch abbaubarer Abwas- 
serinhaltsstoffe hat sich die biologische Abwasser- 
behandlung als sehr leistungsfähiges Verfahren er- 
wiesen. Ihre allgemeine Einführung und technische 
Verbesserung stand im Vordergrund der Anstren- 
gungen der letzten Jahre. Zur 2^it wird das Abwas- 
ser von über 70 % der Einwohner der Bundesrepu- 
blik Deutschland vollbiologisch behandelt, 1909 wa- 
ren es nur 35 %. Für eine über die geltenden Min- 
destanforderungen hinausgehende Reinigung sind 
jedoch noch weitere Anstrengungen erforderlich. 

Auf dem Sektor der Industrieabwässer ist der Aus- 
bau der Abwasserbehandlung ebenfalls weit fortge- 
schritten soweit biologische Verfahren einsetzbar 
sind, insbesondere bei in großen Mengen anfallen- 
den Mischabwässern der chemischen Industrie. In 
anderen Bereichen besteht jedoch noch ein techno- 
logischer Nachholbedarf. So bilden in einigen Fäl- 
len, 2 . B. ln den bei der Zellstoffbleiche anfallenden 
Abwässern, die biologisch nicht abbaubaren Stoffe 
die Hauptmenge der Verunreinigung. Auch mittels 
biologischer Hochleistungsverfahren in Verbindung 
mit chemischer Fällung, Ultrafiltration, Adsorption, 
Umkehrosmose, Naßoxidation und anderen Verfah- 
ren der weitergehenden Abwasserbehandlung kön- 
nen solche Verunreinigungen noch nicht befriedi- 
gend eliminiert werden. 

Der gegenwärtige Förderungsschwerpunkt wurde 
seit 1976 aufgebaut und ist in fünf Hauptaktivitäten 
gegliedert: 
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— Methoden und Verfahren zum Gewässerschutz 
und zur Nutzung der Selbstreinigung der Ge- 
wässer 

— Kommunale Abwasserreinigung 

— Reinigung industrieller und gewerblicher Ab- 
wässer 

— Abwasserentlastende Technologien und Kreis- 
lauf schUeßtmg 

— Verfahren zur Klärschlammentsorgung; 
Schlammbehandlung und -Verwertung. 

In diesen Bereichen konnten durch zahlreiche For- 
schungs- und Demonstrationsvorhaben erheblich 
verbesserte Leistungen der Abwasserreinigung er- 
reicht, Methoden zur Wasserwiederverwendung 
aufgezeigt und Verfahren zu einer fortschrittlichen 
Klärschlammbehandlung und -nutzung entwickelt 
werden. 

Folgende Themen werden bearbeitet: 

— Grundlagen wasserwirtschaftlicher Planungen 

— Erarbeitung von Forschungsbeiträgen zum In- 
ternationalen Hydrologischen Programm 

— Verbesserung des Gewässerschutzes 

— Verringerung A^ermeidung von Schadstoffen in 
Gewässern 

— Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes und des 
Abwasserabgabengesetzes 

— Verbesserung und Weiterentwicklung von Ab- 
wasserreinigungstechnologien 

— Klärschlammentsorgung als wichtiger Schwer- 
punkt bei der Abwasserbehandlung 

— Schadstoffeintrag aus der Luft in Gewässer 

— Zustandsbeschreibung und Bewertung von Ge- 
wässern 

— Kostensenkung der Abwasserbehandlung als ei- 
nes der wichtigsten Ziele der Forschung und 
Entwicklung 

— Anforderungen an den Umgang mit wasserge- 
fährdenden Stoffen sowie Bewertung wasserge- 
fährdender Stoffe. 


Ausgaben des Bundes für Wasserforschung 
— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1982 1983 1084 

1985 1986 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE . . 

56 45 53 

52 42 48 

56 52 

52 48 


*) Die FuE- Ausgaben beziehen sich nur auf die Wasser- 
versorgung; die FuE- Ausgaben für die Abwasserentsor- 
gung sind unter F 2 aufgeführt. 


F 7: Klimaforschung 

Aktuelle Untersuchungen, z. B, Bericht der National 
Academy of Sciences (NAS) 1983, weisen auf mögli- 
che Klimaänderungen hin. Tragfähige Abschätzun- 
gen über mögliche, durch Menschen bewirkte oder 
beeinflußte globale Klimaänderungen sind nur 
möglich, wenn das Klimasystem hinreichend ver- 
standen wird. Bekannt ist, daß das Klima aus dem 
Zusammenspiel von Ozeanen, Eisgebieten. Erdbo- 
den und Gesteinen, Biosphäre und Atmosphäre ent- 
steht Dieses Zusammenwirken ist gleichzeitig mit 
einer Vielzahl physikalischer, chemischer und bio- 
logischer Prozesse verbimden, was dos Verständnis 
erheblich erschwert Auf dem Weg der Klimamodel- 
lierung werden Lösungen gesucht 

Im Klimaforschungsprogramm der Bundesregie- 
rung sind in erster Linie die Auswirkungen der 
menschlichen Eingriffe auf das Klima (Erhöhung 
verschiedener Spurengase wie Insbesondere CO^ 
aber auch etc. sowie Zerstörung der Vegeta- 

tion) im Zusammenhang mit den natürlichen Kli- 
maentwicklungen zu erforschen, in zweiter Linie 
aber auch die Wirkungen von eventuellen Klimaän- 
derungen auf verschiedene Lebensbereiche wie 
Wasserhaushalt Landwirtschaft Gesundheit usw. 

Entsprechend der Aufgabe der Vorsorgeforschung 
geht es um das rechtzeitige Erkennen von Entwick- 
lungen, die das derzeit quasi stabile Klima in ein 
anderes überführen könnten. 

Zur Gestaltung und Entwicklung des Programms 
werden Arbeitskonferenzen und Symposien unter 
Beteiligung der verschiedenen Fach-, Anwendungs-, 
Programm- und Ressortbereiche veranstaltet Zu- 
sammenarbeit und Abstimmung über das Pro- 
gramm erfolgt durch die beteiligten Ressorts in ei- 
nem inlerministenellen Ausschuß, der durch Sach- 
verständige der verschiedenen beteiligten Diszipli- 
nen beraten wird. 

Das Programm Klimaforschung der Bundesregie- 
rung muß nunmehr aus der Anlaufphase in eine 
Phatse der Konsolidierung übergehen. Vordringlich 
ist dabei die Sicherung des Klimarechenzentrums 
in Hamburg, um in kompatibler Koppelung mit dem 
Europäischen Zentrum für mittelfristige Wettervor- 
hersagen in England aufwendige Klimamodelle ein- 
setzen zu können, und um die für die Klimafor- 
schung unverzichtbaren Daten aus großräumigen 
Messungen (z. B. der Satelliten Meteosat ERS-1, 
NOAA, N-ROSS, TOPEIX sowie der konventionellen 
Meßsysteme des Weltklimaforschungsprogramms 
der Weltorganisation für Meteorologie) optimal nut- 
zen zu können. 

Die weltweiten Phänomene des Klimas und seiner 
eventuellen Änderungen bedingen eine enge inter- 
nationale Zusammenarbeit; sie erfolgt in Zusam- 
menarbeit mit verschiedenen großen Organisatio- 
nen wie World MeteorologicaJ Organization (WMO), 
International Council of Scientific Unions (ICSU). 
EG, Intergovernment Oceanographic Commission 
(IOC), European Space Agency (ESA). Die Aktivitä- 
ten orientieren sich z. Z. vielfach an den Zielen des 
Weltkliraaforschungsprogramms (WCRP). Es wer- 
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den sowohl Meßkampagnen, als auch Koonünie* 
ningsmaßnahmen zwischen den Systemen z. B* Sa^ 
tellitemBeobachtungen und Ozeanexperi mente ge* 
meinschaftlich unternommen. 


Ausgaben des Bundes für Klimalorschufig 
— in Mio DM — 



Ist 

SoU 

IflöZ idm 1&84 

lSß5 1986 

Wissenschafts- 
ausgaben 

7 12 17 

6 12 17 

32 37 

32 37 

darunter FuE , . 


F fl: Sieherheltsforsctiurig und Sicbefbeitsttehnlk 

Die engagierten Auseinandersetzungen über groß- 
technische Risiken und Gefahren potentiale sind 
Ausdruck eines wachsenden Bewußtseins, daß ein 
ungehemmter Technologieeinsatz nicht immer pro- 
blemtos ist. Technische Großschäden, Natur- und 
Umweltkatastrophen finden deshalb erhöhte Auf- 
merksamkeit in der Öffentlichkeit. 

Die Bundesregierung sieht besonders Ln der Be- 
handlung von Risiko- und Siche rheits fragen kon- 
ventioneller und neuer Technologien im Rahmen 
ihrer FuE-Politik eine wichtige Aufgabe. Dies soll 
dazu beitragen, technologische Entwicklungen in 
ihren Zusammenhängen und Auswirkungen zu er- 
kennen, ihre Chancen und Risiken abzuwägen und 
Entscheidungen über die Nutzung von Technolo- 
gien zu begründen. 

Die Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik 
widmet sich der Bewertung der potentiellen Ge- 
fährdung der Umwelt durch technische Einrichtun- 
gen, Anlagen und Systeme, der Verbesserung der 
Sicherheit und der Schadensbegrenzung im Kata- 
strophenfalle. 

Die Förderaktivitäten sind untergliedert in 

— Risikoanalysen für ausgewählte Systeme 

— Weiterentwicklung physikalischer Modelle zur 
Beschreibung von Schadensabläufen 

— Ermittlung statistischer Daten für Risiko- und 
Zu verlässigkeilsan alysen 

— Untersuchungen zur Wahrnehmung, Bewertung 
und Handhabung technischer Risiken 

— Theoretische Grundlagen, Methoden, Grundia- 
genversuche im Rahmen der Weiterentwicklung 
der Sicherheitstechnik 

— Weiterentwicklung der Sicherheitstechnik für 
Produktion, Transport, Verteilung, l^gerung 
und Handhabung gefährlicher Stoffe 

— Sicherheitstechnische Weiterentwicklung von 
Komponenten. Regel-, Steuer-, Meß- und Schutz- 


einrichtungen für Systeme mit besonderem Ge- 
fahrenpotential 

— Sicherheitstechnische Weiterentwicklung für 
den Personen trän Sport 

— Erforschung von Ursachen und Ausbreitung von 
Großbränden 

— Erforschung von Ursachen und Schadensablauf 
bei anderen Kaiastrophenereignissen 

— Entwicklung von Methoden zur Erkennung und 
Meldung von Brand- und Katastrophenereignis- 
sen sowie zur Überwachung des Schadensver- 
laufs 

— Entwicklung und Erprobung technischer Sy- 
steme zur Brand- und Katastrophenbekämp- 
fung 

— Grundlagenuntersuchungen menschlicher Re- 
aktionen und zum Fluchtverhalten in Gefahren- 
SLtuationen 

— Entwicklung von Instrumenten und Entschei- 
dungshilfen für eine realistische Notfailplanung 
zur Rettung von Menschen aus Gefahrenzonen 
bei Katastrophen 

— Entwicklung verbesserter Geräte und Trans- 
portmittel zur Personenretlung aus massiven 
Gefahrensituationen. 

Wesentliche Ergebnisse liegen bereits aus den ab- 
geschlossenen FuE- Vorhaben zur Lagerung und 
zum Transport gefährlicher Stoffe vor. Sie haben 
u, a, dazu beigetragen, daß große Transportunter- 
nehmen ihre Tanklastzüge für brennbare Stoffe mit 
kostenintensiven aber sicherheitssteigernden Kom- 
ponenten (z. B. ABS) nachrüsten. Der Prototyp ei- 
nes Sicherheitstank-Satteizuges TOPAS soU dem* 
nächst gebaut und erprobt werden. 

Ira Bereich der Förde rakti vital zur Entwicklung 
verbesserter Geräte und Transportmittel zur Perso- 
nenrettung konnte mit dem Beginn der Markter- 
kundungsphase für das Re ttungs System SAVE 
(Schnelle Ambulante Vorklinische Erstversorgung) 
im Sommer 1985 ein weiterer wichtiger Schritt auf 
dem Wege der Umsetzung von Entwicklungsergeb- 
nissen in die praktische Anwendung bei potentiel- 
len Serie nhersteÜem erreicht werden, 

Mil dem Abschluß der Entwicklung und öffentli- 
chen Präsentation des Flugfeld-Tanklösch-Fahr- 
zeugs NIMBUS konnte eine weitere Möglichkeit de- 
monstriert werden, wie neue Technologien, in die- 
sem Falle insbesondere neue Fahrwerkskonzepte, 
einen wesentlichen Beitrag bei der effektiven Be- 
kämpfung von Großflugzeug- Brandkatastrophen 
leisten können. 

Bei der Bekämpfung von großen Naturbränden 
spielen Spezi aJIJugzeuge heute eine entscheidende 
Rolle. Die erfolgreiche Entwicklung eines Feuer- 
löschrüstsatzes für Transall-Transportflugzeuge 
zur Waldbrandbekämpfung und mehrfache positive 
Erprobung im In- und Ausland hat die Vorausset- 
zungen für die Einführung eines operationellen Sy- 
stems in der Bundesrepublik Deutschland geschaf- 
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fen. Darüber hinaus sind erste Kontakte zur Markt- 
einführung dieses im Aufträge des Bundesmini- 
Sters für Forschung und Technologie entwickelten 
Brandbekämpfungssystems vom Entwickler in vie- 
len Ländern Europas und anderen außereuropäi- 
schen Ländern geknüpft worden. 

Bei dieser erfolgreichen Förderaktivität war die in- 
ternationale Zusammenarbeit mit praktisch allen 
Mittelmeerländern, USA, Kanada und Australien 
von wesentlicher Bedeutung. 

Darüber hinaus wurden im Rahmen neuerer FuE- 
Vorhaben Länder wie Finnland und Norwegen in 
die Forschung»- und Entwicklungstätigkeit einbe- 
zogem 


Strahlenschutzforschung 

Primäres Ziel des Strahlenschutzes ist es, Schäden 
durch ionisierende Strahlen soweit wie möglich zu 
verhindern, jede unnötige Strahlenexposition oder 
Kontamination von Personen, Sachgütern oder der 
Umwelt zu vermeiden und unvermeidbare Strah- 
lenexpositionen oder Kontaminationen so gering 
wie möglich zu halten. 

Schwerpunkte der Forschung und Entwicklung auf 
dem Gebiet des Strahlenschutzes sind: 

— Analyse der natürlichen und zivilisatorischen 
Strahlenexposition 

— Meßtechnik und Dosisermittlung 

— Radioökologische Daten und Modelle 

— Somatische und genetische Wirkungen von 
Strahlenexpositionen 

— Vorsorge für Störfälle und Unfälle 

— StrahJenrisiken durch Umgang mit radioaktiven 
Stoffen und ionisierenden Strahlen 

— Verfahren und Einrichtungen zur Optimierung 
des Strahlenschutzes 

— Strahlenschutz bei der Behandlung und Beseiti- 
gung radioaktiver Abfälle 

— Biologische Indikatoren, Pathogenese von 
Strahlenschäden einschließlich Diagnose und 
Therapie. 

ln den laufenden Forschungsvorhaben wird die zi- 
vilisatorisch bedingte Veränderung der natürlichen 
Strahlenexposition insbesondere auch in Wohnhäu- 
sern festgestellt. Weitere Forschungsvorhaben be- 
fassen sich mit der Verbesserung bestehender Dosi- 
metersysteme, der Ermittlung radioökologischer 
Parameter, der Quantifizierung biologischer Ef- 
fekte als Folge einer Strahlenexposition und mit 
der Planung und Optimierung von NotfaUschutz- 
maßnahmen, Gegenstand weiterer Forschungsvor- 
haben sind die Elrmittlung typischer Strahlenexpo- 
sitionen bei bestimmten Tätigkeiten im Rahmen 
des Brennstoffkreislaufs, die Optimierung von be- 
stimmten Strahlenschutzmaßnahmen und -Vorrich- 
tungen. der Strahlenschutz bei der Handhabung ra- 


dioaktiver Abfälle und die Entwicklung biologischer 
Indikatoren. 

Gefördert werden diese Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben bei zahlreichen Hochschulinstituten 
und verschiedenen Bundesämtern und Bundesan- 
stalten. 

Die vorliegenden Ergebnisse ermöglichen eine rea- 
listische Einschätzung der Strahlenbelastung durch 
Radon in Wohnungen. Weitere Ergebnisse der For- 
schungsvorhaben sind u. a. universell einsetzbare 
Dosimeter, verbesserte Daten und Modelle zur Er- 
mittlung der Strahlenexposition der Bevölkerung 
sowie der Nachweis größerer Expositionen bei be- 
ruflich Strahlenexponierten über die biologische 
Dosimetrie. 

Die Forschungsaktivitäten der Bundesrepublik 
Deutschland auf dem Gebiete des Strahlen Schutzes 
sind in enger Beziehung zu der internationalen 
Strahlenschutzforschung zu sehen. Die Forschung 
in der EG und bei der OECD werden über die ent- 
sprechenden Beratungsgremien koordiniert Dane- 
ben werden die Ergebnisse der Strahlenschutzfor- 
schung über die deutschen Vertreter bei ICRP (In- 
ternationale Strahlenschutzkommission) und bei 
UNSCEAR (Strahlenschutz-Komitee der UNO) ein- 
gebracht und fließen von dort in internationale 
Strahlenschutz-Regelungen ein. 


Ausgaben des Bundes für Sicherheitsforschung 
und Sicherheitstechnik 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1982 1983 1984 

1985 1986 

Wissenschafts- 

ausgaben 

108 117 126 

84 89 94 

114 119 

88 91 

darunter FuE . . 


Ausgaben des Bundes für Umweltforschung; 
Klimaforschung; Sicherheitsforschung 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1982 1983 1984 

1985 1986 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE , . 

501 555 608 

450 476 524 

681 729 

601 646 


2.7 Förderbereich G: 

Forschung und Entwicklung Im Dienste der 
Gesundheit 

Forschung und Entwicklung, die zur Lösung der 
konkreten Probleme in unserem Gesundheitswesen 
beitragen, müssen anwendungsorientiert und auf- 
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gabenbezogen sein. Sie müssen sich am Bedarf der 
Bürger und der eigenverantwortlichen Selbstver- 
waltungsorgane des Gesundheitswesens ausrich- 
ten, Das erfordert eine gezielte staatlich finanzierte 
Förderung, welche die breit angelegte Grundlagen- 
forschung dort ergänzt wo die Praxis wesentliche 
Forschungslücken feststellt. Diese muß grundsätz- 
lich subsidiär angelegt sein. 

Das Programm der Bundesregierung {„Forschung 
und Entwicklung im Dienste der Gesundheit 1983 

— 1986"), das gemeinsam vom Bundesminister für 
Forschung und Technologie, Bundesminister für 
Arbeit und Soziatordnung und Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit durchgeführl wird, 
basiert auf einem ausgewogenen Zusammenspiel 
von Subsidiarität, Soüdarität und SelbsthiLfe, Es 
faßt die wichtigsten Förderschwerpunkte ressortü- 
bergreifend zusammen unter den allgemeinen Zie- 
len: 

— Forschung zum Schutz der Gesundheit, um den 
Gesundheitszustand der Bevölkerung zu verbes- 
sern 

— Forschung zur Krankbeitsbekämpfung, um ei- 
nige besonders schwerwiegende Krankheiten 
besser zu heilen 

— Forschung zur strukturellen Verbesserung des 
Gesundheitswesens, um Versorgungslücken und 
Funktionsmängel des Gesundheitswesens, ins- 
besondere in Bereichen, in denen der Bund über 
Umsetzungsmöglichkeiten verfügt, zu beseiti- 
gen. 

Das Programm ist in besonderem Maße auf die Be- 
wältigung der großen „Volkskrankheiten“ ausge- 
richtet (Herz- Kreislauf- Krankheiten, Krebs, rheu- 
matische und psychische Ki'ankheiten), die am häu- 
figsten zu Tod, Invalidität oder Arbeitsunfähigkeit 
führen. Hinzu treten gesundheitliche Belastungen, 
die sieh aus der technisierten Umwelt und belasten- 
den Verhaltensweisen ergeben und zu chronischen 
Krankheitsentwicklungen führen können, 

Verschiedene wichtige Vorhaben des Programms 
werden in internationaler Zusammenarbeit vorbe- 
reitet, geprüft oder durchgeführt Eine Reihe von 
Förde rvorbaben ist ferner in die Abstimmung im 
Rahmen des Medizinforschungsprogramms der EG 
eingebettet. 


Forschung zum Schutz der Gesundheit 

Das Gerne Lnschaftsprogramm der Bundesregierung 
betont vorrangig die gesundheitliche Prävention. 

Auch durch überproportionalen Einsatz aller Mög- 
lichkeiten der kurativen Medizin kann die Gesund- 
heit der Bevölkerung nur begrenzt verbessert wer- 
den. In dem Bereich der Prävention hingegen wird 
ein noch bei weitem nicht ausgeschöpftes Potential 
zur Verbesserung der Gesundheit gesehen. Mit In- 
itiativen zur Gesundheitsaufklärung und Beratung 
können gesundheitliche Risiken reduziert und Än- 
derungen der Lebensführung, der Ernährung, auch 
der Arbeitsbedingungen erreicht werden, die im 


Sinne gesundheitlicher Vorsorge erheblich zu 
Buche schlagen dürften. 

fn einem neuen Programm Schwerpunkt ist die För- 
derung von Forschungs- und Entwicklungsvorha- 
ben, die den Zusammenhang zwischen Nahrungs- 
aufnahme und Entstehung der o. g. „Volkskrankhei- 
ten" klären helfen, sowie von Untersuchungen zur 
Umsetzung von Ernährungsempfehlungen aufge- 
nommen worden. 

Wichtige Ergebnisse haben Untersuchungen über 
die Verbreitung und die Möglichkeiten der Laien- 
selbsthilfe im Gesundheitswesen geliefert 

Als wichtigstes präventionsmedizinisches Vorha- 
ben wird seit 1984 die Deutsche Herz-Kreislauf-Prä- 
ventionsstudie (DHP) mit 60 Mio DM für die Ge- 
samtSaufzeit von 8 Jahren gefördert 


Forschung zur Krankheitsbekämpfung 

Das Programm der Bundesregierung hat von An- 
fang an auf die heute häufigsten Krankheitsursa- 
chen für Tod, Invalidität und Erwerbsunfähigkeit 
gezielt {Herz-Kreislauf-Krankheiten, Krebs, rheu- 
matische Erkrankungen, psychische Krankheiten). 

Grundsätzlich müssen die Im diagnostischen und 
therapeutischen Bereich eingesetzten Mittel ihre 
Brauchbarkeit erwiesen haben. Der aufwendige 
und unter Umstanden den Patienten belastende 
technische Aufwand zur Frühentdeckung von 
Krankheiten muß auf das gerechtfertigte Maß be- 
schränkt bleiben. Nicht die Diagnostik an sich darf 
im Vordergrund stehen, sondern die therapeuti- 
schen Maßnahmen, die damit ermöglicht werden. 

Das bedeutet auf der anderen Seite auch: Aufwen- 
dige neue technische Verfahren — wie der diagno- 
stische Einsatz der Kernspintomographie dort, wo 
er in Zweifelsfällen diagnostische Klarheit und Be- 
handlungsgrundlage schafft “ müssen ohne Ein- 
schränkungen aus Kostengründen in den geeigne- 
ten Fällen den Patienten zugute kommen. 

Bei der Forschung zur Krankheits bekämpf ung kön- 
nen folgende Schwerpunkte unterschieden werden; 

— Bewertung und Verbesserung vorhandener so- 
wie Entwicklung neuer Früherkennungsverfah- 
ren, die Krankheiten oder deren Vorformen auf- 
spüren sollen, bevor Patienten aufgrund von Be- 
schwerden von sich aus den Arzt aufsuchen 

— Untersuchungen zu „Wegweisern“ die bei kom- 
plexen Krankheitsbildern zur Erleichterung für 
den behandelnden Arzt von der ersten Diagnose 
über die Therapie bis zur sozialen Rehabilitation 
eine geeignete Abfolge ärztlicher und begleiten- 
der Einzelschritte beschreiben 

— Forschungsarbeiten zur Sicherstellung der Qua- 
lität, der Wirksamkeit und der Unbedenklichkeit 
von Arzneimitteln (in erster Linie Aufgabe der 
pharmazeutischen Industrie) 

— Forschung und Entwicklung zur Technik in der 
Medizin. 
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Als Ergebnisse lassen sich folgende Beispiele nen- 
nen: 

— Entwicklung von Gerätesystemen zur Früher- 
kennung des Gebärmutterhalskrebses 

— Detaillierte Analyse des Krebsfrüherkennungs- 
programms der Gresetzlichen Krankenversiche- 
rung 

— Arbeiten zur Praktikabilität der Früherkennung 
von Schilddrüsenunterfunktion bei Neugebore- 
nen 

(ein entsprechender Test wurde in das gesetzli- 
che Früherkennungsprogramm für Kinder auf- 
genommen) 

— Durchführung vergleichender Therapiestudien: 
Bei Konzepten für Diagnose, Therapie und Re- 
habilitation waren die bisherigen Arbeiten auf 
die Vorbereitung und Durchführung verglei- 
chender Therapiestudien konzentriert, inzwi- 
schen sind über Krebs, Herz-Kreislauf-Krank- 
heiten sowie rheumatische und psychische 
Krankheiten neben einer größeren Zahl vorbe- 
reitender Planungsphasen insgesamt mehr als 
30 Therapiestudien angelaufen. Die multizen- 
trisch durchgeführten Studien haben bereits 
heute zu einer deutlichen Verbesserung der kli- 
nischen Versorgimg geführt Das gilt in besonde- 
rem Maße im Bereich der pädiatrischen Onkolo- 
gie. 

— Technische Entwicklung und klinische Validie- 
rung eines völlig neuen bildgebenden Diagnose- 
verfahrens (Kernspintomographie) 

— Entwicklung eines Systems zur 2^rtrümmerung 
von Nierensteinen durch Stoßwellen, mit dem 
eine Operation zur Steinentfernung vermieden 
wird, sowie Übertragung des zugrundeliegenden 
Prinzips auf die operationsfreie Zerkleinerung 
von Gallensteinen. Das rasch in die klinische 
Routine überführte Verfahren zur Nierenstein- 
zertrümmerung ist inzwischen weltweit bei über 
50 000 Patienten angewandt worden. 

— Verbesserungen künstlicher Hüftgelenke. 


Forschung zur strukturellen Verbesserung 
des Gesundheitswesens 

Im Förderschwerpunkt zur Leistungsfähigkeit und 
Wirtschaftlichkeit der Gesundheitseinrichtungen 
haben sich die Vorhaben bisher auf Krankenhaus- 
forschung, Forschung zur wirtschaftlichen Versor- 
gung mit Arzneimitteln sowie Forschung zur Aus- 
richtung von Angebot und Leistung der vertrauens- 
ärztiichen und sozialen Dienste auf Bevölkerungs- 
gruppen. deren Gesundheitsbedingungen beson- 
dere Aufmerksamkeit erfordert, konzentriert Kran- 
kenhausforschung wird sich in Zukunft schwer- 
punktmäßig mit der Erprobung alternativer Pflege- 
satzmodelle befassen, verbunden mit der Entwick- 
lung von Systemen zur Qualitätssicherung. Nach 
dem neuen Krankenhausfinanzierungsgesetz soll 
die Selbstverwaltung Empfehlungen über Maßstäbe 
und Grundsätze für die Wirtschaftlichkeit und Lei- 


stungsfähigkeit der Krankenhäuser durch gezielte 
Krankenhausforschung unterstützt werden. Zur 
Verbesserung der Transparenz insbesondere der 
Preis-, Mengen- und Strukturkomponente der Aus- 
gaben für die stationäre Versorgung wird ein Kran- 
kenhausindex entwickelt Darüber hinaus werden 
verschiedene Forschungsvorhaben gefördert die zu 
einer Verbesserung des rationellen Krankenhaus- 
baus, der Krankenhausorganisation und der Wirt- 
schaftlichkeit des Krankenhausbetriebes beitra- 
gen. 

Bei der Forschung zur Organisations- und Funk- 
tionserfüllung der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung beziehen sich die Förderschwerpunkte des Re- 
gierungsprogramms auf Untersuchungen zu den 
Auswirkungen des gegliederten Krankenversiche- 
rungssystems auf die Entwicklimg und die Aufga- 
benerfüllung der Krankenkassen, zu Strukturfra- 
gen des Leistungsrahmens und Leistungsangebots 
der Gesetzlichen Krankenversicherung, zu Auswir- 
kimgen der Finanzierung der Gesetzlichen Kran- 
kenversicherung und zur Selbsthilfe. 

Im Bereich der Forschung zur Verbesserung der 
Steuerung im Gesimdheitswesen sind besondere 
Förderechwerpunkte die Modellversuche zur Lei- 
stungs- und Kostentransparenz der gesetzlichen 
Krankenversicherung sowie zukünftig die Themen 
„Indikatorgestützte Gesimdheitsberichterstattung“ 
und „Langfristige Entwicklungstrends im Gesund- 
heitswesen“. 


Ausgaben des Bundes für Forschung 
und Entwicklung im Dienste der Gesundheit 

— in Mio DM — 



ist 

Soll 

1962 1983 1984 

1085 1986 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE . . 

413 421 422 

349 352 347 

469 481 

368 357 


2.8 Förderbereich H; 

Forschung und Entwicklung zur Humanisierung 
des Arbeitslebens 

Seit 1974 fördert die Bundesregierung Forschungs- 
und Entwicklungsvorhaben zur Humanisierung des 
Arbeitslebens (HdA). Im einzelnen ging es und geht 
es auch heute noch bei diesem Programm um fol- 
gende generellen Ziele: 

— Erarbeitung von Schutzdaten. Richtwerten. Min- 
destanforderungen an Maschinen. Anlagen und 
Arbeitsstätten 

— Entwicklung von menschengerechten Arbeits- 
technologien 

— Erarbeitung von beispielhaften Vorschlägen und 
Modellen für die Arbeitsorganisation und die 
Gestaltung von Arbeitsplätzen 
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— Verbreitung und Anwendung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und Betriebserfahrungen. 

Die Bundesregierung legte im März 1983 einen Be- 
richt (Bundestagsdrucksache 10/16) vor, in dem die 
Erfahrungen der bisherigen Förderung ausgewertet 
und Leitvorstellungen zur künftigen Inhaltlichen 
Ausgestaltung des Programms skizziert wurden. 
Insbesondere sollte Bewährtes weiterentwickelt, 
der menschengerechten Anwendung neuer Techno- 
logien mehr Beachtung geschenkt und die Umset- 
zung von Forschungs- und Entwicklungsergebnis- 
sen verbessert werden. 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie des 
Deutschen Bundestages hat im Dezember 1984 
einstimmig begrüßt, daß die Bundesregierung das 
HdA-Programm fortführt. Der Deutsche Bundestag 
hat im Juni 1985 den Beschlußvorschlag des Aus- 
schusses zum Beschluß erhoben. Dieser Beschluß 
bedeutet ein überzeugendes Ja zur konkreten Wei- 
terentwicklung des Programms. Mit ihr hat die 
Bundesregierung die politischen Absichtserklärun- 
gen ihres Berichtes von 1983 eingelöst. 

Das HdA-Programm bietet für alle Beteiligten eine 
Plattform, die um so nützlicher wird, je häufiger 
und dringlicher die Bewältigung des technischen 
und sozialen Wandels nach neuen Lösungen ver- 
langt. 

Im Rahmen der konkreten Weiterentwicklung des 
Programms wurden gemeinsam mit Vertretern der 
Wissenschaften und der Tarifvertragsparteien För- 
derschwerpunkte erarbeitet, die auf breite Reso- 
nanz gestoßen sind: 

— Menschengerechte Anwendung neuer Technolo- 
gien in Büro und Verwaltung 

— Menschengerechte Anwendung neuer Technolo- 
gien in der Produktion 

— Menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin- 
gungen in der Gießereiindustrie 

— Menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin- 
gungen in der Schmiedeindustrie 

— Menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin- 
gimgen im Straßengüterverkehr 

— Arbeitsbedingungen und Gesundheit von Er- 
werbstätigen 

— Lärmminderung in der Blechverarbeitung 

— Schutz der Gesundheit an Arbeitsplätzen mit 
neuen Informations- und Kommunikationstech- 
niken 

— Krebsrisiken am Arbeitsplatz. 

Weitere Förderschwerpunkte sind zur Zeit in Vor- 
bereitung: 

— Verbreitung und Umsetzung von wissenschaftli- 
chen Erkenntnissen und Betriebserfahrungen 

— Menschengerechte Gestaltung der Arbeitsbedin- 
gungen im Steinkohlenbergbau 


— Schutz der Gesundheit beim Einsatz neuer 
Technologien in der Produktion. 

Die zeitlich gestaffelte Erarbeitiing von Förder- 
schwerpunkten gestattet es, aktuelle Anregungen 
aus der Wissenschaft, von den späteren Nutzern 
oder aus dem Ausland für die Weiterentwicklung 
des Programms heranzuziehen. Zugleich wird dabei 
ein DetaiUierungsgrad in der Beschreibung der För- 
derschwerpunkte erreicht, der für eine effektive 
Förderung notwendig ist 

In ähnlicher Weise wurde ein gemeinsames Ver- 
ständnis erarbeitet welche Rolle die Humanisie- 
rung des Arbeitslebens im Innovationsprozeß spie- 
len kann: „Innovation ist mehr als rein technisch 
bedingte Veränderung Die Erfahrung zeigt, daß 
erfolgreiche Innovationen sich durch die Berück- 
sichtigung technischer, wirtschaftlicher, organisato- 
rischer. sozialer und humaner Aspekte auszeich- 
nen. Die Lösung der Zukunftsaufgaben erfordert 
ein solches umfassendes Innovationsverständnis. 
Der menschengerechten Gestaltung solcher Pro- 
zesse und Systeme kommt eine wichtige Bedeutung 
zu,*’ 

Besondere Aufmerksamkeit wurde den Zusammen- 
hängen zwischen der Humanisierung des Arbeitsle- 
bens und dem Arbeitsschutz gewidmet Das HdA- 
Programm hat bisher schon Beiträge zur Lösung 
betrieblicher Arbeitsschutzprobleme, für die Ent- 
wicklung von Regelwerken, zu sicherheitstechni- 
schen Gestaltungslösungen und zu entsprechenden 
Ausbildungsprogrammen geleistet Es hat auch den 
Blick dafür geschärft, das komplexe Belastungs- 
und Gefährdungssituationen nur durch eine ganz- 
heitliche. umfassende Problemsicht wirksam gelöst 
werden können. Solche Gesamtlösungen bieten 
nicht nur bessere Chancen einer menschengerech- 
ten Gestaltung der Arbeit für die Betroffenen, son- 
dern entsprechen auch den Anforderungen moder- 
ner Unternehmensführung nach der Einheitlichkeit 
von Entscheidungen über Technik und Organisa- 
tion. 

Zum Beispiel bietet die Einführung computerge- 
stützter Produktionsprozesse, von Informations- 
und Kommunikationstechniken in Büro und Ver- 
waltung, Dienstleistungen und Produktion Chancen 
und Möglichkeiten zu neuen Qualifikationen, zu 
neuen Formen der Arbeitsorganisation und zur 
Entkoppelung des Menschen von technischen 
Zwängen. Die Verwendung von neuen Werkstoffen 
und Verfahren könnte zur Gefährdungsreduzierung 
führen. Diese Elntwicklungen können andererseits 
aber auch zu neuen Belastungen des arbeitenden 
Menschen führen und bedürfen deshalb der Auf- 
merksamkeit und verstärkter Forschungs-, Ent- 
wicklungs- und Umsetzungsanstrengungen, auch 
im HdA-Programm. 

Das HdA-Programm wurde von Anfang an gemein- 
sam vom Bundesminister für Forschung und Tech- 
nologie und dem Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung durchgeführt Die geschilderten Ein- 
sichten in die Wechselwirkung von Arbeitsschutz 
und Humanisierung der Arbeit haben dazu geführt 
daß die Zusammenarbeit zwischen den Ressorts 
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verstärkt wurde, tm Auftrag des BMA nimmt die 
Bundesanstalt für Arbettsschutz die Aufgabe wahr, 
Arbeitsschutzprobte me zu identifizieren und Pro- 
blemiösungen unter Anwendung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse zu erarbeiten: hierzu forscht sie im 
notwendigen Umfang selbst oder vergibt For- 
schung sauf träge an Dritte. Forschung stellt für die 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz lediglich eine Auf- 
gabe im Rahmen weiterer Aufgaben dar, die letzt- 
lich der Umsetzung neuer Erkenntnisse in die Pra« 
xis dienen. Um die notwendige Zusammenarbeit 
mit dem Projektträger „Humanisierung des Ar- 
beitslebens'' der Deutschen Forschungs- und Ver- 
suchsanstalt für Luft- und Raumfahrt e. V. mög- 
lichst konstruktiv zu gestalten, wurde eine Rege- 
lung für die Zusammenarbeit vereinbart, die eine 
möglichst einheitliche Programmdurchführung auf 
der Grundlage von Schwerpunktbildungen bei der 
Bundesanstalt für Arbeitsschutz und beim Projekt- 
träger ermöglicht Andererseits wird eine BeteiU- 
gung der Bundesanstalt für Arbeitsschutz an For- 
schungsdurchführung und Entscheidungsfindung 
sichergestellt, die ihrer Rolle im Ar beits Schutzsy- 
stem entspricht 

Weil eine rechtzeitige Qualifizierung der Mitarbei- 
ter Voraussetzung für die Nutzung der Gestaltungs- 
Spielräume ist wird im HdA-Programm die Ent- 
wicklung von Musterlösungen für die betriebliche 
Weiterbildung gefördert. Mil diesem Ansatz werden 
dann Lücken geschlossen, wenn überbetriebliche 
Weiterbildungsangebote entweder nicht existieren 
oder von der betrieblichen Wirklichkeit zu weit ent- 
fernt sind. Die Ergebnisse dieser Förderung fließen 
auch Ln das Aktionsprogramm „Neue Technologien 
in der beruflichen Bildung" des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft eim 

Der breitere Ansatz der Programmweiterentwick* 
lung unter Berücksichtigung der Wechselwirkun- 
gen zum Innovationsgeschehen, zum Arbeitsschutz 
und zur beruflichen Bildung hat zwischenzeitlich zu 
verstärkten Kontakten mit Bundesländern geführt 
und erfährt steigende Beachtung im Ausland. 

Ausgaben des Bundes fiir Forschung 

und Entwicklung zur Humanisierung 

des Arbeite Lebens 

— in Mio DM — 



Ist 

Soß 

1982 1983 1984 

1985 1986 

Wissenschafts- 
ausgaben 

152 128 114 

131 113 101 

144 148 

126 130 

darumer FuE , . 


2.9 Förderberalch I: 

Informattonstechnik (elnscfilleßHch 
Fertigungsteclinlk) 

Die Informationstechnik — von der Basistechnolo- 
gie der Elektronik über die Systemkonzepte der Da- 


tenverarbeitung und der Technischen Kommunika- 
tion bis zu den Anwendungsfeldern der industriel- 
len Automation, der Bürotechnik und der Unterhal- 
tungselektronik — ist von grundlegender Bedeu- 
tung für die wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland. 

Die informationstechnische Industrie steht in den 
80er Jahren vor besonderen Problemen: 

— Verschmelzung der bislang eher getrennten 
Technologien von Informationsverarbeitung und 
Kommunikation zu neuen Produkten und Sy- 
stemJÖsungen in einer Vielzahl von Anwen- 
dungsfeldem mit vergleichsweise kurzem Le- 
benszyklus am Markt 

— Zusätzlicher Wettbewerbsdruck für die deutsche 
Industrie durch staatliche Hilfen für konkurrie- 
rende Unternehmen in den wichtigsten Indu- 
strieländern. 

Als Regiemngsbericht wurde deshalb Anfang 19M 
eine umfassende Konzeption zur Förderung der 
Entwicklung der Mikroelektronik, der Informa- 
tions- imd Kommuni Kations technlken vorgelegt, 
dem im Mai 1ÖÖ5 der „L Fortsehrittsbencht'* folgte. 

Die aus der Situationsanalyse, der Zielorientierung 
und den einzelnen Zielen abgeleiteten Maßnahmen 
des Regierungsberichts haben danach überwiegend 
Zustimmung in Wirtschaft und Wissenschaft gefun- 
den und dort zu einer Aufbruch Stimmung bei ge tra- 
gen, Das Bundesministerium für Forschung und 
Technologie hat einen Gespräcbskreis, in dem Wis- 
senschaft, Wirtschaft und Gewerkschaften mitwir- 
ken, zusammengerufen. 

Ein übergreifendes Ziel des Regierungsberichts ist 
eine verstärkte FuE-Zusammenarbeit von Wissen- 
schaft und Industrie, um durch verbesserten Tech- 
nologietransfer und arbeitsteiliges Bemühen um 
komplexe Forschungsaufgaben den Engpaß an 
FuE-Hessourcen — vor allem beim Personal — 
bestmöglich zu kompensieren. Die deutliche Ak- 
zentverschiebung in den Instrumenten zugunsten 
sowohl der indirekten Förderung als auch zugun- 
sten der Verbundforschung im Bereich der direkten 
Förderung hat sich bereits positiv bemerkbar ge- 
macht, 

Kritik und Anregungen zu den im Regierungsbe- 
richt enthaltenen Maßnahmen galten vor allem 
zwei /\spekten: Zum einen wird eine noch intensi- 
vere Beschäftigung mit den Auswirkungen der In- 
formationstechnik auf Gesellschaft und Arbeitswelt 
vorgeschlagen, die mit der internationalen Konfe- 
renz „1984 und danach" inzwischen eingeleitet wor- 
den ist. Zum anderen werden von einigen Firmen 
und Verbänden ergänzende Aktivitäten in Richtung 
indirekter, Wachstums- und arbeilsplatzorienüerter 
Förderung der Bürokommunikaüün angesichts ei- 
ner steigenden Bedrohung dieses Marktes ange- 
regt. 

1 1 : InfonTiatlonsvererbeiturTg 

Die Informationsverarbeitung war in den letzten 
Jahren einer der zuverlässigsten Wachstu ms trag er 
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in der Informationstechnik und wird dies voraus- 
sichtlich auch weiter bleiben. 

Der Anteil deutscher Hersteller am Weltmarkt ist 
trotz bemerkenswerter Wachstumsraten und trotz 
einer nicht ungünstigen technologischen Ausgangs- 
position relativ klein. 

Die FuE-Förderungsmaßnahmen der Bundesregie- 
rung zielen darauf ab, die Basis für neue Technolo- 
gien und damit die Wettbewerbsfähigkeit der deut- 
schen DV-Industrie zu stärken. 

Die bisherige Förderung der Datenverarbeitung 
bzw. Informationsverarbeitung war in der Vergan- 
genheit überwiegend auf direkte Förderung von 
FuE-Projekten abgestellt 

ln letzter Zeit wurde die Förderung auf Verbund- 
projekte umgestellt, um eine stärkere Konzentra- 
tion auf wichtige Themenstellungen, die Zusam- 
menarbeit mehrerer Forschungspartner und den 
Transfer aus der Forschung in die Industrie zu er- 
reichen. 

Folgende Aktivitäten der computer-orientierten 
Forschung wurden entsprechend dem Regienmgs- 
bericht Informationstechnik vom März 1984 unter 
der zusammenfassenden Bezeichnung Informa- 
tionsverarbeitung gefördert 

— Die Aktivität rechnergestützter Elntwurf von 
Computern und Software umfaßt einerseits die 
Entwicklung von Simulaüons- und Testwerkzeu- 
gen für den Entwurf von Computern und zum 
anderen das Gebiet der Softwaretechnologie. In 
beiden Bereichen ist der Computer als Ent- 
wurfs- und Entwicklungshilfsmittel unerläßlich, 
um die Komplexität von Hard- und Software zu 
bewältigen. Die Verbundforschung bietet auch 
einen Ansatz zur Vereinheitlichung der bisheri- 
gen Ergebnisse in der Softwaretechnologie bei 
der Weiterentwicklung. 

— Im Rahmen der Aktivität neue Rechnerstruktu- 
ren zielen die Arbeiten auf neuartige Computer- 
systeme sehr großer Leistung (z. B. für die Simu- 
lation technischer und wissenschaftlicher Pro- 
blemlösungen) oder auf Spezialaufgaben (z. B. in 
der Bildverarbeitung). 

— Die Aktivität Mustererkennung soll das automa- 
tische Erkennen und Analysieren von Sprache 
und Bild voranbringen. 

— Im Rahmen der Aktivität Wissensverarbeitung 
stehen die sogenannten Expertensysteme im 
Vordergrund. Dies ist ein noch sehr junges For- 
schungsgebiet mit einem hohen Anteil an 
Grundlagenforschung. Die Förderung konzen- 
triert sich auf die Lösung grundlegender Pro- 
bleme wie der Darstellung des Wissens im Com- 
puter, der Dialogfähigkeit (einschließlich Erklä- 
rung von Ergebnissen) und den Werkzeugsy- 
stemen für die Konstruktion von Elxpertensyste- 
men. 

Internationale Aktivitäten gab es im Rahmen des 
Datenverarbeitungsprogramms der Europäischen 
Gemeinschaft, des „Strategischen Forums Informa- 


tion stechnik“ mit Frankreich und des „Forums In- 
formationstechnologie** mit Japan. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Informationsverarbeitung 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1982 1963 1984 

1985 1986 

118 108 110 

151 185 


1 2: Technische Kommunikation 

Die Maßnahmen des Teilprogramms Technische 
Kommunikation des Regierungsberichts Informa- 
tionstechnik, die gemeinsam von den Bundesmini- 
slerien für Forschung und Technologie und für das 
Post- und Fernmeldewesen durchgeführt wird, sol- 
len vor allem dazu beitragen 

— durch Förderung nachrichtentechnischer Basis- 
technologien die Wettbewerbsfähigkeit der kom- 
munikationstechnischen Industrie zu sichern 

— durch Förderung von Grundlagenarbeiten Inno- 
vationen zu unterstützen 

— die fernmeldetechnische Infrastruktur durch 
den Ausbau der öffentlichen Femmeldenetze zu 
verbessern, um so die technischen Vorausset- 
zungen für die Verbesserung der bestehenden 
und die Einführung neuartiger Dienste zu schaf- 
fen. 

Die Fördermaßnahmen des Bundesministers für 
Forschung und Technologie konzentrieren sich auf 
folgende Bereiche: 

— Optische Nachrichtentechnik 

Förderung der Basistechnologien der Kompo- 
nenten der optischen Nachrichtentechnik ein- 
schließlich der Breitband-Schaltkreistechnik. 
2 . B. Glasfaser, Laser, Dioden. Koppelfelder. 
Schaltkreise, Codecs. 

Mit den bisherigen Projektarbeiten sollen die 
technologischen Grundlagen für den von der 
Post geplanten Aufbau von Glasfasernetzen ge- 
legt und zugleich langfristige Grundlagenarbei- 
ten auf dem Gebiet der Optoelektronik in Gang 
gesetzt werden. 

Bereits heute können über eine Glasfaser von 
einem Kerndurchmesser von 5 Mikrometer 
( - 0,005 mm) 8 000 Telefongespräche gleichzei- 
tig übertragen werden; in Laborversuchen er- 
reichte man bereits knapp 30 000. 

— Integrierte Optik 

Ziel ist die Integration von elektronischen und 
optischen Verarbeitungselementen auf einem 
Halbleitersubstrat („Optischer Chip**). 

Zur Erforschung der Grundlagen wurde am 
Heinrich-Hertz-Institut ein Technologiebereich 
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integrierte Optik“ aufgebaut, dem unter ande- 
rem bereits die Entwicklung eines 4 x4-Koppel- 
feldes zur Vermittlung von 4 Teilnehmern ge- 
lang, 

^ Systemtechnik 

ln diesem Bereich werden FuE-Arbeiten zur 
Nutzung der künftigen Fernmeldeinfrastruktu* 
ren gefordert Die Förderung zur Vorbereitung 
der ISDN Dienste (Integrated Services Digital- 
Networks) ist ausgelaufen, nachdem die Deut- 
sche Bundespost die Rahmenbedingungen für 
die Einführung ab 1988 festgelegt hat Im ISDN- 
Feldversuch 1986 — 1988 der Deutschen Bundes- 
post werden die bisher entwickelten Normvor- 
stellungen, Systeme und Endgeräte, wie schnel- 
les Faksimile, integrierte Text- und Faksimile- 
übertragung und -Verarbeitung (— „Textfax") er- 
probt werden. 

Bei der Video technik stehen Arbeiten zur digita- 
len Magnetbandaufzeichnung von Videopro- 
grammen (Digitaler Videorecorder) und die Dis- 
playtechnologien im Vordergrund. 

Mit dem HDTV-Verbundprojekt (HDTV: = 
hochauflösendes Fernsehen) sollen die Voraus- 
setzungen für eine neue Fernsehnorm entwik- 
keil werden (Projektionsfemsehen, 3 D-Fern- 
sehen). 

Weitgehend abgeschlossen sind die FuE-Arbei- 
ten für den Aufbau eines digitalen Funktelefon- 
Dienstes der europäischen Postverw'aJtungen. 

— Datenfcommunifcafton 

Im Mittelpunkt stehen die FuE-Arbeiten zur Er- 
richtung des Deutschen Forschungsnetzes 
(DFN), Dieses Verbundprojekt wird über den 
1984 gegründeten DFN-Verein abgewickelt Mit- 
glieder des DFN-Vereins sind alle namhaften 
Firmen, Hochschulen und Forschungseinrich* 
tungen. Der DFN-Verein hat auch die Aufgabe, 
den Betrieb des Netzes vorzubereiten und zu 
übernehmen. 

— fntemationale Aktivitäten 

Die EG- Kommission hat im Rahmen eines breit 
angelegten Maßnahmenbündels für eine euro- 
päische Telekommunikationspolitik die Durch- 
führung einer Definitionsphase für ein eventuel- 
les europäisches Forschungsprogramm be- 
schlossen, welches die besonderen technischen 
Belange für den Aufbau einer europaweiten in- 
tegrierten Breitbandkommunikation (IBG) ver- 
folgen soll Die Definitionsphase beinhaltet die 
Festlegung eines IBC-Referenzmodells und er- 
forderlicher Forschungsthemen und hat eine 
Laufzeit von eineinhalb Jahren. 

Schwerpunkte der Förderung durch den Bundesmi- 

nister für das Post- und Femmeldewesen sind ins- 
besondere: 

— Glos/aser-Brcteband^Tetlnehmeraaschlujff 

Feldversuch mit 350 Teilnehmern in 7 Städten 
für ein „Breitbandiges integriertes Glasfaser- 
Ortsnetz (BIGFON)“ mit gleichzeitiger Übertra- 
gung von digitalem Fernsprechen, allen digita- 


len Schmal banddiensten, Bewegtbildkommuni- 
kation und Fernsehtelefon über eine Glasfaser, 
nach derzeitigem Stand befristet bis 1987. 

— Glasfaser- Weitverkehrsübertragung 

160 km lange Glasfaser-Versuchsübertragungs- 
s trecke mit Gradientehfasern und neun Zwi- 
schen rege ne rato ren zwischen Hamburg und 
Hannover, in Betrieb seit November 1984. Feld- 
versuch zur Leistungsfähigkeit von Einmodem- 
fasern (Berlin IV) in Form eines Regeneratorfel- 
des von 36 km Länge für die Übertragung von 
140, ggf. auch 565 Mbii/s. 

— yideofcon/enenzdieTi.^t 

Versuchsnetz zur Verbindung von öffentlichen 
Videokonferenzstudios in 12 Städten und priva- 
ten Videokonferenzstudios und einem 2^ntralen 
Reaervierungsplatz: Ausdehnung auf internatio- 
nale Videokonferenzverbindungen ab 1985. 

— Femsehtelefon-Versuchsnetz 

Schaffung der technischen Voraussetzungen für ^ 
ein Versuchsnetz für breitbandige Fernsehtele- 
fon Verbindungen in Selbstwahl über Glasfasern 
für interessierte Teilnehmer, einschließlich 
breitbandiger Koppelfelder. 

— Zuführung von Femsehprogtammen 

Versuchsstrecken zur Heranführung von örtlich 
nicht verfügbaren Fernsehprogrammen an lo- 
kale Breitbandkommunikationsanlagen über 
Glasfasern, 

— EinzelpTTob lerne der Nachrichtentechnik 

Studien zur Frage der Anschließung von Fern- 
seh-Heimempfängern an digitale Teilnehmerlei- 
tungen, zu Problemen der Gebäude- und Hausin- 
stallation von Breitband-Teilnehmeranschlüs- 
sen, zu Sy stemf ragen für eine „Elektronische 
Post', zu Spezialfragen des Bildschirmtextsy- 
stems und zur Ausgestaltung von Chipkartensy- 
Sternen. 

— Nachrichtentechnuche Forschung am For- 
schungsinstitut der Bundespost 

Neue Schwerpunkte sind hochauflösendes Fern- 
sehen (HDTV), rechnergestützter Entwurf von 
höchstintegrierten Halbleiterschaltungen für die 
Telekommunikation in einem europäischen Ge- 
meinschaftsprojekt, optoelektronische Bauele- 
mente und die Erschließung neuer Frequenzbe- 
reiche für Mobil- und Satellitenfunk, 


FuE* Ausgaben der Deutschen Bundespost 
für Technische Eominunlkaiion 

— In Mio DM — 


Ist 

SoU 

1983 1984 

1985 

43 80 

80 


Diese Mittel werden aus dem Haushalt der Deut- 
schen Bundespost zusätzlich zum FuE-Budget des 
Bundes aufgebracht 
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FuE- Ausgaben des Bundes für 
Technische Kommunikation 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1982 1983 1984 

1985 1986 

103 100 129 

103 138 


I 3: Elektronische Bauelemente 

Der technische Wandel in der Elektronik übertrifft 
in Ausmaß und Geschwindigkeit den der meisten 
anderen Technologien und hat sich mit der Ent- 
wicklung der Mikroelektronik noch weiter be- 
schleunigt Die Fördermaßnahmen der letzten 
Jahre haben sich auf folgende Teilbereiche der Mi- 
kroelektronik konzentriert 

— Prozeßtechnologie 

Die industrielle Herstellung hochintegrierter 
Schaltungen wird bis Ende der 80er Jahre die 
Grenzen lichtoptischer Lithographieverfahren 
erreicht haben. Der Entwickiungsaufwand für 
die Prozeßtechnologie sowie der Investitions- 
und Betriebsaufwand für die Fertigungslinien 
steigen weiter rapide an. 

Die daher notwendige Zusammenarbeit kann 
nicht auf den nationalen Rahmen beschränkt 
bleiben, das MEGA-Projekt wird dementspre- 
chend gemeinsam von Siemens und Philips ge- 
plant und bearbeitet; die niederländische Regie- 
rung beteiligt sich an der Förderung. 

Über die Grenzen der Lichtoptik hinaus zielt das 
„Verbundprojekt Submikron”, in dem in einer 
gemeinsamen Anstrengung von Industrie und 
Forschungseinrichtungen die Voraussetzungen 
für die Prozeß technologie des nächsten Jahr- 
zehnts geschaffen werden sollen. Favorisiertes 
Strukturierungsverfahren ist die Röntgenlitho- 
graphie. Die Entwicklung und Bewertung von 
Herstellverfahren der Submikrotechnologie, die 
modellmäßige Beschreibung der Herstellpro- 
zesse und der entsprechenden Bauelement- 
strukturen sowie der Nachweis der Funktionsfä- 
higkeit einiger wichtiger Funktionsblöcke bei 
Anwendung dieser Technologie sind Gegen- 
stand des Verbundprojektes. 

— Materialien und Grundlagen 

Für die steigenden Anforderungen der Bauele- 
menteindustrie muß die Materialbasis, insbeson- 
dere bei den Halbleitern, ständig weiterentwik- 
kelt werden. Die Förderaktivitäten umfassen 
Entwicklung und Einsatz grundlegender meß- 
technischer Verfahren zur Erforschung der Ma- 
terialeigenschaften und ihrer Beeinflussung, die 
Elntwicklung neuer Materialien und Verfahren, 
insbesondere für den Bereich der Verbindungs- 
halbleiter und für die epitaktische Kristallisa- 
tion (Aufwachsen kristalliner Dünnschichten 
auf eine kristalline Unterlage). 


Die Projektarbeiten in mehreren Verbundvorha- 
ben zum Schwerpunkt „Galliumarsenid" (GaAs) 
konnten im Laufe des Jahres 1985 aufgenom- 
men werden. 

GaAs ist ein Verbindungshalbleiier, der gegen- 
über Silizium wesentliche Vorteile aufweist (vor 
allem höhere Schaltgeschwindigkeit bei geringe- 
rer Leistungsaufnahme). 

Gegenüber der Silizium-Technologie hat die 
GaAs-Technologie einen großen Entwicklungs- 
rückstand. Es bedarf bereits eines hohen For- 
schungs- und Entwicklungsaufwandes, um das 
Substratmaterial in der erforderlichen hohen 
Reinheit und versetzungsfreien Kristallstruktur 
zu erzeugen. Auch funktionierende Standardpro- 
zesse für die kommerzielle Herstellung von 
hochintegrierten, digitalen Bauelementen auf 
der Basis von GaAs stehen noch nicht zur Verfü- 
gung. Andererseits werden für den Markt von 
Gallium-Arsenid-Bauelementen hohe Wachs- 
tumsraten erwartet 

Für die Koordination der FuE-Arbeiten wurde 
ein Konsortialkreis unter Federführung des 
Fraunhofer-Instituts für Angewandte Festkör- 
perphysik gebildet für dessen Leitung ein inter- 
national anerkannter Fachmann gewonnen wer- 
den konnte. 

Vordringliche Aufgabe ist die industrielle Erzeu- 
gung des Halbleitermaterials in der erforderli- 
chen Qualität 

— Entwurfs- und Systemtechnik 

Über die Verfügbarkeit der Prozeßtechnologie 
hinaus ist es Ziel der Förderung, die Mikroelek- 
tronik rasch und breit anzuwenden. Ansatz- 
punkte sind die Erarbeitung von rechnerunter- 
stützten Entwurfsverfahren für die Höchstinte- 
gration, Grundlagenentwicklungen in der Sy- 
stemtechnik und die Entwicklung von Schlüssel- 
komponenten der Elektronik. 

Wesentlicher Faktor für eine breite Anwendung 
der Mikroelektronik ist die Verfügbarkeit von 
rechnergestützten Elntwurfsverfahren. Daher 
konzentriert sich die Förderung auf ein breites 
Spektrum von FuE-Arbeiten, das von For- 
schungsarbeiten zu fortgeschrittenen Entwurfs- 
strategien über Elntwurfssysteme unterschiedli- 
cher Mächtigkeit bis zur Unterstützung der Aus- 
bildung von Schaltkreis-Entwerfern reicht 


PuE-Ausgahen des Bunde.s für 
Elektronische Bauelemente 

— in Mio DM — 


Ist 

SoU 

1982 1983 1984 

1985 1986 

121 124 128 

170 237 
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I 4: Anwendung der Mfkroelektrenfk; MtkrapeMpherik 

i4rnc€ndu7ip der 

Um die breite Anwendung der Mikroelektronik zu 
beschleunigen, wurden Entwicklungen von Produk- 
ten, in denen die Mikroelektronik funktionsbestim- 
mend ist, in einem zeitlich befristeten Sondeipro- 
gramm (1982 bis 1984) mit einem Mittelvolumen 
von 450 Mio DM gefördert Es wurde die Form der 
indirekt-spezifischen Förderung gewählt, uro insbe- 
sondere kleinen und mittleren Unternehmen den 
Zugang zu erleichtern. 

Das Ziel des Programms, eine rasche und breite 
Einführung der Mikroelektronik in Produkte, kann 
als erreicht angesehen werden. 

— Es wurden 2 430 Vorhaben bei 1 740 Unterneh- 
men gefördert. Durch Entwickiungsaufträge und 
Ueferbeziehungen dürfte das Programm auf 
etwa 5 000 Unternehmen ausstrahlen* 

— Die geförderten Produkte erfassen alle Einsatz- 
bereiche der Mikroelektronik. Ein besonderer 
Schwerpunkt liegt bei Investitionsgütern für in- 
dustrielle Anwendungen. 

— Gefördert wurden wett überwiegend kleine und 
mittlere Unternehmen: 96 % der Antragsteller 
hatten einen Jahresumsatz von weniger als 
200 Mio DM; an diese Unternehmen wurden 
86 % der Mittel bewilligt Erfreulich ist der be- 
merkenswerte Anteil von jungen Firmen unter 
den geförderten Unternehmen* 

Die rasche Umsetzung neuer Produktentwicklun- 
gen in wirtschaftlichen Erfolg wird wesentlich be- 
einflußt von der Qualifikation des Personals in den 
betreffenden Unternehmen. In einer Studie werden 
deshalb Fragen der QuaJifikationsveränderungen 
im Zusammenhang mit der Anwendung der Mikro- 
elektronik untersucht und Anregtmgen für geeig- 
nete Qualifizierungstnaßnahmen gegeben, 

Mikroperip heri k 

In den stark esqjortorientierten Bereichen Maschi- 
nenbau, KFZ-Industrie, Industrieelektronik, Meß- 
und Regeiungseinrichtungen für Labor und Anla- 
genbau gewinnt die Verfügbarkeit moderner Mikro* 
peripherik-Komponenten* d. h, Sensoren und Lei- 
stungselektronik, mehr und mehr an Bedeutung. 
Als notwendige Komponenten zur Ankopplung der 
Mikroelektronik an einen zu regelnden oder zu 
überwachenden Prozeß bestimmen sie w^esentlich 
die Leistungsfähigkeit und die Kosten eines Ge- 
samtsystems. 

Neben steigendem Bedarf und neuen ,Anforderun- 
gen kennzeichnet die Mikroperipherik ein tiefgrei- 
fender technologischer Wandel. Entscheidend wird 
sein, wie rasch die mit hohen finanziellen Aufwen- 
dungen und hohen technischen Risiken verbundene 
Einführung der notwendigen, heute anwendungs- 
reifen Technologien von den überwiegend mittel- 
ständischen Sensorherstellern bewältigt wird. 

Zur langfristigen Sicherung der Wettbewerbsfähig- 
keit muß eine international konkurrenzfähige 


Know-how- Basis bei den Technologien für zukünf- 
tige Mikroperipherik- Komponenten geschaffen 
werden. Hierzu ist eine frühzeitige, enge Zusam- 
menarbeit zwischen Forschung und Industrie Vor- 
aussetzung. 

Deshalb wurde im Rahmen des Regierungsberichts 
..Informationstechnik“ ein neuer Förderungs- 
Schwerpunkt „Mikroperipherik" (1985 bis 1989) be- 
schlossen. Dieser umfaßt folgende Maßnahmen: 

— Entiüickiung modemer mikro^lektmnik- kompa- 
tibler Senmren (indirekt-^pezißsche Förderung} 

Diese Maßnahnie konzentriert sich auf die brei- 
tenwirksame Forderung der Entwicklung mo- 
derner, mikroelektronik-kompatibler Sensoren 
mit intelligenter, integrierter Signalvorverarbei- 
tung. Gleichzeitig soll der breite Einsatz der 
dazu notwendigen modernen anwendungsreifen 
Miniaturisierungstechnologieo (Halbleiter-, 
Dünnfüm-, Dickschicht% Hybrid-, Oberflächen- 
montagetechnologie) beschleunigt werden, 

— Förderung uon Zukunßstechnologien für die Mi- 
kroperLpherik 

Gefördert werden in Verbundvorhaben For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten von über- 
greifender Fragestellung, die durch hohes Ent- 
wicklungsrisiko, hohen finanziellen Aufwand 
und gemeinsames Interesse mehrerer Anwen- 
der an dem zu erarbeitenden Know-how gekenn- 
zeichnet sind. 

Schwerpunkte: 

O Mikromechanik für Sensoren 
O Integrierte Optik für Sensoren 
O Technologien für chemische Sensoren 

O Basistechnologien für moderne Leistungs- 
bauelemente 

O Grundlegende Arbeiten zu Querschmttsfra- 
gen der Mikroperipherik (z. B. Schnittstel- 
len. Miniaturisierungs- und Aufbautechnolo- 
gien). 

— Technologie iran&f er 

Die bereits laufenden Aktivitäten des Projekt- 
trägers YDI-Technologiezentrum Informations- 
technik. Berlin, zum Technologietransfer (Veröf' 
fentlicbungen, Workshops, Seminare, Fachge- 
spräche, Beteiligung an Fachmessen) sollen ver- 
stärkt werden. 

Ebenso wird das 19B2 am Fraunhofer-Institut für 
Festkörpertechnologie in München mit Bundes- 
mitteln eingerichtete Dickschicht' und Hybrid* 
tachnologie-Labor für den Technologietransfer 
in kleinere und mittlere Unternehmen genutzt 

FuE-Ausgaben des Bundes für Anwendung 
der Mikroelektronik; Mikroperipherik 

— in Min DM — 


Ist 

Soll 

1962 1983 1964 

1985 1986 

106 170 145 

88 75 
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I S: F8r1(gyng«t9c1inlk 

Das von der Bundesregierung im September 1983 
beschlossene Programm Fertigungstechnik 1984 bis 
1987 wurde planmäßig gestartet und von Industrie 
und Forschung positiv aufgenommen. 

Zu den drei Komponenten des Programms gehö- 
ren: 

Indirekt-spezifische Förderung: 

— Entwicklungsarbeiten in Unternehmen der ferti- 
gungstechnischen Industrie zur eigenen betrieb- 
lichen Anwendung von rechnerunterstützten Sy- 
stemen zur Entwicklung, Konstruktion und Dis- 
position sowie Steuerung des Ferügungsablaufs 
(CAD/CAM) 

— Entwicklung von Industrie- Robotern, Handha- 
bungssystemen und zugehöriger intelligenter 
Peripherie, 

Zu diesem Bereich der indirekt-spezifischen Förde- 
rung sind mehr als 2 000 Anträge eingegangen. 

Wegen des großen Interesses der Industrie wurden 
bereits im April 1984 die zur Verfügung gestellten 
Mittel von 350 Mio DM auf 450 Mio DM erhöht Die 
Bewilligungsphase wurde im Juli 1985 abgeschlos- 
sen. 

Mit den bereitgestellten Förderungsmitteln werden 

1 425 Vorhaben bei 1 327 fertigungstechnischen Un- 
ternehmen gefördert, und zwar 1 285 Vorhaben mit 
ca. 389 Mio DM für CAD/CAM-Anwendungen und 
140 Vorhaben mit ca. 72 Mio DM für Industrierobo- 
ter-Entwicklungen. 

Nach Schätzungen hatten von den insgesamt etwa 

2 300 Unternehmen der fertigungstechnischen In- 
dustrie in der Bundesrepublik 1983 erst 2 bis 3 % 
der Unternehmen CAD /CAM -Systeme eingesetzt, 
so werden durch das Programm in Kürze deutlich 
mehr Unternehmen über diese Technik verfügen. 
Damit wird die fertigungstechnische Industrie bei 
der Anwendung von CAD/CAM weltweit eine Spit- 
zenstellung erreichen. 

Mit den Maßnahmen wird ein Modernisierungs- 
schub in den Unternehmen ausgeiost Es gelang, 
das gesamte sich über viele Branchen erstreckende 
technische Spektrum der fertigungstechnischen 
Aüsrüster anzusprechen. Unternehmen der Werk- 
zeugmaschinenindustrie stehen hier an der Spitze, 
was die besondere Innovationsbereitschaft dieser 
Unternehmen zeigt 

Bei der Anwendung von Industrierobotern steht die 
Bundesrepublik Deutschland» wenn man die Zahl 
der eingesetzten Roboter auf die Zahl der Beschäf- 
tigten ira verarbeitenden Gewerbe bezieht, nach Ja- 
pan und Schweden an dritter Stelle noch vor den 
USA, Die Anzahl der angewendeten Industrierobo- 
ter nimmt ständig zu. 

Die starke Inanspruchnahme der Förderung zur 
Entwicklung von Industrierobotern und Handha* 
bungssystemen zeigt, daß die deutschen Unterneh* 
men die Herausforderung angenommen haben und 


die Chancen nutzen, ihre weltweit anerkannt hoch- 
wertige Qualität insbesondere in der Mechanik mit 
moderner Informationstechnik zu zukunftsträchü- 
gen Produkten zu kombinieren. 

Der angesprocbene Adressatenkreis der indirekt- 
spezifischen Forderungsmaßnahme wurde voll er- 
reicht. Hinsichtlich der Unternehmensgröße sind es 
überwiegend die kleinen und mittleren Unterneh- 
men der fertigungstechnischen Industrie, die im 
Mittelpunkt der Förderung stehen; etwa 90 % der 
geförderten Unternehmen haben einen Jahresum- 
satz von weniger als 200 Mio DM, Dies unterstreicht 
die mittelstandsfreundliche Konzeption des Pro- 
gramms, 

In einer progra mm begleiten den Untersuchung wird 
die Wirkung der indirekt-spezifischen Förderung 
festgestellt und analysiert 

Verbundprojekte: 

Mit Verbundprojekten sollen firmenübergreifende, 
zukunftsorientierte Fragestellungen im arbeitsteili- 
gen Zusammenwirken von Unternehmen und For- 
schungsinstituten gemeinsam gelöst werden. 

Die Schwerpunkte der laufenden Verbimdprojekte 
sind 

O Fortschrittliche Handhabungstechnik (Roboter- 
technologie für die 90er Jahre) 

O Montagetechnoiogie 

O Flexible Fertigung 

O Sicherung des Fertigungsprozesses 

O Schlüsseltechnologie für die Fertigung, 

Bis Mitte 1985 waren 12 Verbundprojekte mit einem 
Fördervolumen von ca, 85 Mio DM (1984 bis 1988) 
bewilligt. Hier arbeiten 26 Forschungsinstitute und 
72 Industrieunternehmen zusammen. Die Industrie- 
unternehmen tragen mindestens 50 % der eigenen 
Aufwendungen, 

Technologietransfer, Technologlefolgenabschät- 
zung: 

Zur Verstärkung des Technologietransfers wurden 
vor allem die Maßnahmen des CAD/CAM- Labors in 
Karlsruhe erweitert. Im Jahre 1984 haben etwa 
5 000 Personen das Labor besucht. 

Auf verschiedenen Präsentationen und Messen, 
2 . B. Hannover Messe, EMO, METAV, SYSTEMS so- 
wie weiteren Veranstaltungen zum Austausch von 
Erfahrungen, wird über Entwicklungstrends» Ent- 
wicklungsstellen sowie Entwicklungsergebnisse be- 
richtet 

Zur Technologiefolgenabschätzung werden fol- 
gende Vorhaben gefördert: 

— Auswirkungen von Produkt! onsplammgs- und 
Steuerungssystemen in Klein- und Mittelbetrie- 
ben 

— Voraussetzungen und Ansätze zur men sehen ge- 
rechten Arbeitsgestaltung in rechnergestützten 
Konstruktions- und Planungsprozessen 
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— Voraussetzungen und Ansätze zur Qualifika- 
tionssicherung in der Werkstatt 

— Integrierte Verfahren zur Investitionsentschei- 
dung und -kontrolle für komplexe Fertigungssy- 
steme 

— Wirkungsanalyse der indirekt-spezifischen För- 
derung 

O von CAD/CAM-Anwendungen 
O zur Entwicklung von Industrierobotern. 

Für 1984 bis 193Ö sind ca. 7^2 Mio DM bewilligt 

Fragestellungen zur Gestaltung von Technik wer- 
den auch in Verbundprojekten projektspezifisch be- 
arbeitet 

Eine internationale Zusammenarbeit im Rahmen 
des Programms Fertigungstechnik besteht insbe- 
sondere mit Norwegen, China, Frankreich und 
Großbritannien. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
FerÜgungstecJmlk 

^ in Mio DM 


ist 

Soll 

1962 

1983 

1964 

1985 

1986 

46 

40 

71 

141 

156 


Die Ausgaben umfassen das Programm Fertigungs- 
technik und Ausgaben der Großforschungsei nrichtun- 
gen 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Informationstecfanik (elnscht Fertigungstechnik) 

— - ln Mio DM — 


Ist 

Soll 

1962 1983 1984 

1985 1986 

493 542 583 

654 790 


2.10 Fürderbereich K: 

Biotechnologie 

Die Biotechnologie hat im Verlaufe von nur weni* 
gen Jahren international gesehen in der For- 
schungs- und Technologiepolltik eine hervoira* 
gende Bedeutung erlangt Sie besitzt wegen ihres 
hohen Innovationspotentiala für die Entwicklung 
breiter Bereiche unserer Volkswirtschaft eine 
Schlüsselfunktion. In nahezu allen Industrienatio- 
nen werden Forschungskapazitäten in öffentlichen 
Institutionen und in der Industrie erweitert oder 
neu geschaffen und flankierende staatliche Förde- 
rungsmaßnahmen ergriffen. Auch die Bundesregie- 
rung sieht in dem durch die neuere biologische For- 


schung eröffneten Potential eine große Chance und 
zugleich eine Herausforderung für die Forschung 
ebenso wie für zukunftsträchtige Innovationen in 
den Unternehmen. 

Die Bundesregierung hat daher am 10- Juli 1965 ein 
neues Programm zur Forderung der , A^^gewandten 
Biologie und Biotechnologie“ veröffentlicht und da- 
mit den Rahmen abgesteckt für eine erfolgreiche 
biologische Forschung in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Es ist möglich daß die Einführung biotechnischer 
Verfahren und Produkte auf einzelne Unternehmen 
und Wirtschafts bereiche wie z. B, der I^ndwirt- 
schaft und der chemischen Industrie auch struktu- 
relle Auswirkungen haben und neue Tätigkeitsfel- 
der und Marktchancen eröffnen wird. 

Nur beispielhaft sollen zur Verdeutlichung folgende 
Anwendungsmöglichkeiten, z.B. in Medizin, Land- 
wirtschaft Umweltschutz und Rohstoffversorgung 
angeführt werden: 

— Analyse von Struktur und Funktion des Erbgu- 
tes niederer und höherer Lebewesen einschließ- 
lich des Menschen 

— Verbesserte Diagnose- und TherapiemögUchkeit 
in wichtigen Krankheitsbereichen der Human- 
medizin, wie z. B, Krebs und Rheuma und in der 
Tiermedizin 

— Studium der Pathogenität von Krankheitserre- 
gern 

— Biologische Stickstoffixierung und züchterische 
Verbesserung von Nutzpflanzen 

— Verbesserung der Eigenschaften von Mikroorga- 
nismen zum Abbau btoüscher und abiotischer 
Stoffe 

— Herstellung therapeutisch verwendbarer Stoffe, 
umweltfreundlicher Substanzen sowie chemi- 
scher Grund- und Rohstoffe. 

Angewandte biologische und bioteehnologische For- 
schung kann für viele agrar- und emährungswirt- 
schaftliche, medizinische, Umwelt- und Rohstofffra- 
gen völlig neuartige Problemlösungen anbieteru Da^ 
bei ist es wichtig, mehrere wissenschaftliche Diszi- 
plinen, wie Mikrobiologie, Genetik, Biochemie, Mo- 
lekularbioiogie und Ingenieurwesen integriert an- 
zuwenden, da nur eine interdiszipLinäre Bearbei- 
tung eine zunehmende Nutzung biologischer Sy- 
steme für die genannten Fragestellungen wie auch 
für die industrielle Produktion ermöglichen wird. 

Die Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung 
sollen dazu beitragen, die biologischen Erkennt- 
nisse zu vertiefen, die Voraussetzungen für dadurch 
möglich werdende Innovationen zu verbessern und 
die darin liegenden Zukunftschancen, bei Minimie- 
rung der Risiken, zu nutzen. 

Damit schafft die Bundesregierung die forschungs- 
politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingun- 
gen für eine verbesserte Nutzung der breiten An- 
wendungsmögtichkeiten der Biotechnologie, die von 
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der Landwirtschaft über die Ernährung, Umwelt. 
Gesundheit bis hin zur Gewinnung von Rohstoffen 
und Energie reichen. 

Aber auch die bei der Einführung und Anwendung 
neuer biologischer und genetischer Methoden er- 
kennbaren Risiken hinsichtlich der Technikfolgen, 
ethischer und rechtlicher Fragen werden wieder- 
holt in geeigneten Maßnahmen aufgegriffen und ei- 
ner weitergehenden Prüfung zugeführt. 

Die Bundesregierung zeigt hiermit daß sie die mög- 
liehen Gefahren einer neuen Technologie ernst 
nimmt und entsprechend handelt. 

Das Förderkonzept der Bundesregierung soll im 
Zusammenwirken der Bundesressorts mit den ei- 
genständigen Aktivitäten der Bundesländer, der 
Forschungsförderungsorganisationen und der Wirt- 
schaft die Grundlagenforschung sowie die wirt- 
schaftliche und technologische Entwicklung auf 
breiter Front sichtbar vorwärtsbringen. 

Bei der institutionellen Förderung ist in erster Li- 
nie die Gesellschaft für Biotechnologische For- 
schung mbH (GBF) zu nennen mit den Aufgaben- 
schwerpunkten Mikrobiologie und Zellbiologie, Mo- 
lekularbiologie. Enzymtechnologie und Bio-Prozeß- 
und Verfahrenstechnik. Aber auch innerhalb der 
landwirtschaftlichen Forschungsanstalten des Bun- 
des erfährt die biotechnologische Forschung eine 
institutionelle Förderung mit zunehmend stärkerer 
Bedeutung. Schließlich erfordert die interdiszipli- 
näre Basisforschung in der Biotechnologie auch ei- 
nen gemeinsamen Weg von Industrieunternehmen 
mit der Wissenschaft. Die Förderung themenbezo- 
gener Verbundprojekte nimmt daher eine bedeu- 
tende Stellung ein. 

Eine ganze Reihe biotechnischer, meist mikrobiel- 
ler Verfahren können heute industriell eingesetzt 
werden. Die Förderung hat dazu beigetragen, daß 
neben der Entwicklung funktionstüchtiger Systeme 
mit frei beweglichen Organismenzellen auch zuneh- 
mend neue W'ege beschriften werden mit inunobili- 
sierten Zellen und Enzymen sowie mit Zell- und 
Gewebekulturen, die auch eine wichtige Methode 
im Forschungsschwerpunkt ..Ersatzmethoden für 
Tierexperimente“ darstellt 

Einen hohen Stand hat auch die Umweltbiotechno- 
logie erreicht Neue Impulse gehen von der Technik 
der anaeroben Behandlung der Abwässer z. B. der 
Zucker- und Zellstoff Industrie aus, wobei sich im 
Labor- Pi lotmaßstab erfolgreich arbeitende Verfah- 
ren in der industriellen Erprobung befinden. Unter 
den Gesichtspunkten steigenden Umweltbewußt- 
seins und gestiegener Umweltauflagen haben mo- 
derne Abwasserreinigungsverfahren die Grenzen 
zur Wirtschaftlichkeit erreicht 

Der Stand der deutschen Wissenschaft hat auf ein- 
zelnen Teilgebieten der Forschung einen internatio- 
nal hohen Standard, so z. B. auf den Gebieten Pflan- 
zengenetik, Virologie, Immunbiologie oder bei der 
Enzymaufarbeitung. Andererseits bestanden nach 
dem Urteil einer Beraterkommission für die öffent- 
lich geförderte Großforschung in der Biotechnolo- 


gie, im internationalen Vergleich gesehen, in der 
Vergangenheit Schwächen auf drei Gebieten: 

— Gentechnologie und Genetik industriell relevan- 
ter Mikroorganismen 

— Bau und Instrumentierung von Bioreaktoren 

— Wirkungsorientierte Natur Stoff suche (Mikrobio- 
logie. Zellbiologie), aus dem sich neue biotechno- 
logische Prozesse ergeben können. 

Auf dem Gebiet der Biotechnologie, insbesondere 
der Gentechnologie, wurden zwischenzeitlich durch 
Bundesregierung. Max-Planck-Gesellschaft. Deut- 
sche Forschungsgemeinschaft und Industrie vielfäl- 
tige Maßnahmen eingeleitet, um diese Ausgangs- 
lage wirksam zu verbessern. Durch die Zusammen- 
arbeit der Industrie mit Forschungsgruppen im In- 
und Ausland, die Ausweitung vorhandener Kapazi- 
täten zu grundlagennahen Schwerpunktprojekten 
wie den Genzentren in Heidelberg, Köln und Mün- 
chen und die Verstärkung von Sonderforschungsbe- 
reichen und Schwerpunktprogrammen der Deut- 
schen Forschungsgemeimschaft sind erfolgverspre- 
chende Maßnahmen eingeleitet worden. 

Die Bundesregierung ist sich dabei bewußt, daß der 
internationalen Zusammenarbeit in der biologi- 
schen Forschung eine wachsende Bedeutung zu- 
kommt und wird ihre Förderung entsprechend anle- 
gen. 

Diesem Ziel dienen vor allem die Forschungs- und 
Elntwicklungsvorhaben, die im Rahmen bilateraler 
Kooperationsabkommen auf dem Gebiet von For- 
schung und Technologie durchgeführt werden. Die 
Internationale Zusammenarbeit orientiert sich da- 
bei inhaltlich an den forschungspolitischen Zielen 
des Programms der Bundesregierung. 

Schwergewichtig jedoch wird die internationale Zu- 
sammenarbeit in Europa durch die Mitwirkung der 
Bundesregierung am „Mehrjährigen Forschungs- 
programm der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft auf dem Gebiet der Biotechnologie“ unter- 
stützt, in dessen Mittelpunkt die Förderung der 
grenzüberschreitenden Forschung steht. 

Weiterhin ist die Bundesrepublik Deutschland Mit- 
glied des Europäischen Laboratoriums für Moleku- 
larbiologie (EMBL) in Heidelberg. In Zusammenar- 
beit von 11 europäischen Ländern und Israel wird 
dort biologische Grundlagenforschung betrieben. 


FuE-Ausgaben des Bundes für Biotechnologie 
— in Mio DM — 


Ist 

SoU 

1982 1983 1984 

1985 1986 

112 120 131 

146 181 


114 


2.11 Förderbereich L: 

Materiaiforschung; chemische 

Verfahrenstechnik: physikalische Technologien 

L 1: Mateiialforschung 

Das 1985 begonnene neue Programm Materialfor- 
schung der Bundesregierung baut auf den Ergeb- 
nissen des 1984 ausgelaufenen Rohstofforschungs- 
programms auf. In Anbetracht der grundlegenden 
Bedeutung der Material- und Werkstofforschung 
für neue Technologien. Maschinen und Anlagen 
und unter Berücksichtigung der in allen großen In- 
dustriestaaten laufenden Anstrengungen zur Siche- 
rung ihrer industriellen Leistungsfähigkeit durch 
die Erforschung und Bereitstellung neuer Materia- 
len und Werkstoffe wurde für das Programm eine 
Laufzeit von 10 Jahren vorgesehen. 

Die Förderungsmaßnahmen konzentrieren sich auf 
wenige Materialklassen und Technologien, die vor 
dem Hintergrund des Standes der Technik in der 
Bundesrepublik Deutschland nach ihrer potentiel- 
len technischen und wirtschaftlichen Bedeutung 
ausgewählt wurden. Gegenstand des Programms 
sind sowohl Strukturmaterialien anorganischer Na- 
tur (Metalle. Nichtmetalle, Keramik. Gläser) als 
auch Struktur- und Funktionsmaterialien orga- 
nisch-chemischer Natur (Polymere), 

Im einzelnen sollen folgende Schwerpunkte geför- 
dert werden: 


Keramik 

Generelles Entwicklungsziel ist die Bereitstellung 
von technisch zuverlässigen Keramiken und Kom- 
ponenten mit hoher Leistungsfähigkeit für den in- 
dustriellen Einsatz. Für neue Hochleistungskerami- 
ken zeichnen sich schon jetzt zahlreiche Anwen- 
dungsbereiche im allgemeinen Maschinenbau, im 
Apparatebau, der Chemie und Metallurgie ab. 

Verbessert werden sollen vor allem die nachteiligen 
Eigenschaften, die den Einsatz bisher begrenzen. 
Das ist möglich über die Auswahl geeigneter Aus- 
gangsmaterialien für neue Werkstoffe, die Erhö- 
hung der Reinheit von Keramiken sowie die ge- 
zielte Dotierung und die Erzeugung von speziellen 
Gefügen mit geringer Korngrößenstreubreite bis 
hin zu keramischen Gläsern. 

Neue Stoffkombinationen, hochreine Stoffe und de- 
finierte Gefüge, die alle ihrerseits neuartige Verfah- 
ren voraussetzen, bessere Techniken zur Pulver- 
erzeugung, zur Verdichtung, Formgebung und Ver- 
festigung der Pulver müssen verwirklicht werden. 
Herstellverfahren für geeignete keramische Werk- 
stoffe außerhalb der klassischen Pulver-Sintertech- 
nik sollen entwickelt werden. Eine Aufklärung der 
mikroskopischen Versagensmechanismen ist erfor- 
derlich, um keramische Materieüien mit kalkulier- 
barem Risiko einsetzen zu können; Bauteile aus ke- 
ramischen Werkstoffen versagen im Gegensatz zu 
Metallen abrupt und unvorhersehbar. 


Pulvermetallurgie 

Übergeordnetes technisches Ziel ist die Blntwick- 
lung neuer Werkstoffe, Halbzeuge und Bauteile mit 
maßgeschneiderten, außergewöhnlichen Eigen- 
schaften. die sich auf anderem Weg nicht oder nicht 
wirtschaftlich erreichen lassen. Bei den hierzu not- 
wendigen FuE-Anstrengungen kommt folgenden 
Teilzielen besondere Bedeutung zu: 

— Entwicklung von Verfahren zur Herstellung von 
Pulvern, die es erlauben, definierte, hohe Ab- 
kühlgeschwindigkeiten einzustellen, um 
schmelzmetallurgisch „unmögliche** Legierun- 
gen bis hin zu amorphen Pulvern herzustellen. 
Dabei ist gleichzeitig reproduzierbar eine hohe 
Reinheit der Pulver und eine steuerbare Teil- 
chengrößenverteilung zu erreichen. Hieraus re- 
sultiert die Notwendigkeit zur Bereitstellung 
von zuverlässigen Pulvercharaklerisierungsver- 
fahren 

— Entwicklung neuer Pulververarbeitungsverfah- 
ren. die es ermöglichen, definierte außerordentli- 
che Bauteil- und Halbzeugeigenschaften einzu- 
stellen. z. B.: örtlich unterschiedliche Eigen- 
schaften. höchste Festigkeit und Zähigkeit bzw. 
Warmfestigkeit, hohe dynamische Festigkeit, 
völlige Seigerungsfreiheit, außergewöhnliche 
Verbundsysteme 

— Entwicklung von Herstellungsverfahren, die es 
erlauben, unter Nutzung der Vorteile der Pulver- 
metallurgie (z. B. Seigerungsfreiheit. Feinstver- 
teilung von Einschlüssen) auch große Bauteile 
und Halbfertigprodukte kostengünstig zu erzeu- 
gen (Aufbau von Formteilen aus verdüsten 
Schmelzen. Mikrogußverfahren zur Herstellung 
von Halbzeugen, wie Rohren, Blechen, Stan- 
gen). 


Metallische Hochtemperatur- und 
Sonderwerkstoffe 

Ziel der FuE-Anstrengungen ist es, für Anwendun- 
gen vor allem im Kraftwerks-, Triebwerks- und 
Flugzeugbau die zur Zeit gültigen Obergrenzen für 
die Elinsatztemperaturen von derzeit schon genutz- 
ten Werkstoffen wesentlich nach oben zu verschie- 
ben, und zwar unter Erhöhung des Nutzen/ Kosten- 
verhältnisses. Konkrete FuE-Ansätze für höhere 
Einsatztemperaturen bieten ferritische Werkstoffe 
(bis 650 °C), Superlegierungen (bis 1 100 ®C), metal- 
lische Leichtbauwerkstoffe (z. B. Aluminium-Legie- 
rungen bis 450 ®C. Ti tan- Legierungen bis 650 ®C). 

Neue, bisher nicht genutzte Werkstoff-Systeme sind 
zu erzeugen, zu untersuchen und technisch einsetz- 
bar zu machen. Hier steht der Gesichtspunkt der 
wirtschaftlichen Herstellbarkeit und Verarbeitbar- 
keit zunächst hinter dem der Materialtechnologie 
zurück. Ein FuE-Einsatz dazu sind Werkstoffe auf 
der Basis intermetallischer Phasen für Einsatztem- 
peraturen 1 500 ^C. Für diesen Temperaturbereich 
stehen zur Zeit keine technisch nutzbaren metalli- 
schen Werkstoffe zur V^erfügung. 
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Die Voraussetzungen zur Verwirklichung von neu- 
en, ungewöhnlichen Eigenschaften von metalli- 
schen Werkstoffen in technischem Maßstab sollen 
geschaffen werden: Schmelzraetallurgische Verfah- 
ren zur Erzeugung seigerungsfreier Halbzeuge und 
Bauteile; technische Nutzung des Potentials schnell 
erstarrter Schmelzen. 

Neue Polymere 

Ziel der Maßnahmen ist die Erschließung des über- 
durchschnittlichen Innovationspotentials der Poly- 
merwerkstoffe. Hierzu sollen Materialien mit 
grundsätzlich neuen, ungewöhnlichen oder deutlich 
verbesserten Eigenschaften entwickelt werden. 
Entwicklungsmöglichkeiten sind vielfältig vorhan- 
den. da die durch die molekulare Struktur der Poly- 
mere theoretisch möglichen Eigenschaften bei wei- 
tem noch nicht verwirklicht sind. So werden voraus- 
sichtlich thermisch, mechanisch und chemisch ex- 
trem belastbare Polymere, geordnete Copolymere 
und Polymerlegierungen und Polymere mit verbes- 
serten Oberflächen als Strukturwerkstoffe zuneh- 
mende Bedeutung erlangen. 

Auch Funktionspolymere mit definierten, gezielt 
einstellbaren optischen, magnetischen, elektrischen 
und elektronischen Eigenschaften sollen in Zukunft 
erzeugt werden. Neben der Anwendung als Isolato- 
ren, elektrische Leiter. Energiespeicher. Signal- 
wandler und Verstärker könnten Polymere auch als 
Lichtleiter und in der Mikroelektronik, insbeson- 
dere für die Informationsspeichertechnik, einge- 
setzt werden, 

Verbundwerkstoffe 

Generelles Entwicklungsziel ist die wirtschaftliche 
Bereitstellung von Verbundwerkstoffen für den in- 
dustriellen Einsatz mit Eigenschaften, die denen 
einzelner Werkstoffe überlegen sind. 

Die größte Bedeutung kommt dabei der kostengün- 
stigen Herstellung der Ausgangsmateriaiien sowie 
der rationellen und zuverlässigen Verarbeitung zu 
Bauteilen zu. Im Vordergrund stehen folgende Pro- 
bleme; 

— Auswahl und Herstellung kostengünstiger Ver- 
stärkungsfasern 

— Entwicklung von kostengünstigen Fertigungs- 
und Verarbeitungsverfahren für Matrixwerk- 
stoffe, Bauteile und Halbzeuge, z. B. im Hinblick 
auf kurze Taktzeiten 

— Zuverlässige Fehlererkennung und Qualitätssi- 
cherung in Halbzeugen und Bauteilen. 

So zeichnen sich z, B. für die Anwendung von Ara- 
midfasern im Kunststoffverbund sowie für faser- 
verstärkte Metalle und Keramiken breite Anwen- 
dungsgebiete in nahezu allen technischen Berei- 
chen ab, wenn es gelingt. Verträglichkeitsprobleme 
zwischen Faser und Matrix zu lösen und Verstär- 
kungsfasern kostengünstig herzustellen. 

Die Schwachstelle bei Stoffverbünden ist die Grenz- 
fläche zwischen den Komponenten, Durch einge- 


hende Grundlagenuntersuchungen sind Haftungs- 
und Schadensmechanismen aufzuklären und damit 
die Voraussetzungen für ein zuverlässiges Betriebs- 
verhalten zu schaffen. 

Das Programm geht von dem Grundsatz aus, daß es 
originäre Aufgabe und Verantwortung der Unter- 
nehmen ist, durch Forschung und Entwicklung die 
Voraussetzungen für eine künftige Wettbewerbsfä- 
higkeit zu schaffen. Die vorgesehenen Förderungs- 
maßnahmen zielen vor allem darauf ab, das wissen- 
schaftliche und technische Potential hochqualifi- 
zierter Forschergruppen ln den Institutionen der 
Grundlagen- und angewandten Forschung gemein- 
sam mit demjenigen der Industrie für die Lösung 
ausgewählter Forschungs- und Entwicklungsaufga- 
ben zu mobilisieren. 

I>em Instrument der Verbundforschung kommt bei 
der notwendigen interdisziplinären Verknüpfung 
der Grundlagenforschung mit industrieller Elnt- 
wicklung eine besondere Bedeutung zu. In dieser 
Verknüpfung liegt ein großes, bisher noch nicht ge- 
nügend ausgeschöpftes Potential; gleichzeitig bietet 
Verbundforschung die Möglichkeit, durch weitest- 
gehende Einbindung institutioneller Forschung die 
Fördermittel mit hoher Effizienz einzusetzen. 

Die Bundesrepublik Deutschland arbeitet auf eini- 
gen Gebieten der Materialforschung mit anderen 
Industrienationen zusammen, z. B. mit den USA bei 
der Entwicklung keramischer Werkstoffe, Die Zu- 
sammenarbeit mit Japan wurde 1985 vorbereitet 
Weitere internationale Aktivitäten auf Teilgebieten 
sind vor allem auch im Programm EUREKA und 
den Programmen BRITE und EURAM der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaft vorgese- 
hen. 

KorroHon und Tribologie 

Korrosion. Reibung und Verschleiß verursachen 
hohe volkswirtschaftliche Schäden. Allein in der 
Bundesrepublik Deutschland entstehen jährlich 
durch die Instandhaltung und Reparatur industriel- 
ler Anlagen bedingte Kosten von 200 Mrd DM. Die 
Förderung von Forschung und Entwicklung auf den 
Gebieten Korrosion und Tribologie durch den Bun- 
desrainister für Forschung und Technologie ver- 
folgt das Ziel, durch gezielte Forschungs- und Ent- 
wicklungsmaßnahmen die Schadensursachen auf- 
zuklären. den Schadensumfang zu verringern und 
damit auch zur Einsparung von Energie und Werk- 
stoffen beizutragen. 

Nach Abschluß einer ersten Programmphase wurde 
1985 eine Bestandsaufnahme und ein Orientie- 
rungsrahmen für die zukünftige Förderung des Ge- 
bietes veröffentlicht. Die Bestandsaufneüime zeigt, 
daß es nicht nur gelungen ist. zahlreiche technische 
Probleme zu lösen, sondern die erfolgreiche Zusam- 
menarbeit von Forschungsinstituten und Industrie 
herbeizxiführen. 

Die Maßnahmen der zweiten Programmphase kon- 
zentrieren sich auf anwendungsorientierte Untersu- 
chungen zur Lösung von aktuellen Problemen, die 
sich aus den fortlaufend höheren Beanspruchungen 
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von Werkstoffen und Konstruktionen ergeben. Sie 
werden grundsätzlich als Verbundprojekte unter 
Beteiligung mehrerer wissenschaftlicher Disziplin 
nen und Industriesparten durchgeführt 

An internationalen Aktivitäten auf dem Gebiet Kor- 
rosion und Tribologie sind vor allem das Programm 
COST 502 „Korrosion in der Bauindustrie** der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaft und 
das Projekt VAMAS mit dem Thema „Verschleiß- 
prüfmethoden für neue Werkstoffe“ zu nennen. Die 
Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich an bei- 
den Programmen. 


Ausgaben des Bundes für Maleriallorschung 
— in Mio DM — 



Ist 

Soll 


1982 

1983 

1084 

1965 

1986 

Wissenschafts- 
ausgaben 

179 

205 

211 

239 

246 

darunter FuE . . 

141 

107 

168 

199 

205 


L 2; Chemische Verfahrenstechnik 

Aus dem Bereich der Chemischen Verfahrenstech- 
nik werden schwerpunktmäßig zwei besonders zu- 
kunftsträchtige Felder gefördert, die Katalyse- und 
die Membranforschung. 

Katalysatoren nehmen bei der Planung und Opti- 
mierung chemischer Prozesse eine Schlüsselstel- 
lung ein. Rund 75 % aller Chemikalien werden kata- 
lytisch hergestellt, und 90 % aller neuen Großanla- 
gen arbeiten nach katalytischen Verfahren. Zuneh- 
mende wirtschaftliche ^deutung gewinnt die Ka- 
talyse außerdem in der Erdölverarbeitung und im 
Umweltschutz. Katalyseforschung im gesamten Be- 
reich der Neu- und Weiterentwicklung der optima- 
len Katalysatorherstellung, der Aufklärung von Re- 
aktionsmechanismen und der verfahrenstechni- 
schen Auslegung der Reaktionsgefäße wird deshalb 
weltweit mit hoher Intensität betrieben. Wesentli- 
ches Ziel des Förderschwerpunktes ist ein besseres 
Verständnis der Vorgänge auf molekularer Ebene 
und damit gezieltere Nutzungsmöglichkeiten für 
die Katalyse, 

Erfolge in diesem Forschungsbereich könnten über 
den Bereich der Katalyse hinaus Innovationen bei 
der Werkstoffveredelung in Gang setzen, bei der 
Korrosionsbekämpfung und allgemein bei Material- 
entwicklungen. die von den Oberflächeneigenschaf- 
ten beeinflußt werden. Schließlich lassen For- 
schungsergebnisse aus dem Bereich der homoge- 
nen Katalyse Rückschlüsse auf biochemische und 
biotechnologische Vorgänge zu. 

Eine schnelle Nutzung der erzielten Ergebnisse er- 
scheint insbesondere dann möglich, wenn interdis- 
ziplinäre Forschungs- und Entwicklungsvorhaben 
in enger Kooperation gemeinsam von Industrie- 


und Forschungsinstituten durchgeführt werden. 
Aus diesem Grunde erhalten Verbundprojekte hohe 
Priorität 

Membranverfahren sind aufgrund ihrer Umwelt- 
freundlichkeit und Wirtschaftlichkeit zu den 
Schlüsseltechnologien des nächsten Jahrzehnts zu 
rechnen. Wichtige Innovationen im Bereich der che- 
mischen Technik, der Biotechnologie, der Umwelt- 
technik und der Erdöl- und Erdgasförderung hän- 
gen vom Einsatz neuartiger oder verbesserter 
Membranen und Membran verfahren ah, ganz abge- 
sehen vom medizinischen Bereich mit Entwicklun- 
gen wie künstliche Niere, controlled release oder 
künstlichen Organen. Während einige klassische 
Verfahren bereits als „Konfektionsware“ erhältlich 
sind, befinden sich andere Prozesse mit besonders 
hohem Entwicklungspotential wie Gastrennung, 
Pervaporation und Flüssigmembrantechnik noch 
im Forschungsstadium. Hier soll die Förderung von 
Verbundprojekten vor allem die Zusammenarbeit 
der Grundlagenforscher mit der mehr anwendungs- 
bezogenen Industrieforschung verbessern. 


FuE- Ausgaben des Bundes für 
Chemische Verfahrenstechnik 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1082 1083 1084 

1985 1086 

29 24 20 

18 17 


L 3: Physikalische Technologien 

Zielsetzungen im Bereich der physikalischen Tech- 
nologien sind: 

— Ergebnisse der physikalischen Forschung auf 
ihre industrielle Verwertbarkeit zu untersuchen 
(Analyse zukünftiger Technologien) 

— Technologien mit volkswirtschaftlichem Poten- 
tial zur industriellen Umsetzung zu führen (För- 
derung als Initialzündung) 

— die gewonnenen FuE-Ergebnisse aktiv und sy- 
stematisch zu verbreiten (Technologie-Trans- 
fer). 

Das frühzeitige Aufgreifen und Bewerten von Tech- 
nologieansätzen, die ein hohes industrielles Anwen- 
dungspotential versprechen, wird durch einen sy- 
stematischen Such- und Evaluationsprozeß bewerk- 
stelligt Deis Suchfeld, aus dem rechtzeitig Technolo- 
giekandidaten identifiziert werden sollen, umfaßt 
dabei im wesentlichen das Wissenschaftsgebiet der 
Physik, d. h. Forschungsbereiche, in denen physika- 
lische Ergebnisse und Erkenntnisse die Grundlage 
für zukünftig technisch verwertbare Produkte und 
Verfahren bilden. Schlüsselelement des Vorgehens 
sind neben Analysen von naturwissenschaftlichen 
Ergebnissen und des Marktbedarfs der ständige 
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Dialog mit Wissenschaftlern, wissenschaftlichen 
Gesellschaften, Unternehmen und Verbänden. 
Wenn sich erfolgversprechende Technologieansätze 
herauskristallisieren, sollen diese durch Vorunter- 
suchungen und ausgewählte Vorhaben in einer er- 
sten Stufe erhärtet werden. 

ln einer zweiten Stufe konzentrieren sich die För- 
dermaßnahmen auf solche Technologiefelder, die 
eine breitere industrielle Bedeutung erwarten las- 
sen. Diese Teilbereiche werden über einen begrenz- 
ten Zeitraum — ca. fünf Jahre — gezielt und direkt 
gefördert, wobei Verbundvorhaben zwischen wis- 
senschaftlichen Institutionen und Unternehmen 
Vorrang haben. 

Die Förderung innerhalb der Physikalischen Tech- 
nologien läuft aus, wenn Technologiebereiche 

— hinreichend in die industrielle Nutzung überge- 
gangen sind 

— die erwartete Breitenwirkung nicht erreicht ha- 
ben 

— sich zu einem eigenständigen Förderprogramm 
weiterentwickelt haben. So hatten in der Ver- 
gangenheit u. a. die BMFT-FÖrderprogramme 
Elektronik, Nichtnukleare Energieforschung, 
Materialforschung und Mikroperipherik ihre 
Wurzeln in den Physikalischen Technologien. 

Die Forcierung des gezielten Transfers von anwen- 
dungsorientierten Ergebnissen in die Praxis, insbe- 
.sondere in kleine und mittlere Unternehmen 
(Schwerpunkt z. Z.: Oberflächentechnik), geschieht 
durch Seminare und Workshops zu aktuellen Pro- 
blemen, durch Inforraationsveranstaltungen. Dar- 
über hinaus trägt die Darbietung von Fachergebnis- 
sen auf Messen und Kongressen sowie die Durch- 
führung von Informationsbörsen zum Know-how'- 
Transfer zwischen Forschem, Herstellern und An- 
wendern bei. 

Die zeitlich begrenzte Förderung bezieht sich zur 
Zeit insbesondere auf die Bereiche: 

— Oberflächen- und Mikrostrukturtechnik 

Entwickung neuer Verfahren und Anlagen zur 
Oberflächenbehandlung und -beschichtung 
(physikalische und chemische Aufdampfverfah- 
ren, lonenstrahltechniken, plasma- und iaserge- 
stützte Verfahren) im Hinblick auf eine wirt- 
schaftliche Fertigung, eine Steigerung der Quali- 
tät, Funktionssicherheit und Gebrauchsdauer 
von Produkten sowie die Einsparung von Roh- 
stoffen und Energie, Entwicklung neuer grund- 
legender Methoden. Meßtechniken und Geräte 
zur Oberflächen- und Mikrostrukturanalyse (ab- 
bildende, elementspezifische, metrologische Ver- 
fahren). Erschließung neuartiger Anwendungen 
von Oberflächen- und Mikrostrukturteohniken 
sowie Entwicklung innovativer Produkte. 

— Plasmatechnik 

Entwicklungsprojekte in ausgewählten und 
exemplarischen Bereichen (RöntgenstrahJungs- 
quellen, Stoffabscheidungen in Entladungen) 
zur Erhärtung des Technologiepotentials. För- 


deraktivitäten können neben der Neu- und Wei- 
terentwicklung prozeßtechnischer Verfahren, 
bei denen schnellveränderliche Plasmen eine 
wesentliche Rolle spielen, Forschungs- und Ent- 
wicklungsaufgaben in der Schweiß-. Licht- und 
Sch alter technik sein. 

— Tieftemperaturtechnik 

Entwicklung neuer Supraleiter, Weiterentwick- 
lung im Magnetbau und in der Kryotechnik so- 
wie neue Anwendungen der Supraleitung für 
den mittel- bis langfristigen industriellen Be- 
darf. Absehbare Anwendungsgebiete sind Anla- 
gen zur Rohstofftrennung, neue Meßtechniken, 
insbesondere in der medizinischen Diagnose 
(SQUID-Technologien), 

— Elektronische Bildtechnik 

Entwicklung vollelektronischer Bildaufnahme-, 
Bildverarbeitungs- und Bildwiedergabesysteme 
auf hoher Auflösung hinsichtlich eines breiten 
Einsatzes solcher Systeme im industriellen oder 
medizinischen Bereich als auch in der Amateur- 
photographie. 

— Neue Aktivitäten 

Gefördert werden Anlaufentwicklungen zur Prü- 
fung und Vorbereitung neuer Schwerpunkte. 

Lasertechnik 

Der Bundesminister für Forschung und Technolo- 
gie (BMFT) hat seit 1982 seine Förderung der La- 
sertechnik im Schwerpunkt ^Physikalische Techno- 
logien** intensiviert (1982 bis 1984; 37,4 Mio DM). 

Die Lasertechnik ist 25 Jahre nach der ersten Reali- 
sierung eines Lasers zu einer Schlüsseltechnologie 
geworden. 

Neue lasertechnische Verfahren ermöglichen wirt- 
schaftlichere Herstellung; viele neue FTodukte wer- 
den durch den Einsatz des Lasers in Fertigungs- 
technik. Meßtechnik und Analytik überhaupt erst 
möglich. Zahlreiche Industriebranchen, insbeson- 
dere Elektrotechnik. Fahrzeugbau, Maschinenbau 
und künftig auch die chemische Industrie brauchen 
einen gesicherten Zugriff auf Laser, Lasersysteme 
und Komponenten. Wie alle Hochtechnologien er- 
fordert auch die Lasertechnologie einen überdurch- 
schnittlichen Forschungs- und Entwicklungsauf- 
wand gemessen an den erzielbaren Umsätzen. 

Laser eröffnen Chancen für Produktinnovationen 
in den unterschiedlichsten Industriezweigen und 
revolutionieren bisherige Verfahren. Die Bedeu- 
tung dieser Technologie liegt sowohl in der Ent- 
wicklung und Herstellung der Laserquellen und Ge- 
räte als auch in der Anwendung bei neuen Verfah- 
ren als Werkzeug, Meßsystem oder Therapiegerät. 

Die Verfügbarkeit des Lasers als Schlüssel- und 
Hochtechnologie ist für das Industrieland Bundes- 
republik Deutschland unverzichtbar. 

Durch die Intensivierung der Förderung konnten in 
Hochschulen und außeruniversitären Forschungs- 
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Instituten erste anwendungsorientiert eirbeitende 
Forschergruppen aufgebaut werden, die nun für 
Kooperationen mit der Industrie zur Verfügung ste- 
hen und einen Beitrag zum hohen Bedarf der Wirt- 
schaft nach qualifiziert ausgebUdeten Nachwuchs- 
wissenschaftlern leisten können. 

Mit der Gründung des Fraunhofer’Instituts für La- 
se rtechnik in Aachen und dem Institut für Hoch- 
energieverfahren im Forschungszentrum Stuttgart 
der Deutschen Forschungs- und Versuchsanstalt 
für Luft- und Baumfahrt e, V. sind wichtige Einrich- 
tungen für die Weiterentwicklung von Hochlei- 
stungslasem und ihrer Anwendung in der Material- 
bearbeitung entstanden, Zusammen mit anderen, 
überwiegend privatrechtlichen Institutsgründun- 
gen, die sich z, T, noch in der Planung befinden, soll 
in absehbarer Zeit eine leistungsfähige Forschungs- 
und Entwicklungsinfrastruktur zur Verfügung ste- 
hen. 

In der Industrie konnten mit den bisherigen MaJ3- 
nahmen des BMFT erste Durchbrüche bei der Her- 
stellung deutscher Laser und Lasersysteme auf 
dem internationalen Markt erzielt werden. Bei- 
spielsweise ist die Bundesrepublik Deutschland 
weltweit führend auf dem Gebiet der Excimer-La- 
ser, haben deutsche Unternehmen bei GOg-Lasern 
der mittleren Leistungsklasse (bis 2 kW) Fuß gefaßt 
und gelang bei Festkörper-Lasern (Ndr YAG) ein 
Marktdurchbruch bei niedrigen Leistungen. In der 
Laser-Meßtechnik konnten bei Pilotanwendungen 
wichtige Erfolge erzielt werden, z. B. bei der Laser- 
mikrosonde und der Laser- Holografie für die Prü- 
fung von Hochgeschwindigkeitsreifen, Die Voraus- 
setzung für die Anwendung des Lasers in der Mate- 
rialbearbeitung wurden durch den Aufbau muster- 
hafter Verbundvorhaben z. B. für das Laserschwei- 
ßen und das Laserschneiden geschaffen. Bei der 
Entwickung von funktionsbestimmenden optischen 
Komponenten für Leistungslaser konnte in Teilbe- 
reichen die Verso rgungssi che rheit erhöht und so- 
mit die starke Abhängigkeit vom außereuropäi- 
schen Ausland gemildert werden. 

In Anbetracht des hohen FuE-AuFwandes und der 
komplexen Fragestellungen einer jungen Hochtech- 
nologie reichen aber der bisherige Förderzeitraum 
und das bisherige Fördervolumen nicht aus. Die 
Bundesrepublik Deutschland verfügt heute noch 
nicht über eine funktionsfähige Laser Industrie, die 
den Bedarf der betroffenen Branchen abdecken 
könnte. Die Komponentenversorgung ist nach wie 
vor nicht gesichert; die Anwendungsmöglichkeiten 
des Lasers sind noch nicht ausreichend demon- 
striert 

Ab 1986 wird daher die Lasertechnik in einem eige- 
nen Förderschwerpunkt des BMFF verstärkt geför- 
dert mit den Zielen 

— eine funktionsfähige FuE-Infrastruktur auf dem 
Gebiet der angewandten Laserforachung aufzu- 
bauen 

— Impulse und Hilfen für den Aufbau einer eigen- 
ständigen und international wettbewerbsfähi- 
gen deutschen Laserindustrie zu geben. 


Die Fördermaßnahmen konzentrieren sich auf 
mehrerei sich in ihren Einzelergebnissen ergän- 
zende Teilbereiche 

— Laserstrahlquellen, z, B. Gaslaser insbesondere 
C02t Excimer-, loneo' sowie Festkörper- Laser 

— Laserkomponenten, z. B. Optiken^ Kristalle 

— Lasersysteme 

— Verfahrensentwicklung; Anwendungstechniken. 

Die wesentlichen Anwendungsgebiete sollen in der 
Lasermaterialbearbeitung insbesondere für die fle- 
xible Fertigung, in der Meßtechnik und Analytik 
z, B. für den Umweltschutz sowie in der Medizin lie- 
gen. Darüber hinaus soll der Informations- und 
Know-how-Transfer zwischen Herstellern und An- 
wendern, insbesondere unter Einbeziehung von 
kleinen und mittleren Unternehmen intensiviert 
werden. 


Ausgaben des Bundes für 
Physlkalbche Technologien 

— “ in Mio DM — 



Ist 

SoU 

1982 1983 1984 

1985 1986 

Wissenschafts- 
ausgaben 

damnieT FuE , . 

i79 182 203 

136 120 141 

175 202 

126 122 


Ausgaben des Bundes für Materialforschung; 
chemische Verfahrenstechnik, 
physikalische Technologien 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1082 1983 1084 

1985 198$ 

Wissenschafts- 
ausgaben 

386 411 433 

305 320 330 

432 465 

344 374 

darunter FuE , , 


2,12 Fördarbereich Mi 

Luftfehrtforschung und <entwlcklung 

Die Bundesregierung fördert die Luftfahrtfor- 
schung und -entwickiung, um 

— eine angemessene deutsche Beteiligung an der 
zivilen Luftfahrt sicherzustellen 

— “ die Luftstreitkräfte ln den Stand zu setzen, ihren 
Beitrag zur Landesverteidigung zu leisten 

— die Luftfahrtindustrie international wettbe- 
werbsfähig zu machen. 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


An der Finanzieriing von Luftfahrtforschung und 
-entwickJung beteiligen sich die Bundesmirdstenen 
für Forschung und Technologie, für Verkehr und 
für Wirtschaft. Die Maßnahmen dieser Ressorts 
sind auch mit dem Bündesministerium für Verteidi- 
gung koordiniert 

Die Fördermaßnahmen des Bundesministers für 
Forschung und Technologie konzentrieren sich auf 

— die Verbesserung der technologischen Basis für 
künftige Projekte durch Forschungsarbeiten der 
DFVLR 

— die Vorentwicklung kritischer Komponenten für 
Zivilflugzeuge und Hubschrauber 

— die Entwicklung und Erprobung von Technolo* 
gien der Luftfahrteleklromk und Flugführung/ 
Flugsicherung 

— die Planung und Errichtung neuer GroÖver- 
suchsanlagen. 

Durch Aufträge fördert der Bundesminister für 
Verkehr Maßnahmen zur Verbesserung der Luft- 
verkehrssicherheit, zur Fluglärmreduzierung und 
zur Verbesserung von Bau-, Prüf- und Betriebsvor- 
schriften. Wesentliche Maßnahmen in diesem Be- 
reich sind: 

— Erhöhung der Brandsicherheit von Flugzeugka- 
binen 

— Möglichkeiten zur Erhöhung der technischen 
Flugsicherheit 

— Sicherheit von Flugzeugstrukturen 

— Erarbeitung von Prüf- und Zulassungskriterien 
für software-abhängige Systeme in Luftfahr- 
zeugen 

— Untersuchungen zur Verbesserung der KolU- 
sionswamung im Luftfahrzeug. 

Durch bedingt rückzahlbare Darlehen fördert der 
Bundesminister für Wirtschaft Entwicklungsarbei- 
ten bis zur Serienreife, um die deutsche Industrie 
bei der Entwicklung und Herstellung wettbewerbs- 
fähiger Produkte, dies auch in Kooperation mit 
Partnern, zu unterstützen. 

Die Luftfahrtforschung in der Bundesrepublik 
Deutschland ist überwiegend darauf ausgerichtet, 
in gemeinsame Entwicklungsprojekte mit unseren 
westlichen Partnern einzufiießen sowie zur Losung 
der Probleme des Luftverkehrs beizu tragen. 

Als wichtiger Erfolg für eine arbeits- und kosten- 
teillge Kooperation ist die Errichtung des Deutsch- 
Niederländischen WindkanaJs (DNW) und die ge- 
plante Realisierung des Großprojektes Europäi- 
scher Transschall‘W§ndkanal (ETW) zu nennen. Der 
ETW — die mit Abstand anspruchsvollste und teu- 
erste Versuchsanlage der Luftfahrtforschung und 
“technik in Europa ' — wird ab 1987 in Köln-Porz 
errichtet und voraussichtlich ab 1995 für Industrie- 
messungen zur Verfügung stehen. 

Für die europäische Kooperation in der Luftfahrt- 
forschung ist die „Group for Aeronautical Research 


and Technology in Europe*' (GARTEUR) auf der 
Grundlage eines Abkommens zwischen den Regie- 
rungen Frankreichs, Großbritanniens, der Nieder- 
lande und der Bundesrepublik Deutschland von 
herausragender Bedeutung. 

Daneben besteht eine Vielzahl bilateraler Koopera- 
tionen. Bei den zivilen Entwicklungsprogrammen 
ist die europäische Zusammenarbeit im Airbus-Pro- 
gramm besonders hervorzuheben. 


FuC-Aüsgaben des Bundes fiir 
Luftfahrtforschung und -entwfcklung^) 

— ln Mio DM — 


Ist 

SoU 

1982 1983 19S4 

1983 1980 

429 385 429 

738 589 


Ohne Aufwendungen für militärische Luftfahrt, die 
dem Bereich X (Wehrforschung und -technik) zugerech- 
net ist 


2,13 Förderbereich N: 

Forschung und Technotogle für 
bodengebunderten Transport und Verkehr 
(elnschließdch Verkehrssicherheit) 


öffentlicher Nahverkehr 

Die attraktive Gestaltung und wirtschaftliche Be- 
wältigung des Nahverkehrs ist nach wie vor ein 
Schlüsselproblem für die künftige Entwicklung un- 
serer Städte und Gemeinden. 

Im ländlichen Raum stützt sich die verkehrsmäflige 
Erschließung vorrangig auf den Individualverkehr 
und ein leistungsfähiges Straßennetz. Trotzdem ist 
die Verbesserung des Nahverkehrs in ländlichen 
Räumen, die Verflechtung mit den Ballungsgebie- 
ten und die Verknüpfung mit dem Fernverkehr not- 
wendig. 

Demgegenüber hat in den Verdichtungsräumen 
und Ihren Randgebieten die Investitionspolitik der 
Öffentlichen Hand mit ihren Finanzhilfen für den 
Bau und Ausbau von Verkehrswegen des Schienen- 
Personennahverkehrs nach dem Gememdever- 
kehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) stärkeres Ge- 
wicht. 

Langfristig muß im und mit dem öffentlichen Nah- 
verkehr gegenüber absehbaren Änderungen in der 
Energie- und Rohstoffversorgung unseres Landes 
vorgesorgt und die zunehmend wichtiger werden^ 
den Umweltschutz- und Sicherheitsforderungen er- 
füllt werden. 

Im Rahmen des „Forschungsprogramms Stadtver- 
kehr" fördert der Bund es minister für Verkehr aus 
Mitteln des GVFG FuE- Arbeiten zur Fortentwick- 
lung von Planungs- und Entscheidungsgrundlagen 
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für die Verbesserung des individuellen und insbe- 
sondere des öffentlichen Nahverkehrs, 

Im Bereich des öffentlichen Personennahverkehrs 
(ÖPNV) werden vorwiegend anwendungsnahe Un- 
tersuchungen durchgeführt Dabei handelt es sich 
beispielsweise um Modellvorhaben zur Verbesse- 
rung der organisatorischen Rahmenbedingungen 
des ÖPNV oder Einzeluntersuchungen zur Steige- 
rung der Attraktivität zum Nutzerverhalten und zu 
Wirtschaftlichkeitsfragen. 

Aus dem Bereich Individualverkehr wurden Unter- 
suchungen zum Komplex Verkehrsberuhigung 
durchgeführt 

Mit der praxisnahen Aufbereitung von vorhande- 
nen Forschungsergebnissen wird das Ziel verfolgt 
die in ihrer Vielzahl und Vielfalt unübersehbaren 
Forschungsarbeiten auf ihren Beitrag zur Lösung 
bestimmter unterschiedlicher Fragestellungen zu 
überprüfen und in eine Darstellungsweise zu trans- 
formieren, die ihre Anwendung in der Praxis er- 
leichtert bzw. erst ermöglicht 

Der Bundesminister für Forschung und Technolo- 
gie fördert die Verbesserung und Weiterentwick- 
lung bestehender Nahverkehrssysteme und die 
Entwicklung neuartiger Nahverkehrssysteme ein- 
schließlich deren betrieblicher Demonstration zum 
Nachweis der technischen Betriebsreife und der 
Wirtschaftlichkeit 

Bei den Bahnen im öffentlichen Personennahver- 
kehr (ÖPNV) konzentrieren sich die Aktivitäten auf 
die Nahverkehrsbahnen, S-Bahn Berlin, Stadtbahn 
und SPNV 2000 der Deutschen Bundesbahn, die An- 
wendung von automatischen Betriebsführungssy- 
stemen. die Entwicklung neuer Fahrzeugkompo- 
nenten unter Berücksichtigung moderner Technolo- 
gien und die Entwicklung imd den Einsatz neuer 
Wartungs- und Instandhaltimgssysteme. Für die 
automatische Kabinenbahn (M-Bahn) ist die De- 
monstrationsanlage in Berlin (West) in der End- 
phase im Bau, um bis 1988 die technische Funk- 
tionsfähigkeit und die betriebliche Eignung des Sy- 
stems nachzuweisen und damit die Zulassung für 
den öffenUichen Nahverkehr zu erlangen. Mit der 
H-Bahn hat erstmals in Deutschland eine automati- 
sche Kabinenbahn die Zulassung für den ÖPNV er- 
halten. Die H-Bahn wird in Dortmund zwischen 
zwei Universitätskomplexen betrieblich erprobt 
Der Ausbau der H-Bahn in Dortmund wird vorbe- 
reitet 

Bei dem Bussystem werden die Arbeiten am Spur- 
bus (spurgeführtes Bussystem) und bei den ener- 
giesparenden und alternativen Antrieben weiterge- 
führt Die betriebliche Demonstration der entwik- 
kelten Komponenten beim Spurbus in Essen, die 
Entwicklung von neuartigen Hybrid-Antrieben und 
des Magnetmotors werden fortgesetzt Im Bereich 
Betriebsführung im ÖPNV sind die Zulassungen 
der entwickelten Automatisierungssysteme (PUSH 
und SELTRAC) erreicht worden, die Betriebsleitsy- 
steme BON (Betriebsleitsystem für den öffentlichen 
Nahverkehr) und BFB (Betriebsleitsy.stem für flexi- 
ble Betriebsweisen) sind fertiggestellt und werden 


im täglichen Einsatz erprobt bzw. für andere Ein- 
satzfälle vorbereitet 


Forschung und Technologie für Kraftfahrzeuge 
und Straßenverkehr 

Prognosen bis zum Jahr 2000 zeigen, daß das Kraft- 
fahrzeug auch in Zukunft das dominierende Ver- 
kehrsmittel sowohl im Personen- als auch im Güter- 
verkehr darstellt und damit ein wesentlicher Faktor 
im W’irtschaftssystem bleibt 

Probleme ergeben sich aus den erheblichen Um- 
weltbelastungen durch schädliche Abgase, Sicher- 
heitsrisiken und den hohen Energiebedarf. 

Die Weiterentwicklung der Kraftfahrzeuge mindert 
diese Probleme, reicht aber nicht aus, es sind zu- 
sätzliche Maßnahmen zur Verbesserung des Ver- 
kehrsablaufs erforderlich. 

Die Förderung der Bundesregierung umfaßt daher 
neben systematischen Grundlagenuntersuchungen 
technische Entwicklungen mit den Schwerpunkten 
Kraftstoffe und Antriebe, Sicherheits- und Straßen- 
verkehrstechnologien. 

Die Erprobung alternativer Energien für den Stra- 
ßenverkehr wurde in den Teilbereichen Benzin- 
Methanol-Mischkraftstoff M 15 mit einem Metha- 
nolanteil von 15 % und Erprobung von batterieelek- 
trischen Straßenfahrzeugen abgeschlossen. 

Im Hinblick auf die Verwirklichung von Niedrig- 
emissionskonzepten wird das Versuchsprogramm 
mit dem Methanolkraftstoff M 100 und mit Fahr- 
zeugen für den Wassersloffbetrieb fortgesetzt 

Neue technologische Lösungen wurden aus grund- 
legenden Untersuchungen zur Minderung des Rei- 
fenlärms abgeleitet Die Entwicklung eines Sicher- 
heitsreifens bietet neue Ansätze für einen Entwick- 
lungssprung. 

Zur Verbesserung der Verkehrssicherheit trägt die 
Analyse des volkswirtschaftlich optimalen Insas- 
senschutzes bei. 

Mit der Zielsetzung „Intelligente Straße“ wurde die 
Entwicklung und Erprobung von Leit- und Informa- 
tionssystemen fortgesetzt 

Zur Verringerung der Schadstoffemissionen wur- 
den Verbundkonzepte begonnen, die sich mit der 
Rußminderung von Nutzfahrzeugen und der Abgas- 
entgiftung von Ottomotoren im Magerbetrieb befas- 
sen. 


Fernverkehr — Bahnsysteme 

Zur langfristigen Sicherung eines ausgewogenen 
diversifizierten Gesamtverkehrssystems in der 
Bundesrepublik Deutschland und in Europa wird 
die konventionelle Eisenbahntechnik durch den 
Einsatz neuer Technologien grundlegend weiterent- 
wickelt Ein neuartiges Magnetbahnsystem für 
Hochleistungsbahnen wird erprobt Die Hochge- 
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schwindigkeitstechnologien sollen auch dem Export 
dienen. 

Im Förderprogramm Rad-Schiene-Technik soll das 
Entwicklungspotential des Transportsystems „Ei- 
senbahn*' erforscht werden. 

Das derzeit größte Projekt ist die Erprobung des 
Versuchs- und Demonstrationsfahrzeuges „Inter- 
city Elxperimental“ (ICE). Der Triebkopfzug mit 
3 Mittelwagen hat am 26. November 1985 mit 
317 km/h den Weltrekord für drehstromangetrie 
bene Rad/Schiene-Fahrzeuge aufgestellt und wird 
im Versuchsbetrieb den Geschwindigkeitsbereich 
von ca. 350 km/h erschließen. Er ist Prototyp für die 
Hochgeschwindigkeitszüge „Intercity Expreß'*, die 
mit bis zu 14 Mittelwagen ab 1990 die Neu- und Aus- 
baustrecken der Deutschen Bundesbahn mit Ge- 
schwindigkeiten bis 250 km/h befahren werden. 

Der Rollprüfstand in München hat seine Bewäh- 
rungsprobe bestanden. Im Versuchsbetrieb wurden 
neuentwickelte Fahrzeug- und Infrastruktur-Kom- 
ponenten bei Geschwindigkeiten bis 500 km/h er- 
probt, diese Ergebnisse können nunmehr für Ver- 
besserungen im täglichen Betrieb bzw. in der Fahr- 
zeugkonstruktion angewendet werden. 

Die Entwicklung der Magnetschnellbahn „Transra- 
pid" ist darauf ausgerichtet, ein leistungsfähiges 
wirtschaftliches Verkehrssystem mit geringen Aus- 
wirkungen auf die Umwelt als Fernverkehrsmittel 
zu schaffen. Auf der Nordschleife der Transrapid- 
Versuchsanlage Emsland mit 20,5 km Länge wur- 
den in ersten Funktionsnachweisen Geschwindig- 
keiten bis 355 km/h erreicht. Der Bau der Süd- 
schleife wurde begonnen, so daß ab 1987 die Dau- 
ererprobung des auf 400 km/h ausgelegten Proto- 
typ-Fahrzeugs auf der Gesamttrasse von 31 km 
Länge aufgenommen werden kann. 

Der Erprobungsbetrieb wird von der Versuchs- und 
Planungsgesellschaft für Magnetbahnsysteme 
(MVP) abgewickelt, an der die Deutsche Bundes- 
bahn (DB), die Deutsche Lufthansa (LH) und die 
Industrieanlagen-Betriebsgesellschaft (lABG) be- 
teiligt sind. Nach ausreichender Dauererprobung 
werden die Grundlagen für eine Bewertung sowie 
für die Zulassung und Einfühnmg als öffentliches 
Verkehrsmittel vorliegen. 

Parallel zur Entwicklung wurde in Studien geprüft, 
wie sich die Magnetschnellbahn in das bestehende 
Verkehrssystem integrieren ließe. 

Für die Weiterentwicklung der Hochgeschwindig- 
keitstechnologien besteht eine enge Kooperation 
mit dem Bundesmimster für Verkehr und verschie- 
denen Forschungsstellen in Frankreich. Ein Koope- 
rationsabkommen besteht auch mit den USA, Mit 
anderen Ländern, vor allem Japan, Großbritannien 
und der UdSSR besteht ein Informationsaus- 
tausch. 

Güterverkehr und Transport ketten 

Die arbeitsteilig organisierte Wirtschaftsstruktur 
der Bundesrepublik Deutschland bewirkt, daß pro 


Jahr im Güterverkehr rd. 3 Mrd Tonnen transpor- 
tiert, umgeschlagen und zwischengelagert werden: 
innerbetriebliche Transporte sind darin nicht einge- 
rechnet Steigender Kosten- und Konkurrenzdruck 
zwingen Industrie und Handel zu einer verstärkten 
Ausschöpfung der Rationalisierungsreserven, ins- 
besondere in der Logistik. Für das Transportge- 
werbe bedeutet dies den Zwang zur Steigerung von 
Sicherheit Schnelligkeit und Zuverlässigkeit im 
Güterverkehr bei gleichzeitig starkem Kosten- 
druck. Hinzu kommen die Notwendigkeiten des 
Umweltschutzes und der Ressourcenschonung. 

Um die eingeleitete Liberalisierung der Verkehrs- 
marktordnung zu flankieren, werden durch einen 
Forschungsauftrag die tatsächlichen Unterschiede 
bei den fiskalischen Belastungen des Straßengüter- 
verkehrs im EG- Ra um empirisch ermittelt um den 
etwaigen Harmonisierungsbedarf auf diesem Ge- 
biet konkretisieren zu können. 

Mil der Förderung von Forschung und Entwicklung 
für Güterverkehr und Transportketten verfolgt die 
Bundesregierung das Ziel, neue Wege im Güterver- 
kehr aufzuzeigen und Impulse für die notwendigen 
innovativen Anpassungsprozesse zu geben. 

Die Förderung umfaßt neben systematischen 
Grundlagenuntersuchungen technische Entwick- 
lungen mit den Schwerpunkten „Kombinierter Ver- 
kehr und Stückgut*', „Logistik in Transportketten** 
sowie H Massengutförder- und -Umschlagsysteme". 
Leitlinie ist eine transportkettenübergreifende Aus- 
richtung der FuE-Arbeiten, die vom Sammeln und 
Verteilen der Güter in der Fläche bis hin zum Fern- 
verkehr reicht und auch den innerbetrieblichen 
Transport berücksichtigt 

Im Rahmen des „Bopparder Kreises", einem Zu- 
sammenschluß aus Wissenschfiiftlem und maßgebli- 
chen Betreibern des kombinierten Verkehrs (KV), 
wurde erstmals eine umfassende, unternehmens- 
übergreifende Forsch ungs ko nzeption erarbeitet 

Im Ergebnisbericht wird betont daß die Wettbe- 
werbsfähigkeit des K\' nur gewährleistet ist wenn 
gegenüber einem artreinen Verkehr die beiden zu- 
sätzlichen Umschlagvorgänge Straße/Schiene und 
Schiene/Straße optimal organisiert sind. 

Ein Ergebnis der Empfehlungen des „Bopparder 
Kreises" ist das Projekt ..Modellvorhaben für den 
modularen Ausbau eines Umschlagbahnhofs für 
den kombinierten Verkehr im Raum Düsseldorf/ 
Neuss". Darin soD durch bessere Organisationsfor- 
men sowie angepaßte und neue Umschlagtechniken 
ein effektiverer Terminal geschaffen und im Ein- 
führungsbetrieb erprobt werden. 

Der warenbegleitende Informationsfluß ist auch 
heute noch eine wesentliche Schwachstelle in der 
Logistik. Ein speziell auf mittelständische Belange 
und Kooperationsmöglichkeiten ausgerichtetes wa- 
renbegleitendes Informationssystem wurde entwik- 
kelt 

Die fortschreitende Automatisierung innerbetriebli- 
cher Transporte erfordert neue Technologien zur 
Verknüpfung von Produktion und dem eigentlichen 
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Gütertransport, Deis Forschungsvorhaben „Inte- 
grierte Materialflußsysteme“ (IMS) soll hierzu ei- 
nen Beitrag leisten. 

Der Transport von Kohle und Erzen in Rohrleitun- 
gen (hydraulischer Feststofftransport) stellt in vie- 
len Bereichen eine den konventionellen Techniken 
überlegene Alternative dar. Die in einer Versuchs- 
anlage gewonnenen Erfahrungen wurden von der 
deutschen Industrie bei Verhandlungen mit dem 
Ausland verwendet Darauf aufbauend werden der- 
zeit Herstellung, Transport und Verbrennung einer 
hochkonzentrierten Kohle-Wassersuspension er- 
forscht 

Diese Suspension soll aufgrund des hohen Fest- 
stoffanteils ohne Entwässerung verbrannt werden 
können. Bei erfolgreicher Durchführung kann die- 
ses Vorhaben zu einem Meilenstein auf dem Wege 
zur Substitution des Erdöls werden. Erste Schritte 
zu Kooperationsprojekten mit der VR China und 
Kanada wurden eingeleitet 


Ausgaben des Bundes für Forschung und 
Technologie für bodengebundenen Transport 
und Verkehr 

(einschließlich Verkehrssicherheit) 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1982 1983 1984 

1985 1986 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE . . 

348 312 281 

298 260 229 

267 267 

202 204 


2.14 Förderbereich O; 

Geowissenschaften und Rohstoffsicherung 

O 1: Geowissenschaften (Insbesondere 

Tiefbohmngen) 

Unsere Kenntnisse über die Erdkruste haben in 
den letzten zwei Jahrzehnten durch die Erfor- 
schung der Ozeanböden revolutionierende Ände- 
rungen erfahren und zu einem neuen Verständnis 
des Aufbaus und der Entwicklimg der Erdkruste 
geführt Das Konzept der Plattentektonik brachte 
eine völlig neue Deutung der Prozesse des Werdens 
und Vergehens von Gebirgen und von der Umge- 
staltung der Kontinente. Die so erfolgreichen Un- 
tersuchungen des internationalen Deep Sea Dril- 
ling Project werden erneut mit deutscher Beteili- 
gung vom Ocean Drilling Project fortgesetzt Auf- 
grund dieser Ergebnisse wendet sich die geowissen- 
schaftliche Forschung verstärkt der Erforschung 
der kompliziert auf gebauten, bis etwa 4 Mrd Jahre 
alten Kontinente zu. 

Weltweit sind die zahlreichen nationalen Aktivitä- 
ten zur Erforschung der Erdkruste im „Internatio- 


nalen Lithosphärenprogramm“ zusammengefaßt, 
das vom „International Council of Scientific 
Unions“ getragen wird. 

Die zwei deutschen geowissenschaftlichen Vorha- 
ben tragen wesentlich zum Lithosphärenprogramm 
bei: 

— Das Deutsche Kontinentale Reflexionsseismi- 
sche Programm DEKORP 

Im Rahmen von DEKORP wird der Untergrund 
der deutschen Mittelgebirge bis zu 40 km Tiefe 
systematisch untersucht Die Messungen von 
zwei, etwa Nord-Süd verlaufenden Profilen wur- 
den 1984 und 1985 durchgeführt. Die ersten Aus- 
wertungen lassen auf völlig neue Erkenntnisse 
über die Struktur der kontinentalen Kruste Eu- 
ropas schließen. 

— Das Kontinentale Tiefbohrprogramm (KTB) 

Geophysikalische Untersuchungen wie DE- 
KORP können zwar wichtige Hinweise über die 
Struktur der Erdkruste liefern, sie können je- 
doch nur begrenzte Aussagen über den wirkli- 
chen Zustand der Kruste geben. Nur eine Boh- 
rung kann die Gesteine des Untergrundes an 
das Tageslicht bringen, der direkten Untersu- 
chung zugänglich machen und Auskunft über 
die physikalischen und chemischen Zustandsbe- 
dingungen und Prozesse in der tiefen Kruste ge- 
ben. Das Kontinentale Tiefbohrprogramm strebt 
die Erreichung einer Grebirgstemperatur von 250 
bis 300 an, was einer Tiefe von 12 bis 14 km 
entspricht. 

Vorbereitende technische Untersuchungen so- 
wie die Vorerkundung möglicher Tiefbohrloka- 
tionen im Schwarzwald und in der Oberpfalz sol- 
len bis Ende 1986 eine Entscheidung über den 
Beginn der Tiefbohrung ermöglichen. 


Ausgaben des Bundes für Cieowissenschaften 
(insbesondere Tiefenbohrungen) 

— in Mio DM — 



Ist 

SoU 

1982 1983 1984 

1985 1986 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE . . 

94 96 106 

56 58 68 

84 94 

58 67 


O 2: Rohstoffsicherung 

Eine gesicherte Rohstoffversorgung ist für die Bun- 
desrepublik Deutschland unverzichtbar, da sie zwar 
etwa 10 % der jährlich weltweit geförderten mine- 
ralischen Rohstoffe verbraucht, aber nur mit weni- 
ger als 1 % an der Weltförderung beteiligt ist 

Eine ausreichende Eigenversorgung besteht nur bei 
Kali- und Steinsalzen sowie bei einigen Steine- und 
Erden-Rohstoffen. Deutsche Bergwerke sichern 
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eine teilweise Eigenversorgiing bei Blei, Zink, 
Schwerspat, Flußspat und Eisen, Die Förderung von 
Blei und Zink aus den deutschen Bergwerken 
dürfte bei der heutigen Bergbaukapazität und den 
heute bekannten LageFStättenvorräten in 15 bis 20 
Jahren auslaufen. 

Die Forderung der Rohstofforsch ung durch den 
Bundesminister für Forschung und Technologie er- 
folgte seit 1Ö76 durch das Rahmenprograxnn? Roh- 
ste ff orschung, das nun nach etwa lOjähriger Förde- 
rung zmn Abschluß gebracht wird. 

Die beendeten und jetzt auslaufenden Forschungs- 
vorhaben führten zu folgenden Schwerpunkten: 

— Weiterentwicklung der Gerätetechnik (z, B, 
Femerkundungssystem DIGHEM, Bohrloch- 
magnetometer, mobile Röntgenfluoreszensanla- 
ge, Scherwellenseismik) 

— Verbesserung der Such- und Auswertemethodik 
(z. B, Multielementuntersuchungen, kombinierte 
interaktive Dateninterpretation, in-situ Daten- 
auswertung) 

— Untersuchung lagerstatten hoff iger Bereiche in 
der Bundesrepublik Deutschland, so z. B, im 
Harz und Rheinischen Schiefergebirge, der ost- 
bayerischen Trias und der nördlichen Eifel 

— Lagerstättenforschung, z. B, Entwicklung von 
Genese- Mod eilen, Erprobung neuer geochemi- 
scher und geophysikalischer Methoden in Brasi- 
lien, China, Indonesien, Kanada, Oman. Peru 
und Philippinen 

— Verbesserung der Abbaubedingungen durch 
Versatzverfahren und Verbesserung bohrtechni- 
scher Komponenten für das Schürfbohren, 
Grundlegende Untersuchungen zur hydrauli- 
schen Förderung von Erzen und zur rechnerge- 
stützten Auslegung von Tagebauen, 

Viele der grundsätzlichen Arbeiten haben Emgang 
in Folgeuntersuchungen der Industrie gefunden. 


MeiaUische Rohstoffe 

Nach Abschluß des Rohstofforschungsprogramms 
im Jahre 1984 und dem Auslaufen des Stahlfor- 
schungsprogramms im Jahre 1985 konzentrieren 
sich die FÖrderungsmaßnahnjen des Bundesnüiii- 
ster für Forschung und Technologie auf wenige 
Schwerpunkte aus dem Bereich der NE- und Fe- 
Metallurgie, Sie haben ira Schwerpunkt Aufberei- 
tung vor allem zum 2^el, neue Verfahren der Aufbe- 
reitung von armen und komplexen Erzen auch in 
Zusammenarbeit mit Ländern der Dritten Welt zu 
entwickeln und Sekundärrohstoffe wie Schlämme, 
Halden und Stäube zu verwenden. Im Schwerpunkt 
Metallurgie zielen sie auf die Entwicklung neuer 
metallurgischer Verfahren ab, die den schwierigen 
Rohstoffen angepaßl sind, möglichst energiespa- 
rend und mit hoher Produktivität arbeiten und den 
Um weltschütz bestimmun gen gerecht werden. In 


beiden Schwerpunkten sollen die Maßnahmen dazu 
beitragen, die Leistungsfähigkeit des stark export- 
orientierten Anlagenbaus zu erhalten und die Spit- 
zenstellung der deutschen metallurgischen Technik 
zu sichern. 

Internationale Aktivitäten auf dem Gebiet sind die 
COST- Programme Gießereitechnologie und Werk- 
stoffe für Dampfmaschinen sowie das Programm 
Primäre und Sekundäre Rohstoffe der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften. Die Bundesre- 
publik Deutschland beteiligt sich an diesen Pro- 
grammen. 

Der ßtxndesminister für Winschaft unterstützt im 
Rahmen seines Förderprogramms zur Aufsuchung 
von mineralischen Rohstoffen und Erdgas Projekte 
der deutschen Industrie zur Erschließung neuer 
Rohstoffquellen im in- und Ausland, sofern von die- 
sen Vorhaben ein Beitrag zur Verbesserung der 
Rohstoffversorgung der Bundesrepublik E^utsch- 
land oder der Europäischen Gemeinschaft zu er- 
warten ist. 

Gefördert wird das Aufsuchen solcher minerali- 
scher Rohstoffe, die auf lange Sicht, auch unter Be- 
rücksichtigung der Substitutionsmöglichkeiten, für 
die deutsche Wirtschaft von erheblicher Bedeutung 
sind und bei denen mittel- oder langfristig mit län- 
ger anhaltenden Versorgungsschwierigkeiten zu 
rechnen ist 

Die für diesen Zweck zur Verfügung gestellten Mit- 
tel werden aber nicht als Ausgaben für Forschung 
und Entwicklung angesehen und sind deshalb auch 
nicht in den Zahlenangaben dieses Berichts enthal- 
ten. 

Im Rahmen der finanziellen und technischen Zu- 
sammenarbeit mit Entwicklungsländern fördert der 
BundcÄminister für tmrtschaftliche Zusammenar- 
beit auch Vorhaben der Rohstofferkundung und 
Rohstoffgewinnung, Dabei handelt es sich um geo- 
wissenschaftüche Untersuchungen, z. B, der Lager- 
stattenkunde, Studien und bergbauliche Folgemaß- 
nahmen. 

Dabei werden geowissenschaftliche Institutionen 
der Entwicklungsländer bei der Erkundung und 
Entwicklung mineralischer Rohstoffe — sowohl zur 
Deckung des Eigenbedarfs als auch für den Export 
— unterstützt. 

Methodische Grundlagen hierfür werden erarbeitet 
und in die Entwicklungsländer transferiert, z. B. iso- 
topengeochemische Untersuchungen für die Koh- 
len wasserstoffprospektion und aerogeophysikali- 
sche Messungen für die Erzprospektion oder die 
Grundwassersuche. Hierbei kommt der Aus- und 
Fortbildung von Fachkräften der Entwicklungslän- 
der große Bedeutung zu. 

Bei der partnerschaftliehen Zusammenarbeit mit 
den Entwicklungsländern berücksichtigt die Bun- 
desrepublik Deutschland als rohstoffarmes Land 
auch ihr Eigeninteresse an der Förderung von Vor- 
haben im Bereich der mineralischen Rohstoffe. 
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Ausgaben des Bundes für Rohstoff Sicherung 
— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1982 1983 1984 

1985 1986 

Wissenschafts- 
ausgaben . ^ . 

darunter FuE . , 

116 Ul 100 

92 89 78 

64 52 

50 30 


Ausgaben des Bundes für 
Geowissenschaften und Eohstoifsicherung 

— in Mio DM — 



Ist 

SoU 

1982 1983 19S4 

1985 1986 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE . , 

210 207 206 

149 147 146 

148 146 

108 106 


2.15 Förderberefch P; 

Raumordnung und Städtebau; BauforscHung 
P 1: Rainnordnung; Städtebau; Wohnungswason 


Gmndsaufragen der Wohtiungs*, Städtebau- und 
/? Q umordn ujigspol itik 

Die Forschung auf den Gebieten der Raumordnung, 
des Städtebaus und des Wohnungswesens zielt im 
Rahmen der Zuständigkeit des Bundes darauf ab, 
wissenschaftliche Grundlagen für die Erfüllung von 
Ressortaufgaben des Bund es mini st ers für Raum- 
ordnung, Bauwesen und Städtebau {BMBau) bereit- 
zustellen und fortzuentwickeln (Ressortforschung), 
Dazu werden im wesentlichen Forschungsaufträge 
an wissenschaftliche Institute und einzelne Wissen- 
schaftler vergeben (Projektforschung). Daneben lei- 
stet die Bundesforschungsanstalt für Landeskunde 
und Raumordnung als nicht rechtsfähige For- 
schungseinrichtung des Bundes wissenschaftliche 
Dienste und eigene Forschung auf den Gebieten der 
Raumordnung und des Städtebaus. 

Aktuelle Themenfelder der Projektforschung sind 
im wesentlichen 

— im Bereich der Raumordnung die Aspekte des 
Öffentlichen Nahverkehrs, regionale Energiever- 
sorgungskonzepte. Probleme regionaler Initiati- 
ven zur Be sch äftigungs Sicherung 

— im Bereich des Städtebaus und Städtebaurechts 
die Fragen der StadtökoLogie, des Baulandbe- 
darfs und der Flächennutzung, der Entbürokra- 


tisierung des Bauens und Vereinheitlichung des 
Städtebaurechts (Baugesetzbuch), der Stadter- 
neuerung und städtebaulichen Gewerbeentwick- 
iung 

— im Bereich des Wohnungswesens die Verände- 
rungen auf den Wohnungsmärkten, Funktionen 
des Wohngeldes und des Sozialwohnungsbestan- 
des, Probleme von Wohnungsumwandlungen 
und Zwangsversteigerungen, Verbesserung der 
wohnungsstatistischen Grundlagen. 

Die Ergebnisse der Forschungsarbeiten finden un- 
mittelbar in der Ressortarfaeit Verwendung. Als 
Beispiele sind hervorzuheben: 

— Forschungsbeiträge zur Novellierung des Wohn- 
geldgesetzes 

— Projekte der Rechtstatsachenforschung für den 
Referentenentwurf zum Baugesetzbuch 

— Arbeiten für die von der Bundesregierung be- 
schlossenen „Schwerpunkte der Raumordnung" 
(Bundestags-Drucksache 10/3146 vom 3. April 
1985) und zum Baulandbericht des BMBau. 

In den kommenden Jahren behalten die Arbeiten 
zur Entbürokratisierung des Bauens und zur 
Rechtsvereinheitlichung ihr Gewicht Die Fragen 
der Stadtökologie gewinnen an Bedeutung. Im Be- 
reich des Wohnungswesens sollen künftig Fragen 
der effizienten und der sozialverträglichen Nutzung 
des öffentlich geförderten und freifinanzierten 
Wohnungsbestandes, die weitere Entwicklung des 
Wohngeldes sowie die Finanzierung der Eigentums- 
bildung schwergewichtig behandelt werden. 


ExpeTimenteller Wohnmigu* und .Scädte^au 

Maßnahmen des experiraen teilen Wohnungs- und 
Städtebaus sind Modellvorhaben sowie Versuchs- 
und Vergleichsbauvorhaben; sie werden wissen- 
schaftlich begleitet und ausgewertet. Es handelt 
sich auch hier im Rahmen der Bundeszuständigkeit 
um angewandte Ressortforschung des BMBau, die 
deirauf gerichtet ist, Entscheidungshilfen zur sach- 
gemäßen Erfüllung der Fachaufgaben im Zusam- 
menhang mit Wohnungs- und Städtebau zu gewin- 
nen. 

Das Verfahren ist in Richtlinien geregelt. Danach 
teilt der Bund den Ländern die Forschungsthemen 
zur Erörtenmg mit Die Länder schlagen dem Bund 
geeignete Objekte aus dem Bereich der Stadter- 
neuerung und des sozialen Wohnungsbaus vor. 

Wichtige Forschungsfelder des experimentellen 
Wohnungs- und Städtebaus sind zur 

— Kosten- und flächensparendes Bauen, Mehrge- 
nerationen- Wohnungen 

— Fragen der Stadterneuerung (u. a. Brachflächem 
Probleme, Verfahrensvereinfachung, Baulücken- 
bebauung) 

— ökologisch angepaßtes Planen und Bauen, Ener- 
gieeinsparung 
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— Nachbesserung von Großsiedlungen der 50er bis 
70er Jahre. 

Die Ergebnisse im Bereich des kastensparenden 
Bauens haben in den letzten Jahren breite Beach- 
tung und zunehmend Anwendung gefunden. Aus 
dem Bereich der Stadterneuerung sind Erkennt- 
nisse in die Novelle 1984 zum Städtebauförderungs- 
gesetz (Verfahrens Vereinfachung) sowie in den Ent- 
wurf eines Bau ge setzbuch es eingeflossen; dieser 
Bereich bleibt aktuell. In den Vordergrund rücken 
die baubioiogischen Fragestellungen sowie das 
Thema „Nachbesserung von Großsiedlungen*" (Pro- 
bleme im Sozialwohnungsbestand). Neue Fragen 
können sich in Zukunft ferner im Zusammenhang 
mit der beabsichtigten Überprüfung der Baunut- 
zung s Verordnung steilen. 

Auch einige Forschungsaktivitäten der Bundesre- 
gierung auf dem Gebiet der Verkehrswirtschaft und 
des Straßenwesens tragen Raumordnungsgesichts- 
punkten Rechnung; die darauf entfallenden Mittel 
sind in der nachstehenden Tabelle mit enthalten. 


Ausgaben des Bundes für Raumordnung, 
Städtebau, Wohnungswesen 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1982 1983 1984 

1965 1986 ; 

Wissenschafts- 

ausgaben 

darunter FuE . . 

I2I 118 100 

89 86 76 

90 85 

70 65 


P 2: Bayforschung uf^ -tochnik Stfaßenbauforsobung 


Bautechnische Enttüicklung und Innovation 

Grundlage der Forschungsförderung des Bundes- 
ministers für Forschung und Technologie (BMFT) 
ist das Rahmenprogramm von 1980, Als Motiv liegt 
die Tatsache zugrunde, daß, solange ein überwie- 
gender Teil der ßauleistungen unmittelbar aus 
Steuermitteln bezahlt und der gesamte Rest steuer- 
relevant finanziert wird, der Staat an niedrigen 
Baukosten interessiert sein muß, die wesentlich 
auch von weiteren Produktivitätsverbesserungen 
abhängen. Hinzu kommen ttberlegungen zur staat- 
lichen Daseinsvorsorge insbesondere in den Berei- 
chen Umwelt, Sicherheit und Kuiturgüterschutz. 

Bei der Auswahl konkreter Förderungsmaßnahmen 
werden zeitlich begrenzte FuE-Schwerpunkt-Aufga- 
benbereiche gebildet, um die Mittel zu bündeln und 
so einzelne Initialzündungen in ihrer Summe über- 
kritisch werden zu lassen. Damit soll auch durch 
Förderung guter Beispiele ein Anreiz für die Bau- 
branche gegeben werden, aus Eigeninitiative und in 
Eigenverantwortung ohne Unterstützung durch den 


Staat mehr in Forschung und Entwicklung zu inve- 
stieren. 

Bisher wurden nach dieser Philosophie Folgende 
Themenbereiehe aufgearbeitet: 

— Grundwasserschonende Bauweisen 

— Lärmschutzmaßnahmen an Verkehrswegen 

— Maßnahmen zur Energieeinsparung bei der 
Raumheizung für Neubauten 

— Unterirdische Verfahren zur Erstellung von Ver- 
und Entsorgungsleitungen 

— Wirtschaftliche Altbaumodernisierung 

— Korrosionserscheinungen an Betonbauwerken. 

Es soll nicht behauptet werden, daß nun alle Pro- 
bleme dieser Aufgabengebiete wissenschaftlich auf- 
gearbeitet sind. Es wird Jedoch davon ausgegangen, 
daß die zeitlich begrenzte Schwerpunktförderung 
dazu geführt hat, daß diese Arbeitsgebiete auch 
ohne staatliche Förderung weitergeführt werden. 

Für die nächste Zukunft soll auf folgenden Gebie- 
ten gefördert werden; 

— Substanzerhaltung kulturhistorisch bedeutsa- 
mer Bauwerke 

— Einführung von CAD/CAM im Bauwesen 

— Reci^cling-Baustoffe 

— Brandschutz, insbesondere bei Stahl- und Stahl- 
verbundbauwerken 

— Energieeinsparung durch wärmetechnische Ver- 
besserung des Altbaubestandes, 

Neben der Förderung einzelner Projekte ist beab- 
sichtigt, verstärkt die Aufmerksamkeit der Umset- 
zung der Forschungsergebnisse zuzuwenden. Dies 
soll nicht allein durch Vorträge und Berichte, son- 
dern auch durch Einschaltung von Kammern und 
Verbänden als Technologietransferzentren erfol- 
gen, 

Senkung der Baukosten und Rationalisierung des 
Bauvorgangs 

Die Bundesregierung fördert die Bauforschung 
ferner gemäß §9111. Wohnungsbaugesetz zum 
Zweck der Senkung der Baukosten und der Ratio-^ 
nalisienmg des Bauvorgangs im Wege der Projekt 
förderung durch den BMBau (AntTagsforschung). 
Die Forschungsschwerpunkte sind im Baufor- 
schungsprogramm des BMBau genannt Die Pro- 
jektanträge werden mit anderen bauforschungsför- 
dernden Stellen in der Arbeitsgemeinschaft Baufor- 
schung erörtert, in der Bundesressorts, Landesres- 
sorts, wissenschaftlich-technische Vereinigungen 
sowie Wirtschaftsverbände vertreten sind. 

Aktuelle Schwerpunktthemen der Bauforsehimg 
sind vor allem 

— Entwicklung kostensenkender Maßnahmen zur 
Energieeinsparung, beim Wärmeschutz, Schall- 
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schütz, Feuchtigkeitsschutz und bei der Haus- 
technik 

— Untersuchung der Möglichkeiten des Recyclings 
von Hochbaumaterialien 

— Verbesserung von Baukonstruktionen und Bau- 
systemen sowie Bauverfahren 

— Abbau kostenintensiver Anforderungen in bau- 
technischen Regelwerken. 

In der Vergangenheit konnte die Bauforschung 
wichtige Beiträge zu Regelungen der Energieein- 
sparung des Wärmeschutzes von Gebäuden — ein- 
schließlich der Nutzung neuer Technologien wie 
z. B. Solarenergie — liefern. Die Förderung in die- 
sem Bereich hat eine schnelle Reaktion auf die 
Energiekrise ermöglicht. Daneben wurden in den 
letzten Jahren zahlreiche allgemeine Möglichkeiten 
für preisgünstige Wohnkonzepte aufgezeigt Gegen- 
wärtig sind von wachsender Bedeutung die Bemü- 
hungen zur Vereinfachung technischer Regelwerke. 
Hier geht es darum. Möglichkeiten und Risiken ko- 
stensparender technischer Standards näher abzu- 
klären und durch das Auf zeigen der Handlungs- 
spielräume Rahmenbedingungen für Bauinvestitio- 
nen zu verbessern. 


Baufachliche Resaortforschung 

Zu den Forschungsfeldern der genannten Baufor- 
schung sind im letzten Jahr verstärkt bautechni- 
sche Fragestellungen aus dem Bereich der Ressort- 
forschung des BMBau hinzugetreten. Besonderes 
Gewicht werden hier in den nächsten Jahren u. a. 
folgende baufachliche Themen der Ressortfor- 
schung erhalten: 

— Bauschäden an Gebäuden insbesondere im Be- 
reich der Hochbaumaßnahmen und des Woh- 
nungsbestandes des Bundes (vgl. auch Gebäude- 
schädenbericht 1984 des BMBau) 

— Gesundes Bauen und Wohnen 

— Internationale Zusammenarbeit im Bauwesen. 

Hinzu kommen Fragen aus den Bereichen Verein- 
fachung technischer Regelwerke oder Energieein- 
sparung, soweit diese über Aspekte der Baukosten- 
dämpfung und Rationalisierung hinaus reichen. 

Querschnittsaspekt der baufachlichen Ressortfor- 
schung ist jeweils die Erarbeitung bautechnischer 
Entscheidungshilfen für die verschiedenen bundes- 
eigenen Bauaufgaben, 

Die in den Zuständigkeiten des Bundes liegenden 
Projekte der baufachlichen Ressortforschung wer- 
den vom BMBau im Wege der Auftragsforschung 
vergeben. 


Baulicher Zivilschutz 

Die Forschung im Bereich des baulichen ZivUschut- 
zes ist Ressortforschung (Auftragsforschung). Sie 
dient der Erarbeitung und Weiterentwicklung tech- 


nischer Grundlagen zum baulichen Schutz der ZA- 
vilbevölkerung. 

Die entsprechenden Untersuchungen werden auf- 
grund eines Schwerpunktprogramms des BMBau 
in Auftrag gegeben. Ferner werden Erprobungsbau- 
ten gefördert. 

Wichtige Forschungsbereiche sind: 

— Stand- und Brandsicherheit von Bauten 

— Widerstandsfähigkeit von Baustoffen und Bau- 
teilen 

— Anforderungen an Schutzräume sowie an den 
baulichen Schutz öffentlicher Infrastruktur- und 
Versorgungseinrichtungen. 

Die Ergebnisse fließen in technische Richtlinien für 
den Zivilschutz ein. So wurden beispielsweise auf- 
grund neuer Forschungsergebnisse bautechnische 
Grundsätze für Grundschutzräume mittlerer Größe 
sowie eine technische Richtlinie für Raumluftfilter 
erarbeitet und veröffentlicht 

Die &gebnisse dienen ferner vorbereitenden Arbei- 
ten zu einer Neukonzeption des Zivilschutzes. 


Fu£-Au»gaben des Bundes für Bauforschung 
und -technik« Straßenbauforschung 

— in Mio DM — 


Ist 

SoU 

1982 1983 1984 

1965 1986 

101 94 88 

88 79 


Ausgaben des Bundes für Raumordnung 
und Städtebau; Bauforschung 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1962 1963 1984 

1985 1986 

Wissenschaf ts- 
ausgaben 

221 212 188 

189 179 164 

178 165 

158 144 

darunter FuE . . 


') Auch einige Forschungsaktivitäten der Bundesregie- 
rung auf dem Gebiet der Verkehrswirtschaft und des 
Straßenwesens tragen Raumordnungsgesichtspunkten 
Rechnung; die darauf entfallenden Mittel sind in der 
nachstehenden Tabelle mit enthalten. 


2.16 Förderbereich Q: 

Forschung und Entwicklung im 
Emährungsbereich 

Die Ernährungsforschung soll durch die Erarbei- 
tung wissenschaftlicher Grundlagen als Entschei- 
dungsbilfen für die Ernährungs-, Verbraucher- und 
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Gesundheitspolitik der Bundesregierung dazu bei- 
tragen* daß die Bevölkerung mit gesundheitlich un- 
bedenklichen und qualitativ hochwertigen sowie 
preiswerten und ausreichend verfügbaren Lebens- 
mitteln versorgt wird, Schwerpunkte der Aktivitä- 
ten in diesem Bereich sind insbesondere 

— Qualitätsforschung an Lebensmitteln, insbeson- 
dere Qualitätsbestimmung (Nährwert, Genuß- 
wert, Eignungswert), Erarbeitung von Vorschlä- 
gen zur Qualitätserhaltung und ^Verbesserung 
und Entwicklung neuer Nahrungbprudukte 

— Ernähningsphysiologie, insbesondere gesund- 
heitliche Bewertung von Lebensmitteln und ih- 
ren Bestandteilen, Einflüsse von tebensmittel- 
technologi sehen Verfahren auf die essentiellen 
Nährstoffe 

— Lebensmitteltoxikologie, insbesondere Schad- 
stoff-Monitoring (repräsentative Ermittlung der 
Belastung von Lebensmitteln mit Schadstoff- 
rückständen), Bewertung von Schad- und Zu- 
satzstoffen sowie natürlicher Inhaltsstoffe und 
lebensmittel technologischer Verfahren im Hin- 
blick auf eine mögliche toxische Wirkung im 
menschlichen Organismus, Erarbeitung von 
Vorschlägen zur Vermeidung oder Verminde- 
rung unerwünschter Stoffe 

— Emährungsverhaltensforschung, insbesondere 
Analyse der Verzehrsgewohnheiten sowie der 
Ursachen für Ernährungsfehlverhalten und sei- 
ner Folgen, wie Mangelerscheinungen, Überge- 
wicht, Krankheiten, Entwicklung von zielgrup- 
pen gerechten Kommunikationsstrategien für 
die Verbraucheraufklärung 

— Emährungsökonomie und Marktforschung, ins- 
besondere marktwirtschaftliche, kalkulatorische 
und kü che ntechni sehe Untersuchungen zur be- 
darfsgerechten Ernährung in Privathaus halten 
und in der Außer- Haus-Verpflegung, Analyse 
der Warenströme, Vermarktungsstrukturen, 
Distribution und Verarbeitung im Emährungs* 
ge werbe. 

Instrumente der Forschungsförderung: 

— Unterhaltung (institutioneile Finanzierung) 
folgender Einrichtungen 

O im Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(BML) 

Bundesforschungsanstalt für Ernährung 
Bundesanstalt für Milchforschung 
Bundesanstalt für Fleischforschung 
Bundesforschungsanstalt für Getreide- und 
Kartoffelverarbeitung 
Bundesanstalt für Fettforschung 

O im Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Jugend, Familie und Gesundheit 
(BMJFG) 

Bundesgesundheitsamt mit dem Max von 
Pettenkofer-Insütul, dem Institut für Sozial- 
medizin und Epidemiologie und dem Institut 
für Veterinärmedizin (Robert von Ostertag- 
Insütut) 


— Beteiligung an der institutioneilen Förderung 
f o 1 ge nde r For schung sein richtu n ge n 

O jm Geschäftsbereich des BML 

Fraunhofer- Institut für Lebensmitteltechno- 
logie und Verpackung 

Deutsche For schung sanstalt für Lebensmit- 
telchemie 

O im Geschäftsbereich des BMJFG 

Forschungsinstitut für Kinderernährung 
Dortmund 

Diabetes-Forschungsinstitut Düsseldorf 
Deutsche Gesellschaft für Ernährung 

— Finanzierung von Forsch ungsaufträgen insbe- 
sondere durch BMFT, BML, BMJFG und BMZ, 
z. B. gemeinsame Förderung von FuE-Vorhaben 
durch BMFT und BMJFG in den Bereichen „Er- 
nährung und Zivilisationskrankheiten" sowie 
„Ernährungsberatung" zur Ermitttung von Ge- 
sundheitsrisiken in der Ernährung, die seit 1962 
zu Forschungsaufträgen mit einem Gesamtmit- 
tel volumen von 10 Mio DM geführt hat 

Wesentliche Ergebnisse der Forschung im Ernäh- 
rungsbereich sind u. a. 

— die Verbesserung der Lebensmittelqualitat 
durch Erarbeitung wissenschaftlicher Grundla- 
gen und Methoden für 

O eine den Ernährungsbedürfnissen angepaßte 
Produktion von Agrarprodukten 

O Verfahren zur Vermeidung bzw, Verminde- 
rung unerwünschter Stoffe (wie Schwerme- 
talle und Mykotoxine) sowie zur Erhaltung 
und Komplementierung der für eine ausge- 
wogene Ernährung notwendigen Inhalts- 
stoffe (wie Vitamine und Spurenelemente) 

O Verfahren zur Verlängerung der Haltbarkeit 
von Lebensmitteln 

— die Verbesserung des Verbraucherschutzes und 
der Ver braueherau fkiärung durch 

O die Erarbeitung von Qualitätsnormen für Le- 
bensmittel 

O die Erarbeitung von wirksameren und 
schnelleren Methoden zur Lebensmittelüber- 
wachung 

O die Gewinnung gesicherter Erkenntnisse 
über die Wirkungen der Fehlernährung. 

Die bisherigen Ergebnisse haben zweifellos dazu 
beigetragen, die Ernährungssituation der Bevölke- 
rung zu verbessern. Die meisten Lebensmittel ha- 
ben heute eine nachweislich höhere Qualität als 
früher, auch wenn in der Öffentlichkeit infolge ein- 
zelner spektakulärer Verfehlungen häufig der ge- 
genteilige Eindruck entsteht: hier ist auch eine 
nachhaltige Verbesserung der Öffentlichkeitsarbeit 
erforderlich. 

Die Emährungaforschung wird sich zukünftig auch 
der neueren Methoden der Biotechnologie bedie- 
nen. Klassische Verfahren der Biotechnologie fin- 
den im Bereich der Nahrungsmitteigewinnung und 
-Verarbeitung in Form der Fermentationstechniken 
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bei Milch- und Fleischprodukten sowie Obst und 
Gemüse (Konservierung, Vergärung) seit langem 
eine breite Anwendung. Neben der Gewinnung 
neuer Nahrungsmittel auf mikrobieller Basis spie- 
len für zukünftige Anwendimgen die genetische 
Verbesserung der eingesetzten Bakterien und FHlze 
und die biotechnologische Gewinnung von Enzy- 
men und natürlichen Aromastoffen eine entschei- 
dende Rolle. Letztere Einsatzmöglichkeiten können 
in Teilbereichen zu erheblichen Kosteneinsparun- 
gen und höheren Produktquaiitäten gegenüber her- 
kömmlichen Verfahren fuhren. Durch verbesserte 
Konservierungsmethoden können die Haltbarkeit 
erhöht, das Risiko mikrobieller Lebensmittelvergif- 
tungen vermindert, der Einsatz von ZusaUstoffen 
verringert, toxikologisch problematische Rück- 
stände vermieden und Energie eingespart werden. 

Institutionelle Kooperation aufgrund bilateraler 
Abkommen und Absprachen gibt es mit einer Reihe 
von Staaten, so z, B. mit den Ländern Westeuropas, 
mit den USA, mit Kanada und der Volksrepublik 
China. Darüber hinaus findet eine enge Zusammen- 
arbeit im Rahmen supra- und internationaler Orga- 
nisationen (z. B. EG, OECD, FAQ, WHO etc.) statt. 


Ausgaben des Bundes für Forschung 
und Entwicklung im Emährungsbe reich 

— in Mio DM — 



Ist 

SoU 

1982 1983 1984 

1985 1986 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE . , 

79 82 82 

73 76 76 

81 85 

75 70 


2.17 Förderbereich R: 

Forschung und Entwicklung in der Land- und 
Forstwirtschaft sowie der Fischerei 

Ziel der Forschung ist es. durch die Erarbeitung 
wissenschaftlicher Grundlagen als Entscheidungs- 
hilfen für die Agrarpolitik^) der Bundesregierung 
daran mitzuwirken, daß die Bevölkerung bedarfsge- 
rechte Agrarerzeugnisse ^) zu angemessenen Prei- 
sen erhält und daß die in der Landwirtschaft Täti- 
gen mit Hilfe kostengünstiger sowie umweit- und 
ressourcenschonender Produktions- und Verarbei- 
tungsverfahren ein angemessenes Einkommen er- 
wirtschaften können. Schwerpunkte der Aktivitä- 
ten in diesem Bereich sind insbesondere 

— in der Landwirtschaft (einschl. Gartenbau) 

O Verbesserung der Ertrags-Aufwands-Rela- 
tion in der pflanzlichen und tierischen Pro- 
duktion 


*) einschließlich Gartenbau, Forst- und Holzwirtschaft so- 
wie Fischerei 


O Qualitätserhaltung und -Verbesserung von 
Nahrungs- und Futtermitteln bei der Produk- 
tion. Ernte. Konservierung und Lagerung 

O Entwicklung und Optimierung integrierter 
Pflanzenproduktionssysteme 

O Erschließung konventioneller und unkonven- 
tioneller Rohstoffressourcen für Nahrungs- 
und Nichtnahrungszwecke 

O Entwicklung und Optimierung umweltscho- 
nender Verfahren der Agrarproduktion 

O Tierschutz 

O sozioökonomische Entwicklung 

O Verbesserung der land- und forstwirtschedtli- 
chen Erzeugung sowie der Ernährungsbedin- 
gungen in der Dritten Welt 

— in der Forst- und Holzwirtschaft 

O Erhaltung und Verbesserung der Nutz-, 
Schutz- und Erholungsfunktion des Waldes 

O Elrhaltung einer leistungsfähigen Forst- und 
Holzwirtschaft 

O Entwicklung hochwertiger Holzprodukte 

O Erhaltung eines den ökologischen sowie den 
land- und forstwirtschaftlichen Erfordernis- 
sen angepaßten artenreichen Wildbestandes 

— in der Fischerei 

O Elrheütung einer leistungsfähigen deutschen 
Fischerei 

O QuaJltätserhaltung und -Verbesserung von 
Fischereiprodukten sowie Entwicklung 
neuer Verarbeitungs- und Konservierungs- 
verfahren 

O Bekämpfung der Verschmutzung des Meeres 
und der Binnengewässer. 

Instrumente der Forschungsförderung sind: 

— Unterhaltung (institutionelle Finanzierung) fol- 
gender Einrichtungen im Geschäftsbereich des 

BML 

O Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 
Braunschweig-Völkenrode 

O Biologische Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft 

O Bundesforschungsanstalt für Viruskrankhei- 
ten der Tiere 

O Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung 
Geilweilerhof 

O Bundesforschungsanstalt für gartenbauliche 
Pflanzenzüchtung 

O Bunde.sforschungsanstalt für Forst- und 
Holzwirtschaft 

O Bundesforschungsanstalt für Fischerei 

— Beteiligung an der institutioneilen Förderung im 

Geschäftsbereich des BML 

O Forschungsanstalt für Weinbau, Gartenbau, 
Getränketechnologie und Landespflege 
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O Forschungsgesellschaft für Agrarpolitik und 
Agrarsoziologie e. V. 

im Geschäftsbereich des BMZ 

O 13 internationale Agrarforschungszentren ira 
Rahmen der Wellbankberatungsgruppe für 
Internationale Agrarforschung 

— die Finanzierung von Forschungsaufträgen. 

Zukünftige Schwerpunkte der Agrarforschung sind 
insbesondere 

— Schutz und Erhaltung von Boden und Wasser 
sowie nachhaltige Verbesserung der Boden- 
fruchtbarkeit 

— Verbesserung des Pflanzenbaus durch inte- 
grierte Produktionssysteme und Nutzung bio- 
technischer/gentechnischer Verfahren 

— Verbesserung der Tierproduktion durch Nut- 
zung biotechnischer/gentechnischer Verfahren 

— Entwicklung und Erschließung von Produktions- 
alternativen 

— Erhaltung von Lebensräumen für wildlebende 
Pflanzen und Tiere, insbesondere durch Elxtensi- 
vierung oder Umstellung der landwirtschaftli- 
chen Produktion sowie Flächenstillegungen 

— Entwicklung und Erschließung neuer Erwerbs- 
möglichkeiten für Landwirte 

— Verbesserung der Berufsbildung und Beratung. 

Es wird deutlich, daß auch hier, wie in der Ernäh- 
rungsforschung, die Biotechnologie zukünftig eine 
bedeutende Rolle spielen wird. Im Forschungsbe- 
reich des BML ist deshalb eine besondere Arbeits- 
gruppe „Biotechnologie/Gentechnik*' eingerichtet 
worden, die z. 2L dabei ist, ein konkretes For- 
schungsprogramm zu entwickeln. 

Für internationale Aktivitäten gelten die Ausfüh- 
rungen zum Schwerpunktbereich Ernährungsfor- 
schung entsprechend. Im Hinblick auf die entwick- 
lungsländerrelevanten Aktivitäten gibt es eine von 
BML und BMZ eingerichtete Arbeitsgruppe „Tropi- 
sche und Subtropische Agrarforschung“, die die 
Bundesregierung insbesondere bei der Förderung 
der zuvor erwähnten 13 internationalen Agrarfor- 
schungszentren der CGIAR unterstützt 


Ausgaben des Bundes für Forschung und 
Entwicklung in der l.and- und Forstwirtschaft 
sowie der Fischerei 

— in Mio DM — 



Ist 

SoU 

1982 1983 1984 

1985 1966 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE . . 

222 237 241 

191 204 207 

248 248 

213 214 


2.18 Förderbereich S: 

Bildungs- und Berufsbildungsforschung 

Die Bildungs- und Berufsbildungsforschung dient 
der Erfüllung der Ressortaufgaben des Bundesmi- 
nisters für Bildung und Wissenschaft 


Aufgaben sind: 

— Verbesserung der Kenntnisse über das Bil- 
dungswesen und seine Beziehungen zu anderen 
Lebens- und Politikbereichen 

— Bereitstellung qualitativer und quantitativer 
Planungs- und Elntscheidungsgrundlagen 

— Untersuchung der Auswirkungen der jeweiligen 
Maßnahmen 

— Schaffung von Grundlagen für die Information 
der Fachöffentlichkeit 

Neben Vorhaben der ressortbezogenen Bildungsfor- 
schung werden Institutionen der Bildungsfor- 
schung, Modellvorhaben und ihre wissenschaftliche 
Begleitung sowie Wissenschaft und wissenschaftli- 
cher Nachwuchs gefördert: 

Die Bildungs- und Berufsbildungsforschung glie- 
dert sich in folgende Schwerpunkte und Seichge- 
biete: 


Stärkung der beruflichen Bildung 

Mehr als 60 % der Jugendlichen erlernen einen Be- 
ruf im dualen System der beruflichen Bildung. Die 
Entwicklung der beruflichen Bildung muß den tech- 
nischen, wirtschaftlichen und gesellscheiftlichen 
Anforderungen entsprechen. Der Forschungsbedarf 
zur Vorbereitung der Entscheidungen, die der Bund 
zu treffen hat wird vor allem vom Bundesinstitut 
für Berufsbildung (BIBB) abgedeckt Das For- 
schungsprogramm des BIBB ist mit dem Bundesmi- 
nister für Bildung und Wissenschaft (BMBW) abge- 
slimmt und wird von ihm genehmigt 

Ergänzend werden in diesem Bereich folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 

— Verbesserung von Inhalt und Methodik der be- 
ruflichen Bildung insbesondere mit Blick auf 
den technischen und wirtschaftlichen Struktur- 
wandel 

— Stütz- und Fördermaßnahmen in der beruflichen 
Bildung für Abbrecher und potentielle Abbre- 
cher der beruflichen Bildung, die von der Ar- 
beitslosigkeit besonders betroffen sind. 


Sickerung der Leistungsfähigkeit der Hochschulen 

Durch mehr qualitativen Wettbewerb innerhalb des 
Hochschulsystems sollen die wissenschaftlichen 
Leistungen in der Aus- und Weiterbildung sowie in 
der Forschung gesteigert werden. 
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Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 

— Hoch Schulsystem und Studienangebote ein- 
schließlich Postgraduiertenstudien gange 

— Ausbau des Fernstudiums zu einem integrierten 
Bestandteil des Bildungswesens der Bundesre^ 
publik Deutschland 

Entwicklung von We iterb i Id ungs an geboten (Ein- 
beziehung der Präsenzhochschulen, Intensivie- 
rung der Kooperation von Bildungseinrichtun- 
gen untereinander) 

— Forschung und Wissenschaftstransfer 

Die Kooperation zwischen Hochschule, Wirt- 
schaft und Arbeitswelt ist zu intensivieren. 

Attsbau der Weiterbildung 

Technische und wirtschaftliche Entwicklungen so* 
wie soziale Veränderungen führen dazu, daß sich 
die Anforderungen im Beruf, Familie und Gesund- 
heit ständig wandeln. Um diesen Anforderungen ge- 
recht werden zu können, ist der Einzelne zuneh- 
mend auf Angebote der WeiterbÜdung angewiesen. 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 

— Aufgaben, Struktur und Funktion von Weiterbih 
düng, insbesondere Fragen des Weiterbildungs- 
bedarfs, Entwicklung erwachsenengerechter di- 
daktischer Konzepte und Hilfen, unterschiedli- 
cher Angebotsformen wie Fernunterricht und 
Medienverbund, Fragen der Finanzierung der 
Weiterbildung der verbesserten Abstimmung 
und Kooperation zwischen den Trägem der Wei- 
terbildung und mit anderen Bildungsbereichen 
sowie der Praxis 

— Allgemeine Weiterbildung 

— Berufliche Weiterbildung 

— Weiterbildendes Studium. 


Stärkere Ausrichtung des Bildungswesens auf das 
Beschäftigungssystem 

Notwendig ist eine regelmäßige Analyse der Über- 
gänge zwischen Bildungswesen und Beschäfti- 
gungssystem sowie derjenigen Entwicklungen im 
Beschäftigungssystem, die Folgerungen für inhaltli- 
che und organisa torisch -strukturelle Maßnahmen 
im Bildungswesen nahelegen. 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 

— Auswirkungen des Be sc häftigungs Systems auf 
Qualifikationsanforderungen und Arbeitsmög- 
lichkeiten für Absolventen der verschiedenen 
Bildungsbereiche 

— Beschäftigungsmöglichkeiten für Absolventen 
aus Lehramtsstudiengängen 


— Ausbildungs- und Berufsalternativen für Stu- 
die nberechügte durch ein verstärktes Angebot 
von alternativen Ausbildungsmöglichkeiten 

— Übergänge zwischen Bildungswesen und Be- 
sch äfti gung s sys tem 

Die Analyse des Übergangsverhallens soll dazu 
beitragen. Umfang und zeitliche Abfolge der 
Übergänge sowie der zugrunde liegenden Mo- 
tive und Vorstellungen über Berufs- und Lebens- 
planung, aber auch Ausmaß und QuaUfikations- 
iiivtitiLt dtfr Zugänge zum Beschäftigungssystem 
präziser zu erfassen, um Schwächste llen und 
Engpässe zu identifiziei'en und daraus bildungs- 
poiitische Folgerungen zu ziehen. 


Neue Technologien und Medien im Bildungswesen 

Die neuen Informations- und Kommunikationstech' 
niken gewinnen für das Bildungswesen als Gegen- 
stand von Lernprozessen und als Mittel für die Ge- 
staltung des Lehrens und Lernens, die Informa- 
tionsbeschaffung, 'Speicherung und -Weitergabe zu- 
nehmend an Bedeutung. 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 

— Neue Technologien einschließlich Anwendungen 
der Mikroelektronik 

Sie verlangen neuartige Quahfikatianen in allen 
Bereichen, vor allem grundlegende Kenntnisse 
und Fähigkeiten imd darauf aufbauende berufli- 
che Qualifikationen 

— Nutzung von Medien im Bildungswesen bei der 
Iniormationsbeschaffung und -Verarbeitung, der 
Unterstützung des SelbsÜernens, zur Illustra- 
tion des Unterrichtsstoffes, Unterricht im Me- 
dienverbund. Aufgaben sind die Untersuchung 
der sinnvollen Verwendbarkeit in Bildungspro- 
zessen und Entwicklung beispielhafter Medien* 
angebote 

— Medienerziehung von Kindern und Jugendli* 
eben zu einem vernünftigen Umgang mit den 
Angeboten der Medien 

— Untersuchungen und Modetlvorhaben zu neuen 
Verfahren der Bibliotheksarbeit, Unterstützung 
bei der Zielgruppenarbeit und der Benutzerbera- 
tung, Einsatz neuer Medien im Zusammenhang 
mit Aufgaben aus dem Bibliotheks bereich. 


Mehr Chancengerechtigkeit bei der 
Büdungsbeteüigung und BerufsvorbeTeitung 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet; 

— Förderung der Teilnahme an Qualifikationspro* 
zessen (Ausbildungsfördening, wissenschaftli- 
cher Nachwuchs, Auslandsauf enthalle) 

— Ausländische Studenten 
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— Förderung besonderer Begabungen. Wettbewer- 
be. Die materielle und immaterieUe Förderung 
muß den Hochbegabten geeignete Möglichkei- 
ten für die Entfaltung ihrer Anlagen bieten, da- 
mit sie unter Berücksichtigung der Gesamtper- 
sönlichkeit zu einem Höchstmaß an Leistungen 
kommen können. Eine Reihe von bisher ungelö- 
sten Fragen sind durch Forschungsvorhaben zu 
klären. 

— Verbesserung von Bildungschancen von Frauen 
und Mädchen. Zwei Drittel der nicht vermitteh 
ten Ausbildungsplatzbewerber sind Mädchen. 
Die Mädchen sind auf wenige nicht gewerblich- 
technische Aiisbildungsberufe konzentriert. 
Hieraus ergeben sich für das Bildungswesen 
Probleme und Aufgaben. Weiter kommt es dar- 
auf an. Weiterbildungsangebote zu entwickeln, 
die Frauen eine Wiedereingliederung ins Berufs- 
leben ermöglichen bzw. erleichterrc 

— ßildungsangebote zur Förderung der Integra- 
tion von Ausländern 

— Angebote für Behinderte 

— Bildungsangebote für bestimmte Lebenssitua* 
tionen (frühe Kindheit, Alter). 


Kunst und Sport im BüdungsweBen^ Büdungaziete 

Bildung soll nicht nur Grundlagenwissen und beruf- 
liche Qualifikation, sondern dem einzelnen auch die 
Fähigkeit vermitteln, sein Leben und seine Umwelt 
verantwortungsvoll zu gestalten. Die Verbesserung 
des musisch-kulturellen Angebots im Bildungswe- 
sen sowie die Entwicklung kulturpolitisch bedeutsa- 
mer Modelle im Bereich der außerschulischen Ju- 
gendbildung und die Zusammenarbeit zwischen 
Schule und kulturellen Einrichtungen sind hierbei 
wichtige Aufgabe. Gleiches gilt für den Sport im Bil- 
dungswesen und in der Freizeit. 

Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 
Sachgebiete bearbeitet: 

— Ausbildung und Beruf der Künstler 

— Bildung und Kultur, studentische Kulturarbeit 

— Sport im Büdungswesen 

— Auswirkungen gesellschaftlicher Entwicklungen 
auf BÜdungsziele 

Der soziale Wandel, seinerseits beeinflußt durch 
technische und wirtschaftliche En^icklungen 
und die mit ihm einhergehenden Änderungen 
von Strukturen, Normen und Werthaltungen, 
wirken in vielfältiger Weise auf das Bildungswe- 
sen eixu woraus sich Konsequenzen für die Set- 
zung von Sildungszielen und die Gestaltung von 
Inhalten von Bildungsprozessen ergeben. 


Grunddaten zum Büdungswesen, Beratung 

Grundlage jeder Bildungspolitik ist eine ausrei- 
chende Information über die Situation der Bil- 


dungseinrichtungen und der in ihnen lehrenden 
und lernenden Personen. 


Im Bereich dieses Schwerpunkts werden folgende 

Sachgebiete bearbeitet: 

— Teilnahme an Bildung und ihre Verknüpfung 
mit anderen Lebensbereichen 

— Vergleichende Untersuchungen u* a, über das 
Bildungswesen in anderen Staaten und im Hin- 
blick auf die Intensivierung der innerdeutschen 
Beziehungen. 

— Übergänge im Bildungswesen. Sie bilden zusam- 
men mit den Bildungsverläufen das Grundge- 
rüst für das Qualifikationsgefüge der Bevölke- 
rung. 

— Beratung im Bildungswesen, 


Ausgaben Bundes für 
Bilduitgs- und Berufsbild ungsfarschung 

— in MJo DM — 



Ist 

SoU 

1962 1963 1084 

1985 1988 

Wissenschafts- 
ausgaben ...... 

202 170 152 

140 121 112 

166 178 

122 131 

darunter FuE , . 


2.19 Förderbereich T: 

Innovation und varbeaserte 

Robinenbedingyngen 

Ein wesentliches Anliegen der Förderungspolitik in 
Bezug auf die Wirtschaft ist die morktwirtschaft- 
liehe Ausrichtung der Förderinstrumente. Die 
Eigeninitiative der Wirtschaft, vor allem der mittle- 
ren und kleinen Unternehmen soll durch geeignete 
Maßnahmen gestärkt werden. Hierzu zählen insbe- 
sondere die indirekten Maßnahmen zur Förderung 
von Forschung, Entwicklung und Innovation in der 
Wirtschaft, die nachfolgend näher beschrieben wer- 
den'^). 


T 1 : tneürokte Förderung det FuE-Personals In der 
Wirtschaft 

Das seit 1979 laufende FuE- Personalkostenzuschuß- 
programm des Bundesministers für Wirtschaft 
(BMWi) wurde 1985 um eine besondere Förderung 
für zusätzlich eingestelltes FuE-Personal, die aus 


ln diesem Kapitel sind nicht enthalten die indirekten 
Maßnahmen zur Irmovationsfördemng. 


132 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5298 


dem Haiishalt des Bundesministers für Forschung 
und Technologie (BMFT) finanziert wird, erweitert 
und läuft bis 1988. Wesentliches Anliegen der För- 
derkonzeption ist, die personalintensiv forschenden 
kleinen und mittleren Unternehmen in ihren Bemü- 
hungen zur Anpassung an den wirtschaftlich-tech- 
nischen Strukturwandel zu unterstützen und zu- 
sätzliche Impulse für wirtschaftliches Wachstum 
und für die Schaffung neuer Arbeitsplätze zu geben. 
Die Zuschüsse betragen zwischen 25 und 55 % der 
steuerpflichtigen Bruttolöhne und -gehälter des mit 
FuE'befaßten Personals. Die stärkste Förderung er- 
halten Unternehmen mit weniger als 500 Beschäf- 
tigten, die zusätzliches Personal im FuE-Bereich 
einstellen. 

Ebenso wie bisher der Personalkostenzu schuß wi rd 
die Zuwachsförderung von der Arbeitsgemeinschaft 
Industrieller Forschungs Vereinigungen in Köln ab- 
gewickelt Da beide Programmteile in den wesentli- 
chen Elementen (FuE-Personalaufwand als Förder- 
gegenständ, Bruttolöhne und -gehälter als Abrecb- 
nungsbasis, FuE- Definition) eng aufeiofmder abge- 
stimmt sind, können beide Maßnahmen mit einem 
Formular beantragt werden. Bisher haben rund 
15 000 Unternehmen einmal oder mehrmals einen 
Personalkostenzuschuß erhalten. 

In seinem Bericht über die Ergebnisse einer fünf- 
jährigen wissenschaftlichen Begleitforschung 
kommt das Institut für Systemteclinik und Innova- 
tionsforsch ung der Fraunhofer-Gesellschaft e. V., 
Karlsruhe, zu der Schlußfolgerung, daß die FuE- 
Personalkostenzuschüsse die beabsichtigte Auswei- 
tung der PuE-Innovationsaktiviläten der geforder- 
ten kleinen und mittleren Unternehmen zur Folge 
gehabt haben. Die Gutachter ermittelten für das 
Programm, daß rund 60 % der Zuschüsse für zusätz- 
liche Innovationsaktivitäten genutzt wurden. Ähn- 
lich indirekt ansetzende FuE-Förderprogramme in 
den USA, Kanada und Schweden erreichen diese 
Wirkung nicht Die Untersuchung zeigt ferner, daß 
die Unternehmen den Personalkostenzuschuß nut- 
zen, um ihre FuE-Aktivitäten zu verstärken. So 
wird der Zuschuß z. B. zur Finanzierung von FuE- 
Investitionen und -Sachmittein genutzt sowie für 
FuE-Aufträge und zur Erhöhung der FuE-Einsatz- 
Zeilen des vorhandenen FuE-Personals. Die ergän- 
zende Zuwaehsförderung durch den BMFT soll die 
Unternehmen dazu anregen, darüber hinaus das in 
den Unternehmen mit Forschung und Entwicklung 
befaßte Personal verstärkt durch zusätzliche Neu- 
einsteliungen zu erweitern. 


FuE-Ausgaben des Bundes für 
Indirekte Förderung des FuE ^Personals 
in der Wirtschaft 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1962 1983 1984 

1985 1986 

390 375 320 

435 510 


T 2; Verbessenjog des Technologie- und Wissenstransfers 


TechnolQgieiran&feT und ‘bcmrtinp 

Die BMFT-Modenprojekte zur Innovations- und 
Technologieberatung wurden hauptsächlich auf 
kleinere und mittlere Unternehmen konzentriert, 
um sie bei der Erschließung von FuE-Ergebnissen 
bedarfsgerecht zu unterstützen. Die in den letzten 
Jahren erfolgte starke Zunahme derartiger Bera- 
tungsstellen ist als ein wesentlicher Erfolg der Mo- 
dellprojekte zu betrachten und erlaubt somit eine 
schrittweise Beendigung der Förderung, 1905 befan- 
den sich noch drei derartige Projekte in der Förde- 
rung, 

Neben der Beratung mittelständischer Unterneh- 
men werden Beratungsstellen für Arbeitnehmer 
(-verti'eter), Gemeinden und Entwicklungsländer 
gefördert. 


Äuftrag^fomchung und -entwicklung für 
Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft 

Im Februar 1984 wurde die seit 1978 bestehende 
Maßnahme zur Förderung von Unternehmen, die 
Forschungs- oder Entwicklimg sauf träge an externe 
Dritte vergeben, erheblich ausgeweitet Die Summe 
der bewilligten Fördermittel wuchs von 14 Mio DM 
im Jahre 1683 auf 40 Mio DM im Jahre 1985, 

Die Maßnahme ist insbesondere für kleinere Fir- 
men ausgestaltet für die folgende Verbesserungen 
eingeführt wurden: 

— Fördersatz von bisher 30 % wurde für Unterneh- 
men mit einem Jahresumsatz bis zu 50 Mio DM 
auf 40 % erhöht 

— ln die förderfähigen Aufträge wurden in be- 
grenztem Umfang auch solche einbezogen, die 
der Konzeptions- bzw. Planungsphase bei Pro- 
dukt- oder Verfahrensentwicklungen zuzurech- 
nen sind. 

Die Zahl der Anträge pro Jahr in diesem Programm 
ist in dem genannten Zeitraum um 80 % angestie- 
gem 


Forschung, fkoopemtiön ztywchen fndusine 
und FoTschungseinrichtungen 
durch Nachumchsim^senschaßler 

Mit dieser Förderung soll die Umsetzung neuer wis- 
senschaftlicher Erkenntnisse in die Wirtschaft im 
Bereich von Schlüsseltechnologien verbessert wer- 
den. Gleichzeitig erhalten Nachwuchswissenschaft- 
ler, die zu Forschungseinrichtungen entsandt wer- 
den, besondere Qualifmeningschancen in Zu- 
kunftstechnologien. 

Die Förderung besteht darin, daß den Unternehmen 
ein Teil der Personalkosten erstattet wird, wenn sie 
für befristete Zeit junge Mitarbeiter mit Hochschul- 
abschluß an bestimmte Forschungseinrichtungen 
entsenden. Nach den vorliegenden Erfahrungen 


133 


scheint die Förderung gut geeignet, Technologie- 
transfer und Nachwuchsförderung auf kurzem Weg 
zu bewirken. Die Förderung nutzen sowohl große 
als auch kleine Unternehmen. Rund 50 % der Förde- 
rungen gehen an Unternehmen mit unter 500 Be- 
schäftigten. Gut ein Drittel der Kooperationen erfol- 
gen auf dem Gebiet der Informationstechnik. Wei- 
tere Schwerpunkte liegen in der Biotechnologie, der 
Materialforschung und bei den Umwelt- und Recy- 
clingtechnologien. Zu etwa zwei Drittel sind die Ko- 
operationspartner Hochschulinstitute, Ein Drittel 
entfällt auf Kooperationen mit Instituten der Max- 
Planck-Gesellsch€ift, der Großforschungseinrichtim- 
gen. der Fraunhofer-Gesellschaft sowie der Indu- 
striellen Gemeinschaftsforschung. 

Im Haushalt 1986 sind 10 Mio DM an Fördermitteln 
enthalten, so daß rd. 300 Forschungskooperationen 
gefördert werden können. 


FuE-Ausgaben des Bundes für Verbesserung 
des Technologie- und Wissenstransfers 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

22 

22 

30 

57 

68 


T 3: Förderung technologieorlentlerter 
Untemohmensgründungen 

Die Bundesregierung hat diesen Modellversuch im 
Sommer 1983 gestartet, um technologieorientierte 
Untemehmensgründungen und junge Unterneh- 
men besonders zu fördern. Ziel des Versuchs ist es. 
herauszufinden, mit welchen Förderinstrumenten 
derartige Unternehmen bestmöglich gefördert wer- 
den können, um privates Risikokapital zu Engage- 
ments in solchen Firmen anzuregen. 

Zugelassen waren zunächst technologieorientierte 
Unternehmensgründungen in sechs ausgewählten 
Regionen sowie bundesweit Vorhaben, die sich mit 
der Anwendung der Mikroelektronik befassen oder 
die zu mindestens 25 % von Venture-Capital-Gesell- 
schaften finanziert werden. 

Das überraschend starke Echo auf dieses Förde- 
rungsangebot hat die Bundesregierung bewogen 

— die Mittel für den Modellversuch von 100 Mio 
DM auf 325 Mio DM zu erhöhen 

— weitere Zugangsvarianten für Gründungspro- 
jekte zu eröffnen: Vorhaben aus ausgewählten 
Bereichen der Biotechnologie sowie Projekte 
aus 15 Gründerzentren und Technologieparks. 

Bisher wurden 230 Vorhaben (davon 180 Konzept- 
phasen) bewilligt. 

Besonders erfreulich ist die seit der zweiten Jahres- 
hälfte 1984 zu verzeichnende stärkere Nachfrage 
der neuen Risikokapital-Gesellschaften bzw. ihrer 


Beteiligungsfirmen. Dies zeigt, daß das gewünschte 
Engagement privater Kapitalgeber für neue, risiko- 
reiche Technologieunternehmen in Gang kommt 


FuE- Ausgaben des Bundes für Förderung 
technologieorienderter Untemehmensgründungen 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1982 1983 1984 

1985 1986 

6 6 16 

60 71 


T 8: Rationalisierung und wissenschaftlich-technische 
Ressortdienstieistungen (BMWi) 

Rationalisienmg. Forschung, Entwicklung und In- 
novation sind für die Leistungs- und Wettbewerbs- 
fähigkeit der deutschen Wirtschaft von großer Be- 
deutung. Im Rahmen institutioneller Förderung un- 
terstützt der Bundesminister für Wirtschaft — zum 
Teil in Kooperation mit den Ländern — diese Ziel- 
setzung durch Zuwendungen an das Rationalisie- 
rungskuratorium der Deutschen Wirtschaft e. V. 
(RKW). 

Mit diesen und ähnlichen Hilfen werden Untemeh- 
mensberatungen, Informations- und Schulungsver- 
anstaltungen, Untersuchungen wirtschaftlicher, 
technischer, arbeits- und sozialwissenschaftlicher 
Art sowie Umsetzung von Rationalisierungser- 
kenntnissen gefördert. 

Darüber hinaus trägt der Bundesminister für Wirt- 
schaft durch Publikation von Forschungsergebnis- 
sen zu Fragestellungen aus dem Bereich der klei- 
nen und mittleren Unternehmen sowie der freien 
Berufe zur Verbesserung der Leistungs- und Wett- 
bewerbsfähigkeit in der mittelständischen Wirt- 
schaft bei. 

Wissenschaftlich-technische Ressortdienstleistun- 
gen werden vor allem von 

— der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt 
und 

— der Bundesanstalt für Materialprüfung 
zur Verfügung gestellt. 


Ausgaben des Bundes für Rationalisierung 
und wis.senschafllich- technische 
Ressortdienstieistungen (BMWi) 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1982 1983 1984 

1985 1986 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter FuE 

65 75 86 

3 3 3 

70 73 

2 2 
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T 9; Übrig« FördermaOnahmen (BMWi) 

Innovation im Steinkohlenbergbau 

Aus diesem Schwerpunkt werden Unternehmen des 
Steinkohlenbergbaus und deren Gemeinschaftsin- 
stitutionen gefördert. Von 1973 bis 1985 wurden für 
die Einführung neuer Verfahren und Eh'odukte in 
den Steinkohlenbergbau einschließlich der dazu ge- 
hörenden Entwicklung insgesamt ca. 600 Mia DM 
zur Verfügung gestellt Der Haushaltsansatz für 
1980 beträgt 30 Mio DM. (Die Haushaltsmittel sind 
im Förderschwerpunkt E 1 enthalten.) 


Technische Entwicklung in Berlin 

Bei diesem Programm entfallen — entsprechend 
der Berliner Wirtschaftsstruktur — fast 80% der 
Fördermittel auf kleine und mittlere Unternehmen 
der Wirtschaftszweige Elektrotechnik, Feinmecha* 
nik/Optik sowie Stahi’^ Maschinen- und Fahrzeug- 
bau. 

Von 1Ö69 bis 1985 wurden 694 Produkt- und Verfah- 
rensentwicklungen mit insgesamt rd. 101 Mio DM 
gefördert. Dadurch wurden zusätzliche Eigenlei- 
stungen der mittelständischen Berliner Wirtschaft 
in Höhe von rd. 136 Mio DM mobilisiert. Der Haus- 
haltsansatz für 1986 beträgt 8*4 Mio DM. 

Die Förderung der industriellen Gemeinschaftsfor- 
schung und -entwicklung ist in TeiiV Kapitel L4 
beschrieben. 


FuE'Ausgaben des Bundes Für 
übrige Ford ermaßnah men (BIVIWi) 

— in Mio DM — 


Ist 

Soll 

1982 

1983 

1984 

1985 

19S6 

105 

102 

99 

112 

112 


Ausgaben des Bundes für Innovation 
und verbesserte Rahmen bedingungen 

— in Mio DM — 



Ist 

Soll 

1982 1983 1984 

1985 1988 

W issensc h afts- 
ausgaben 

darunter FuE . . 

589 580 551 

527 508 468 

735 834 

687 764 


2.20 Förderbereich U: 

Fachlnformation 

Die Bundesregierung hat die Leitlinien und 
Schwerpunkte ihrer Fachinformationspolitik im 
Fachinformationsprogramm 1905 bis 1988 ausführ- 


lich dargelegt Durch dieses Programm* das auch 
die Grundsätze für das Verhältnis Staat/Wirtschaft 
in der Fachinformation neu bestimmt wird das In- 
formations- und Dokumentationsprogramm von 
1974 abgelöst 

Im Rahmen der Neuorientierung der Fachinforma- 
tionspolitik verfolgt die Bundesregierung folgende 
Zielen 

— Rahmenbedingungen des Fachinformations- 
marktes zu verbessern und — z. B. durch De- 
regulierung und Privatisierung soweit nicht Be- 
sonderheiten der Dokumentation dies ausschlie- 
Ben — bestehende Hindernisse und Engpässe 
abzubauen 

— Informationstransfer innerhalb der Wissen- 
schaft und zwischen Forschung und Wirtschaft 
insbesondere zur Intensivierung des Technolo- 
gietransfers und der innovationsforderung, so- 
wie Ln die staatlichen Bereiche und in die Praxis 
zu starken 

“ Grenzüberschreitenden Dotenverkehr auch bei 
der Fachinformation zu sichern und Bedingun- 
gen zu schaffen* damit das deutsche Fachinfor- 
mationsangebot und die Nachfrage im Rahmen 
eines offenen Handelssystems ausgebaut und 
verbessert werden kann und damit deutsche In- 
formationsanbieter — auch unter Nutzung der 
Möglichkeiten der europäischen und weltweiten 
Zusammenarbeit — ihre internationale Stellung 
stärken können 

— Nutzung und Akzeptanz der Fachinformation in 
Wissenschaft, Wirtschaft, Medien* Staat und Ge- 
sellschaft zu erhöhen sowie den Zugang zur in- 
ternationalen Fachinformation zu verbessern 

— Marktchancen der deutschen Wirtschaft zu ver- 
bessern und zukunftsorlentierte Arbeitsplätze 
auch in der Informationswirtschaft zu erschlie- 
ßen. 

Die Bundesregierung strebt mit dieser Zielrichtung 
ihrer Fachinformaüonspolitik eine strenge Bedarf s- 
und Benutzerorientierung an. 


Schwerpunkte der Fachinformationspolitik sind: 

— Piodiiktion und Herausgabe 

O Aufbau von VoHtextbanken 
Patentbereich! 

Pilotprojekte* die 

die 1. Seite der Patentschriften. Offenle- 
gungsschriften und Gebrauchsmuster- 
schriften mit Bibliographie seit 1973* Zu- 
sammenfassung seit 1981 und den wichtig- 
sten Zeichnungen seit 1961 und 
die Hauptansprüche* Bibliographie- und 
Offenlegungsschriften seit 1968 
enthalten 

Elektronisches PubHziereni Püotprojekte für 
den integrierten elektronischen Ablauf für 
das Erfassen, Editieren, Weiterverarbeilen 
von wissenschaftlich-technischen Texten, der 
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sowohl den Druck wie den Aufbau einer Voll“ 
textbank errnöglicht 

Auf- und Ausbau von Volltextbanken über 
Rechtsinformationen {JURIS) 

O Aufbau von Faktenbankeo 

im Chemiebereich: Aufbau einer Beilslein- 
Faktenbank der organischen Chemie, Aufbau 
einer Gmelin- Fakten bank über anorganische 
Chemie und einer Reaktionenbank sind in 
Vorbereitung 

Ln der Physik unter Nutzung der bestehen- 
den Handbücher, z, B. Landolt-BÖrnstein, für 
Daten der Spektroskopie, KrLstailstruktur, 
Festkörperphysik, Kernphysik, Fusion, Ener- 
gie und Meteorologie sowie im Bereich der 
Werkstoff da ten 
im Gesundheitswesen 
im Uraweltbereieh 

O Aufbau von Hinweisbanken 

Ausbau bestehender Hinweisbanken und 
Verstärkung der Input^ Rationalisierung 
Aufbau von neuen Hinweisbanken in der In- 
formatik 

O Wirtschaftsinformation 

Verbesserung des Zugangs zu Informations- 
bestanden öffentlicher oder öffentlich geför* 
derter Einrichtungen auch mittels neuer In- 
formationstechnlken, 2 , B. bei der Bundes- 
steüe für Außenhandelsinformation und bei 
den wirtschaftswissenschaftlichen For- 
schungsinstituten, 

Angebot der elektronischen Fachinformation 

O Förderung eines internationalen Verbundsy- 
stems für wissenschaftlich-technische Fach- 
information, in dem das FFRechenzentrum 
des Fachinformationszentrums Energie, Phy* 
sik, Mathematik mit dem FI-Rechenzentrum 
des Chemical Abstracts Service (CAS) in Co- 
lumbus. Scientific and Technical Network 
(STK) und anderen FI-Eechenzentren, 2 . B. in 
Japan^ verbunden wird 

O Ausbau des Informationsangebots Für res- 
sortspezifische biowissensehaftliche Fachin- 
Formation durch dos Deutsche Institut für 
medizinische Dokumentation und Informa- 
tion (DIMDI) in Zusammenarbeit mit der 
Zentralstelle für Agrardokumentation und 
-information (ZADI) 

O Verknüpfung mit dem Deutschen For- 
schungsnetz 

O auf Basis der genannten Elemente Zusam- 
menwirken in einem Informationsnetz für 
Industrie und angewandte Forschung- 

Nutzung der Fachinformation 

O Weiterentwicklung des Informationsbewußi- 
seins für die elektronische Fachinformation 

O Gesonderte Ausweisung von Haushaltsmit- 
teln für die Nutzung elektronischer Fachin- 
formation im Rahmen der zur Verfügting ste- 
henden Ausgaben 

O Laufende Modellversuche innovationsför- 
dernder Informationsvermittlung,, insbeson- 


dere für den Technologietransfer in die 
Klein- und Mittelindustrie 

O Verbesserung der Zusammenarbeit von 
Fachveriagen, Fachbuchhandei, Fachinfor- 
mationseinrichtungen und Bibliotheken bei 
der Informationsversorgung, z. B. der elektro- 
nischen Dokumentlieferung. 

~ Infovmation^missenschaften 

Die Bundesregierung wird ihre Forderung auf 
HTiwpnriijngsoriiintierte FiiE-Projekte mit Püot- 
charakter konzentrieren. 

Auf der Grundlage eines von einer Experten- 
kommission vorgelegten Konzepts für die Ge* 
Seilschaft für Information und Dokumentation 
haben sich der Bund und die Länder zu einer 
Neuordnung entschlossen, in der ein Teil der 
GID (etwa zwei Drittel der Mitarbeiter) in die 
GMD überführt werden und dort angewandte 
Forschung und Entwicklung für Fachinforma- 
tion betreibt, während ein Drittel mit der Aufga- 
benstellung technischer Se rvice- Fachinfo rma- 
tion ln der GID verbleibt die in private Verant- 
wortung und Trägerschaft überführt wird. Die 
Umsetzung des Konzeptes hat begonnen. 

— Imemationale Zusammenarbeit 

Ziel der Bundesregierung ist es, auch für elek- 
tronische Fachinformation den ungehinderten 
grenzüberschreitenden Datenverkehr sicherzu- 
stellen- Sie strebt an 

O durch internationale Zusammenarbeit mög- 
lichst auf multilateraler Basis, den wechsel- 
seitigen Zugang zur elektronischen Fachin- 
formation mit Hilfe von Regeln zu sichern, 
die auch einseitige Abhängigkeiten und Ver- 
letzlichkeiten vermeiden 

O internationale Kooperation insbesondere 
auch ira europäischen Rahmen sowie die 
Entwicklung eines weltweiten Informations- 
netzes zu fördern. 


Ausgaben des Bundes für Fachinformation 
— in Mio DM — 



Ist 

SoU 

1982 1983 1984 

1985 1986 

Wissenschafts- 
ausgaben ...... 

108 lOe 109 

58 50 51 

1.32 154 

70 91 

darunter FuE _ , 


2.21 Förderbereich Vr 

Geisteswlssenscheften; Wlrtsctiefts- und 
Sozlafwiesenscheften 


Geistesuhssenschaften 

Den Hauptteil der Förderung der Geisteswissen- 
schaften tragen die Bundesländer, da Geisteswis- 
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senschaften in erster Linie an den Hochschulen be- 
trieben werden. 

Der Bund allein ist verantwortlich für die deut- 
schen Forschungseinrichtungen im. Ausland: die 
Deutschen Historischen Institute in London, Paris 
und Rom, das Kunsthistorische Institut in Florenz, 
das Orient-Institut in Beirut sowie das Deutsche 
Archäologische Institut in Berlin mit zahlreichen 
Arbeitsstellen Ln verschiedenen Landern. Diese 
Einrichtungen haben die Aufgabe, der deutschen 
Wissenschaft den Zugang zu den Quellen und der 
Forschung des Gastlandes zu erleichtern, die deut- 
sche Forschung im Ausland bekanntzumachen und 
die internationale wissenschaftliche Zusammenar- 
beit zu verstärken. Das Deutsche Ai'chäologische 
Institut hat darüber hinaus die Aufgabe, historische 
Monumente zu erschließen. 

Die gemeinsam von Bund und Ländern geforderte 
Deutsche Forschungsgememschaft (DFG) wendet 
143 Mio DM (= 16%) ihrer Mittel für die Geistes- 
wissenschaften auf. 

Bund und Länder fördern zusammen die Max- 
Planck-Institute für Geschichte in Göttingen und 
für Bildungsforschung in Berlin, die ln Rom ansäs- 
sige Bibliotheca Hertziana der Max-Planck-Gesell- 
schaft Von den außeruniversitären Forschungsein- 
richtungen der Blauen Liste sind 13 den Geisteswis- 
senschaften zuzurechnen. 

Das von Bund und Ländern finanzierte Akademien- 
programm umfaßt ab 1964 90 Vorhaben. Diese 
Langzeitvorhaben werden von der Konferenz der 
Akademien der Wissenschaften, der die fünf Akade- 
mien in Düsseldorf, Göttingen, Heidelberg, Mainz 
und München angehören, koordiniert und betreut. 
Inhaltlich erstrecken sich die Projekte auf Wörter- 
bücher, Editionen der Literatur- und Sprachfor- 
schung, Philosophie, Theologie, Geschichte, Kunst- 
und Musikwissenschaft, Inschriften- und Namens- 
forschung sowie auf einige naturwissenschaftliche 
Vorhaben. 

Die Bundesregienmg hat zum Ausbau der Geistes- 
wissenschaften folgende Fördermaßnahmen einge- 
leitet; 

— Errichtung eines deutschen Historischen Insti- 
tuts in den USA. Das Institut soll 1986 in 
Washington gegründet werden. 

— Errichtung eines geistes- und gesellschaftswis- 
senschaftlichen Instituts in Japan. Der Wissen- 
schaftsrat wurde um die Erstellung eines Gut- 
achtens gebeten. 

— Um dem beängstigenden Verfall von Baudenk- 
mälern, z. B. durch Luftverschmutzung und Ab- 
sinken des Grundwasserspiegels, zu begegnen, 
hat die Bundesregierung in Abstimmung mit 
den anderen beteiligten Stellen ein Förderkon- 
zept Steinzerfall entwickelt und seit 1985 mit sei- 
ner Umsetzung begonnen. 

— Ferner wurde eine Vorstudie zum Vorhaben 
„Geschichte der FuE-Förderung nach dem 
2. Weltkrieg" und eine Studie zum verstärkten 
Einsatz neuer Technologien in den Geisteswis- 
senschaften in Auftrag gegeben. 


Wtmcha/tsu;isseascha/E€n 

Die WirtschaftspoUUk nutzt die Arbeiten der empi* 
rischen Wirtschaftsforschung als Entscheidungs- 
hitfe für wirtschaftspoüüsche Maßnahmen und Vor- 
haben. Die Nachfrage der Politik und auch der Wirt- 
schaft nach aktuellen wirtschaftlichen Informatio- 
nen und Daten erfordert laufende empirische und 
statistische Untersuchungen über Interdependen- 
zen und Entwicklungstendenzen im nationalen und 
internationalen Bereich. Dies gilt für alle wesentli- 
chen Bereiche wie zum Beispiel; 

— Wettbewerbs-, Struktur- und Ordnungspoliük, 
RegionalpoHük 

— Konjunktur-, Wachstums- und Beschaftigungs- 
poUtik, Arbeitsmarktpolitik 

— Finanz-, Geld- und Kreditpolitik, Steuerpolitik 

— Außenhandels- und EG-Politik 

— Energie- und Rohstoffpolitik 

— Verbraucherpolitik 

— Subventionen, 

Auf diese thematischen Schwerpunkte erstreckt 
sich vorrangig die Tätigkeit der wirtschaftswissen' 
schaftlichen Forschungsinstitute, die angewandte 
und praxisorientierte Wirtschaftsforschung betrei- 
ben und auch entsprechende Forschungsauf träge 
übernehmen, 

Die wirtschaftswissenschaftliche Forschung wird 
gefördert durch 

“ die institutionelle Förderung von überregionalen 
W irtsc h af tsf orschu ngsinsti tuten 

O Institut für Weltwirtschaft an der Universi- 
tät Kiel 

O HWWA-lnstitut für Wirtschaftsforschung, 
Hamburg 

O Deutsches Institut für Wi risch af tsf orschung, 
Berlin 

O Ifo-lnstitut für Wirtscliaftsforschung, Mün- 
chen 

O Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Essen 

— Auftragsforschung zu speziellen Themem 

Die wissenschaftlichen Arbeiten der Institute wer- 
den grundsätzlich veröffentlicht, Sie stehen damit 
nicht nur den Bundesressorts, sondern auch allen 
Wirtschaftskreisen, Sozialpartnern sowie der inter- 
essierten Öffentlichkeit als Instrument der Mei- 
nungsbildung und als Entscheidungshilfe zur Ver- 
fügung, 


SozialmiBsenschaften 

Bei den Sozial Wissenschaften ist der Bezug zum 
technisch-wirtschaftlichen Wandel, zur Technikak- 
zeptanz und zur Technikfolgenabschätzung betont 
worden. Die Förderung ausgewäiilter sozialwissen- 


137 


schaftlicher Vorhaben erfolgt in relativ großer 
Breite in vielen Ressorts; die generelle Förderung 
durch die Bundesländer bzw. durch Zusammenwir- 
ken von Bund und I^ändern. 

Problemonentierte sozialwissenschaftliche Grund- 
lagenforschung wird im Wissenschaftszentrum Ber- 
lin für Sozialforschung (WZB) z. Z. auf folgenden 
Gebieten durchgeführt* 

— Arbeitsmarktpolitik 

— Arbeitspolitik 

— Globale Entwicklungen mittels Weltmodellen 
für einzelne Sektoren 

— Umweltpolitik. 

Die Neustrukturierung des WZB unterstützt länger- 
fristige Perspektiven solcher Forschung und das 
Aufgreifen neuer Themen etwa der Fragen von 
Technikentwicklungen oder der Unternehmens- 
und Marktstrukturen. 

Der Bundesminister für Forschung und Technolo- 
gie fördert 

— einen Forschungsverbund zur sozialwissen- 
schaftlichen Technikforschung 

— Verbund-Vorhaben zur Forschungsberichter- 
stattung und Technikakzeptanz 

— die Schwerpunktförderung der Friedens- und 
Konfliktforschung durch die DFG; 

durch zwei Schwerpunktprogramme „Institutio- 
nen und Methoden der Behandlung internatio- 
naler Konflikte" und „Entstehung von Kon- 
flikten in der Dritten Welt“ soll eine Konzentra- 
tion der Förderung auf Ursachen und Verlauf 
international bedeutsamer Konflikte erreicht 
werden. 

Ein Konzept des Bundesministers für Forschung 
und Technologie zielt auf die Schwerpunktbildung 
zum Themenkreis Technik und Gesellschaft, eine 
Stärkung der wissenschaftlichen Infrastruktur und 
Weiterentwicklung des Förderinstrumentariums. 
Die Gründung einer Gesellschaft Sozialwissen- 
schaftlicher Infrastruktureinrichtungen (GESIS), 
die vor allem das Informationszentrum Sozialwis- 
senschaften in Bonn (IZ). das Zentralarchiv für em- 
pirische Sozialforschung der Universität Köln (TA) 
und das Zentrum für Umfragen, Methoden und 
Analysen in Mannheim (ZUMA) umfassen und von 
Bund und Landern gefördert werden soll, wird vor- 
bereitet 


Frauenforschung 

Für die Bundesregierung ist Frauenforschung, die 
sich mit Tatbeständen der gesellschaftlichen Be- 
nachteiligung der Frau befaßt und umsetzungsfä- 
hige Konzeptionen zu deren Beseitigung entwickelt, 
besonders förderungswürdig. Frauenbezogene For- 
schungsvorhaben werden nicht nur vom Arbeits- 
stab Frauenpolitik beim Bundesminister für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit sondern von einer 


ganzen Reihe von Bundesministerien vergeben, 
weil viele Ressortbereiche innerhalb der Bundesre- 
gierung auch frauenspezifische Belange berühren. 
Häufig ist der frauenspezifische /\spekt einer unter 
mehreren Gesichtspunkten innerhedb der jeweili- 
gen Untersuchung. Das gilt vor allem für die sozial- 
wissenschaftliche Forschung einschließlich der Bil- 
dungsforschung, aber auch für die medizinische 
Forschung. Für die Frauenforschung der Bundesre- 
gierung sind folgende Schwerpunkte bestimmend: 

— Situation der Frau in der Familie 

— Verbindung zwischen Familie und Beruf 

— Verbesserung der Ausbildungssituation für 
Mädchen 

— Erhöhung der Chancen von Frauen auf dem 
Arbeitsmarkt 

— Frau in der Gesellschaft 

— Gewalt gegen F’rauen. 

Die Ergebnisse der Frauen- und der frauenrelevan- 
ten Forschung gehen in die Planungen und Initiati- 
ven der Bundesregierung zur Verwirklichung der 
Gleichberechtigung der Frau ein. Einen besonderen 
Rang hat dabei die Umsetzung in gesetzgeberische 
Initiativen. Zahlreiche Erscheinungsformen der Be- 
nachteiligung der Frau lassen sich jedoch nicht 
durch Gesetze verändern, sondern nur durch Initia- 
tiven, die auf einen tiefgreifenden öffentlichen Be- 
wuOtseinswandel und dadurch ausgelöste oder da- 
mit verbundene positive Maßnahmen für Frauen 
zielen. Neben kontinuierlicher Informationsarbeit 
haben hier Fachtagungen und Kolloquien einen 
hohen Stellenwert 


Familienforschung 

Eine Familienpolitik, die darauf abrielt, Bedingun- 
gen zu schaffen, die eine Entscheidung für ein Le- 
ben in der Familie, für Kinder erleichtern, bedarf 
eines umfassenden Informationshintergrundes 
über die Lebenssituation von Familien und die Ver- 
änderungen, die sich dort im Umfeld von Familien 
und in den Vorstellungen der Einzelnen, vollziehen. 
Die Familienforschung hat durch ein — sowohl was 
die Methoden als auch die Thematik der Untersu- 
chungen angeht — breitangelegtes Projektspek- 
trum die für die Politikformulierung notwendigen 
Informationen zur Verfügung zu stellen. 

Die in diesem Rahmen durchgeführten Untersu- 
chungen befassen sich mit der Entwicklung der tat- 
sächlichen Situation von Familien wie z. B. ihrer 
wirtschaftlichen Lage, der Einkommenssituation 
ebenso wie der Kinder ko.sten. Neue Phänomene wie 
z. B. nichteheliche Lebensgemeinschaften werden 
ebenso untersucht wie die Zunahme der Scheidun- 
gen, ihre Ursachen und Möglichkeiten der Hilfe für 
Familien in dieser Situation, sowie die Verbesse- 
rung der Optionen von Paaren beim Übergang von 
der Ehe zur Elternschaft durch familienpolitische 
Maßnahmen. 
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Zeitbudgetuntersuchungen, Untersuchungen über 
die Aufgabenverteilung in Familien, über Familie 
und Arbeitswelt, über den Einfluß neuer Technolo- 
gien, in der Arbeitswelt wie in den Medien, auf die 
Familien werden durchgeführt. Daneben gibt es 
eine Reihe von eher theoretisch-systematischen 
Studien, die sich mit den mehr ordnungspolitischen 
Aspekten der Familienpolitik und ihrer Begrün- 
dung befassen. Schließlich wird an der Entwicklung 
eines umfassenden Projekts zur laufenden Beob- 
achtung der Situation von Faimilien gearbeitet, das 
ebenso die laufende Statistikauswertung wie die 
Durchführung von Surveys beinhalten soll. 

Ein weiterer Bereich trifft die wissenschaftliche Ab- 
sicherung von praktischen Hilfs- und Beratungsan- 
geboten für die Familie. 

Mit Modellvorhaben und wissenschaftlichen Unter- 
suchungen sollen Hilfs- und Beratungsformen für 
Familien entwickelt werden. Sie erstrecken sich auf 
Fragen der Familienplanung, Schwangerschafts- 
konfUkte. Mutter- Kind-Einrichtungen, Sexualauf- 
klärung, Sozialberatung sowie die Arbeit der Bun- 
desstiftung „Mutter und Kind — Schutz des unge- 
borenen Lebens** in den Ländern. 

Bedingungen der familialen Sozialisation werden 
bei der Förderung von überregionalen Maßnahmen 
untersucht und es werden gezielte Hilfen angebo- 
ten, um bestehende Schwierigkeiten zu bewältigen, 
z. B, bei der zeitweiligen oder längerdauemden Be- 
treuung von Kindern außerhalb der eigenen Fami- 
lie, bei der sozialen Integration von ausländischen 
Kindern und ihrer Eltern oder bei der Bewältigung 
akuter Krisen in Familien, bei denen die Kinder 
gefährdet sind. 


Jugendforschung 

Für eine wirksame Jugendpolitik sind wissen- 
schaftlich gesicherte Erkenntnisse über die Lebens- 
wirklichkeit und die Motivationsstrukturen der Ju- 
gendlichen unerläßlich. Neue Formen des Genera- 
tionskonflikts, von Protest- und Altemativbewegun- 
gen stellen ebenso eine Herausforderung an die Ju- 
gendpolitik dar wie die Auswirkungen der Jugend- 
arbeitslosigkeit und der Ausbildungsplatzsuche. 

Daher konzentrierte sich die vom Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit finanzierte Ju- 
gendforschung schwerpunktmäßig auf Veränderun- 
gen der Motivationsstruktur Jugendlicher und jun- 
ger Erwachsener im Zusammenhang mit Jugend- 
protest, Wertewande! und Alternativ- und Selbsthil- 
febewegungen. 

Wesentliche Erkenntnisse aus diesen empirischen 
Untersuchungen lassen sich umreißen in drei auf- 
fälligen Diskrepanzen: 

— Über alle Differenzierungen im einzelnen hin- 
weg lassen sich Jugendliche, nach ihren persön- 
lichen Zukunftserwartungen gefragt, trotz aUer 
Berufsprobleme von einem zuversichtlichen 
Realismus leiten. Dagegen wird die Zukunft un- 
serer Gesellschaft oder gar der Welt insgesamt 


erheblich pessimistischer und skeptischer beur- 
teilt 

— Die Distanz Jugendlicher gegenüber der Er- 
wachsenenwelt ist beträchtlich, obwohl die Be- 
ziehungen zu den jeweils eigenen Eltern in der 
Regel gut sind. Die ungesunde Distanz zur Er- 
wachsenengesellschaft macht es Jugendlichen 
heute schwer, selbst erwachsen zu werden und 
in unsere Gesellschaft hineinzufinden. 

— Die Skepsis in die Zukunft unserer Welt, die 
Distanz gegenüber der Erwachsenengesell- 
schaft, verbunden mit den Unzulänglichkeiten 
und Skandalen des Alltags, alle diese Faktoren 
zusammen begründen auch die allenthalben 
festgestellte Staats- und Politikverdrossenheit 
vieler Jugendlicher. 

Auch hier ist die Diskrepanz auffällig zwischen 
einer nahezu hundertprozentigen Deraokratie- 
akzeptanz und dem Wunsch nach besserer und 
wirksamerer Partizipation einerseits und skepti- 
scher Distanz gegenüber den rechtlichen Nor- 
men, Institutionen und Verfahrensregeln ande- 
rerseits, ohne die doch die Realität einer verfaß- 
ten Demokratie nicht auszukommen vermag. 

Die psychischen und sozialen Auswirkungen von 
Jugendarbeitslosigkeit und Ausbildungsplatz- 
knappheit werden sowohl empirisch untersucht als 
auch durch zahlreiche wissenschaftlich begleitete 
Modell Vorhaben zur arbeitsweltbezogenen Jugend- 
sozialarbeit im Rahmen des Bundesjugendplans 
mit Betroffenen aufgearbeitet Dies geschieht in en- 
ger Zusammenarbeit mit Ländern, Trägern der 
Wohlfahrtspflege und Gemeinden. 

ln ähnlicher Weise und als weiterer Schwerpunkt 
wird die Bekämpfung von Alkohol- und Drogenmiß- 
brauch, insbesondere bei delinquenten Jugendli- 
chen, unternommen. 


Alten-, Behinderten- und Sozialhilf eforschung 

Die Politik der Bundesregierung für alte Menschen 
und für Behinderte steht unter der Zielsetzung, so- 
wohl ihre selbständige Lebensführung als auch ihre 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben soweit wie 
möglich zu sichern oder wiederherzustellen. 

Für verschiedene Aspekte der sozialen Integration 
von Alten und Behinderten fehlt es noch immer an 
notwendigem Grundlagen- und Faktenwissen; da- 
her ist ein Forschungsschwerpunkt in diesem Be- 
reich die vielschichtige Situations- und Bedarfsana- 
lyse. Darauf aufbauend werden bestehende und al- 
ternative Hilfen und Einrichtungen empirisch un- 
tersucht und modellhaft erprobt. In letzter Zeit kon- 
zentriert sich das Interesse insbesondere auf die 
Möglichkeiten ambulanter und mobiler Hilfsdien- 
ste, auf die Verhältnisse und Bedürfnisse im Wohn- 
bereich, auf Eigenaktivitäten in den Sektoren Ge- 
sundheit, Partnerschaft, Sport, Freizeit, Bildung, 
Kultur sowie auf die Selbsthilfepotentiale von alten 
und behinderten Menschen, auf die Lage der Fami- 
lienangehörigen und der professionellen Pflege- 
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und Betreuungspersonen, hier vor allem der 
Frauen* 

Im SozialKilfesektor werden verstärkt Ursachen 
und Wirkungen der Sozialhilfebedürftigkeit und Be- 
darfs-, Warenkorb- und Regelsatzfragen erforscht 


Ausgaben des Bundes für Gelsteswissensciiaften ; 
Wirlschahs- und Sozial Wissenschaften 

— in Mio DM — 



Ist 

SoU 

1982 1983 1984 

1985 1988 

Wissenschaf ts- 
ausgaben ...... 

darunter FuE , . 

370 355 364 

212 193 201 

424 430 

229 240 


2.22 Förderbereich W: 

Obrige, nicht anderen Bereichen zugeordnete 
Aktivitäten 


Techn ikfotgerm bs c hätzung 

Neue Techniken schaffen neue Chancen zur Weiter- 
entwicklung des Erreichten. Die Bundesregierung 
sieht di© Chancen der technologischen Entwicklung 
durchaus im Zusammenhang mit möglichen Risi- 
ken. Um den Spitzenplatz der Bundesrepublik 
Deutschland unter den Industrieländern zu halten, 
kommt es auf eine rasche und treffsichere Entwick- 
lung und Beherrschung modernster Technik bei 
weitestmöglichem Ausschluß negativer Technikfol- 
gen am Mit fortschreitend engerer Wechselwirkung 
zwischen Technik, Natur, Wirtschaft und Gesell- 
schaft sind die Auswirkungen des technischen Fort- 
schritts allein mit pauschalen Plausibilitätsbetrach- 
tungen jedoch nicht mehr abzuschätzen. 

Die Bundesregierung hat daher dem Ausbau der 
Technikfolgenabschätzung (TA) hohe Priorität ge- 
geben. um das systemanalytische Werkzeug zur Ab- 
schätzung von Gefahren aus Altlasten ebenso wie 
die Gewinnung von Orientierungs wissen für Ent- 
scheidungen über Neuentwicklungen zu verbes- 
sern. Ziel ist es, dazu bei zu tragen, Technik vor al- 
lem in den Bereichen, in denen der Staat sie maß- 
geblich fördert, akzeptabel zu gestalten und tn Ver- 
antwortung gegenüber Gesellschaft, Natur und zu- 
künftigen Generationen die zügige Umsetzung der 
Chancen moderner Technik zu gewährleisten. 

Bei den Bemühungen zur Intensivierung der TA- 
Aktivitäten stehen vier Schwerpunkte im Vorder- 
grund: 

— Früherkennung neuer Probleme 

— Wirkungsforschung 

— Spezifische TA-Analysen 

— Internationale Zusammenarbeit 


Zur Bewältigung der Aufgaben werden bei der Exe- 
kutive keine neuen Institutionen errichtet, sondern 
angemessene Voraussetzungen geschaffen, um be- 
stehende Kapazitäten und vorhandenes Know-how 
auf diesem Gebiet effizient zum Einsatz bringen zu 
können. Mit den Großforschungseinrichtungen 
wurde der Aufbau eines „Früherkennungsnetzes" 
vereinbart* Die ersten Arbeiten wurden aufgenom- 
men, die spätere Einbeziehung anderer For- 
schungseinheiten ist vorgesehen. Eine erste Be- 
standsaufnahme von TA-Forschungsstellen, durch- 
geführten und geplanten TA- Untersuchungen, die 
kontinuierlich aktualisiert werden soll, ist erfolgt 
Dazu werden auch TA-Arbeiten der Industrie erho- 
ben, Beim Fachinformations Zentrum Energie, Phy- 
sik, Mathematik wurde zur Dokumentation und 
Auswertung von TA-Studien der Aufbau einer Da- 
tenbank begonneru 

Die Wirkungsforschung als eine Voraussetzung und 
Ergänzung spezifischer TA- Untersuchungen ist er- 
heblich intensiviert, ausgeweitet und neu orientiert 
worden. Besondere Beispiele hierfür sind die Um- 
weltforschung, Klimaforschung sowie die For- 
schung und Entwicklung im Dienst der Gesundheit 
und zur Humanisierung des Arbeitslebens. 

TA-Analysen im engeren Sinne werden zunehmend 
zu einzelnen Förderprogrammen durchgeführi In 
den neuen Programmen zur Fertigungstechnik, 
Fachinformation und Biotechnologie wurden TA- 
Uniersuchungen bereits als eigener Aufgabenbe- 
reich aufgenommen. Zur Begleitung des Pro- 
gramms Informationstechnik wurde u. a. zur Be- 
stimmung von TA-Aufgaben ein Arbeitskreis einge- 
richtet, dem Vertreter aus Wissensehaftr Wirtschaft 
und Gewerkschaften angehören. Im Bereich der 
Biotechnologie wurde zusätzlich zur bestehenden 
zentralen Kommission für Biologische Sicherheit 
die Arbeitsgruppe „Recht und Ethik" einberufen. 

Einzelprojekte beziehen sich bisher auf: 

— Energictechnologien, insbesondere den Einsatz 
der Kohle 

— Alternative Kraftstoffe im Straßenverkehr (z* B, 
Methanol, Äthanol) 

— Qua lifi Kations- und Organisationsveränderun- 
gen im Zusammenhang mit der Anwendung der 
Mikroelektronik 

— Informationstechnik 

— Fertigungstechnik 

— Fachinformation 

— Biotechnologie 

— Wirkungen neuer Techniken auf Arbeitsmarkt 
und Arbeitsplätze. 

Forschungen über Auswirkungen des Einsatzes 
neuer Techniken wurden auch in der Vergangen- 
heit durchgeführt Sie hatten jedoch überwiegend 
den Charakter von Begleitforschungen, die die un- 
mittelbaren Folgen des Technikeinsatzes ermittel- 
ten, Mit der Hervorhebung des Stellenwertes der 
Technikfolgenabschätzung, für die im Bundesmini- 
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sterium für Forschung und Technologie eigens eine 
neue Arbeitseinheit eingerichtet wurde, bringt die 
Bundesregierung ihren Anspruch zum Ausdruck, 
über solche Forschungen hinauszugehen und auch 
langfristige und vermittelte Technikwirkungen 
möglichst frühzeitig abschätzen zu können. Hierfür 
sind wichtige Grundlagen geschaffen und erste Er- 
fahrungen gesammelt worden, die in einem beharr- 
lichen Prozeß weiterzuentwickeln sind. Bisherige 
Ergebnisse zeigen, daß Technikfolgenabschätzung 
zur rationalen Grundlegung sachgerechter Diskus- 
sionen über Chancen und mögliche Nachteile neuer 
Techniken einen Beitrag leisten und somit wichtige 
Impulse für einen geordneten Prozeß der Risikoab- 
klärung, der politischen Meinungsbildung und Ent- 
scheidung liefern kann. In diesem Sinne begrüßt 
die Bundesregierung auch entsprechende Initiati- 
ven des Bundestages, der hierfür die Enquete-Kom- 
mission Technologiefolgenabschätzung eingesetzt 
hat 

International ist die TA-Zusammenarbeit mit der 
EG und der OECD gestärkt worden, mit dem ameri- 
kanischen Office of Technology Assessment wurde 
eine förmliche Kooperation vereinbart. 


Forschungsplanung, Fräherkennung 

Das Einbeziehen neuer Erkenntnisse aus wissen- 
schaftlichen Arbeiten in die Planung längerfristig 
angelegter, zielorientierter Forschungsförderungs- 
programme setzt eine frühzeitige Abschätzung der 
Bedeutung dieser Erkenntnisse für unterschiedli- 
che Wirkungsfelder voraus. Die Bundesregierung 
hat ihre Bemühungen verstärkt die Früherken- 
nung von Chancen und Risiken des wissenschaft- 
lich-technischen Fortschritts und insbesondere die 
Arbeitsmethoden hierfür zu verbessern. 

Im Bereich der Chancenfrüherkennung geht es dar- 
um. aufgrund der Fülle neuer Forschungen und 
Entwicklungen im Grundlagenbereich im In- und 
Ausland diejenigen Ergebnisse herauszufinden, die 
ein erhebliches Anwendungspotential versprechen. 
Hierzu werden unterschiedliche statistische und 
qualitative Verfahren entwickelt die den wissen- 
schaftspolitischen Bewertungsprozeß unterstützen 
sollen. 

Die frühzeitige Elrkennung sich abzeichnender Risi- 
ken ist für den Bereich Umwelt eine Aufgabe, die 
das Umweltbundesamt seit seiner Gründung, aber 
auch die Biologische Bundesanstalt das Bundesge- 
sundheitsamt und andere Bundesforschungsanstal- 
ten im Rahmen ihrer Aufgaben, wahmehmen. Be- 
stehende wissenschaftliche Erkenntnisgrenzen und 
Probleme, konsistente Daten zu erfassen, waren 
und sind jedoch Veranlassung, sich ständig um sy- 
stematische Verbesserungen zu bemühen, damit die 
Grundlagen für vorausschauendes politisches Han- 
deln in diesem und anderen Auswirkungsbereichen 
noch verläßlicher werden. Dazu können vielfältige 
Untersuchungsansätze und manchmal beiläufig an- 
fallende Beobachtungen ebenso beitragen wie sorg- 
fältig angelegte Serienmessungen. 


Als zusätzliche Aktivität haben die vom Bund und 
den Ländern geförderten Großforschungseinrich- 
tungen GSF und KfK auf Initiative des Bundesmi- 
nisters für Forschung und Technologie mit dem 
schrittweisen Aufbau eines systematischeren Bei- 
trags zur Früherkennung von Risiken begonnen. 

Ein Einbeziehen weiterer Forschungseinrichtungen 
ist nötig und vorgesehen, damit die wissenschaftli- 
che Basis so breit wie möglich angelegt wird. 

Beides. Früherkennung von Gefahren und Wahr- 
nehmung neuer Chancen, kann nur erfolgreich sein, 
wenn neben der Weiterleitung der Informationen 
an die Öffentlichkeit und die Fachöffentlichkeit 
auch eine Umsetzung in entsprechende Fördermaß- 
nahmen der Forschungspolitik erfolgt Hierzu be- 
treibt die Bundesregierung seit Jahren Maßnah- 
men der Forschungskoordinierung und vergibt Auf- 
träge zur Untersuchung der Wirksamkeit ihrer For- 
schungsförderung. 


Querschnittsaktivitäten 

Um Forschung, technologische Entwicklungen und 
Innovationen emzuregen, neues Wissen zu verbrei- 
ten. Spitzenleistungen herauszufordern und anzuer- 
kennen, fördert der Bundesminister für Forschung 
und Technologie (BMFT) Maßnahmen zur Aufklä- 
rung über Forschung und Technik, beteiligt sich an 
Messen und Ausstellungen sowie an Wettbewer- 
ben. 

Um Technologie-Transfer aus Forschungseinrich- 
tungen in die Wirtschaft anzuregen, hat der BMFT 
zusammen mit der Wirtschaft einen Technologie- 
Transferpreis ausgesetzt, der bisher zweimal verlie- 
hen wurde. 

Der BMFT hat sich 1984 mit einem Ausstellungs- 
beitrag „Spitzentechnologien aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland“ an der Deutschen Leistungs- 
schau in Tokio beteiligt. 1985 nahm die Bundesre- 
gierung an der Expo *85, Tsukuba, teil, einer inter- 
nationalen Wissenschaftsausstellung in Japan. 

Der BMFT unterstützt Aufklärungsmaßnahmen 
über Potential. Chancen und Risiken neuer Techni- 
ken. 

Im Bereich der friedlichen Nutzung der Kernener- 
gie beispielsweise finanziert der BMFT die projekt- 
orientierte Informationsarbeit zur Endlagerung. 

In Salzgitter sowie in Lüchow und Gartow werden 
in Informationsstellen Informationsmöglichkeiten 
zur nuklearen Entsorgung und Endlagerung ange- 
boten. 

Weitere Schwerpunkte der Aufklärungsarbeit sind 
Informationstechnik. Umweltforschung und Ura- 
welttechnik, Gesundheitsforschung, Biotechnologie 
sowie Weltraumforschung und -technik. 

Die Bundesregierung mißt dem Wissenstransfer 
auf dem Wege des Austausches von Wissen.schaft- 
lern hohe Bedeutung zu. 
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Die Programme der Alexander von Hümboldt-SUf' 
tung {AvH) und de$ Deutschen Akademischen Aus- 
tauschdienstes (DAAD), die insbesondere vom Aus- 
wärtigen Amt bzw. vom Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft finanziert werden, werden 
ergänzt durch folgende Programme des BMFT 
(1985: rd. 8,7 Mio DM): 

— Allgemeines Süpendienprograram für ausländi* 
sehe Natur- und Ingenieurwissenschafller an 
deutschen Forschung seinrichtun gen (ca, 50 Sti- 
pendiaten pro Jahr) bei der Alexander von Hum- 
boldt-Stiftung (AvH) 

— USA-Sonderprogramm, Verleihung des „Hum- 
boldtpreises'* an anerkannte Natur- und Inge- 
nieurwissenschaftler sowie Mediziner und Ein- 
ladung an ein deutsches Forschungsinstitut zu 
einer längerfristigen Mitarbeit (ca. 50 bis 60 
Preisträger pro Jahr bei der AvH) 

— Förderung der wissenschaftlichen Beziehungen 
mit der Akademie der Wissenschaften der 
UdSSR sowie des Gesundheitsministeriums 
durch den Austausch von deutschen und sowje- 
tischen Wissenschaftlern über die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft (ca, je 120 Wissenschaft- 
ler) 

— Zusammenarbeit deutscher und chinesischer 
Wissenschaftler bei gemeinsamen Forschungs- 
projekten im Rahmen der Zusammenarbeit der 
Max-Planck-Gesellschaft und der Academia Si- 
nica (ca, 25 chinesische, ca. 12 deutsche Wissen- 
schaftler und 8 bis 10 Wissenschaftlergruppen), 


Sonderprogramm zur Förderung ausgewählter 
Forscher und Forschergruppen 

Stand und Qualität wissenschaftlicher und techni- 
scher Entwicklung eines Landes werden, im inter- 
nationalen Vergleich und in der Rückwirkung auf 
Wissenschaft und Forschung des Landes selbst, we- 
sentlich milgeprägt durch die besonderen Leistun- 
gen einzelner Forscher und Forschergruppen, Zur 
weiteren Intensivierung der Spitzenforschung in 
Deutschland haben Bund und Länder auf Initiative 
des BMFT ein Sonderprogramm zur Förderung 
ausgewählter Forscher und Forschergruppen be- 
schlossen. 

Sein Ziel ist es, die Arbeitsmöglichkelten hervorra* 
gender Forscher und Forschergruppen zu verbes- 
sern, sie von administrativem Arbeitsaufwand za 
entlasten und die Mitarbeit besonders qualifizierter 
jüngerer Wissenschaftler zu erleichtern. Durch 
diese besondere Förderung sollen zugleich hervor- 
ragende Forschungsieistungen anerkannt werden. 
Das Programm wird über die Deutsche Forschungs- 
gemeinschaft abgewickelt Bund (je zur Hälfte 
BMFT und BMBW) und Länder wollen es ab 19B6 
im Verhältnis 75:25 finanzieren. Insgesamt ist das 
Programm mit einem Gesamtvolumen von rd. 
150 Mio DM, verteilt über 9 Jahre, angelegt 


Ausgaben des Bundes für übrige, nicht anderen 
Bereichen zu geordnete Aktivitäten 

— in Mio DM — 



ist 

Soll 

1982 19B2 1984 

1935 1936 

Wissenschafts- 
ausgaben 

darunter F\iE , . 

129 160 101 

36 68 63 

lee 193 

79 82 


Zusammenarbeit mit EntiLHcklungsländern 

Die Entwicklung der Dritten Welt stellt uns vor eine 
Herausforderung, der wir uns wohl aus menschli- 
cher Verantwortung, wie angesichts der ständig 
wachsenden weltweiten Abhängigkeiten im Inter- 
esse unserer eigenen Zukunft stellen müssen. Wis- 
senschaft und Technologie bieten dabei unentbehr- 
liche Instrumente zur Analyse komplexer Wir- 
kungszusammenhänge, zum Auffinden von Lö- 
sungswegen und zur Entwicklung von Verfahren 
und Produkten, die den Bedürfnissen und Gegeben- 
heiten in den Entwicklungsländern entsprechen. 

Seit mehreren Jahren wird die wissenschafüich- 
technologische Zusammenarbeit mit Entwicklungs- 
und besonders SchweUenl ändern verstärkt unter- 
stützt. Die Aufwendungen des Bundesministers für 
Forschung und Technologie (BMFT) für diese Zu- 
sammenarbeit erreichten in den letzten Jahren je- 
weils mehr als 100 Mio DM. Diese Förderung soll im 
Rahmen des neuen Gesamlkonzepts weiter ver- 
stärkt ausgebaut werden. 

Der Bundesminister für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit fördert durch entwicklungspolitische Maß- 
nahmen den Auf- und Ausbau einer wissenschaft- 
lich-technologischen Infrastruktur (Technologie- 
zentren, Forschungsinstitute, wissenschaftliche Un- 
ter suchungsdienste) in den Entwicklungsländern, 
Beide Ministerien arbeiten bei der Förderung von 
Forschung und Technologie für die Dritte Welt eng 
zusammen. Sie werden dabei vor allem von der Ar- 
beitseinheit GATE (German Appropriate Techno- 
logy Exchange) der Deutschen Gesellschaft für 
Technische Zusammenarbeit unterstützt 

Der beste Weg, den Ländern der Dritten Welt den 
Zugang zu neuen Techniken zu erschließen, ist eine 
enge, partnerschaftliche Zusammenarbeit Die Ko- 
operation bei gemeinsamen Vorhaben von Wissen- 
schaftlern. Technikern und Uniemehmen führt zur 
Heranbildung von qualifiziertem Personal und zum 
Erwerb des Wissens und Könnens, das zur selbstän- 
digen Beherrschung neuer Technologien und Ver- 
fahren benötigt wird. 

Die Zusammenarbeit ist vor allem geprägt durch 

— Entwicklung neuer Technologien für den Ein- 
satz in Entwicklungsländern. Es geht beispiels- 
weise um umweltfreundliche und rohstoffspa- 
rende Produktionsverfahren 
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— Anpassung vorhandener Technologien an die 
Einsatzbedingungen in Entwicklungsländern. So 
werden z. B. solartechnische Pump- und Kühlag* 
gregate an die Betriebs- und Wartungsbedingun- 
gen in der Dritten Welt angepaßt 

— Demonstration und Erprobung neuer Technolo- 
gien 

— Erfahrungs- und Wissenschaftleraustausch und 
Ausbildung im Rahmen der Projektzusammen- 
arbeit 

— Beteiligung an multilateralen Aktivitäten, am 
Nord-Süd-Dialog und am internationalen Erfah- 
rungsaustausch mit z. B. internationalen Projek- 
ten. Seminaren und Konferenzen. 


Schwerpunkte: 

— Die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Ener- 
gieforschung und -technologie betrifft in erster 
Linie die erneuerbaren und fossilen Energie- 
quellen. Bei den emeuerbaren Energiequellen 
steht bisher die dezentrale Energieversorgung 
des ländlichen Raumes im Mittelpunkt Dabei 
hat sich der Schwerpunkt der Zusammenarbeit 
zunehmend von der Forschung und Entwicklung 
hin zu Pilot- und Demonstrationsanlagen, Feld- 
tests und Maßnahmen zur Unterstützung der 
Technologieverbreitung verlagert. Es geht selte- 
ner um die Elntwicklung neuer Verfahren und 
Anlagen als um die Anpassung und Demonstra- 
tion bekannter technischer Ansätze für den Ein- 
satz in Entwicklungsländern und deren Über- 
prüfung auf Leistungsfähigkeit. Zuverlässigkeit 
und Wirtsch€iftlichkeit im Rahmen von Feld- 
tests. 

Wichtige Themen im Bereich der fossilen Ener- 
giequellen sind die Erkundung und Gewinnung 
von Erdöl, Erdgas und Kohle, die Feuerungs- 
und Kraftwerkstechnik und die Kohleverga- 
sung. 

In der kern technischen Zusammenarbeit des 
BMFT geht es um Wissensvermittlung und Aus- 
bildung. Im Vordergrund stehen dabei die The- 
menbereiche Sicherheitstechnik und Qualitäts- 
sicherungssysteme, kleine Reaktoren und Ener- 
gieplanungs- und Versorgungskonzepte. 

— Bei der Umweltforschung und -technik steht die 
Entwicklung und Anpassung von emissionsar- 
men Technologien für den Einsatz in der Dritten 
Welt im Vordergrund. Die wichtigsten Koopera- 
tionsbereiche sind: umweltfreundliche Produkti- 
onsverfahren, Abwasser- und Abfallbehandlung, 
die Bekämpfung der Meeres- und Gewässerver- 
schmutzung sowie die ökologische Forschung. 

In Zusammenarbeit mit Ägypten wird ein um- 
weltfreundliches und energiesparendes Verfah- 
ren für die Papier- und Zellstoffherstellung ent- 
wickelt. 

In der ökologischen Forschung werden die Er- 
haltung ökologischer Systeme (z. B. tropischer 
Regenwald, Savanne) und von Landnutzungssy- 
stemen, die Untersuchung von Bodenbelastung 


und -erosion sowie die Elrforschung von geeigne- 
ten Bioindikatoren für die Dritte Welt im Vor- 
dergrund stehen. 

— Die biotechnologische Zusammenarbeit soll 
dazu beitragen, die Lebensbedingungen in den 
Entwicklungsländern in wichtigen Sektoren wie 
Energie, Ernährung. Landwirtschaft, Gesund- 
heit und Umweltschutz zu verbessern. Als Ko- 
operationsschwerpunkte sind vorgesehen: Erfor- 
schung und Bekämpfung von Tropenkrankhei- 
ten (Parasitologie), Gewinnung von Wirkstoffen 
für Arznei- und Schädlingsbekämpfungsmittel 
aus Tropenpflanzen, mikrobielle Abwasser- und 
Abfailaufbereitung für rohstoff- und landwirt- 
schaftliche Abfälle, Pflanzenzüchtung und nach- 
wachsende Rohstoffe, biochemische Herstel- 
lungsverfahren für Lebens- und Genußmittel, 
Einsatz von Biomasse für die Energie- und Roh- 
stoffnutzung. 

— In der Meeresforschung sollen in Zusammenar- 
beit mit den Küstenstaaten der Dritten Welt im 
Rahmen langfristiger Kooperationsbeziehungen 
vor allem die Voraussetzungen für die Nutzung 
der Ressourcen der Meere untersucht und insbe- 
sondere die Probleme der marinen Umwelt er- 
faßt werden. Die Kooperation unterstützt unsere 
Partnerländer bei der Entwicklung und dem 
Ausbau einer eigenständigen Forschungs- und 
Entwicklungskapazität und bei der Ressourcen- 
erschließung in ihren Küstengebieten. Sie kon- 
zentriert sich auf die geowissenschafüiche 
Grundlagenforschung als Voraussetzung für ein 
besseres Verständnis der Lagerstätten- und Kli- 
maentwicklung. die Meeresökologie und den 
Umweltschutz, die Fischereibiologie zur Erfor- 
schung und Entwicklung neuer Fangmöglichkei- 
ten sowie auf die Untersuchung von Vorkommen 
mariner mineralischer Rohstoffe. Im Rahmen 
der meerestechnischen Zusammenarbeit wird 
gemeinsam mit Indonesien ein moderner La- 
stensegler für den interinsularen Verkehr ent- 
wickelt 

— Bei der Weltraumforschung und -technologie 
steht der Zugang zur Nutzung der Femerkun- 
dungsdaten durch geeignete Empfangsanlagen 
und Auswertungsmethoden sowie die Erweite- 
rung und Verbesserung der Kommunikationssy- 
steme im Mittelpunkt der Zusammenarbeit Die 
wissenschaftlich-technologische Zusammenar- 
beit konzentriert sich derzeit auf die Ausbildung 
von Experten aus Kooperationsländern bei der 
Deutschen Forschungs- und Versuchsanstalt für 
Luft- und Raumfahrt Expertenausbildungs- und 
Fortbildungsseminare gemeinsam mit der Deut- 
schen Stiftung für internationale Entwicklung 
und der Emährungs- und Land Wirtschaftsorga- 
nisation der Vereinten Nationen sowie die Aus- 
wertung von Satellitendaten. 

2.23 Förderbereich X: 

Wehrforschung und -technik 

Wehrtechnische Forschung befaßt sich — als ange- 
wandte Forschung — mit dem Erkennen und Lösen 
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von Problemen als Grundlage für künftige wehr- 
technische Produkte, deren neue oder veränderte 
Eigenschaften erst durch Forschungsergebnisse de- 
finierbar werden. Sie ist Voraussetzung für die Pla- 
nung und BeretLstellung einer aufgabengerechten 
Ausrüstung der Bundeswehr und trägt somit im Zu- 
sammenwirken mit anderen Kräften zur Erfüllung 
der Aufgaben der Streitkräfte im Rahmen des 
Bündnisses bei. 

Die Ziele der wehrtechnischen Forschung werden 
abgeleitet aus der Wechselbeziehung zwischen mili 
tarischen Vorgaben und naturwissenschaftlich- 
technischen Prognosen. 

Zielrichtungen sind grundsätzlich: 

— Untersuchung neuer AnwendungsniögUchkeiten 
naturwissenschaftlicher Phänomene für Wehr- 
material 

— Erschließung neuer Eigenschaften für Wehrma* 
terial 

— Beseitigung von Risiken bei Wehrmaterial, die 
durch unbekannte Eigenschaften eingetreten 
sind. 

Folgenden Forschungszielen, die aus den Aufgaben 
der Bundeswehr abgeleitet werden, wird besondere 
Bedeutung zugeraessen: 

— Erhöhung der Wirkung im Ziel 

— Wirksamkeitssteigerung von Aufklärung, Füh- 
rung, Feuerleitung, Koramunikation und Navi- 
gation 

— Anpassung des Schutzes an die Bedrohung so- 
wie Gegenmaßnahmen 

— Leistungssteigerung von Waffenträgern 

— Verbesserung von Ausbildung, Bedienung und 
Logistik 

— Kostenreduktion bei Wehrmaterial 

Diesen Forschungszielen werden derzeit folgende 
Fo rschungs sc h we rpun kte zu geord ne t: 

— Ausgewogener Schutz und Härtung gegen die 
Wirkungen von Kernwaffen 

— Multisensoren und Sensornetze zur Verbesse- 
rung der Aufklärung. Zielerfassung und Zielver- 
folgung 

- — Elektronische und optronische Bauelemente für 
höhere Datenverarbeitungsgeschwindigkeiten 
und neuartige Logik- Bausteine, ferner für eine 
Verwendung in integrierten Sende-/ Empfangs- 
stufen und im Höchstfrequenzbereich 

— Elektronische Schutz- und Gegenmaßnahmen 
im Bereich Kommunikation, Radar und Naviga- 
tion 

— Navigations', Lenk- und Regelverfahren unter 
Verwendung neuer Sensoren und Konzepte 

— Raketenantriebe auf der Basis verbesserter 
Treibstoffe und flexiblerer Steuerung 

— Neuartige Bau- und Steuerelemente zur Verbes- 
serung der Flugeigenschaften 


— Antriebsintegration zur Optimierung der Anord- 
nung von Triebwerk und Komponenten 

— Optimierung von Bauweisen für Land-, Luft- 
und Seefahrzeuge 

— Untersuchungen der Anwendbarkeit neuer und 
bekannter Verbundwerkstoffe einschließlich ih- 
rer Leistungsgrenzen 

— Untersuchungen von wehrspezifischen, neuen 
hochfesten metallischen Werkstoffen 

— Erarbeitung rationeller Verfahren zur Ver- und 
Bearbeitung metallischer Werkstoffe 

— Arbeiten über Munitionswirkung gegen unter- 
schiedlich harte Ziele, Erarbeitung von Schutz- 
maßnahmen. 

Anzahl und Art der Forschungsschwerpunkte kön- 
nen sich aufgrund neuer militärischer und/oder 
neuer technologischer Möglichkeiten ändern. 

Ergebnis der wehrtechnlschen Forschung ist eine 
möglichst breite und solide technologische Basis für 
die gesicherte und weitgehend risikoarme Planung 
und Entwicklung neuen Wehrmalerials bzw. die Be- 
herrschung von „Spitzentechnologien“ auf einigen 
für die Bundeswehr besonders wichtigen Gebieten. 
Ergebnis ist weiterhin eine fundierte Urteilsfähig- 
keit für den internationaien Dialog und für die Mit- 
wirkung am Entwurf neuer technischer und militä- 
rischer Konzepte. 

Die Durchführung der wehrtechnischen For- 
schungsvorhaben erfolgt mit Schwerpunkt in den 
grund- und zum Teil einzelauftragsFinanzierten, fol- 
genden Forschungseinrichtungen; 

— Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der An- 
gewandten Forschung e. V. (FhG: sechs For- 
schungsinstitute) 

— ForschungsgeseSIschaft für Angewandte Natur- 
wissenschaften e. V. (FGAN) 

— Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für 
Luft- und Raumfahrt e. V. (DFVLR) 

— Deutsch* Französisches Forschungsinstitut St. 
Louis (TSL) 

— Forschungsanstall der Bundeswehr für Wasser- 
schall und Geophysik (FWG/ressorteigen). 

Ergänzt und erweitert werden diese Aktivitäten 
durch die Bearbeitung von Einzelaufträgen in der 
Industrie und an den Hochschulen der Bundesrepu- 
blik Deutschland. 

Wehrmedizinische Forschung dient der Erfüllung 
der Aufgaben des Sanitäts- und Gesundheitswesens 
der Bundeswehr, die die vorbeugende und klinische 
Gesundheitsfürsorge, die Wehrpharmazie und das 
militärische Veterinärwesen einschließen. 

Sie ist angewandte Forschung mit dem Ziel, bei An- 
gehörigen der Bundeswehr 

— die Anpassung an die Eigentümlichkeiten des 
Dienstes zu verbessern 

— eine Steigerung der Leistungsfähigkeit zu errei- 
chen 

— die Widerstandskraft gegen besondere Umwelt- 
einflüsse zu erhöhen und 
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— die durch die militärische Umwelt entstaadenen 
oder durch Feindeinwirkung hervorgerufenen 
Gesundheitsstörungen frühzeitig erkennen und 
besser behandeln zu können. 

Besondere Bedeutung kommt dem medizinischen 
ABOSchutz zUh 

Weitere Arbeitsschwerpunkte liegen auf dem Ge- 
biet der Kriegschirurgie, Hierbei stehen Behand- 
lungsmaßnahmen für mit konvenüonellen Waffen 
Verwundete im Vordergninri, wobei dem Problem 
großer Zahlen von Verwundeten besonders Rech’ 
nung getragen werden muß. 

Die Wehrmedizinische Forschung wird überwie- 
gend als Vertragsforschung von Wissenschaftlern 
der Hochschulen und anderer ziviler Institutionen 
durchgeführt. Daneben werden im Rahmen der so- 
genannten Sonderforschung in eigenen For- 
schungseinrichtungen wehrmedizinische For- 
schungsvorhaben bearbeitet Dabei werden haupt- 
sächlich Ergebnisse aus der Vertragsforschung für 
eine Anwendung ln der Truppe aufbereitet 

Ziel der Wehrtechnischen Entwicklung und Erpro- 
bung ist es, aufbauend auf den Ergebnissen der 
wehrtechnischen Forschimg die Modernisierung 
der Bunde swehrausrüstung auf der Grundlage der 
Konzeption der Bundeswehr und daraus abgeleite- 
ter konzeptioneller Forderungen durch Bereitstel- 
lung einführungsreifen Materials — weitgehend 
Zusammenarbeit mit Bündnispartnern — vorzube- 
reiten. 


Im Vorfeld der Entwicklung von Projekten und Ge- 
räten tragen Technologie- und Realisierbarkeitsstu- 
dien sowie Komponenten- und Experimentalent- 
wickJungen dazu bei. das technische, zeitliche und 
finanzielle Risiko künftiger Entwicklungsvorhaben 
zu begrenzen. 

Der Bereich ,, Geräte und Projekte^* umfaßt die Ent- 
wicklung und Erprobung konkret geforderten 
Wehrmaterials vom Konzept bis zum technisch rei- 
fen^ truppenverwendbaren und ln Serie beschaffba- 
ren Produkt. 

Aus Gründen der Standardisierung/Interoperabili- 
tät und zur Vermeidung von Doppelarbeit ist die 
Zusammenarbeit im NordaÜantischen Bündnis 
(NATO) ständige Praxis. Wenige Entwicklungspro- 
jekte werden ausschließlich national durchgeführt. 

In der Forschung findet ebenfalls ein reger Infor- 
mationsaustausch statt 


Ausgaben des Bundes für 
Wehrfoi^hung und -technik 

— in Mio DM — 



Ist 

SoU 

1982 198S 1984 

1985 1986 1 

W issensoh af ts- 
ausgaben 

darunter FuE - . 

1 672 1 839 1 960 

1 667 1 838 1 959 

2 510 2 659 

2 509 2 658 


145 


Teil III 


Forschungs- und Technologiepolitik In den Ländern 


1, Vorbemerkung 

Nach dem Bundesbericht Forschung 1984 enthält 
auch dieser Bericht Selbstdarstellungen der Länder 
zu ihrer Forschungs- und Technologiepolitik. 

Neben den Grundsätzen und Schwerpunkten der 
Forschungspolitik stellen die Länder ihre Hoch- 
schul- und außeruniversitäre Forschung sowie Maß- 
nahmen der Technologieförderung und des Techno- 
logietransfers und besondere landesspezifische För- 
derungen dar. 

In ihren Berichten haben einige Länder darauf hin- 
gewiesen, daß sie zur Verbesserung ihrer For- 
schungsstruktur zum Teil unter Beratung von 


Fachkommissionen. Bestandsaufnahmen ihrer For- 
schungskapazitäten erstellt haben. 

Hieran anschließend haben die Landesregierungen 
Konzepte zur Stärkung der Forschung, der For- 
schungsaktivitäten der Wirtschaft sowie zum Wis- 
sens- und Technologietransfer entwickelt und zum 
Teil bereits umgesetzt. 

Besondere Bemühungen gelten der verstärkten Zu- 
sammenarbeit und dem Austausch zwischen Hoch- 
schulforschung und Wirtschaft Verstärkt bemühen 
sich die Länder darum, Zukunftstechnologien anzu- 
siedeln. um die Wirtschaftsstruktur und Kraft zu 
stärken. 


Tabelle III/l 

(vgl. auch Tabelle Vl/15) 

Wissenschaftsausgaben der Länder (ohne Gemeinden) 


Land 

Wissenschaftsausgaben 1981 (Ist) 

Wissenschaftsausgaben 1983 (Ist) 

Mio DM 

% BIP') 

DM 

je Einw. 

% 

Mio DM 


DM 

je Elinw. 

% 

Baden-Württemberg 

3 130,9 

1.29 

338 

15,8 

3 512,5 

1,34 

379 

16,5 

Bayern 

3 018;2 

1,15 

276 

15,3 

3 332,9 

1,16 

304 

15,6 

Berlin (West) 

1 714.7 

3,12 

906 

8,9 

1 817 J 

2,96 

977 

8,5 

Bremen 

191.0 

0,82 

276 

1,0 

209,9 

0,86 

308 

1,0 

Hamburg 

833.9 

1,15 

508 

4,2 

924,3 

1,18 

572 

4,3 

Hessen 

1 868,4 

1,25 

333 

9,5 

2 044,7 

1,25 

366 

9,6 

Niedersachsen 

2 045,4 

1,32 

282 

10,4 

2 188,7 

1,32 

302 

10,3 

Nordrhein- Westfalen 

5 083,2 

1,21 

298 

25,7 

5 214,6 

1,16 

309 

24,5 

Rheinland-Pfalz 

795,2 

0,97 

218 

4,0 

873,9 

0,99 

240 

4,1 

Saarland 

344.5 

1,42 

323 

1,7 

426,6 

1,66 

405 

2,0 

Schleswig-Holstein 

719,6 

1,32 

275 

3,6 

777,2 

1,32 

297 

3,6 

Bundesgebiet 

19 745,0 

1,28 

320 

100 

21 322.7 

1,28 

347 

WO 


Anteil am Bruttoinlandsprodukt des jeweiligen Landes Rundungsdifferenzen 

Anmerkung: 

Diese Wissenschaftsausgaben wurden von den Länderfinanzministerien bzw. den Statistischen Landesämtem im Rah- 
men der Finanzstatistik gemeldet Die Wissenschaftsausgaben umfassen die gesamten Hochschulausgaben sowie die 
Ausgaben für Wissenschaft Forschung und Entwicklung außerhalb der Hochschulen. Vgl. auch Tabelle VI/15. 

Quelle; BMFT 
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2. Forschungsförderung 
in den einzelnen Ländern 

2.1 Baden-Württemberg 

1. Wert und Bedeutung, die die Landesregierung 
der Förderung der Forschung an Hochschulen 
und außeruniversitären Einrichtungen beimißt, 
werden durch die Bereitstellung von 34 Mrd DM 
1985 und von 3,3 Mrd DM 1986 für Wissenschaft 
und Forschung unterstrichen. Aufgrund dieser 
Anstrengungen ist es möglich, die hervorragend© 
Position, die Baden-Württemberg nicht nur quan- 
titativ. sondern auch qualitativ einnimmt, in ih- 
rer Breite zu sichern. 

Die kontinuierlichen Forschungsanstrengungen 
tragen einmal dem Gesichtspunkt Rechnung, daß 
das Ansehen des Landes als Kulturstaat nicht 
zuletzt davon abhängt, inwieweit die Wissen- 
schaft in ihrer Vielfalt gefördert wird. Auch und 
gerade geisteswissenschaftliche Forschung zu 
fördern, ist ein Postulat der Kulturstaatlichkeit 
und damit wesentlicher Bestandteil der For- 
schungspolitik des Landes Baden- Württemberg. 

Ebenso trägt die Landesregierung der Erkennt- 
nis Rechnung, daß die Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft, ihre Behauptung auf den Weltmärk- 
ten und damit die langfristige Erhaltung der Ar- 
beitsplätze und des sozialen Friedens entschei- 
dend von der Leistungsfähigkeit und Effizienz 
der Grundlagenforschung und der anwendungs- 
orientierten Forschung im naturwissenschaft- 
lich-technischen Bereich abhängt. 

Bei ihren Anstrengungen, ln der Forschung zu 
einer Neuorientierung auf zukunftsträchtige Ge- 
biete unter Akzentuierung der Schlüsseltechno- 
logien zu gelangen, die auf die gesamte Indu- 
striestruktur ausstrahlen und vor allem wissen- 
schaftliche Strukturverbesserungen ermögli- 
chen, konnte die Landesregierung auf die Erfolge 
einer traditionell forschungsfreundlichen Politik 
zurückgreifen. 

2. In den vergangenen Jahren hat die Landesregie- 
rung erhebliche Anstrengungen unternommen, 
um die materiellen und ideellen Voraussetzun- 
gen für die Forschung zu verbessern und damit 
eine erfolgreiche Forschungstätigkeit zu ermögli- 
chen. Sie verfolgte dies in mehreren Stufen: 

Im Dezember 1982 lagen die Empfehlungen der 
Forschungskommission Baden-Württemberg vor. 
Bereits 1983 wurde auf dieser Basis eine erste 
Ausbaustufe für die Forschungsförderung be- 
schlossen und dabei allein 27 Mio DM ausgege- 
ben. Hervorzuheben sind die Gründung folgen- 
der Forschungseinrichtungen: 

— Zentrum für Molekularbiologie der Universi- 
tät Heidelberg 

— Forschungszentrum Informatik an der Uni- 
versität Karlsruhe 

— Institut für Mikroelektronik Stuttgart 

— Forschungsschwerpunkt Hochenergieverfah- 
ren mit Lasertechnik bei der Universität 
Stuttgart und der Deutschen Forschungs- und 


Versuchsanstalt für Luft- imd Raumfahrt e. V, 
(DFVLR). 

Eine zweite Stufe zum Ausbau der Forschungs- 
förderung hat die Landesregierung am 2. April 
1984 beschlossen. Sie hat damit neue Schwer- 
punkte geschaffen, die ebenfalls auf Empfehlun- 
gen der Forschungskommission zurückgehen. 
Das neue Programm, das unter Beteiligung der 
Universitäten entstanden ist, schafft für ein brei- 
tes Spektrum zukunftsorientierter Forschungs- 
gebiete die Voraussetzung, daß stärker als bisher 
konzentriert im bereich der Grundlagenfor- 
schung gearbeitet werden kann. Es enthält die 
folgenden Schwerpunkte: 

— Fertigungstechnik 

An der Universität Stuttgart wurde mit mehr 
als 1 Mio DM ein Forschungsschwerpunkt zur 
besseren Erforschung, Entwicklung und Nut- 
zung von Fertigungssystemen für die Fein- 
werktechnik eingerichtet. 

An der Universität Karlsruhe wird mit etwa 
1,6 Mio DM ein Produktionstechnisches Labor 
für Forschungsarbeiten zur Produktionsauto- 
matisierung ausgebaut 

— Werkstofftechnik 

An der Universität Karlsruhe wird mit etwa 
6,3 Mio DM der Schwerpunkt „Konstruieren 
mit Keramik" im Maschinenbau erweitert 

Mit einem Aufwand von fast 10,9 Mio DM 
wurden neue Lehr- und Forschungsgebiete im 
Bereich der Werkstofftechnik an der Univer- 
sität Stuttgart eingerichtet 

— Energietechnik 

Die Universitäten Heidelberg. Karlsruhe und 
Stuttgart und die DFVLR in Stuttgart haben 
einen Kooperationsvertrag abgeschlossen, um 
u. a. im Bereich der Umweltforschung und der 
Energieeinsparung Forschungsvorhaben ge- 
meinsam voranzutreiben. Für diesen Zweck 
hat die Landesregierung ca. 6 Mio DM bereit- 
gestellt 

— Computer Aided Design (CAD) und Computer 
Aided Manufacturing (CAM) 

Die Universitäten Karlsruhe und Stuttgart er- 
halten für die Verstärkung der Forschung und 
der Ausbildung in den Schwerpunktbereichen 
des CAD/CAM 17,1 Mio DM. 

Mit rd. 11,2 Mio DM werden die Fachhoch- 
schulen mit CAD/CAM-Systemen zur Einrich- 
tung von Ausbildungsschwerpunkten und für 
den Technologietransfer ausgestattet 

— Biotechnik, Jioverfahrenstechnik 

Die Landesregierung wird etwa 9,3 Mio DM 
bereitstellen, um an der Universität Stuttgart 
einen Forschungsschwerpunkt in der Biover- 
fahrensteclinik einzurichten. Durch das enge 
und aufeinander abgestimrate Zusammenwir 
ken der Bereiche Verfahrenstechnik, Biologie 
und Chemie sind hier die besten Voraus- 
setzungen für die Einrichtung dieses For- 
schungsschwerpunktes gegeben. 

In einer dritten Stufe von 1985 an für einen Zeit- 
raum von fünf Jahren mit jeweils 30 Mio DM soll 
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dann die universitäre Forschung in ollen Wissen- 
schaftsbereichen gefördert werden. Eine Arbeits- 
gruppe der Universitäten hat dafür mit der Lan- 
desregierung 84 Forschungsschwerpunkte emp- 
fohlen; dies sind Geisteswissenschaften (8), Me- 
dizin (20), Naturwissenschaften (16), Sozialwis- 
senschaften (9), Technische Wissenschaften (31). 
Neben dem von der Landesregierung am 1. Sep- 
tember 1983 bei der Kernforschungszentrum 
Karlsruhe GmbH — KfK — für die Bereiche 
Luftverunreinigungen/Waldschäden mit einer 
Laufzeit von zunächst fünf Jahren und einer Mit- 
telausstattung von 50 Mio DM eingerichteten 
wissenschaftlichen Großprojekt „Europäisches 
Forschungszentrum für Maßnahmen zur Luft- 
reinhaltung“ — PEF — hat die Landesregierung 
am 1. September 1985 bei der KfK das wissen- 
schaftliche Großprojekt „Wasser- Abfall-Boden“ 

— PWAB — mit einer Laufzeit von zunächst 
sechs Jahren und einer Mittelausstattung von 
42 Mio DM eingerichtet; seine Aufgabe ist die 
Anregung, Förderung und Koordinierung der 
Forschungs-, Untersuchungs- und Entwicklungs- 
vorhaben in den Bereichen Wasser, Abfall und 
Boden. 

Sonderforschungsbereiche tragen zur Schwer- 
punktbildung universitärer Forschung bei. Die 
Landesregierung unterstützt daher durch die Be- 
reitstellung von zusätzlichen Mitteln zur Verstär- 
kung der Grund ausstattung die Universitäten in 
ihren Bemühungen. Sonderforschungsbereiche 
einzurichten. 

Zum 1. Januar 1985 wurden fünf, zum 1. Juli 1985 
weitere vier Sonderforschungsbereiche in Ba- 
den-Württemberg eingerichtet 

Von den insgesamt 162 von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft geförderten Sonderfor- 
schungsbereichen befinden sich damit 42 (26 %) 
in Baden- Württemberg. 

Das Land Baden-Württemberg wird 

— die Erweiterung und Intensivierung der Kera- 
mikforschung am Max-Planck-lnstitut für 
Metallforschung durch eine Sonderfinanzie- 
rung bis zur Höhe von 7,1 Mio DM für die Er- 
weiterung des Pulvermetallurgischen Labora- 
toriums fördern 

— die Kosten für den Bau und die Ersteinrich- 
tung des Erweiterungsbaus für die beiden 
neuen Abteilungen „Entwicklungsbiologie des 
Immunsystems“ und .Angewandte Immuno- 
logie“ des Max-Planck-Instituts für Immun- 
biologie in Freiburg (Kosten etwa 21,5 Mio 
DM) sowie die Personalkosten dieser beiden 
neuen Abteilungen für einen 2^itraum von 
fünf Jahren übernehmen 

— sich an den Ausbauinvestitionen der FhG-In- 
stitute für Produktionstechnik und Automati- 
sierung (IPA) und für Grenzflächen- und Bio- 
verfahrenstechnik (1GB) in Stuttgart mit 50 % 
der Kosten (ca. 12,3 Mio DM) beteiligen. 

Die technologische Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft des Landes beruht darauf, daß im 
Land selbst ein breites Technologieangebot ver- 
fügbar ist. Als Technologieanbieter kommen die 


Universitäten und Fachhochschulen, die Max- 
Planck-Institute, die Institute der Fraunhofer-Ge- 
sellschaft, die Gemeinschaftsforschungseinrich- 
tungen sowie die Großforschungseinrichtungen 
in Betracht. Auch künftig wird die notwendige 
technologische Infrastruktur zu stärken und der 
Zugriff hierauf für die Wirtschaft zu verbessern 
sein. Hierzu bedarf es auch der Gründung von 
außeruniversitären Instituten. Aufgabe solcher 
Institute ist es, Arbeitsergebnisse der Universi- 
tätsinstitute anwendungsorientiert fortzuentwik- 
keln und für die Wirtschaft nutzbar zu machen. 
Eine Beteiligung der Wirtschaft bei der Grün- 
dung und beim Betrieb solcher Institute sind als 
Gradmesser für den Bedarf unerläßlich. Ein ge- 
meinschaftliches Zusammengehen von Staat und 
Wirtschedt wird derzeit bei der Gründung des In- 
.stituts für La.sertechnologien in der Medizin an 
der Universität Ulm (Land es mittel; 8,7 Mio DM) 
und des interdisziplinär arbeitenden naturwis- 
senschaftlichen und medizinischen Forschungs- 
instituts an der Universität Tübingen mit Sitz in 
Reutlingen (Landesmittel: 10,5 Mio DM) prakti- 
ziert 

3. In den vergangenen Jahren wurde ein System 
zur Technologieberatung und Technologiever- 
mittlung eingerichtet In dieses flächendeckende 
Netz sind eingebunden 

— 26 ortsnahe Kontaktberatungsstellen bei 
Wirtschaftsorganisationen und Fachhoch- 
schulen: Beratungsstellen an Universitäten 
und Instituten aus besonders relevanten 
Schwerpunkten wie Mikroelektronik, techni- 
sche Sensoren und MontageautomaUsierung 
und zwölf Transferzentren der Steinbeis-Stif- 
tung an Fachhochschulen 

— als Technologieträger neun Institute der indu- 
striellen Gemeinschaftsforschung, elf Fraun- 
hofer-Institute, über den technischen Bera- 
tungsdienst der Steinbeis-Stiftung 16 Fach- 
hochschulen, zwei Großforschungseinrichtun- 
gen (Kernforschungszentrum Karlsruhe 
[KfKJ und DFVLR) sowie die sechs Universi- 
täten Hohenheim. Karlsruhe, Konstanz. Tü- 
bingen. Freiburg und Stuttgart 

Das bestehende dezentrale und flächendeckende 
Netz von Beratungs- und Vermittlungseinrich- 
tungen wurde mit dem Ziel geschaffen, den Un- 
ternehmen den Zugang zum Technologieangebot 
zu ermöglichen bzw. zu erleichtern. Für den wei- 
teren Ausbau sind vorgesehen: 

— Initiativen zur Verstärkung der Personal ka- 
pazität bei den Innovationsberatungsstellen 
der Kammern, damit die Innovationsberater 
v'ermehrt von sich aus aktiv tätig werden 
können 

— Transferzentren als Schwerpunkte beim wei- 
teren Ausbau des technischen Beratungsdien- 
stes der Steinbeis-Stiftung an den Fachhoch- 
schulen 

— Transferbüros an möglichst allen neun Uni- 
versitäten des Landes als Zugang za dem dort 
vorhandenen Technologiepotential 
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— Weitere Fach beratungsstel len an Hochschul- 
und Forschungsinstituten in für die Wirt- 
schaft des Landes besonders relevanten Tech- 
nologiebereichen. 

Ein weiterer Beitrag zur Verbesserung des Tech- 
nologietransfers ist das von der Landesregierung 
beschlossene Schwerpunktprogramm zugunsten 
der Fachhochschulen. Die Fachhochschulen bie- 
ten die Gewähr dafür, daß Forschungsergebnisse 
praxisnah aufbereitet und unverzüglich in die be- 
triebliche Praxis umgesetzt werden. Ihre Aus- 
stattung soll entsprechend den zu erwartenden 
zusätzlichen Leistungen im Rahmen des Techno- 
logietransfers verbessert werden (ab 1984 sechs 
Jahre lang jährlich etwa 10 Mio DM). 

4. Im November 1984 hat die Landesregierung ein 
Sonderprogramm zur Förderung des wissen- 
schaftlichen Nachwuchses beschlossen. Nach 
diesem Programm werden von 1985 bis 1989 jähr- 
lich zusätzlich 40 Professorenstellen zur Verfü- 
gung gestellt, um mittelfristig die unausgewo- 
gene Altersstruktur an den Universitäten zu 
mildem. 

Mit Frankreich wurde vereinbart, an den Univer- 
sitäten Karlsruhe und Straßburg ein deutsch- 
französisches Institut für Automation und Robo- 
tik zu gründen. Dabei werden vor allem zwei 
Ziele verfolgt: 

— Verstärkung der Forschung ln einer Spitzen- 
technologie 

— Anstoß zu einer verstärkten Zusammenarbeit 
in Europa im Bereich der Forschung. 

Die Landesregierung wird für die Gründung die- 
ses Instituts Mittel in Höhe von 2 Mio DM bereit- 
stellen. 


2.2 Freistaat Bayern 

1. Ziel des Freistaates Bayern ist es, die Forschung 
effizient zu erhalten. Hierzu setzt er Rahmenbe- 
dingungen, die zu einem günstigeren wirtschaft- 
lichen Klima führen. Er stellt insbesondere den 
Forschungseinrichtungen finanzielle Mittel zur 
Verfügung, enthält sich jedoch wissenschaftslen- 
kender Maßnahmen. 

Der Freistaat Bayern hat 1983 insgesamt 
3,1 Mrd DM für die Hochschulen und 318 Mio DM 
für die wissenschaftlichen Einrichtungen ausge- 
geben; zusammen sind dies 31,4% des Kultus- 
haushalts und 9,5 % des gesamten Staatshaus- 
halts. Die Personalausstattung der bayerischen 
Hochschulen konnte im Zeitraum 1980 bis 1984 
um 1 395 Stellen aufgestockt werden (908 Stellen 
im Klinikbereich). Der Doppelhaushalt 1985/86 
sieht die Schaffung von 617 weiteren zusätzli- 
chen Stellen vor (211 Stellen im Klinikbereich). 
Die Mittelansätze für Lehre und Forschung und 
Erwerb von Geräten und Ausstattungsgegen- 
ständen wurden (Steigerung im Haushalt 1983/84 
4.0 Mio DM, 1985/86 10,5 Mio DM) auf insgesamt 
135,9 Mio DM aufgestockt 

Die forschungsfördernden Maßnahmen wurden 
in einem Konzept zur Förderung der Hochschul- 


forschung in Bayern zusammengefaßt, dessen 
Zielvorstellungen in der Fortschreibung des 
Hochschulgesamtplans ihren Niederschlag ge- 
funden haben. 

Aus dem Haushalt des Staatsministeriums für 
Wirtschaft und Verkehr sind 1984 rd, 
28,9 Mio DM für Förderung von Forschung, Ent- 
wicklung und Technologie verwendet worden. 

Bei seiner Forschungs- und Technologiepoütik 
ist Bayern insbesondere bemüht qualifizierte 
Forschung in allen Landesteilen anzusiedeln. 
Beispiel hierfür sind die Universitäten Augsburg. 
Regensburg. Bamberg, Bayreuth und Passau. Al- 
lerdings besteht nach wie vor in der räumlichen 
Verteilung der Forschungseinrichtungen ein 
Übergewicht der Region München, wo 2 Univer- 
sitäten und eine Vielzahl außeruniversitärer For- 
schungseinrichtungen wie Max- Planck-Institute, 
2 Großforschungseinrichtungen und ein For- 
schungszentrum einer weiteren Großforschungs- 
einrichtung, Institute der Fraunhofer-Gesell- 
schaft, Ifo-lnstitut für Wirtschaftsforschung so- 
wie sonstige bedeutende Forschungseinrichtun- 
gen ihren Sitz haben. 

2. Ein wichtiges Anliegen der Forschungsförderung 
an den Hochschulen ist die Bildung von For- 
schungsschwerpunkten. wobei besonders lei- 
stungsfähige Hochschuleinrichtungen eine ver- 
besserte Grundausstattung erhalten, um auf 
diese Weise die Einwerbung zusätzlicher Dritt- 
mittel zu erleichtern und den eventuellen Ausbau 
zu einem Sonderforschungsbereich zu ermögli- 
chen. Folgende Forschungsschwerpunkte an den 
bayerischen Universitäten heben sich heraus, 
teilweise in enger Verknüpfung mit außeruniver- 
sitären Forschungseinrichtungen: 

— Mikrostrukturforschung in Elrlangen, Mün- 
chen und Würzburg 

— Biochemie und Gentechnologie in München, 
Würzburg, Regensburg und Bayreuth, beson- 
ders das Gen-Zentrum an der Universität 
München und am Max-Planck-Institut für 
Biochemie in Martinsried 

— Umweltforschung, insbesondere Luftschad- 
stofforschung bei der Gesellschaft für Strah- 
len- und Umweltforschung mbH (GSF), die 
eng mit den Hochschulen Zusammenarbeiten, 
z. B. in der „Münchner Arbeitsgemeinschaft 
Luftschadstoffe** sowie in der von den Univer- 
sitäten und den beiden Fraunhofer-Instituten 
für Festkörpertechnologie und für atmosphä- 
rische Uraweltforschung gegründeten „baye- 
rischen Forschergruppe Forsttoxikologie** 

— Satellitengeodäsie an der Technischen Uni- 
versität München mit einer Außenstation in 
W ettze 11/ Oberpfalz 

— Roboter-Technologie an der Technischen Uni- 
versität München 

— Materialforschung in Erlangen und München 

— Kernfusion am Max-Planck-Institut für Plas- 
maphysik Garching in Zusammenarbeit vor 
allem mit den beiden Münchner Universitä- 
ten und der Universität Bayreuth 


149 


Drucksache 10/5298 


Deutscher Bundestag — lO.Wahlperiode 


— Luft- und Raumfahrttechnik an der Techni- 
schen Universität München und bei der Deut- 
schen Forschungs- und Versuchsanstalt für 
Luft- und Raumfahrt e, V. in OberpfaffenhD- 
fen 

— Geowissenschaften am Institut für geologi- 
sche experimentelle Hochdruckforschung an 
der Universität Bayreuth 

— Polymerforschung an der Universität Bay* 
reuih {diese Forschungsdisziplin wurde 1984 
zu einem Sonderforschungsbereich ausge- 
baut). 

Wichtige Forschungsschwerpunkte in den gei- 
steswissenschaftlichen Disziplinen; 

— Afrikanologie {Universität Bayreuth) 

— Orientforschung (Universitäten Bamberg und 
Erlangen-Nürnberg) 

— Literatur des Mittelalters (LTniversitäten 
Würzburg und Eichstätt) 

— Ost- und Südosteuropakunde (München) 

— Wirtschafts- und Gese U sc baftswissen sc haften 
an den Universitäten Augsburg, Erlangen- 
Nürnberg und München^ die mit außeruniver- 
sitären Forschungseinrichtungen eng Zusam- 
menarbeiten 

— Historische Forschung in München in Koope- 
ration verschiedener Einrichtungen. 

An den bayerischen Universitäten sind derzeit 28 
Sonderforschungsbereiche eingerichtet (Univer- 
sität Bayreuth; 3* Universität Erlangen-Nürn- 
berg; 2, Technische Universität München: 10. Uni^ 
versitäl München: 5, Universität Regensburg: 3, 
Universität Würzburg: 5; davon 3 Ln den Geistes- 
Müssenschaften, 16 in den Biowissenschaften. 5 in 
den Naturwissenschaften und 4 in den Ingenieur- 
wissenschaften). 

Die bayerischen Universitäten konnten im Jahre 
1Ö82 Drittmittel im Umfang von rd, 170 Mio DM 
einwerben; dies sind knapp 10% ihrer gesamten 
Finanzausstattung ohne den Klinikbereich. Be- 
deutendste DritLmittelgeber waren mit 
121 Mio DM die Deutsche Forschungsgemein- 
schaft sowie das Bundesministerium für For* 
schung und Technologie mit einer Zuwendungs- 
summe von knapp 30 Mio DM, 40 % der Öffentli- 
chen Drittmittel wurden in den Bio Wissenschaf- 
ten eingesetzt, 29 % in den Naturwissenschaften, 
12 % in den Ingenieurwissenschaften und 13 % in 
den Geistes- und Gesellschaftswissenschaften. 

An den bayerischen Hochschulen entwickeln 
sich verschiedene Formen und Möglichkeiten 
der intensiven Kontaktpflege und Zusammenar- 
beit zwischen Hochschule und Wirtschaft, wobei 
besonders folgende Einrichtungen zu nennen 
sind: 

— Kontaktstellen an den Universitäten Bay- 
reuth und Erlangen- Nürnberg; zwischen den 
Inge nie urwi s sensch af tl i che n Fachbereichen 
der Technischen Universität München und 
der Wirtschaft werden enge Verbindungen ge- 
pflegt. 


— Der Arbeitskreis Wirtschaft und Verwal- 
tung e. V- an der Universität Bamberg, der 
Neuburger Gesprächskreis für Wirtschaft und 
Praxis e,V, an der Universität Passau sowie 
das Betriebswirtschaftliche Forschungszen- 
trum für Fragen der mittelständischen Wirt- 
schaft e. V. an der Universität Bayreuth. 

— Ein Technologiebeauftragter an jeder der 10 
staatlichen Fachhochschulen; Kontaktprofes- 
soren wirken auch im Rahmen des 1979 ge- 
schaffenen Bayerischen Technologie- Bera- 
tungs-Programms mit 

— Das 1985 von allen 10 bayerischen Fachhoch- 
schulen und führenden Unternehmen aus 
dem Mikroelektrönikbereieh gegründete 
„Zentrum für angewandte Mikroelektronik 
der bayerischen Fachhochschulen (ZAM) 
e. V.". Diese modellhafte Kooperation wird an 
den Standorten der Fachhochschulen und in 
einem Institut in Burghausen Weiterbildungs- 
möglichkeiten anbieten, mittelstandischeo 
Unternehmen bei Innovationen und techni- 
schen Entwicklungen helfen \md die Akzep- 
tanz für moderne Technologien fördern, 

— Einen weiteren Weg auf dem Gebiet der Ko- 
operation zwischen Wirtschaft und Hoch- 
schulen stellen die Technologiezentren dar. 
Bisher wurden in Erlangen/Nürnberg und in 
München Technologiezentren eingerichteL 

— Die sogenannten Applikationszentren bei den 
einschlägigen Lehrstühlen auf dem Gebiet 
der Robotertechnik an der Universität Erlan- 
gen-Nürnberg und an der Technischen Uni- 
versität München, die gleichzeitig wichtige 
Beratungsfunktionen wahrnehmen. 

— Von der Wirtschaft aniinanzierte bzw. anzufi- 
nanzierende Stiftungslehrstühle an der Uni- 
versität Erlangen-Nürnberg auf dem Gebiet 
der Mikroelektronik und an der Technischen 
Universität München in der Angewandten In- 
formatik, 

3. Der Freistaat Bayern fördert wirtschaftsnahe 

Forschung und Entwicklung, Irniovation und 

neue Technologien. Im einzelnen: 

— Zur Verbesserung der Fachinformations-In- 
frastruktur wurden im Rahmen eines landes- 
weiten Netzes bei wirt chaftsnahen Instituten 
regionale Inforraaüonsvermittlungsstellen ge- 
schaffen (Ostbayerisches Technologie-Trans- 
fer-Institut e.V. (OTTl) in Regens bürg, Lan- 
desgewerbeanstalt Bayern (LGA) in Nürn- 
berg und Hof, Industrie- und Handelskam- 
mern in Augsburg, Würzburg und München). 
Daneben besteht beim Bauzentrum München 
das branchenbezogene Bauinformationszen- 
trum (BIZ). 

— Als Hilfe zur Selbsthilfe für die gewerbliche 
Wirtschaft wird seit 1961 der Aufbau der Da- 
tenbank Druck, Papier, Textil gefördert 

— Bestandteil des Bayerischen Technologie- Be- 
ratungs-Programms ist ein Technologietrans- 
fer-Verbund'System, dem neben den Kontakt- 
stellen an den Hochschulen und außermiiver- 
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sitären Forschungseinrichtungen auch Kon- 
taktstellen bei den Industrie- und Handels- 
kammern, den Handwerkskammern und der 
Landesgewerbeanstalt Bayern angehören. Im 
Rahmen des Programms können als Anreiz 
zur Inanspruchnahme externer Beratung Zu- 
schüsse bis zu 75 % zu den Beraterhonoraren 
gewährt werden. Im Jahre 1985 werden vor- 
aussichtlich ca. 1 000 Beratungen aus dem 
Programm bezuschußt. 

— Einen weiteren Grundpfeiler stellt das Baye- 
rische Innovationsförderungsprogramm dar. 
Im Rahmen dieses Programms werden risiko- 
reiche Erstinnovationen mittelständischer 
Unternehmer bis zur Entwicklung eines Pro- 
totyps gefördert 

— Das Bayerische Innovationsförderungspro- 
gramm erfährt eine Ergänzung durch das 
Bayerische Technologie-Einführungs-Pro- 
gramm. 

— Um der bayerischen mittelständischen Wirt- 
schaft den Anschluß an die technische Ent- 
wicklung zu ermöglichen, fördert der Frei- 
staat Bayern Vorhaben der industriellen Ge- 
meinschaftsforschung mit Zuwendungen. 

— Nach dem Programm zur Förderung der ra- 
tionellen Energiegewinnung und -Verwen- 
dung können u. a. Vorhaben zur Entwicklung 
und Einführung neuer Energietechnologien 
gefördert werden. 

— Um vor allem den kleinen und mittleren Un- 
ternehmen die rasche Anwendung der Mikro- 
elektronik zu ermöglichen und ihre Wettbe- 
werbsfähigkeit zu verbessern, haben der Frei- 
staat Bayern und die bayerische Wirtschaft 
Maßnahmen zur Verstärkung der außeruni- 
versitären Mikroelektronik-Forschung, -Ent- 
wicklung und -Anwendung eingeleitet Neben 
der Förderung von Aufbau und Betrieb der 
Arbeitsgruppe für Integrierte Schaltungen 
der Fraunhofer-Gesellschaft in Erlangen for- 
dert der Freistaat Bayern im Rahmen einer 
Sonderfinanzierung auch den Ausbau der 
Einrichtungen des Fraunhofer- Instituts für 
Festkörpertechnologie in München. Die Lei- 
ter beider Forschungseinrichtungen sind zu- 
gleich Hochschullehrer; damit ist eine enge 
Zusammenarbeit zwischen Hochschule, au- 
ßeruniversitärer Forschungseinrichtung und 
Wirtschaft gewährleistet 

4. Über die bereits erwähnten Maßnahmen und 
Programme hinaus hat der Freistaat Bayern ein 
spezielles Programm zur Förderung hochqualifi- 
zierter Nachwuchswissenschaftler beschlossen 
(sogenannter Fiebiger-Plan), nach welchem von 
1985 bis 1988 pro Jahr 20 Professorenstellen zur 
Verfügung gestellt werden. 


2.3 Berlin 

1. ForschungspKDÜtik, Technologie- und Wissens- 
transfer liefern heute wesentliche Impulse zur 
Zukunftssicherung Berlins und zur Modernisie- 


rung der Berliner Wirtschaft Sie eröffnen neue 
Chancen in der Zusammenarbeit zwischen Wis- 
senschaft und Wirtschaft Forschungs- und Tech- 
nologiepolitik können nur einen Ausschnitt einer 
umfassenden Wissenschaftspolitik darstellen, die 
in erster Linie die Wissenschaft ohne Verwer- 
tungsabsicht in ihrer ganzen Breite mit dem 2^el 
der Mehrung von Erkenntnissen von den Kultur- 
wissenschaften bis zu den technischen Wissen- 
schaften fördert. Ohne eine breitangelegte 
Grundlagenforschung würde jede Technologiepo- 
litik langfristig leerlaufen. Die Dynamik der Na- 
turwissenschaften und der technischen Wissen- 
schaften stellt dabei eine Herausforderung an 
die Kulturwissenschaften dar. deren Bedeutung 
durch einen wachsenden Bedarf an Orientierung 
zunimmt 

Forschungs- und Technologiepolitik in Berlin ist 
standortadäquat Sie trifft auf eine gute Infra- 
struktur, knüpft an industrielle Traditionen an 
und wird von den für Berlin typischen Standort- 
nachteilen kaum betroffen. Viele Probleme, die 
ein so dicht besiedelter Ballungsraum wie Berlin 
hat können hier beispielhaft — nahezu unter 
„Laborbedingungen" — gelöst werden. 

Zu den Rahmenbedingungen einer erfolgverspre- 
chenden Innovationspolitik gehört ein aufge- 
schlossenes Umfeld, d. h. nicht nur eine kultu- 
relle Infrastruktur, ein bestimmtes Niveau an re- 
gionaler „Lebensqualität", sondern auch eine in- 
tellektuelle Verdichtung, eine Atmosphäre, in der 
Ideen entstehen, die durch ein dichtes Kommuni- 
kationsnetz vermittelt werden. Ein differenzier- 
tes Wissenschaftssystem von hoher Qualität ist 
ein notwendiger Teil dieser Basisstruktur. Ein 
Akzent der Wissenschaftspolitik des Landes Ber- 
lin liegt daher bei dem Auf- und Ausbau eines 
weitgefächerten institutioneilen Forschungssy- 
stems, der Förderung der Grundlagen- wie der 
angewandten Forschung sowie der Infrastruktur. 
Dabei liegt das besondere Problem des Berliner 
Standortes darin, daß durch die Förderung des 
institutioneilen Forschungssystems, also der An- 
gebotsseite. die Schwäche des industriellen For- 
schungspotentials kompensiert werden muß. 

2. Die Hochschulen sind primär Träger der Grund- 
lagenforschung. Nach dem quantitativen Ausbau 
hat die Sicherung der Qualität Vorrang. Dies ist 
nur durch eine verstärkte Bildung von For- 
schungsschwerpunkten, interne Umverteilung 
und zunehmende Einwerbung von Drittmitteln 
möglich. (Drittmitteleinwerbung 1984 einschließ- 
lich der Sonderforschungsbereiche an der Freien 
Universität (FU) und der Technischen Universi- 
tät (TU) Berlin: ca. 120 Mio DM.) 

Die Berliner Universitäten haben ein internes 
Förderungsverfahren entwickelt, das in etwa den 
Vorschlägen des Wissenischaftsrates entspricht. 
Sie verfügen über 7 Sonderforschungsbereiche 
und eine große 21ahl von Forschungsschwer- 
punkten, die durch zentralisierte Mittel der Uni- 
versität gefördert werden (Freie Universität 
53 Schwerpunkte, Technische Universität 
37 Schwerpunkte). 
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Die Forschungsschwerpunkte der Hochschulen, 
z. B. im Energie- und Verkehrsbereich, in der Bio- 
technologie und der Mikroelektronik unterstüt- 
zen die übergreifende sektorale Schwerpunktbil- 
dung im Land Dies wird durch gezielte Drittmit- 
telforschung unterstützt. Eine Reihe von Koope- 
rationen zwischen den Universitäten und der 
Wirtschaft sind z. B. mit den Firmen Schering, 
Siemens, IBM und der Fahrzeugindustrie einge- 
leitet worden. Durch eine gezielte Berufungspoli- 
tik und durch gemeinsame Berufungen mit au- 
Oeruniversitären Einrichtungen (z. B. zwischen 
TU und der Abteilung für Mikrostrukturtechnik 
des Instituts für Festkörpertechnologie, der TU 
und FU mit dem Konrad-Zuse-Zentrum, der FU 
und dem Institut für Genbiologie oder der TU 
und FU mit dem Hahn-Meitner-Institut) wird der 
Aufbau übergreifender Schwerpunkte gefördert 

Als übergreifende Schwerpunkte in diesem 
Sinne sind Mikroelektronik/Informationstech- 
nik. Biotechnologie/Gentechnologie, Fertigungs- 
technik. Energie- und Verkehrsforschung. Recy- 
cling und Uraweltschutztechnologie ausgewie- 
sen. 

Eine neue Herausforderung ist die Weltraumfor- 
schung in einem umfassenden Sinne insoweit, 
als sie für sämtliche Forschungsrichtungen eine 
neue Dimension eröffnet und sich keineswegs 
auf die Träger- und Antriebstechnik beschränkt, 
sondern neue Fragestellungen von der Medizin 
bis zur Rechtswissenschaft aufwirfl 

Unter dem Aspekt des Ausbaus des institutionel- 
len Forschungssystems außerhalb der Universi- 
täten sind als neue Einrichtungen das Institut für 
Werkzeugmaschinen und Fertigungstechnik der 
TU und für Produktions anlagen und Konstruk- 
tionstechnik der Fraunhofer-Gesellschaft (Dop- 
pelinstitut), das Institut für Genbiologie, die selb- 
ständige Abteilung für Mikrostrukturtechnik, 
das Konrad-Zuse-Zentrum für Informationstech- 
nik und das Wissenschaftskolleg zu Berlin als 
Beitrag des deutschen Wissenschaftssysiems zu 
den internationalen Wissenschaftsbeziehungen 
zu nennen. Das Wissenschaftszentrum Berlin als 
größte institutionell geförderte sozialwissen- 
schaftiiche Forschungseinrichtung wird künftig 
im Rahmen des Leitthemas „Entwicklungsten- 
denzen. Anpassungsprobleme und Innovations- 
chancen moderner demokratischer Gesellschaf- 
ten*" stärker grundlagenorientiert arbeiten. 

Ein bewährtes Instrument zur Verstärkung der 
Wechselbeziehungen zwischen Hochschulen und 
der Wirtschaft sind die sogenannten „Institute an 
Universitäten”. Sie sind privatrechtlich organi- 
siert, aber durch Personalunion auf der Ebene 
des Leiters mit dem entsprechenden Hochschul- 
institut verbunden und ermöglichen durch ihre 
wirtschaftsnahe Organisationsform die flexible 
Abwicklung größerer Drittmittelvorhaben. 

Bisher sind zwei Institute dieser Art an der Tech- 
nischen Universität und ein weiteres an der 
Freien Universität gegründet worden. 


3. Zur Intensivierung der Zusammenarbeit von 
Wissenschaft und Wirtschaft stehen folgende In- 
strumente bereit: 

— Auf- und Ausbau von Technologietransferein- 
richtungen an den Berliner Hochschulen und 
außeruniversitären Einrichtungen 

— Personal transfer, d. h. Berufung von Wissen- 
schaftlern, die sich in der Praxis bewährt ha- 
ben, auf Lehrstühle, bevorzugt in den Gebie- 
ten der Ingenieurwissenschaften 

— Vermittlung von wissenschaftlichem Personal 
in Betriebe, die bisher nicht in der Lage wa- 
ren. Forschung und Entwicklung umzusetzen 
und dadurch Wettbewerbsnachteile hatten 

— Kooperationsverträge zwischen den Hoch- 
schulen und einzelnen Industrieunterneh- 
men 

— An-Institule. 

Der Technologietransfer aus den Hochschulen 
ist wie folgt ausgerichtet: 

Die Hochschulen bieten ihre Leistungsangebote 
jeweils über eigene Transferstellen an. Bei der 
Technischen Universität hat sich die bereits seit 
1977 bestehende Agentur TU-Transfer außeror- 
dentlich bewährt Die Freie Universität hat Mitte 
1984 eine Forschungsvermittlungsstelle einge- 
richtet die Technische Fachhochschule seit Juni 
1985. 

Mit dem Aufbau einer international konkurrenz- 
fähigen Designkapazität an der Hochschule der 
Künste ist geplant, diese Hochschule in den Wis- 
senstransfer einzubeziehen. 

Den Hochschultransferagenturen steht auf der 
Seite der Wirtschaft die Technologievermitt- 
lungsagentur e. V, (TVA) gegenüber. Ihr obliegt 
es. Kooperationswünsche der Industrie mit der 
Wissenschaft zu koordinieren und insbesondere 
den kleinen und mitte Isländischen Betrieben bei 
der Umsetzung konkreter Leistungspakete zu 
helfen. Die TVA steht in direktem Kommunika- 
tionsaustausch mit der Industrie- und Handels- 
kammer sowie den Fachverbänden der Berliner 
Wirtschaft 

In den wissenschaftlichen Einrichtungen außer- 
halb der Hochschulen, insbesondere am Hahn- 
Meitner-Institut und am Heinrich-Hertz-Institut. 
wird der Technologietransfer in den kommenden 
Jahren intensiviert. In diesen Institutionen sind 
Beauftragte für den Technologietransfer tätig. 
Kooperationsangebote der Institute werden von 
der Wirtschaft verstärkt genutzt 
Mit den folgenden Maßnahmen wird ein weiterer 
Ausbau des Technologietransfers angestrebt 

— Hochschulabsolventen, die im Rahmen ihrer 
Diplomarbeit vermarktungsfähige Prototypen 
entwickeln, sollen künftig sehr flexible Zu- 
schüsse zu den Entwicklungskosten erhalten, 
um mit diesen Produkten auch Existenzgrün- 
dungen zu ermöglichen. 

— An der TU Berlin soll noch in diesem Jahr mit 
einem Existenzgründungstraining für Absol- 
venten und wissenschaftliche Mitarbeiter be- 
gonnen werden, um weitere Gründungsinitia- 
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tiven zu setzen. Für Gründer neuer Unterneh- 
men soll neben dem Ingenieur- auch verstärkt 
Managementwissen angeboten werden, um 
die neue Existenz zusätzlich zu stabilisieren. 

— Kurzberatung kleiner und mittlerer Unter- 
nehmen durch einen Hochschullehrer soll 
künftig finanziell gefördert werden. 

— Ausbau und Verbesserung der Nutzungsmög- 
lichkeiten von direkten, rechnergestützten 
Recherchen (Online-Recherchen) über Paten- 
te, Lizenzen, technische Regeln und Werk- 
stoffe für kleine und mittlere Unternehmen 
als wesentlicher Bestandteil der Innovations- 
und Technologieberatung- 

4. Zur Stärkung der betrieblichen Forschung und 
Entwicklung hat der Senat strukturpolitische 
und arbeitsmarktpolitische Mcißnahmen zur Ver- 
besserung der Rahmenbedingungen der Berliner 
Wirtschaft geschaffen. 

Als erste Maßnahme wurde 1982 ein Struktur- 
programm für neue Arbeitsplätze in Berlin be- 
schlossen (Laufzeit bis 1986, Mittelvolumen: ca. 
100 Mio DM), um die Innovationsmöglichkeiten 
und Chancen für neue Arbeitsplätze in kleinen 
und mittleren Unternehmen zu mobilisieren. Ein- 
zelmaßnahmen sind: 

— Einführung einer Existenzgründungsprämie 
imd -Sparförderung 

— Verbesserung der Innovationsfinanzierung 
durch Einrichtung eines Innovationsfonds 

— Erhöhung der Innovations- und Wettbewerbs- 
fähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen 
durch Innovationsberatung und Innovations- 
praktika 

— Anschubfinanzierung für zukunftsorientierte 
Technologien in den Bereichen Verkehr und 
Energie 

— Verstärkte Infrastrukturhilfen 

— Werbe- und Informationskampagnen für den 
Investitions- und Technologiestandort Berlin. 

Weitere strukturverbessernde, arbeitsmarktent- 
lastende und nachfrageverstärkende Maßnah- 
men werden durch das Arbeitsmarkt- und Struk- 
turprogramm für mehr Beschäftigung. Innova- 
tion und Qualität in Berlin erwartet. Generelle 
21ielsetzungen in diesem Programm sind: 

— Erschließung von Wachstumsfeldern 

— Qualifikation für neue Berufsfelder 

— Förderung des Vertriebs 

— Ausbau der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 

— Branchenübergreifendes Projekt zur Flexibi- 
lisierung der Arbeitszeit 

— Ausbau der Anschubfinanzierung für zu- 
kunftsorientierte Technologien. 

Mit Zuwendungen aus dem Forschungsförde- 
rungsfonds werden (ergänzend zur „Förderung 
der wirtschaftsnahen Forschung in Berlin** aus 
dem ERP-Sonder\'ermögen) Erfinder, Demon- 
strationsvorhaben im öffentlichen Interesse^ 
wirtschaftsnahe Forschung an Hochschulen und 


wissenschaftlichen Einrichtungen gefördert. Mit 
Hilfe dieses Fonds, für den jährlich 1,35 Mio DM 
zur Verfügung stehen, sollen die Kosten finan- 
ziert werden, die durch Forschung und Entwick- 
lung in der Vorphase entstehen. Vorrangig geför- 
dert wird die Vorphase der Entwicklung eines 
neuen Produktes, eines Herstellungsverfahrens 
oder Dienstleistungsangebots. 

Mit Hilfe des Landesforschungsprogramms 
Energie hat der Senat von Berlin ein spezielles 
Förderinstrument geschaffen, daß für Berlin die 
Möglichkeit bietet, ein Experimentierfeld für 
neue Techniken und richtungsweisende Techno- 
logien zur besseren Energienutzung und zur 
langfristigen Sicherung der Energieversorgung 
zu entwickeln. Für deis bis 1989 befristete Pro- 
gramm sollen insgesamt bis zu 34 Mio DM bereit- 
gestellt werden. Für die bisher geförderten For- 
schungsvorhaben wurden mehr als 10 Mio DM 
bewilligt 


2.4 Freie Hansestadt Bremen 

1. Nachdem erst 1971 mit der Gründung der Univer- 
sität Bremen die Voraussetzungen für den Auf- 
bau einer leistungsfähigen wissenschaftlichen 
Infrastruktur im Lande Bremen geschaffen wer- 
den konnten, muß dieser Aufbau heute ange- 
sichts erheblicher wirtschaftsstruktureller Pro- 
blemlagen, trotz allgemein schwieriger Haus- 
haltslage. unter veränderten Rahmenbedingun- 
gen fortgeführt werden. 21iel dabei ist der Aufbau 
einer hochrangigen, hinreichend ausdifferenzier- 
ten und zugleich schwerpunktorientierten, mit 
anderen Verdichtungsräumen vergleichbaren 
wissenschaftlichen Infrastruktur, die mit den von 
ihr ausgehenden innovativen Impulsen zur B€^- 
wältigung des dringend erforderlichen Wirt- 
schaftsstrukturwandels beizutragen in der Lage 
ist. Die Bemühungen der Landesregierung kon- 
zentrieren sich deshalb insbesondere auf solche 
Wissenschaftsbereiche und Schlüsseltechnolo- 
gien, die einen Bezug zur gegenwärtigen bzw. zu- 
künftig angestrebten Wirtschaftsstruktur aufwei- 
sen und auch insoweit vielfältige Kooperations- 
möglichkeiten zwischen der Wirtschaft und dem 
Wissenschafts- und Forschungsbereich ermögli- 
chen. Herausgehobene Schwerpunkte dabei sind 

— der weitere Ausbau der Meeresforschung/ 
Marinen Geowissenschaften/ Polarforschung/ 
Meerestechnik 

— der weitere Ausbau der Ingenieurwissen- 
schaften einschließlich der Wissenschaften, 
die zu einer sozial- und umweltverträglichen 
Einführung neuer Technologien beitragen 
(Arbeit und Technik). 

2. Träger der Forschung in der Freien Hansestadt 
Bremen sind die Universität Bremen, 19 vorwie- 
gend kleinere außeruniversitäre Forschungsein- 
richtungen bzw. Außenstellen/Teilinstitute sol- 
cher Forschungseinrichtungen, die ihren Haupt- 
sitz nicht im Lande Bremen haben, sowie drei 
Fachhochschulen. Mit dem Alfred-Wegener-Insti- 
tut für Polarforschung, in das ab l. Januar 1986 
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das Institut für Meeresforschung Bremerhaven 
eingegliedert wurde, und der Blaue-Liste-Ein- 
richtung Deutsches Schiffahrtsmuseum Bremer- 
haven sind zwei Einrichtungen in die gemein- 
same Forschungsförderung durch Bund und Län- 
der gemäß Artikel 91b GG einbezogen. 

Im Rahmen der Bemühungen der Landesregie- 
rung zum Ausbau der wissenschaftlichen Infra- 
struktur im Lande Bremen sind folgende Maß- 
nahmen hervorzuheben; 

Ausbau der Ingenieurwissenschaften im univer- 
sitären und außeruniversitären Bereich mit dem 
Ziel der Schaffung einer leistungsfähigen wis- 
senschaftlichen Infrastruktur in diesem für die 
wirtschaftliche Entwicklung zentralen For- 
schungsbereich: 

— an der Universität Bremen erfolgt ein weite- 
rer Ausbau des Fachbereichs Produktions- 
technik (2. Baustufe); die Investitionskosten 
einschließlich apparativer Erstausstattung 
hierfür belaufen sich auf 20 Mio DM 

— im außeruniversitären Forschungsbereich ist 
im engen Verbund mit dem Fachbereich Pro- 
duktionstechnik der Universität im Rahmen 
des Forschungszentrums für Werkstoffor- 
schung und Oberflächentechnik die Konzen- 
tration und der Ausbau der Werkstofftechnik/ 
Oberflächentechnik/ Lase rtechnik (Material- 
bearbeitung)/Zerstörungsfreie Werkstoffprü- 
fung/Qualitätssicherung vorgesehen 

— Aufbau eines Forschungsschwerpunktes 
Raumfahrttechnik/Weltraumforschung an 
der Universität Bremen 

— im Rahmen des Bremer Instituts für Be- 
triebstechnik und angewandte Arbeitswissen- 
schaft erfolgt z. Z. der Aufbau eines CAD/ 
CAM-Labors mit dem Ziel, die Einführung 
dieser wichtigen Querschnittstechnologie in 
der Industrie zu flankieren und zu unterstüt- 
zen 

— Aufbau der Fachrichtung Verfahrenstechnik 
an der Hochschule Bremerhaven. 

Im Rahmen der forschungspolitischen Schwer- 
punktsetzung Meeresforschung/Polarforschung/ 
Meerestechnik der Bremer Landesregierung 
sind folgende Maßnahmen vorgesehen: 

— Aufbau der Fachrichtung Meeresforschung 
(Meeresbiologie, Meeresphysik und Meeres- 
chemie), Polarforschung und marine Geowis- 
senschaften an der Universität (hierfür sind 
im Hochschulgesamtplan — Vorlauffassung 
— insgesamt 16 Professorenstellen vorgese- 
hen), Neubau des Institutsgebäudes für die 
marinen Geowissenschaften 

— Zusammenführung des Instituts für Meeres- 
forschung Bremerhaven und des Alfred-We- 
gener-Instituts für Polarforschung zu einer 
gemeinsamen Großforschungseinrichtung für 
Polar- und Meeresforschung zum 1. Januar 
1986. 

Im Bereich der Seeverkehrsforschung erfolgt der 
Ausbau des Instituts für Seeverkehrswirtschaft 
zum Institut für Seeverkehrswirtschaft und Logi- 
stik durch Aufbau zweier neuer Abteilungen (für 


empirische Seeverkehrsforschung und für Infor- 
matik/Logistik/Systemanalyse im Seeverkehr 
und der übergreifenden Transportkette). 

Im Bereich der Umweltforschung/Gesundheits- 
forschung erfolgt ein weiterer Ausbau des Bre- 
mer Instituts für Präventionsforschung und Sozi- 
almedizin (insbesondere durch den Aufbau einer 
Abteilung für die epidemiologische Erforschung 
der Auswirkungen von Umweltbelastungen auf 
die Gesundheit), 

Die vorstehenden Maßnahmen bedeuten speziell 
für die Universität eine Schwerpunktverlagerung 
in Richtung Natur- und Ingenieurwissenschaften 
(insbesondere durch die Verlagerung von Stellen 
in den Bereich der Förderung des wissenschaftli- 
chen Nachwuchses und durch den Aufbau neuer 
Fachgebiete in der Elektrotechnik, der Informa- 
tik, der Chemie, der Physik und der Biologie). 

3. Das Ende 1984 beschlossene Bremische Innova- 
tionsprogramm 1984/87 zur Förderung von For- 
schung und Entwicklung. Innovation und Tech- 
nologietransfer mit einem Volumen von 28 Mio 
DM zielt einerseits unmittelbar auf die bremi- 
sche Wirtschaft, insbesondere auf kleine und 
mittlere Unternehmen, andererseits auf die För- 
derung der Kooperation von Wissenschaft und 
Wirtschaft sowie des Wissens- und Technologie- 
transfers und im übrigen auf die Verbesserung 
der technologischen Forschungsinfrastruktur im 
Lande. Hierzu zählen insbesondere die 

— Förderung von gemeinsamen FuE-Vorhaben 
der gewerblichen Wirtschaft mit Forschungs- 
einrichtungen bzw. Hochschulen 

— Förderung unternehmensinterner Innova- 
tionsprozesse 

— Förderung von FuE-orientierten Untemeh- 
mensgründern durch die Einrichtung und den 
Betrieb des Bremer Innovations- und Techno- 
logiezentrums (BITZ) in unmittelbarer Nach- 
barschaft zur Universität Bremen 

— Förderung der Mikroelektronik durch die 
Einrichtung einer Außenstelle des VDI-Tech- 
nologiezentrums Berlin in Bremen 

— Förderung der Beschäftigung von Hochschul- 
absolventen in kleinen und mittleren Un- 
ternehmen zur Einführung neuer Produkte 
und Produktionsverfahren (Innovations- Assi- 
stent) 

— Einrichtung des Technischen Beratungsdien- 
stes im Lande Bremen, mit dem insbesondere 
Professoren der Fachhochschulen den klei- 
nen und mittleren Betrieben Beratungen und 
Problemlösungen anbieten 

— Einrichtung einer Transferstelle als An- 
sprechpartner für die Wirtschaft in der Uni- 
versität Bremen neben den bereits laufenden 
Transferleistungen im Rahmen des Koopera- 
tionsvertrages der Universität mit der Arbei- 
terkammer Bremen 

— Förderung von Transferprogrammen der Zen- 
tralstelle für Weiterbildung der Universität 
Bremen, die insbesondere auch kleinen und 
mittleren Betrieben dienen. 
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2,5 Freie und Hansestadt Hamburg 

L Die Hamburger Schwerpunktsetzung in der 
staatlichen Forschungspolitik richtet sich insbe- 
sondere auf die Gebiete der Ressourcen Scho- 
nung. des Schutzes von Umweh und Gesundheit, 
der Entwicklung neuer Technologien sowie auf 
Veränderungen der Arbeitswelt. 

Hamburg wird zudem das Zusammenwirken auf 
dem Gebiet der Forschung mit den Einrichtun- 
gen der Industrie, dem Dienstleistungsgewerbe 
und der übrigen Wirtschaft sowie auch allen ge- 
sellschaftlichen Kräften weiter fördern. Dazu ge- 
hört auch, daß über einen verstärkten Technolo- 
gietransfer Ergebnisse von Wissenschaft und 
Forschung zugänglich und nutzbar gemacht wer- 
den. 

Die Forschung wird insbesondere im Technolo- 
giebereich von vornherein die Konsequenzen ih- 
rer Forschungsergebnisse im Hinblick auf deren 
Umwelt* und Sozial Verträglichkeit zu bedenken 
haben. Insoweit wird der Technologiefolgenab* 
Schätzung in der Zusammenarbeit zwischen Na- 
turwissenschaften, Technik- und Sozial- und Gei- 
steswissenschaften besondere Bedeutung zu- 
kommen, 

2. Zum Hamburger Hochschulbereich gehören die 
Universität Hamburg mit dem Universitäts- 
Krankenhaus Eppendorf, die Technische Univer- 
sität Hamburg-Harburg, die Fachhochschule 
Hamburg, die Hochschule für Wirtschaft und Po* 
litik, die Hochschule für bildende Künste, die 
Hochschule für Musik und darstellende Kunst, 
die Fachhochschule für Öffentliche Verwaltung, 
die Universität der Bundeswehr Hamburg sowie 
die Evangelische Hochschule für SozialpadagO' 
gik. Die Gesamtöusgaben der Hochschulen be- 
trugen 1984 543,8 Mio DM; der Anteil von FuE 
144.3 Mio DM, 

Die Intensivierung der Forschungsaktivitäten ist 
an der Drittmittekuweisung zu sehen, die allein 
für die Universität Hamburg im Jahre 1981 
84 Mio DM betrug. Seit 1977 liegt die durch- 
schnittliche jährliche Zuwachsrate bei 13 %. Dies 
gilt entsprechend auch für die übrigen Hoch- 
schulen. 

An den Hamburger Hochschulen sind 5 Sonder- 
forschungsbereiche angesiedelt Weitere 3 Son- 
derforschungsbereicbe sind bei der DFG bean- 
tragt 

Neben den Hochschulen gibt es 16 weitere Ein- 
richtungen, die Forschung betreiben oder for- 
schungsbezogene Dienstleistungen erbringen 
und zwar 2 MPG-lnsütute, 1 Großforschungsein- 
richtung, 4 Einrichtungen der Blauen Liste und 6 
sonstige Forschungseinrichtungen, die mit öf- 
fentlichen Mitteln gefördert werden. Darüber 
hinaus wird Ressortforschung am Hygienischen 
Institut der Freien und Hansestadt Hamburg, 
dem Institut für Impfwesen und Virologie, an der 
Anstalt für Hygiene sowie der Hamburger Gar- 
tenbau- und Versuchsanstalt betrieben, 

Die wesentlichen Schwerpunkte der Hoch- 
schulen und Forschungseinrichtungen sind: 


— Auslandswissenschaften 

— Medizinische Forschung 

— Kiimaforschung 

— Meeresforschung 

— Umweltforschung 

— Energieforschung 

— Forschung über Probleme der Arbeitswelt 

— Neue Informations- und Kommunikations- 
technningien 

— Regionalgeschichte 

— Zeitgeschichte 1933 bis 1945 

— Friedensforschung. 

Im folgenden werden einige beispielhafte Berei- 
che der künftigen Schwerpunktsetzung in Ham- 
burg genannt: 

Mee res/o r^c h u ng 

Die vorhandenen Einrichtungen mit ihren spe- 
ziellen Schwerpunkten haben zu Überlegungen 
geführt, alle in Hamburg angesiedelten Einrich- 
tungen in einem fächerübergreifenden Zentrum 
zusammenzuf Eissen. 

Kiimaforschung 

Das Klimareehenzentrum in Hamburg bedarf 
der Konsolidierung. Diese ist Ln Zusammenarbeit 
zwischen dem Bundesminister für Forschung 
und Technologie und der Hansestadt Hamburg 
vorgesehen. Die vorhandenen wissenschaftlichen 
Einrichtungen in Hamburg, deren Aufgabe Kli- 
ma- und auch Meeresforschung sind und die in- 
ternationale Anerkennung genießen, sowie der 
Anfang 1985 in Betrieb genoEnmene Vektorrech- 
ner für Kiimaforschung des Max-Planck-lnsti- 
tuts für Meteorologie bieten die günstige Basis 
für ein Klimarechenzentrum. 

VmwelifOTschung, besöndets ÄliLastensanierung 
und Recycling 

Zur Institutionalisierung der Forschung auf dem 
Gebiet der Umwelttechnik, des Recycling und 
Altlasten Sanierung werden Verhandlungen mit 
der Fraunhofer-Gesellschaft geführt 

Biotechnologie 

Die vorhandenen Ansätze auf dem Gebiet der 
Biotechnologie sollen verstärkt und ausgebaut 
werden. An die Bildung folgender Schwerpunkte 
wird gedacht:^ 

— medizinorientierte Biotechnologie im üniver- 
sitäts-Krankenhaus Eppendorf {in Verbin- 
dung mit der Pharmaindustrie) 

— Biotechnik an der Technischen Universität 
Hamburg-Harburg (Biosensorik und Biover- 
fahrenstechnik) 

— Biotechnologie im Bereich der Botanik (Ent- 
wicklungsmöglichkeiten der Mikrobiologie/ 
Gentechnik in Bezug auf Pflanzenzüchtung). 

Außerdem ist beabsichtigt ein Rahmenkonzept 
für die regionale Forschung vor allem in den Be- 
reichen Umwelt, Verkehr und Gesundheit, Ener- 
gie und Stadtentwicklung zu erarbeiten, das der 
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mittelfristigen Orientierung über gesellschaftlich 
und regional notwendige Forschungsbedarfe 
bzw. bestehende Forschungsdefizite dienen soll. 

3. Als Technologietransfereinrichtungen wurden 
geschaffen: 

— Technischer Beratungsdienst der Fachhoch- 
schule Hamburg 

— Technologievermittlung der Technischen Uni- 
versität Hamburg 

— Zentrale Anlauf- und Kontaktstelle für den 
Technologietransfer sowie ein 1984 benannter 
Beauftragter für den Technologietransfer in- 
nerhalb der Universität Hamburg 

— Arbeitskreis Technologieförderung in Ham- 
burg; ihm gehören Vertreter von Kammern 
und Verbänden, Behörden, Hochschulen und 
öffentlichen und privaten Forschungseinrich- 
tungen, von Ingenieurbüros und der Innova- 
tionsberatungsstelle der IG Metall in Ham- 
burg an 

— Technologieberatungszentrum Hamburg, das 
1984 ergänzend zu den bereits bestehenden 
Institutionen als rechtlich selbständige Stif- 
tung eingerichtet wurde 

— Hamburger Institut für Technologieförde- 
rung, das 1980 von Wissenschaftlern der Uni- 
versität Hamburg und der Technischen Uni- 
versität Hamburg-Harburg gegründet wurde 

— Arbeitskreis „Boden** bei der Behörde für Wis- 
senschaft und Forschung; als Beratungsgre- 
mium, Kontaktstelle und Forum interdiszipli- 
närer Zusammenarbeit soll sich der Arbeits- 
kreis mit den grundlegenden Umweltproble- 
men im Bereich Boden beschäftigen und Lö- 
sungsvorschläge erarbeiten 

— Forschungsbereich .Arbeitsplatzschutz und 
Arbeitsplatzgestaltung“ bei der Behörde für 
Wissenschaft und Forschung, der Forschungs- 
arbeiten. die zur Lösung zentraler Probleme 
der Arbeitswelt beitragen können, an Ham- 
burger Hochschulen und Forschungseinrich- 
tungen initiieren soll 

— Innovationsberatungsstelle der IG Metall mit 
dem Schwerpunkt „Betreuung von Arbeitneh- 
mern und Vertretung bzw. Wahrung ihrer Be- 
lange" 

— Ferner werden beim Deutschen Elektronen- 
Synchrotron (DESY) seit 1979 die Belange des 
Technologietransfers für den dortigen Be- 
reich durch einen besonderen Beauftragten 
wahrgenommen. 


2.6 Hessen 

1. Den Schwerpunkt der Forschungspolitik des 
Landes Hessen bildet nicht Projektförderung in 
hervorgehobenen Anwendungsbereichen, son- 
dern institutioneile Förderung der Grundlagen- 
forschung in den wissenschaftlichen Einrichtun- 
gen. deren Träger das Land ist. vor allem den 
Universitäten. Die auf Stetigkeit und Dauer aus- 


gerichtete umfassende Pflege aller Disziplinen 
ist das vorrangige Ziel der Wissenschaftspolitik. 
Sie sieht das I-and als beste Voraussetzung an. 
zukunftsträchtige Potentiale zu erschließen, zu 
erhalten und weiterzuentwickeln. 

In den letzten Jahren lagen in Hessen sowohl die 
absoluten Ausgaben für wissenschaftliche Ein- 
richtungen je Einwohner als auch die relativen 
Steigerungsraten über dem Durchschnitt der 
Flächenstaaten. Diesen hohen Leistungsstan- 
dard zu wahren, das gesamte Fäeherspektrum 
finanziell abzusichern, bildet die wichtigste Prio- 
rität der Forschungspolitik. Konkurrenzfähigkeit 
und moderne Ausstattung der Natur- und Inge- 
nieurwissenschaften müssen ebenso gesichert 
werden, wie es gilt, den Geistes- und Sozialwis- 
senschaften eine langfristige Bestandsgarantie 
zu geben. 

Um spezifische Leitlinien und Maßnahmen für 
eine Technologiepolitik des Landes auszuarbei- 
ten, hat der Ministerpräsident einen Kabinetts- 
ausschuß eingesetzt Ziel ist nicht die Förderung 
neuer Technologien um ihrer selbst willen, son- 
dern deren Unterstützung im Rahmen einer so- 
zial und ökologisch vertretbaren Modernisierung 
der Volkswirtschaft Die hessische Technologie- 
politik. zielt auf eine Verbindung von Arbeit Um- 
welt und Technik, sie will Chancen und Risiken 
neuer Technologien abwägen, diese sowohl zur 
Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirt- 
schaft und zur Schaffung neuer Arbeitsplätze als 
auch zur Einsparung natürlicher Ressourcen und 
zum Abbau von Umweltbelastungen entwickeln 
und einsetzen. Die breit gefächerten Branchen- 
strukturen der Wirtschaft und die vielfältigen 
Forschungsleistungen der wissenschaftlichen 
Einrichtungen in Hessen bieten gute Ausgangs- 
bedingungen. 

2. Die Nettoausgaben der Bundesländer für die 
Hochschulen haben sich von 1982 (Ist) bis 1984 
(Soll) um durchschnittlich 7 % erhöht, in Hessen 
lag die Steigerungsrate bei 10,6 %. 1985 sind 
die Landeszuschüsse gegenüber 1984 um weitere 
4 % gestiegen. An Zuschüs.sen für laufende Aus- 
gaben sind im Landeshaushalt zusammen 
1 358 Mio DM veranschlagt, hinzu kommen 
97 Mio DM für Baumaßnahmen (nur Landesmit- 
tel). 

Ein wichtiger Indikator der Leistungsfähigkeit 
von Forschungseinrichtungen bildet die Ausstat- 
tung mit modernen wissenschaftlichen Geräten. 
Eine Bedarfsschätzung über Ersatzinvestitionen 
an Großgeräten der Universitäten sieht für Hes- 
sen in den Jahren 1986 bis 1989 Beträge mit 
durchschnittlich jeweils 20 Mio DM vor. Hessen 
hat im 15. Rahmenplan nach dem Hochschulbau- 
förderungsgesetz für diese Jahre einen Global- 
betrag von jeweils 25 Mio DM vorgesehen und in 
den Jahren 1983 und 1984 tatsächlich Geräte im 
Wert von jeweils rd. 30 Mio DM beschafft Im 
Landeshaushalt 1985 erhielten die Universitäten 
zusätzlichen Spielraum, indem sie erstmals er- 
mächtigt wurden, nicht ausgegebene Personal- 
mittel für Geräteinvestitionen zu verwenden. 
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Neben den erhöhten Zuwendungen für For- 
schung und Lehre, die den Universitäten zur ei- 
genen Disposition zufließen, enthält der Landes- 
haushalt 1985 erstmals Zentralmittel zur Förde- 
rung von Forschungsschwerpunkten in Höhe von 
1,5 Mio DM. Sie sollen in den nächsten Jahren 
erhöht und um einen Stellenpool, der auch der 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 
dient, ergänzt werden. 

Die Zentralmittel sollen leistungsstarke For- 
schergruppen der Universitäten stärken. Ihre Zu- 
weisung setzt Eigenleistungen der Universitäten 
voraus; sie sollen finanzielle Anreize für die 
Hochschulen schaffen, selbst Schwerpunkte zu 
bilden, ohne die Grundausstattung der anderen 
Fächer zu beeinträchtigen. Zunächst ist die För- 
derung folgender Schwerpunkte vorgesehen: 

— Molekularbiologie/ Biotechnologie 

— Materialwissenschaften 

— Technikfolgenforschung 

— Umweltforschung. 

Die Auswahl macht deutlich, daß keine einseitige 
Bevorzugung von „Hochtechnologien“ auf Kosten 
anderer Fächer, sondern Vielfalt der Schwer- 
punktbildung beabsichtigt ist Das Land hat er- 
gänzend ein Strukturkonzept für die Geistes- 
und Sozialwissenschaften veröffentlicht das die- 
sen Disziplinen für die nächsten fünf Jahre um- 
fassende Bestandsgarantien gibt: Alle Fächer 
bleiben an allen bisherigen Standorten erhalten. 

Die Leistungsfähigkeit der Forschung an den 
hessischen Universitäten dokumentiert sich auch 
Ln ihrem Erfolg bei der Einwerbung von Drittmit- 
teln. Diese betrugen 1984 zusammen 163 Mio DM, 
das sind 16 Mio DM oder 11 % mehr als 1983. Die 
Hälfte der Drittmittel entfällt auf Zuwendungen 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft Unter 
anderem hat die DFG mit Förderungsbeginn im 
Jahr 1984 oder 1985 drei neue Sonderforschungs- 
bereiche an den Universitäten Frankfurt und 
Marburg eingerichtet 

Insgesamt gibt es 1985 elf Sonderforschungsbe- 
reiche an den hessischen Universitäten. 

Das Land hat sich nachdrücklich gegen einen 
Numerus clausus im Fach Informatik ausgespro- 
chen und auch die Studiengänge an den hessi- 
schen Fachhochschulen, die rd- 20 % des bundes- 
weiten Studienplatzangebots zur Verfügung stel- 
len, offengehalten. Im Fach Informatik sind be- 
trächtliche Investitionen für Neubauten und 
Rechner geplant; der Studiengang soll an allen 
Fachhochschulen, mit unterschiedlicher Schwer- 
punktbildung im Hauptstudium, eingerichtet 
werden. 

An drei Fachhochschulen werden 1985/86 bio- 
technologische Studienschwerpunkte eingerich- 
tet 

Seit 1982 besteht an der Gesamthochschule Kas- 
sel ein weiterbildendes Studium „Energietech- 
nik**, das sich an berufstätige Ingenieure oder 
andere Interessenten mit einschlägiger Vorbil- 
dung richtet. 


Die Fachhochschule Fulda erhält 1986 einen Stu- 
diengang Lebensmitteltechnologie. 

An der Fachhochschule Darmstadt ist 1985 ein 
neuer Studiengang „Information und Dokumen- 
tation“ eingerichtet worden. 

An der gemeinsamen Bund-Länder-Förderung 
überregional bedeutsamer außeruniversitärer 
Forschungseinrichtungen beteiligt sich Hessen 
mit mehr als 100 Mio DM jährlich. 17 der geför- 
derten Einrichtungen haben ihren Sitz in Hes- 
sen. Hervorzuheben sind: 

— Bau eines Synchrotrons mit angeschlossenem 
Speicherring bei der Gesellschaft für Schwer- 
ionenforschung in Darmstadt; die Anlage soll 
1988 in Betrieb gehen. Das Land beteiligt sich 
an den Kosten mit rd. 10 Mio DM 

— Bau eines neuen Gebäudes der herzchirurgi- 
schen Abteilung für die in der Trägerschaft 
der Max-Planck-Gesellschaft stehende Kerck- 
hoff-Klinik in Bad Nauheim: die Abteilung 
soll 1988 bezugsfertig sein 

— Gemeinsame Förderung des Deutschen-Po- 
len-Instituts in Darmstadt durch alle Bundes- 
länder; bisher war die Trägerschaft auf Hes- 
sen und Rheinland-Pfalz beschränkt. 

3. Eis ist nicht Sache des Staates, die Konkurrenzfä- 
higkeit der Wirtschaft durch Subventionen zu si- 
chern. Technologieförderung des Landes, soweit 
sie über die Unterstützung von Forschungsvorha- 
ben hinausgeht, beschränkt sich auf Bereiche, in 
denen der Staat eigenständige Aufgaben der 
„Daseinsvorsorge“ wahrnimmt oder strukturelle 
Nachteile ausgleichen will. Zu nennen sind insbe- 
sondere folgende Programme (jeweils Haushalts- 
ansätze 1985): 

— Förderung von Vorhaben zur Energieeinspa- 
rung (33,5 Mio DM). 

— E'örderung von Entwicklungsprojekten zur 
Energieeinsparung, u. a. von Püot- und De- 
monstrationsanlagen (2,0 Mio DM), 

— Förderung neuer Verfahren in Unterneh- 
men zur Entwicklung umweltfreundlicher 
Produkte oder FYoduktionsverfahren 
(2.0 Mio DM), 

— Förderung der Entwicklung und Demonstra- 
tion neuer Technologien zur Emissionsminde- 
rung bei der Energieerzeugung (9,0 Mio DM), 

— Förderung von Entwicklungsvorhaben zur 
Anwendung neuer Technologien der Abfall- 
wirtschaft (10,0 Mio DM), 

— E^örderung von Untersuchungen der sozialen 
und ökonomischen Folgen des technischen 
Fortschritts (0,7 Mio DM), 

— Bereitstellung von Risikokapital für kleinere 
und mittlere Unternehmen zur Markteinfüh- 
rung technischer Neuheiten (2,2 Mio DM). 

Ähnliche Grundsätze gelten für den Technolo- 
gietransfer, der ebenfalls in erster Linie von den 
transferierenden und den aufnehmenden Orga- 
nisationen selbst zu leisten ist Es gibt ein dichtes 
Netz von Kontakten, Das Land beteiligt sich 
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durch Mafinahm^ zur Verbesserung der Infra- 
struktur, 

Soweit dabei Hochschulen in Betracht kommen, 
ist daran zu erinnern, daB ihre wichtigsten 
Transferleistungen in einer qualifizierten Ausbil- 
dung der Studenten und in Forschungsinnovatio' 
nen bestehen; der Wissens- und Technologie- 
transfer wird am besten dadurch gefördert, daß 
der Staat die Hochschulen für ihre Aufgaben in 
Forschung und Lehre, deren Eigenart sich 
grundsätzlich nicht mit unmitteibarer Inpflicht- 
nahme durch extern gesetzte Zwecke verträgt, 
angemessen ausstattet. 

Die hessischen Hochschulen verhalten sich ge- 
genüber Wünschen der Wirtschaft, gemeinsame 
Einrichtungen gemischter Trägerschaft zu bil- 
den, sehr zurückhaltend, weil sie die Entschei- 
dungsbefugnis über ihre Arbeit behalten wollen. 
Nach ihrer Auffassung reicht das traditionelle 
Instrumentarium für den Transfer wissenschafl- 
ticher Erkenntnisse grundsätzlich aus, z, B, durch 
Publikation, Präsentation von Forschungsergeb- 
nissen auf Kongressen und Messen, DrittmitteP 
vertrage zwischen Hochschulen und externen 
Partnern, Nebentätigkeit von Hochschullehrern, 
Es erscheint aber verbesserungsfähig. 

In diesem Rahmen sind infra strukturelle Maß- 
nahmen des Staates sinnvoll- Das Land strebt die 
Einrichtung hauptberuflich besetzter Transfer- 
steilen an allen Universitäten und Fachhoch- 
schulen an. Eine derartige ßeratungseinrichtung 
gibt es bereits seit 1977 an der Gesamthoch- 
schule Kassel, 19Ö4 wurde sie an der Universität 
Marburg sowie den Fachhochschulen Darmstadt 
und Frankfurt neu geschaffen. Aufgabe dieser 
Stellen ist es, das einschlägige Leistungsspek- 
trum der Hochschule zu beschreiben, in Abstim- 
mung mit ähnlichen Einrichtungen, z- B. der In- 
dustrie- und Handelskammer, Kontakte zu Inter- 
essenten herzustellen* die eine Translerleistung 
von der Hochschule wünschen, und ggf, entste- 
hende Kooperationsprojekte administrativ zu be- 
gleiten, Außerdem soll eine Nebenstelle des VDI- 
Technologiezentnims in Kassel eingerichtet wer- 
den; im Landeshaushalt 19Ö5 sind für diesen 
Zweck 600 000 DM veranschlagt. Für die techno- 
logische Beratung van Unternehmen enthalt 
der Haushalt zusätzlich einen Ansatz von 
400 000 DM. 

4, Der Landtag hat 1984 ein Gesetz zur Förderung 
von Nachwuchswissenschaftlern verabschiedet. 
Nach einer Aufbauphase sollen jährlich 200 Sti- 
pendien für qualifizierte Promotionen verge- 
ben werden. Im Landeshaushalt 1985 sind rd, 
1 Mio DM veranschlagt. 


2J Niedersachsen 

L Die Forschungs- und Technologiepolitik wird von 
der Niedersächsischen Landesregierung als Be- 
standteil ihrer integrierten Strukturpolitik gese- 
hen. Diese Politik umfaßt die Wirtschaftsförde- 
rungspoUtik* die Wissenschaftspolitik und die 
Kulturpolitik. Die Verdichtung der Forschungsin- 


frastruktur Ist wesentliche Voraussetzung für 
den notwendigen Strukturwandel und die wirt- 
schaftliche Entwicklung in Niedersachsen. Die 
Landesregierung betreibt den weiteren Ausbau 
der Forschungsinfrastruktür durch zusätzliche 
Schwerpunktsetzungen in der Hochschulfor- 
schung, durch Ergänzung der Ausstattung mit 
außeruniversitären Forschu ngseinrichtungen 
imd durch die Intensivierung der Zusammenar- 
beit zwischen Wissenschaft und Wirtschaft u. a. 
durch sogenannte Verbundprojekte. Dabei mißt 
sie insbesondere der Intensivierung qualitativ 
hochwertiger Grundlagenforschung eine heraus- 
ragende Bedeutung bei. Sie legt großen Wert dar- 
auf* bei ihrem besonderen Bemühen um die tech- 
noJogierelevante Forschung die geisteswissen- 
schaftliche Forschung nicht zu vernachlässigen. 

Durch den Hochschulausbau* in den einschließ- 
lich der Großgerätebeschaffungen von 1976 bis 
1964 insgesamt rd. 2 Mrd DM investiert wurden, 
hat das Land leistungsfähige Hochschuleinrich- 
tungen und damit die materiellen Voraussetzun- 
gen für qualitativ hochwertige Forschung in den 
niedersächsischen Hochschulen geschaffen. 

Die Politik der Landesregierung ist darauf ge- 
richtet, dem quantitativen Ausbau der Hoch- 
schulen verstärkt eine quaütative Schwerpunkt- 
bildung und die Entwicklung jeweils eigener Pro- 
file der Hochschulen folgen zu lassen, Einige der 
wichtigsten Schwerpunkte wurden z. B, in den 
Bereichen Biotechnologie, Inforraationstechnolo- 
gie, Geologie* Waldschadensforschung, Moleku- 
lare Genetik und Erdölforschung gebildet Paral- 
lel dazu hat die Landesregierung die Vorschläge 
der 1978 eingesetzten Niedersächsischen For- 
schungsstrukturkommission zur Gründung 
neuer bzw. zum Ausbau vorhandener For- 
schungseinrichtungen weitestgehend umgesetzt 
Es handelt sich um insgesamt 8 Maßnahmen* von 
denen die herausragende die Ansiedlung des In- 
stituts für Toxikologie und Aerosolforschung der 
Fraunhofer-Gesellschaft ist. 

Die Landesregierung sieht in der Gewinnung des 
qualifizierten wissenschaftlichen Nachwuchses 
eine wesentliche Voraussetzung für hochwertige 
Forschung, Sie hat daher die Chancen des wis- 
se nschaftüchen Nachwuchses, sich weiter zu 
qualifizieren, systematisch und kontinuierlich 
verbessert Dies ist z. B. durch konsequente Er- 
haltung der Stellen im Hochschulbereich gesche- 
hen* durch Schaffung zusätzlicher Professoren- 
stellen* durch das Niedersächsische Graduierten- 
Förderungsgesetz, durch die Einrichtung eines 
Forschungspools sowie durch eine große Zahl 
von Stellen für Professoren und Akademische 
Räte auf Zeit, 

Die Landesregierung mißt der Einwerbung von 
Drittmitteln eine erhebliche Bedeutung zu. Sie 
fördert daher systematisch die Vorlaufkosten für 
Projektförderanträge und hilft* schweqjuaktmä- 
ßig und gezielt* Fehlendes bei der Grund ausstat- 
tung unverzüglich be re itzu stellen. 

2. Die Landesregierung hat seit Jahren erfolgreich 
die Forschungskapazitäten verstärkt und die 
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Forschungsaktivitäten in Nieder Sachsen intensi* 
viert Die folgenden MaBnahmen sind besonders 
he rvo rzu he be n : 

Ausbau der Biotechnologie 

In Braunschweig soll das nationale Zentrum der 
biotechnologischen Forschung entstehen. Der 
Ausbau der Biotechnologie erfolgt im wesentli- 
chen durch die nachfolgend auf geführten Maß- 
nahmen: 

— Errichtung eines Biozen trums an der Techni- 
schen Universität Braunschweig mit einem 
Kostenvolumen von 43,0 Mio DM 

— Einrichtung eines Studienganges Biotechno- 
logie an der Technischen Universität Braun- 
schweig 

— Ausbau der Gesellschaft für Biotechnoiogi- 
sehe Forschung mbH in Braunsch weig- Stock - 
heim (Bau einer Energiezentrale und eines 
Laborgebäudes mit einem Kostenvolumen 
von insgesamt 63,2 Mio DM) 

— Förderung eines Verbundprojektes Biover- 
fahrenstechnik (Universität Hannover, Tech- 
nische Universität Braunschweig, Universität 
Göttingen» Gesellschaft für Bio technologische 
Forschung in Braunschweig-StÖckheim), För- 
dervolumen 1985/86: 2,5 Mio DM 

— Errichtung eines Instituts für Molekulare Ge- 
netik an der Universität Gotüngen, jährliches 
Finanzvolumen: ca, 0,8 Mio DM, 

Ausbau und Forderung der Mikroelektronik und 
der Informaiionstechnologie an der Universität 
Hannover 

Die Mikroelektronik und die Informaüonstech- 
noiogie sollen durch folgende Maßnahmen geför- 
dert werden: 

— Einrichtung eines Instituts für mikroelektro- 
nische Systeme 

— Einrichtung eines Instituts für Mikrotechno- 
logie 

— Einrichtung einer Abteilung für Bauelemente 
der Mikroelektronik am Institut für Halblei- 
tertechnologie und Werkstoffe der Elektro- 
technik 

— Errichtung einer Abteilung für Mikroelektro- 
nische Schaltungstechnik am Institut für 
Theoretische Nachrichtentechnik und Infor- 
mationsverarbeitung, 

Der Ausbau dieser Forschungsschwerpunkte er- 
fordert Investitionskosten in Höhe von insge- 
samt 6,2 Mio DM (Baukosten 1.9 Mio DM. Kosten 
der Ersteinrichtung 4,3 Mio DM). Die laufenden 
Sachausgaben werden jährlich rd, 0,7 Mio DM 
betragen. 

Die Konstellation der an der Universität Hanno- 
ver auf dem Gebiet der Mikroelektronik und In- 
formationstechnologie tätigen Institute und die 
im geplanten Laboratorium für Informations- 
technologie vorgesehene interdisziplinäre Zu- 
sammenarbeit bilden eine besonders günstige 
Ausgangsbasis für die wissenschaftliche Arbeit 


auf diesem für die Bundesrepublik Deutschland 
äußerst wichtigen Gebiet 

Forschung$ 2 ;entrum „Waldökosysteme — Wald- 
sterben“ 

Im Jahr 1984 hat die Universität Göttingen ein 
Forschungszentrum „Waldökosysteme — Wald- 
sterben'" eingerichtet Dem Forschungszentrum 
gehören die Fachbereiche Forstwissenschaft 
Biologie und Geowissenschaften an. Mit dem 
Forschungszentrum Ln GÖttingen ist neben 
Karlsruhe und München der 3, große nationale 
Forschungsschwerpunkt zur Waldschadensfor- 
schung entstanden. 

Für eine Komplettierung der apparativen Aus- 
stattung sind bisher rd, 2,3 Mio DM aufgewendet 
worden: mit dem Haushalt 1985 sind 3 zusätzli- 
che Stellen etatisiert worden. 

Fraunhof e f -Institut für Toxikologie und Aerosol- 
forschung Hannover 

Mit einer Sonderfinanzierung aus Mitteln des 
Niedersächsischen Vorabs der Stiftung Volkswa- 
genwerk ist es gelungen, in unmittelbarer Nach- 
barschaft zur Medizinischen Hochschule Hanno- 
ver das Institut für Toxikologie und Aerosclfor- 
schung, der FhG anzusiedeln. Es hat seinen 
vollen personellen Ausbaustand mit rd, 190 Mit- 
arbeitern Mitte 1985 erreicht 

Niedersächsisches Institut für Radioökologie in 
Hannover 

Zur Vergrößerung der Potentiale auf dem Gebiet 
der Uraweitforschung und insbesondere zur In- 
tensivierung der Forschungsarbeiten auf dem 
Gebiet der Radioökologie hat die Niedersächsi- 
sche Landesregierung zum 1. Januar 1984 das 
Niedersächsische Institut für Radioökologie mit 
Sitz in Hannover gegründet 

für Entsorgungs- und Wiederverwer- 
tungsiechnik disperser Stoffe 
Die Landesregierung unternimmt z. Z. verstärkte 
Anstrengungen, ein Institut für „Entsorgungs- 
ünd Wiederv^erwertungstechnik disperser Stoffe" 
in ClausthatZellerfeld anzusiedein. Es soll sich 
vor allem mit Problemen der Verminderung der 
Umweltbelastung mit Schadstoffen befassen. Ziel 
ist hier die weitgehende Entfernung feinster 
Feststoffpartikel (disperse Stoffe) aus Luft und 
Wasser, 

Um die Rahmenbedingungen für die angestrebte 
Institutsneugründung zu verbessern, ist die Lan- 
desregierung dabei, eine .Arbeitsgruppe aufzu- 
bauen, die als Baustein für das zu gründende 
Institut dienen soll. Es sollen erhebliche zusätzli- 
che Mittel und Stellen bereitgestellt werden. In 
diesem Zusammenhang ist auch eine bauliche 
Erweiterungsmaßnahme an der TU Clausthal 
vorgesehen, 

Forsc/iungsstotion für Veredelungs Wirtschaft 
Die Universität Göttingen und die Landwirt- 
schaftskammer Weser-Ems haben im Oktober 
1964 ein gememsam erarbeitetes Konzept für die 
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Emchtiing einer Forschungsstation für Verede- 
lungswirtschaft im Weser-Ems-Raum vorgelegt 
Primäre Aufgabe der Station soll es sein, For- 
schungsansatze zur Weiterentwicklung bzw, Ver- 
feinerung von Produktabläufen zu erarbeiten so- 
wie mögliche Auswirkungen auf Produktumwelt 
Tiermaterial und Produktqualität rechtzeitig auf- 
zudecken und zu deren Überwindung entspre- 
chende Anstöße für grundlegende Forschungsar- 
beiten in den betreffenden Instituten des agrar- 
wisse ns eh afüi eben Fachbereichs zu geben. 

Bei institutioneller Förderung wird folgende 
Mindestausstattung für erforderlich gehalten: 

Ö Wissenschaftler, 13 sonstige Mitarbeiter im 
technischen und Verwaltungsdienst Das jährli- 
che Haushaltsvolumen wird auf etwa 1,8 Mio DM 
veranschlagt 

KontinentaLeH Tiep^ohrprogramm 
Von besonderer Bedeutung für die niedersächsi- 
sehe Forschungslandschaft ist die Projektträger- 
schaft für das kontinentale Tiefbohrprogramm 
der Bundesrepublik Deutschland (KTB), das der 
Bundesminister für Forschung und Technologie 
1985 nach Niedersachsen vergeben hat (Mittelvo- 
lumen rd. 45Ö Mio DM)* 

SondeffoTschuTigsbeTeiche 

Der Bildung von Forschungsschwerpunkten in 
der Hochschulforschung dienen vor allem die 
Sonderforschungsbereiche. Das Land Nieder- 
sachsen stellt den niedersächsischen Hoch- 
schulen zeitlich begrenzte Personal- und Sach- 
mittel zur Verfügung, um die Antragsvorberei- 
tung zu fördern. So sind allein im Jahre 1985 
5 Sonderforschungsbereiche neu entstanden. 

Die niedersächsischen Hochschulen verfügen 
über insgesamt 22 Sonderforschungsbereiche, 
die von der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
im Jahre 1985 mit ca. 41 Mio DM gefördert wur- 
den. 

3. Die Landesregierung hat in jüngster Vergangen- 
heit erhebliche Anstrengungen unternommen, 
um der Innovationsberatung und dem Technolo- 
gietransfer zwischen Wissenschaft und Wirt- 
schaft neue Impulse zu geben. Hierzu zählen ins- 
besondere folgende Maßnahmen: 

— Berufung eines Landesbeauftragten für For- 
schung und Technologie mit den Aufgaben 

O Beratung der Landesregierung auf dem 
Gebiet der technologischen Forschung und 
des Technologietransfers und Vorberei- 
tung entsprechender Entscheidungen 
O Unterstützung der Forschungs- und Ent^ 
wicklungsstellen des Landes 

O Anregung und Förderung von Projekten 
der Gemeinschaflsforschung zwischen In- 
dustrie und Fürschungsstellen 

O Zusammenarbeit mit den Techno logiever- 
mitüungs- und Innovationsberatungsstel- 
len. 

— Einrichtung von Technologie-Kontaktstellen 
bzw, Bestellung von Technologietransfer- Be- 


auftragten an den Universitäten Göttingen, 
Hannover, der Technischen Universität 
Braunschwetg bzw. der Technischen Universi- 
tät Clausthal, der Medizinischen Hochschule 
Hannover, der Tierärztlichen Hochschule 
Hannover, der Hochschule Hildesheim, der 
Hochschule Lüneburg, den Universitäten Ol- 
denburg und Osnabrück sowie an sämtlichen 
acht Fachhochschulen des Landes. 

Aufgaben: 

O Erfassung des Beratungspotentials der 
Hochschule, auch durch Erarbeitung der 
Grundlagen für eine Datenbank 

O Erarbeitung eines Schlagwortverzeichnis- 
ses für den Technologietransfer 

O Unterstützung von Wissenschaftlern, die 
über transferierbare Projekt] deen verfü- 
gen, bei der Findung geeigneter Koopera- 
tionspartner 

O Mithilfe bei der Gründung technologie- 
orientierter Unternehmen 

O Kooperationen mit dem Landes beauftrag- 
ten für Forschung und Technologie sowie 
mit den Innovationsberatungsstellen der 
Industrie- und Handelskammern und der 
sonstigen Verbände 

O Organisatorische Betreuung von Messen 
und Ausstellungen 

O Erarbeitung von Informationsmaterial, 
das für den Technologietransfer geeignet 
ist 

— Abschluß von Kooperationsvereinbarungen 
zwischen Hochschulen und außeruniversitä- 
ren Einrichtungen 

— Finanzierung eines Messestandes auf der 
Hannover-Messe, auf dem sich die nieder- 
sächsischen Hochschulen darsteilen und 
neueste Forschungsergebnisse präsentieren. 


2.8 Mordrhein-Westtälen 

1. Das Land Nordrhein-Westfalen hat sich mit der 
Regierungserklärung vom 10. Juni 1985 die ökolo- 
gische und ökonomische Erneuerung des Indu- 
strielandes NW zum politischen Ziel gesetzt 
Daran ist auch die Forschungspolitik ausgerjeh- 
tet Die Forschungspolitik des Landes Nordrhein- 
Westfalen dient der Verbesserung der wirtschaft- 
lichen Grundlagen für strukturellen Wandel und 
technische Modernisierung insbesondere der 
kleinen und mitteiständischen Unternehmen, Sie 
wird sich in Zukunft stärker als bisher mit Um- 
weltprobiemen befassen: eine bessere Umwelt 
entscheidet mit über die wirtschaftliche Zukunft 
des Landes, 

Das ForschungS' und Technologieprogramm des 
Landes umfaßt folgende Schwerpunkte: 

— Programm Zukunftstechnologien mit acht 
ausgewählten Technologiebereichen, die auf 
die besonderen Bedürfnisse Nordrhein -West- 
falens ausgerichtel sind 
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— Nordrhein -Westfalen-Programm zur sozial- 
verträglichen Technologiegestaltung, das 
Technik be Wertung und Analyse umfaßt 

— Förderung des Technologietransfers für 
kleine und mittlere Unternehmen durch das 
Zentrum für Innovation und Technik ln Nord- 
rhein-Westfalen „ZENir^ 

— Technologisch orientierte Forschungspolitik 
in den Bereichen Umwelttechnologie, Ener- 
gietechnologie, Mikroelektronik, Meß- und 
Regeltechnik, Informations- und Kommuni- 
kationstechnologie, Biotechnologie, Humani- 
sierungstechnologie und Werkstofftechnolo- 
gie- 

Für diese Schwerpunkte wird das Land jährlich 
etwa 100 Mio DM ausgeben (400 Mio DM 1985 bis 
1988). 

2. An der Umsetzung der landespolitischen For- 
schungsziele sind die Hochschulen in erhebli- 
chem Maße beteiligt Soweit hierfür nicht die aus 
dem Forschungs- und Technologieprogramm zur 
Verfügung stehenden Mittel in Anspruch genom- 
men werden, müssen Forschungsaktivitäten der 
Hochschulen aus den Hochschuletats, den für die 
Einzelforschungsförderung vorgesehenen Beträ- 
gen (für 1985 sind das 26,9 Mio DM) und den Pro- 
jektmitteln anderer Ressorts des Landes finan- 
ziert werden. 

Für Schwerpunktbildung der über eigene und 
Drittmittel finanzierten Forschung sind die 
Hochschulen im wesentlichen selbst verantwort- 
lich. Sie haben dadurch die Möglichkeit, ihre per- 
sonelle und finanzielle Situation zu verbessern 
und in ausgewählten Bereichen wissenschaftli- 
che Spitzenstellungen zu erringen bzw. zu be- 
haupten. Die Projektförderung ist schließlich ein 
beachtlicher Faktor bei der Nachwuchsförde- 
rung. Sie dient auch der vermehrten Ansiedlung 
außeruniversitärer Forschungseinrichtungen, 
der Förderung gemeinsamer Forschungs- und 
Entwicklungsprojekte von Hochschulen und In- 
dustrie, der Einwerbung von Mitteln des Bundes, 
der DFG, der VW-Stiftung und der Gewinnung 
hochqualifizierter Forscherpersönlichkeiten. 

Mit Hilfe von besonderen Zuschüssen für die 
Gründung neuer Forschungseinrichtungen (1984 
4,8 Mio DM) ist es gelungen, in den letzten Jah- 
ren eine Reihe von Instituten der außenmiversi- 
tären Forschungsförderung in Nordrhein-Westfa- 
len anzusiedeln. 

Folgende Einrichtungen nach der Rahmenver- 
einbarung Forschungsförderung haben ihren 
Sitz in Nordrhein-Westfalen: 

— 6 Fraunhofer-Institute 

Das im Oktober 1981 gegründete Institut für 
Mikroelektronische Schaltungen und Sy- 
steme in Duisburg sowie das im September 
1984 gegründete Fraunhofer- Institut für La- 
sertechnik in Aachen sind besonders hervor- 
zuheben. 

— 11 Max-Planck-Institute 

Das Max-Planck-Institut für Züchtungsfor- 
schung in Köln wird zusammen mit dem In- 


stitut für Genetik der Universität Köln zu ei- 
nem der drei gentechnologischen Schwer- 
punkte der Bundesrepublik ausgebaut 
1985 wurde das Max-Planck-Institul für Ge- 
sellschaftsforschung in Köln gegründet 

— 9 Forschungseinrichtungen und Einrichtun- 
gen mit Servicefunktion für die Forschung 
der „Blauen Liste“. 

— 3 Großforschungseinrichtungen 

Die Kernforschungsanlage Jülich (KFA), die 
Gesellschaft für Mathematik und Datenverar- 
beitung (GMD), St Augustin, und die Deut- 
sche Forschungs- und Versuchsanstalt für 
Luft- und Raumfahrt in Köln-Porz (DFVLR). 

Diesen Einrichtungen standen im Jahre 1985 
946 Mio DM zur Verfügung; der Anteil des Lan- 
des beträgt 242 Mio DM. 

Das Land Nordrhein-Westfalen verfügt heute im 
außeruniversitären Sektor über ein breites Fun- 
dament von öffentlich geförderten Forschungs- 
einrichtungen sowie von forschungsintensiven 
Landes- und Bundesanstalten. 

Außerhalb der Rahmenvereinbarung For- 
schungsförderung fördert das Land zum großen 
Teil mit privaten Finanzierungspartnern 12 For- 
schungseinrichtungen, zu denen z. B. das Landes- 
institut Sozialforschungsstelle in Dortmund ge- 
hört 

Bei der Errichtung von Sonderforschungsberei- 
chen der DFG ist Nordrhein-Westfalen erfolg- 
reich gewesen. 38 der über 130 Sonderfor- 
schungsbereiche sind an den Hochschulen des 
Landes angesiedelt Dabei ist zu betonen, daß be- 
reits 5 Sonderforschungsbereiche an Gesamt- 
hochschulen eingerichtet wurden. 

Die Drittmitteleinwerbungen der nordrhein- 
westfälischen Hochschulen sind von 1979 bis 
1982 von 279 Mio DM auf 361 Mio DM angewach- 
sen. 

Aufgrund neuer Richtlinien für die Einwerbung 
von Drittmitteln vom 1. September 1984 wurden 
die Voraussetzungen für eine verfahrensmäßige 
Erleichterung bei Drittmittelprojekten geschaf- 
fen. 

Wichtige Einrichtungen auch für den Technolo- 
gietransfer sind die An-lnsütute, zu denen z. B. 
das Institut für Arbeitsphysiologie und Arbeits- 
schutz in Dortmund, das Forschungsinstitut für 
Biomedizinische Technik in Aachen und das For- 
schungsinstitut für Rationalisierung in Aachen 
gehören. 

Im Haushalt 1985 ist für die Hochschulen durch 
einen zentral ausgebrachten Haushaltsvermerk 
die Voraussetzung für eine engere Zusammenar- 
beit mit An-Instituten geschaffen worden. Es 
wird zugelassen, daß für Zwecke der Förderung 
von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben die 
Nutzung von Liegenschaften sowie die Inan- 
spruchnahme von Personal, Sachmitteln und 
Einrichtungen der Hochschulen unentgeltlich 
oder gegen ermäßigtes Entgelt gestattet wird. 

3. Für die Hochschulen sowie für die wirtschaftli- 
che Entwicklung des Landes ist die Kooperation 
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zwischen Hochschulen und Wirtschaft eine große 
Chance, Wie Beispiele aus den letzten Jahren zei- 
gen, ist das beiderseitige Interesse an Zusam- 
menarbeit gewachsen: 

— An der Universität Bochum wird „Unikon- 
takt" als zentrale Einrichtung der Hochschule 
weite rgefiihrt 

Die TH Aachen hat 1980 ein „Büro Technolo- 
gietransfer“ eingerichtet, das vor allem den 
kleinen und mittleren Unternehmen dient 
Die Universität Bielefeld baut das „Zentrum 
für Wissenschaft und Praxis“ aus. 

Einen Kooperationsvertrag zur Förderung 
des Technologietransfers haben auch die 
Stadt und die Universität Münster geschlos- 
sen. 

— Das „Zentrum Ln Nordrhein- Westfalen für In- 
novation und Technik“ (ZENIT) in Müiheim 
an der Ruhr wurde schon erwähnt. 
Kooperationspartner dieser und anderer z. Z. 
entstehender Transfereinrichtungen sind Un- 
ternehmen, Kommunen, Gewerkschaften und 
Betriebsräte, Verbände und die „unorgani- 
sierte Praxis“. 

— Die Landesregierung hat beschlossen, alle am 
Technologietransfer interessierten Hoch- 
schulen bei der Einrichtung einer Transfer’ 
stelle finanziell zu unterstützen. Die Mittel 
sind für die sächliche Ausstattung der Trans- 
ferstellen und die Einstellung von Mitarbei- 
tern mit Zeitverträgen vorgesehen. 

— Bei technologieorientierten Forschungsvorha- 
ben in Kooperation von Hochschulen und In- 
dustrie können die auf die Hochschule entfal- 
tenden Kosten vom Land finanziert werden. 

— Mit dem Programm „Forscher in die Indu- 
strie“ wird eine vorübergehende Beschäfti- 
gung von Wissenschaftlern der Hochschulen 
in Unternehmen ermöglicht Den aufnehmen- 
den Unternehmen kann gegebenenfalls fi- 
nanzielle Hilfe vom Land gewährt werden. 
Für die Maßnahme stehen 1985 bis 1988 jähr- 
lich 0.5 Mio DM zur Verfügung. Ferner wer- 
den 10 Leerstellen bereitgestellt 

— Neue Akzente zur Förderung von Innovation 
und Technologietransfer werden durch die 
Errichtung von Technologieparks oder Grün- 
derzentren gesetzt. In Nordrhein- Westfalen 
sind in Schwerte, Aachen, Dortmund, Siegen, 
Essen und Hagen Technologieparks gegrün- 
det worden. Weitere Technoiogiezentren sind 
im Entstehen. 

3. Einen besonderen Raum nimmt im Forschungs- 
und Technologieprogramm der Bereich der „so- 
zialverträgUchen Technologlegestaltung“ ein. Im 
Mittelpunkt der Forschung stehen die Wirkun- 
gen und Einflüsse von Mikroelektronik, Informa- 
tions- und Kommun ikationstechnik und der 
neuen Medien auf die Arbeitswelt, das System 
der sozialen Sicherung, die Mitbestimmung, die 
schulische und berufliche Bildung, die soziale 
Kommunikation in Familie und Freizeit. Hierfür 
stehen im Rahmen des Gesamtprogramms (1985 
bis 1988) 16 Mio DM zur Verfügung. 


Im Bergbau werden bergtechnische und gruben- 
sicherheitliche Untersuchungs- und Entwick- 
lungsvorhaben gefördert, wofür Im Jahre 1985 
76 Mio DM zur Verfügung gestellt sind. 

Im nichtnuklearen Teil des Programms Energie 
werden Kohleveredlungstechnologien mit dem 
Ziel gefördert, die Kohle durch chemisch-thermi- 
sche Prozesse in flüssige und gasförmige Pro^ 
dukte umzu wandeln, die für den Wärme- und 
Chemie-Rohstoffmarkt eingesetzt werden kön- 
nen. Hierfür standen 1985 77 Mio DM zur Verfü- 
gung. Im nuklearen Teil des Programms beteüigt 
sich das Land 1985 an der Weiteren twickiung des 
Hochtemperaturreaktors mit 127 Mio DM. 

Innerhalb des Programms Stahl werden Unter- 
suchungs- und Entwicklungsprojekte der StahF 
Industrie gefördert mit dem Ziel, die Qualität der 
Produkte zu steigern und die Einführung neuer 
Produkte zu erleichtern, 36 Mio DM standen 
hierfür im Jahre 1985 bereit. 

Das Technologie-Programm Wirtschaft befaßt 
sich mit der Forschungsförderung vor allem für 
kleine und mittlere Unternehmen. Hierfür stan- 
den 1985 105 Mio DM zur Verfügung. 

Die Landesanstalt für Ökologie, Landschaftsent- 
wicklung und Forstplanung NRW (LÖLF), das 
Landesamt für Wasser und Abfall (LAWA), das 
Chemische Landes untersuchungsamt NRW, das 
Landesamt für Immissionsschutz (LIS) sowie die 
Lehr- und Versuchsanstalten der Landwirt- 
schaftskammern, werden für angewandte Um- 
weltforschung und praxisorientierte Versuche 
und Untersuchungen besonders gefördert. Dane- 
ben wurde umweltrelevante Forschung aus Pro- 
jektmitleln mit den Schwerpunkten umweltver- 
trägliche und standortgerechte Landwirtschaft, 
Naturschutz und Landschaftspflege, Boden- 
schutz, neuartige Waldschäden, Gewässergüte 
und Ökologie, Abwasser und Abfalltechnik mit 
insgesamt 5 Mio DM im Jahre 1985 gefördert 

Weiterhin existiert ein Forschungsprogramm mit 
den Schwerpunktbereichen Stadtentwicklung, 
Freizeitpolitik, Wohnungsbau, Bauaufsicht und 
Bautechnik sowie Staatshochbau, 


2.9 Rheinland-Pfalz 

1, Grundlegende wlssenschaftspolitiscbe Zielset- 
zungen der Landesregierung sind; 

— Modernisierung der Hochschulen, Stärkung 
der Leistungskraft der Grundlagenforschung 

— Weiterer Hochschul ausbau in Bereichen, die 
wissenschaftlich zukunftsträchtig sind 

— Ausbau der Fachhochschule des Landes (Er- 
höhung der flächenbezügenen Studienplatz- 
zahl) 

— Erhaltung eines wissenschaftlichen Kernbe- 
standes von Fächern an den Hoclischulen 
auch nach Umschichtung von Kapazitäten 
aus den Lehramtsfachem 

— Abbau von Informationsdefizlten insbeson- 
dere bei kleinen und mittleren Betrieben über 
technologische Neuerungen 
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— Forderung von Forschungs- und Entwick- 
lungsvorhaben durch ein Technologiepro- 
gramm. 

Die Landesregierung setzt auf das „innovative 
Potential" aller Wissenschaftsbereiche, auf 
Grundlagen- und auf anwendungsnahe For- 
schung, Dabei geht es um eine anwendungsnahe» 
technologieorienUerte Weiterentwicklung der 
Forschung in Rheinland-Pfalz ohne Aufgabe der 
bisherigen Breitenförderung» Insbesondere auch 
der Geisteswissenschaften, 

Durch verstärkte finanzielle Anstrengungen, 
flankiert durch eine gezielte Berufungspolitik 
und andere, zum Teil auch überregional gefor- 
derte Maßnahmen zur Verbesserung des For- 
schungsklimas wurde und wird nachhaltig dafür 
gesorgt, daß die Hochschulforschung im Land 
von einem hohen Leistungsstand ausgehen kann, 
wenn künftig neue Entwicklungen eingeleitel 
werden* Dieser Leistungsstand manifestiert sich 
z. B* darin» daß z* Z. neun von der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft geförderte Sonderfor- 
schungsbereiche an rheinland-pfälzischen Hoch- 
schulen vorhanden oder von diesen in wesentli- 
chen Teilen mitgetragen werden* 

Der Leistungsstand der Hochschulforschung 
zeigt sich auch an einer Aufwärtsentwicklung 
der Drittmitteleinnahmen, die 1984 rd. 
43 Mio DM erreicht haben (1983: 31,1 Mio DM), 

Im Sommer 1984 hat die Landesregierung eine 
Expertenkommission beauftragt, eine Reihe von 
Problemkreisen mit dem Ziel zu untersuchen, 
welche Maßnahmen zur Weiterentwicklung an- 
wendungsnaher» technologieorientierter For- 
schung getroffen oder angeregt werden können. 
Der Untersuchungsauftrag erstreckte sich auf 
die Fragen. 

— welche Technologien für die wirtschaftliche 
Entwicklung des Landes besonders erfolgver- 
sprechend scheinen 

— üb sich zusätzliche Wettbewerbsfähigkeit für 
die rheinland-pfälzische Wirtschaft auch 
durch gezielt umweltbewüßte, ressourcen- 
schonende Herstellung gegebener Produkte 
erreichen läßt 

— wie der Technologietransfer zwischen For- 
schungseinrichtungen und Unternehmen 
durch den Abbau bürokratischer Hemmnisse 
erleichtert 

— wie Institutionen für Technologie Vermittlung 
und -beratung mit dem Ziel weiterentwickelt 
werden können, das in der Forschung vorhan- 
dene Wissen möglichst schnell in Produkti- 
onsvorgänge umzusetzen 

welche bestehenden Forschungseinrichtun- 
gen im Hinblick auf diesen Technologietrans- 
fer gezielt aus gebaut oder umorientiert wer- 
den sollten 

— welche Perspektiven einer breiten Anwen- 
dung neuer Informations- und Kommunika- 
tion stechniken sich für die rheinland-pfälzi- 
sche, insbesondere mitte Isländische Wirt- 
schaft ergeben 


— welche Auswirkung 
Technologien atrf i 
können. 

Auf der Grundlage der inzwischen vorliegenden 
Empfehlungen dieser Expertenkommission wird 
für den Landeshaushai t 1986/1987 die schwer- 
punktmäßige Förderung bestimmter zukunfts- 
trächtiger Forschungsfelder vorbereitet: 

— Materialwissen schäften — Metallische und 
anorganische niehtmetailische Werkstoffe — 
in Kaiserslautern sowie Polymer- und Ver- 
bundwerkstoffe in Mainz 

“ Verstärkung der Forschung Ln Mikromecha- 
nik, Sensorik und Instrumente Iler Analytik in 
Kaiserslautern 

— Ausbau der Mikroelektronik und Informa- 
tionslechnik mit gezielter Verbesserung der 
Ausbildungsmöglichkeiten auf diesen Gebie- 
ten an der Universität und der Fachhoch- 
schule in Kaiserslautern 

— Verstärkung der mikrobiologischen und 
pflanzlichen Biotechnologie an der Universi- 
tät Kaiserslautern 

— Schaffung eines naturwissenschaftlich-medi- 
zinischen Forschungszentrums an der Johan- 
nes Gutenberg-Uni versi tat Mainz als Verbund 
bestehender und zu ergänzender Forschungs- 
schwerpunkte einzelner Arbeitsgruppen auf 
den Gebieten Membranforschung. Zellbiolo- 
gie und biomedizinische Technik unter Einbe- 
ziehung der Poiymerforsehung und klinischer 
Forschung 

— Verstärkte Ausstattung der Abteilung Ko- 
blenz der Staatlichen Fachhochschule im 
Sinne der Errichtung eines Instituts für Kera- 
mikforschung: Einrichtung eines neuen Stu- 
dienschwerpunktes „Nichtmetaüische anorga- 
nische Sonderwerkstoffe Glas/Keramik" an 
diesem Standort der Fachhochschule 

— Modernisierung der Rechne rausstattung aller 
Hochschulen 

— Erhöhung der Aufnahmekapazität der Staatli- 
chen Fachhochschule in technologie relevan- 
ten Fächern 

— Schwerpunkt »»Umwelt- und Technikrecht" an 
der Universität Trier 

— Verstärkung der Grundausstattung in den ge- 
nannten Schwerpunktfächern im Interesse 
größerer Ein Werbung von Drittmitteln. 

Für diese Förderungsmaßnahmen sieht der Lam 
deshaushalt 1986/1987 rd. 40,6 Mio DM vor. Au- 
ßerdem wurde bereits mit dem Haushalt 1985 ein 
zentraler Fonds zur gezielten Förderung einzel- 
ner Forschungsprojekte im Sinne der Schwer- 
punktbildung ohne Bindung an technologie rele- 
vante Fächer eingerichtet 

Als längerfristig angelegte, mit den dargestellten 
Förderm aßnah men zusammenhängende Politik- 
ziele sind die Entwicklung von Konzepten für die 
Weiterbildung in allen Formen und die Einfüh- 
rung einer „Informationstechnischen Grundbil- 
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düng" an Haupt-, Realschulen und Gymnasien zu 
nennen. 

2. Für die wissenschaftlichen Hochschulen des 
Landes wurden 1984 729,8 Mio DM, für die Staat- 
liche Fachhochschule 70,6 Mio DM aufgewendet 

Ln der Gemeinsamen Forsch ungsförderung nach 
Artikel 91 b GG belief sich der Beitrag des Lan- 
des 1984 auf 55,8 Mio DM. Mit diesem Betrag 
werden die Forschungsförderung durch die Deut- 
sche Forschungsgemeinschaft die Institute der 
Max-Planck-Gesellschaft, darunter die MPI für 
Chemie und für Polymerforschung in Mainz, an- 
dere wissenschaftliche Einrichtungen außerhalb 
der Hochschulen und Langzeitvorhaben der Aka- 
demien der Wissenschaften finanziell unter- 
stützt 

Die Aufgeschlossenheit der Hochschulen für die 
Bildung und Sicherung aus den Wissenschaften 
hervorgehender Forschungsschwerpunkte ist in 
den letzten Jahren gewachsen. Neben den oben 
erwähnten neun Sonde rforschungs bereichen 
sind zwei weitere mit den Themen Physik und 
Chemie nichtmetallischer amorpher Materialien" 
und „Dynamik und Chemie der Hydrometeore" 
in Vorbereitung, Ferner dürfte sich ein geowis- 
senschaftlicher Sonderforschungsbereich ent- 
wickeln, und an der Universität Trier wird die 
Einrichtung eines Sonderforschungsbereichs mit 
geschichtswissenschaftlicher Fragestellung dis- 
kutiert. 

Im Haushaltsjahr 1985 wurden den Hochschulen 
neben der laufenden Finanzierung ihrer Etats 
durch das Land ca. 11 Mio DM für die Beschaf- 
fung von Forschungsgeräten und Arbeitsplatz- 
rechnem (CIP) zur Verfügung gestellt. 

Mit dem Haushalt 1984/1985 wurde der Aufbau 
eines Herzoperationszentrum im Klinikum der 
Johannes Gutenberg-Universität Mainz eingelei- 
tet 

Zur Förderung des wissenscbaftUchen Nach- 
wuchses wurde 1984 ein Landesgesetz zur Gradu- 
iertenförderung erlassen. Es ist ferner vorgese- 
hen, zur Sicherung des Forschernachwuchses 
Stellen für Hochschullehrer einzurichten (Ftebi- 
ger-Stellen). 

3. Um den notwendigen strukturellen Wandel der 
rheinland-pfälzischen Wirtschaft, insbesondere 
im Bereich mitlelständischer Unternehmen, zu 
unterstützen, hat die Landesregierung bereits für 
den Doppelhaushalt 1984/85 ein Programm zur 
Technologieförderung beschlossen. Im Doppel- 
haushalt 1986/87 ist auf der Grundlage der Emp- 
fehlungen der Expertenkommission ein weiterer 
Ausbau geplant. 

Die technologieorientierten Maßnahmen bilden 
ein aufeinander abgestimmtes Gesamtkonzept: 

— Technologieberatung durch die Beratungs- 
stellen für Innovation und Technologietrans- 
fer an den Industrie- und Handelskammern 
sowie Handwerkskammern. Die Bewilligung 
von Zuschüssen zu Berater honoraren ist nach 
Unternehinensgrößen gestaffelt. Neben freien 
Beratern werden auch Hochschullehrer als 


Experten eingesetzt Die Kammern unterrich- 
ten in Form von Informationsaktionen und 
führen Seminare für mittelständische Unter- 
nehmen durch. Ab 1986 sollen Zuschüsse zu 
den Personalkosten der Transferstellen bei 
den Kammern, den Hochschulen und der 
Fachhochschule des Landes bewilligt wer- 
den. 

— Bewilligung von Zuschüssen an kleine und 
mittlere Llntemehmen zu den Kosten der Ent- 
wicklung neuer Produkte oder Verfahren bis 
zum Prototypen 

— Zuschüs.se zur Förderung der wirtschaftna- 
hen Forschung in Forschungseinrichtungen 

— Gründung der „Technologie-Zentrum Kaisers- 
lautern GmbH" im Mai 1985 mit dem Land 
und der Stadt Kaiserslautern als Gesellschaf' 
tern 

— Planung eines Technologie-Zentrums in 
Mainz 

— Planung von Instituten für cd mputerge stützte 
Planungs- und Fertigungsverfahren und für 
anorganische Sonderwerkstoffe Gtas/Kera- 
mik 

— Zuschüsse zu den Kosten von Modellversu- 
chen zur Verstärkung der Aus- und Weiterbil- 
dung in Neuen Technologien 

— Messeförderungsprogramm 

— Ausbau und Modernisierung überbetriebli- 
cher Berufsbildungsstätten auf dem Gebiet 
Neuer Technologien, 

4, Einen weiteren Schwerpunkt der Arbeit der Lan- 
desregierung stellt das „Umweltprogramm 1985** 
dar» das eine umfassende Konzeption im Sinne 
integrierten Umweltschutzes enthält In den bei- 
den nächsten Jahren werden besondere Akzente 
in den Aufgabenfeidern Umwelt und Gesundheit 
sowie Bodenschutz gesetzt In diesem Rahmen 
werden zusätzliche Mittel für anwendungsbezo- 
gene Forschung zur Umwelttoxikologie und über 
die Zusammenhänge zwischen Luftverschmut- 
zung und Pseudo-Krupp zur Verfügung gestellt 
Das Programm geht von dem Grundsatz aus, daß 
ökologischer Forschung im Sinne einer systema- 
tischen Gesamtschau zentrale Bedeutung zu- 
kommt Die Landesregierung bemüht sich um 
eine verbesserte Kooperation wissenschaftlicher 
EinzeldiszipUnen und um eine Gesamterfassung 
der ökologischen Forschungen an den Hoch- 
schulen des Landes. Sie wird umweltrelevante 
Forschung auch durch gezielte Erteilung von 
Forschungsaufträgen unterstützen. 


2.10 Saarland 

L Die Leistungen der Hochschulen des SaarJandes 
sollen für dessen kulturelle und wirtschaftliche 
Entwicklung erweitert werden. Im Bereich der 
Forschung sollen Entwicklungsprojekte mit posi- 
tiven beschäftigungspolitischen Auswirkungen 
und Maßnahmen zur Umsetzung von For- 
schungsergebnissen in die Praxis gefördert wer- 
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den. Das Leistungspotential der Hochschulen ist 
den spezifischen Bedürfnissen der Wirtschafts- 
struktur des Landes zu öffnen und weiterhin 
durch gezielte Schwerpunktbildungen zu verbes- 
sem. Den Geisteswissenschaften soll dabei eine 
ihrer Bedeutung für die kulturelle Entwicklung 
der Region angemessene Förderung zuteil wer- 
den. 

Die Landesregierung bemüht sich nachdrücklich 
um die Errichtung und Ansiedlung von überre- 
gional bedeutsamen auOeruniversitären For- 
schungseinrichtungen. 

Durch die Entwicklung neuer Technologie- und 
Produktbereiche, die verstärkte wissenschaftli- 
che Zusammenarbeit im Saar-Lor-Lux-Raum 
und vermehrten Technologietransfer soll die 
Wirtschaftsstruktur des Landes wesentlich ver- 
bessert werden. 

Die Wissenschaftsausgaben des Landes betrugen 
im Jahre 1982 391,7 Mio DM, im Jahr 1983 
441,0 Mio DM. 

2. Besondere Akzente werden derzeit vor allem bei 
den Ingenieurwissenschaften, der Informatik, 
der klinischen Forschung ( Medizin technik) und 
der Umweltforschung gesetzt. Der Ausbau erfolgt 
über die Schaffung zusätzlicher Professoren- und 
Mitarbeiterplanslellen bzw. entsprechender Um- 
widmung von vorhandenen Planstellen sowie zu- 
sätzlicher Bereitstellung investiver Mittel. Zu 
den derart ausgebauten Schwerpunkten gehören 
die Bereiche: 

— Energieversorgung (Elektrotechnik) 

— Mikroelektronik 

— Rechnerarchitektur und Rechnernetze 

— Automatisierungstechnik 

— CAD/CAM 

— Informatik 

— Coraputerlinguistik 

— Medizintechnik. 

Derzeit arbeiten 5 Sonderforschungs bereiche an 
der Universität des Sa 2 irlandes in den Bereichen 
Werkstoffphysik, elektronische Sprachforschung, 
Informatik, künstliche Intelligenz, Medizin. Ein 
sechster Sonderforschungsbereich (Medizin) ist 
bereits zur Bewilligung empfohlen. 

Die gezielte Förderung von Forschungsschwer- 
punkten zeigt inzwischen auch verschiedene 
Auswirkungen in den außeruniversitären For- 
schungsbereichen. 

Der Bereich Physik, im wesentlichen Werkstoff- 
physik, gehört zu den ältesten Schwerpunkten 
der Universität in Saarbrücken und ist ursprüng- 
lich aus dem 1949 gegründeten Institut für Me- 
tailforschung hervorgegangen. Der Saarbrücker 
Studiengang für Diplom-Ingenieure der Werk- 
stoffwissenschaften war der erste Diplom-Inge- 
nieur-Studiengang dieses Faches überhaupt, der 
an einer Universität der Bundesrepublik 
Deutschland eingerichtet wurde. Die enge Zu- 
sammenarbeit mit dem Fraunhofer-Institut für 
zerstörungsfreie Prüfverfahren ermöglicht eine 


zusätzliche Spezialausbildung. Aus der Saar- 
brücker Werkstoffphysik ist die Initiative der 
Gründung eines Landesinstituts für Neue Mate- 
rialien hervorgegangen, für das erstmals Haus- 
haltsmittel im Jahre 1986 ausgewiesen sind. 
Diese außeruniversitäre Forschungseinrichtung 
auf dem Gebiet der Neuen Materialien soll in 
enger Kooperation mit der Universität des Saar- 
landes, dem Fraunhofer-Institut für zerstörungs- 
freie Prüfverfahren und der Industrie aufgebaut 
werden. 

An der Universität des Saarlandes gibt es eine 
von drei in der Bundesrepublik Deutschland exi- 
stierenden Fachrichtungen für Informationswis- 
senschaft Aus den zahlreichen Forschungspro- 
jekten dieser Fachrichtung ist inzwischen eine 
auüeruniversitäre Forschungseinrichtung in 
Form eines von einem gemeinnützigen Träger- 
verein getragenen An-Instituts, dem Institut für 
Angewandte Informationsforschung entstanden. 
An diesem Institut wird u. gl die deutsche Kom- 
ponente des von der EG und den Mitgliedstaaten 
gemeinsam geförderten europäischen Überset- 
zungssystems EUROTRA bearbeitet 

Daneben gibt es zwei weitere An-Institute auf 
dem Gebiet der empirischen Wirtschaftsfor- 
schung und der F^äventivmedizin. 

ln Kooperation zwischen dem Land, der Univer- 
sität des Saarlandes und der Fraunhofer-Gesell- 
schaft ist ein Forschungsschwerpunkt ..Medizin- 
technik** am Saarbrücker Fraunhofer-Institut für 
zerstörungsfreie Prüfverfahren und der Medizi- 
nischen Fakultät der Universität des Saarlandes 
eingerichtet worden. Die Medizintechnik wird 
am Fraunhofer-Institut zu einer zweiten Haupt- 
abteilung ausgebaut. Der Leiter dieses For- 
schungsschwerpunktes wird in einem gemeinsa- 
men Berufungsverfahren der Fraunhofer-Gesell- 
schaft und der Universität berufen. Das Land 
und die FhG haben 1984/85 für den Forschungs- 
schwerpunkt je 1,4 Mio DM zusätzlich bereitge- 
steiit 1986/87 sind weitere 2 Mio DM zusätzliche 
Mittel des I.^ndes und der FhG vorgesehen. 

Das Rechenzentrum an der Universität des Saar- 
landes wird weiter ausgebaut Es betreibt ein um- 
fangreiches Netz von über 400 Anschlüssen im 
Universitäts-Campus. Im Rahmen einer Koope- 
ration mit der Firma Siemens werden mehrere 
100 Prozessoren zu einem lokalen Netz unterein- 
ander und mit vorhandenen EDV-Einrichtungen 
zusammengeschlossen und als völlig neues Ar- 
beitsmittel in den Forschungs- und Lehrbetrieb 
integriert (Wert dieses 3-Jahresprojekts: 
36,8 Mio DM). 

Zur Verstärkung der grenzüberschreitenden Zu- 
sammenarbeit haben sich die Universität des 
Saarlandes und 6 Hochschuleinrichtungen Loth- 
ringens und Luxemburgs in der CHARTE DE 
COOPERATION zusammengeschlossen. Die 
Fachhochschule des Saarlandes ist im Oktober 
1985 dieser Kooperation beigetreten. Neben einer 
verstärkten Zusammenarbeit im Forschungsbe- 
reich dient sie der Entwicklung gemeinsamer 
Studiengänge einschließlich gegenseitiger Aner- 
kennung von Prüfungen und Diplomen sowie der 
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Förderung des Professoren- und Studentenaus- 
tauschs. Im Bereich der Rechtswissenschaften 
und der Geographie ist es im Jahre 1985 bereits 
zu konkreten Vereinbarungen über gemeinsame 
Studiengänge gekommen. 

An der Fachhochschule des Saarlandes wurden 
durch Schaffung neuer Planstellen und baulicher 
Erweiterung ebenfalls neue Schwerpunkte im 
Bereich „Praktische Informatik“ und „Fahrzeug- 
und Fördertechnik“ in Form neuer Studiengänge 
eingerichtet. 

Die Zusammenarbeit der Fachhochschule mit 
der Universität Metz im Deutsch- Französischen 
Hochschulinstitut für Technik und Wirtschaft in 
Saargemünd aufgrund des 1978 geschlossenen 
Regierungsabkommens hat sich bewährt und er- 
fährt im Wintersemester 1985/86 eine Erweite- 
rung durch die Aufnahme „Bauingenieurwesen“ 
in das Ausbildungsprogramm unter Elinbezie- 
hung der Universität Nancy I. 

Im Landeshaushalt 1985 wurden für die „Förde- 
rung von wissenschaftlichen Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben außerhalb der Hoch- 
schulen“ erstmals 0^4 Mio DM bereitgestellt Für 
die Förderung von Forschungsschwerpunkten 
zur Anregung von drittmittelfinanzierten For- 
schungsvorhaben innerhalb der Universität ste- 
hen zusätzlich jährlich 0^ Mio DM zur Verfü- 
gung. 

3. Durch die Kontaktstelle für Wissenschafts- und 
Technologietran.sfer an der Universität des Saar- 
landes und den an der Fachhochschule eingerich- 
teten technisch-wirtschaftlichen Beratungs- 
dienst das Fachhochschulinstitut für Technolo- 
gietransfer (FITT) wird bereits wirksamer Tech- 
nologietransfer geleistet Für die beiden Kontakt- 
stellen stehen 1985 je rd, 0^ Mio DM zur Verfü- 
gung, Weiteren Technologietransfer leisten die 
Gesellschaft für Wirtschaftsförderung Saar in 
Saarbrücken sowie die Beratungsstellen der 
Handwerkskammer und der Industrie- und Han- 
delskammer im Saarland. Die neugegründete 
Zentrale für Produktivität und Technologie 
Saar e. V. (ZPT) ist eine zentrale Einrichtung für 
den Technologietransfer und die Innovationsför- 
derung. Hierfür stehen 1985 rd. 0,8 Mio DM För- 
dermittel aus dem EG~Stahlsonderprogramm 
und dem Landeshaushalt bereit Für weitere 
Sondermaßnahmen auf dem Gebiet des Techno- 
logietransfers stehen 1985 zusätzlich 0,1 Mio DM 
zur Verfügung. 

Dem Institut zur Förderung von Existenzgrün- 
dungen an der Fachhochschule des Saarlandes 
(INEIX) gewährt das Land regelmäßig Zuschüsse 
(1985: 75 000, — DM). Dem Träger des neugegrün- 
deten Saarbrücker Innovations- und Technolo- 
gie-Zentrums, der Gesellschsift für Innovation 
und Unternehmensförderung mbH (GIU), stehen 
1985 0,25 Mio DM an Fördermitteln aus dem EG- 
Stahlsonderprogramm und dem Landeshaushalt 
zur Verfügung. 

Für Forschungs- und Entwicklungsinvestitionen 
in saarländischen Betriebsstätten kleiner und 
mittlerer Unternehmen gewährt das Land Zu- 


schüsse. Im Jahre 1985 waren hierfür Mittel bis 
zu 0,5 Mio DM verfügbar. 

Insbesondere zur Einführung technologisch 
neuer Produkte und Verfahren oder zur Produkt- 
und Verfahrensverbesserung gewährt das Land 
im Rahmen der Innovationsfördenmg zur Ver- 
besserung der Eigenkapitalausstattung mittel- 
ständischer Unternehmen über die saarländische 
Kapitalbeteiligungsgesellschaft stille Beteiligun- 
gen. Im Jahre 1985 wurden hierfür vom Land bis 
zu 1,4 Mio DM bereitgestellt 

Das Programm zur Entwicklung und Einführung 
technologisch neuer Produkte und Verfahren 
(Forschungs- und Technologieprogramm — FTP) 
für mittelständische Unternehmen war 1985 mit 
I^ndesmitteln in Höhe von 1,75 Mio DM ausge- 
stattet 


2.11 Schleswig-Holstein 

1. Die schleswig-holsteinische Forschungspolitik ist 
angelegt auf eine Förderung von Wissenschaft 
und Forschung in allen Bereichen, in denen wis- 
senschaftliche Einrichtungen im Lande vorhan- 
den sind. Schwerpunkte liegen darüber hinaus in 
den Forschungsbereichen 

— in denen eine besonders zügige EntwickJung 
und ein besonderer Bedarf abzusehen ist 

— die von dem im Lande vorhandenen wissen- 
schaftlichen, technischen oder wirtschaftli- 
chen Umfeld besonders begünstigt sind 

— oder in denen Forschungsergebnisse einen 
speziellen Landesbezug haben können. 

Die Forschungspolitik ist eng verbunden mit der 
Hochschulpolitik, in deren Rahmen neben dem 
Hochschulstandort Kiel verstärkt die Hochschul- 
standorte Flensburg und Lübeck ausgebaut und 
damit auch neue Forschungsmöglichkeiten ge- 
schaffen werden. 

Schleswig-Holstein hat 1984 als erstes Bundes- 
land ein Gesetz zur Graduiertenförderung verab- 
schiedet und damit einen wesentlichen Beitrag 
zur Förderung des wissenschaftlichen Nach- 
wuchses geleistet 

Zur Förderung von Wissenschaft und Forschung 
wurden in den letzten Jahren überdurchschnittli- 
che Anstrengungen unternommen. Die Bemü- 
hungen, den Wissenschaftlern in den Hoch- 
schulen des Landes angemessene Forschungs- 
möglichkeiten und Arbeitsbedingungen zu schaf- 
fen. finden ihren Ausdruck in den Vergleichs- 
rechnungen des Wissenschaftsrates, nach denen 
die Schleswig-holsteinischen Hochschulen mit an 
der Spitze im Bundesvergleich liegen. Bei den 
Wissenschaftsausgaben 1982, bezogen auf das 
Bruttoinlandsprodukt, steht Schleswig-Holstein 
im Ländervergleich an dritter Stelle. 

Mit ihrer Technologiepolitik will die Schleswig- 
Holsteinische Landesregierung in einem auf die 
spezifischen Bedürfnisse des Landes abgestell- 
ten Ansatz die im Lande selbst vorhandenen in- 
novatonschen Kräfte und technologischen Res- 
sourcen bündeln und damit stärken. Ihr Ziel ist 
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es, den Technologietransfer zwischen Wissen- 
schaft und Wirtschaft zu beschleunigen und ge- 
rade die in aller Kegel besonders flexible, von 
ihrer Kapitaldecke und ihrer Forschungs- und 
Entwicklungskapazität her aber begrenzte mit- 
teJständische Wirtschaft in die Lage zu versetzen, 
den Anschluß an die technologische Entwicklung 
zu halten. 

2> Ein deutlicher Schwerpunkt der Forschung in 
Schleswig-Holstein liegt im maritimen Bereich. 
Im Institut für Meereskunde an der Universität 
Kiel stehen Untersuchungen über die Strukturen 
und Prozesse im Meer sowie die Erforschung der 
Wechselwirkung Ozean- Atmosphäre im Vorder- 
grund. Die zweckorientierte Forschung zur Rein- 
haltung des Meeres, zur Erschließung mariner 
Nahrungsquellen und zur Vorhersage von Vor- 
gängen in der maritimen Atmosphäre und im 
Ozean sind hervorzuheben* Zwei SFB befassen 
sich mit der Warmwassersphäre des Atlantiks 
und der Sedimentation im europäischen Nord- 
meer. Darüber hinaus stehen die Arbeiten einer 
Reihe von Universitätsinstituten und auch des 
Instituts für Weltwirtschaft an der Universität 
Kiel im unmittelbaren Zusammenhang mit dem 
maritimen Bereich. Es ist geplant, ein Institut für 
Angewandte Meeresforschung und Maritime 
Technologie 1986 zunächst als Forschungsstelle 
zu schaffen. Meerestechnische Forschimg wird 
u* a, auch im Großforschungszentrum Geesthacht 
(GKSS) betrieben. An der Fachhochschule Flens- 
burg besteht das Institut für Schiffsbetriebsfor- 
schung, das in enger Zusammenarbeit mit Werf- 
ten und Reedereien schiffsbetriebspraktische 
Forschung vornimmt. 

Ein weiterer Forschungsschwerpunkt liegt im 
wirtschaftswissenschaftlichen Bereich. Das Insti- 
tut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel mit 
der Zentralbibliothek der Wirtschaftswissen- 
schaften ist eines der großen Zentren wirtschaft- 
licher Forschimg und Dokumentation in der Bun- 
desrepublik Deutschland. In der Forschung kon- 
zentriert es sich auf die internationaien Wirt- 
schaftsbeziehungen in enger Kooperation mit In- 
stitutionen im Ausland und auf die traditionellen 
Bereiche weltwirtschaftlicher Forschung, wie der 
internationalen Rohstoffwirtschafl, des interna- 
tionalen Ressourcen-Transfers und der See- 
schiffahrt Ein neuer Forschungsschwerpunkt im 
betriebswirtschaftlichen Bereich wird gesetzt 
durch den Ausbau der Forschungsstelle für Tech- 
nologie- und Innovationsmanagement zu einem 
Institut der Universität Kiel, in dem betriebswirt- 
schaftliche Probleme des industriellen For- 
schungs- und Entwicklungsmanagements sowie 
der Bedingungen und Wirkungen des techni- 
schen Fortschritts im Unternehmen erforscht 
werden. Ein Studien- und Prüfungsfach „Innova- 
tionsmanagement*' TÄTirde innerhalb des Studien- 
ganges Diplom- Kaufmann an der Kieler Univer- 
sität eingerichtet 

Die medizinische Forschung ist ein weiterer For- 
schungsschwerpunkt Die Medizimsche Universi- 
tät Lübeck (MUL) verfügt nunmehr über die Vor- 
aussetzungen, neben der bisher schon erfolgrei- 


chen klinischen Forschung wettere Forschungs- 
schwerpunkte zu setzen. Es bestehen Überlegun- 
gen, an der MUL ein Zentrum für medizinische 
Laser-Technologie einzurichten. In einem Son- 
derforschungsbereich werden Funktion und De- 
fekte von Rezeptor Systemen untersucht Am For- 
schungsinstitut für Experimentelle Biologie und 
Medizin in Börstel wird seit 1980 Grundlagenfor- 
schung und angewandte Forschung auf dem Ge- 
biet der Infekt- und Immunbioiogie betrieben. Da 
das Institut über eine Klinik mit ca. 130 Betten 
verfügt, sind hier in der Bundesrepublik 
Deutschland einmalige Möglichkeiten für inten-' 
sive klinische Forschung gegeben. An der Uni- 
versität Kiel stehen die Tumorforschung und Or- 
gantransplantation (Niere, Knochenmark, Herz- 
klappen) ira Mittelpunkt der medizinischen For- 
schung, in diesem Bereich arbeitet auch ein SFB. 
Es wird geprüft, ob ein Zentrum für angewandte 
Tumorforschung eingerichtet werden kann. 

Eine besondere Berücksichtigung erfährt die 
Forschung im Bereich der Landwirtschaft und 
der Umwelt Die Schwerpunkte der Forschung 
und Entwicklung liegen bei der Erhaltung der 
Bodenfruchtbarkeit, der Verbesserung der Quali- 
tät der Produkte, der um weltschon enden Produk- 
tionsverfahren sowie im Bereich der Kostensen- 
kung, der Energieeinsparung, auch im Zusam^ 
menhang mit nach wachsenden Rohstoffen. Zur 
Lösung der anstehenden Fragen Ln Forschung 
und Entwicklung stehen die Institute der Agrar- 
wissenschaftlichen Fakultät der Kieler Universi- 
tät sowie die Lehr* und Versuchsanstalten der 
Landwirtschaf tskammer Schleswig- Holsteins 
zur Verfügung. Eine besonders praxisorientierte 
Forschung wird in den drei Versuchsgütern der 
Agrarwissenschaftlichen Fakultät betrieben. 
Darüber hinaus besteht eine enge Zusammenar- 
beit mit den einschlägigen Institui^n der Bun- 
de sforschungsanstaJten für Milchwirtschaft 
(Kiel), für gartenbauliche Pflanzenzüchtung (Ah- 
rensburg) und für Forst' und Holzwirtschaft 
(Reinbek). Das Institut für Meereskunde hat die 
Aufgabe der biologischen Überwachung (Monito- 
ring) der Ostsee übernommen. Außerdem befaßt 
sich im Institut für Meereskunde eine Abteilung 
mit Fischereibiologie. Süßwasserforschung wird 
betrieben im Max- Planck -Institut für Limnologie 
in Plön, das gleichzeitig den Lehrzwecken der 
Universität dient Mit Fragen des Umweltstraf- 
rechtes befaßt sich die an der Kieler Universität 
bestehende Forschungsstelle für Umwelt-, Wirt- 
schafts- und Steuerstrafrecht die 1986 in ein In- 
stitut umgewandelt werden soll. Seit 1982 besteht 
außerdem im Großforschungszentrum Geest- 
hacht (GKSS) der Arbeitsbereich Umwelt- und 
Kli maforschung. 

Weitere Forschungsschwerpunkte liegen im Be- 
reich der Pädagogik der Naturwissenschaften, 
die von dem 1966 gegründeten In.stitut für die 
Pädagogik der Naturwissenschaften an der Uni- 
versität Kiel (IPN) betrieben wird, und der Skan- 
dinavistik, der sich Schleswig-Holstein aufgrund 
seiner geographischen Lage besonders verpflich- 
tet zeigt 


3, Die Hauptelemente der bisherigen FuE^Förde- 
rung sind wie folgt zusammenzufassen: 

— Fördening wirtschaftlich bedeutungsvoller 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten 

— Innovations- und Technologieberatung 

— Technischer Beratungsdienst der Fachhoch- 
schulen 

— Erfinderförderung 

— Pilot- und Demonstrationsvorhaben für neue 
E ne r gl etechnolog i e n , 

Die Förderung wirtschaftlich bedeutungsvoller 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben wird 
seit vier Jahren von der Landesregierung im mit- 
telständisch gewerblichen Bereich unterstützt 
Es werden Vorhaben gefördert, die nicht in Bun- 
desprogramme passen und geeignet sind, die 
Wirtschaftskraft von Unternehmen mittelfristig 
zu stärken. 

Die Landesregierung bietet seit 1980 mit dem 
Programm zur Förderung wirtschaftlich bedeu- 
tungsvoller FuE-Arbeiten insbesondere jungen 
und kleinen Unternehmen des Landes eine Hilfe, 
um wirtschaftlich bedeutungsvoUe Innovationen 
durchzuführen. Bis Ende 1984 wurden ingesamt 
1 15 Bewilligungen bei einem Fördervolumen von 
rd. 4,3 Mio DM ausgesprochen. Die Projektge' 
samtkosten betrugen rd. 12 Mio DM, der durch* 
schnitüiche Fördersatz etwa 39 
Das Land fördert subsidiär durch einen Zuschuß 
die Beratungsstelle für lanovations- und Techno* 
logietransfer des Landes Schleswig-Holstein 
(Brrr). Die Beratungsstelle wird von den Indu- 
strie- und Handelskammern des Landes, den 
Handwerkskammern, der Landwirtschaftskam- 
mer und der Landesgruppe des FUitionalieie- 
rungskuratoriums der Wirtschaft {RKW) getra- 
gen. 

Seit Mitte 1981 gewährt das Land Zuschüsse für 
Beratungen durch den Technischen Beratungs- 
dienst (TBD), Diese Beratungen werden im Rah- 
men des Technologietransfers zwischen den 
Fachhochschulen des Landes und der mittelstan- 
dischen Wirtschaft durchgeführt. Von der Lan- 
desregierung gefördert wird dabei eine kosten- 
lose Erstberatung für den Antragsteller von bis 
zu 5 Stunden. 


Die Zusammenarbeit zwischen der Universität in 
Kiel und der Wirtschaft wird organisatorisch ge* 
stärkt durch die Forscbungsstelle für For- 
schungs- und Entwicklungsmanagement und die 
geplanten Umwandlung in ein Institut sowie 
durch die Mitarbeit von Professoren in Firmen 
und Forschungseinrichtungen ln privater Träger- 
schaft 

Als Ergänzung zu den betrieblichen Fördermail* 
nahmen des Landes und des Bundes soU in 
Schleswig- Holstein auch das Forschungspoten- 
tial freier Erfinder ausgeschöpft werden. Um er- 
folgversprechende Ideen für die Entwicklung des 
Landes gezielt nutzbar zu machen, wurde 1083 
die Erfinderförderung geschaffen. Danach wer- 
den in Zusammenarbeit mit der Beratungsstelle 
für Innovation und Technologietransfer e. V. 
(BITT) und dem Erfinderzentrum Norddeut- 
schland wirtschaftlich verwertbare Erfindungen 
aus Landesmitteln unterstützt 

4. Schleswig-Holstein wird den auf privatrechtli- 
cher Ebene gegründeten Instituten für Technolo- 
gie-Entwicklung im Rahmen ihrer Forschungs- 
und Technoiogieförderung finanzielle Starthilfen 
in begrenztem Rahmen gewähren. Dabei wird 
davon ausgegangen, daß sich die Institute mitteb 
fristig durch Aufträge aus der Wirtschaft selbst 
finanzieren können. Weiterhin sollen mit der Er- 
richtung von drei Technologie- und Gründerzen- 
tren neue Ideen und Forschungsergebnissen aus 
dem Wissenschaftsbereich in die Gründung jun- 
ger Unternehmen einflieüen. Eline Förderung der 
Landesregierung wird sich dabei schwerpunkt- 
mäßig auf das Technologiezentrum Flensburg 
konzentrieren. 

Der Kultusminister des Landes Schleswig-Hol- 
stein hat eine Beratungskommission für Wissen- 
schaft und Forschung berufen. Diese Kommis- 
sion hat die Aufgabe, ihn bei der Errichtung 
neuer Studienpläne und Forschungseinrichtun- 
gen zu beraten und Vorschläge zu einzelnen For- 
schungs Projekten zu unterbreiten. Des weiteren 
beschäftigt sie sich mit Fragen des Technologie- 
transfers. Die Landesregierung hat für den 
Haushalt 1086 zusätzliche Haushaltsmittel zur 
gezielten Förderung von Forschungsvorhaben 
durch den Kultusminister vorgesehen. 
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Teil IV 

Internationale Organisationen und Forschungseinrichtungen mit Beteiligung der 
Bundesrepubiik Deutschiand; Internationale Zusammenarbeit 


1. Intemetionale Organisationen 

1.1 Europäische Gemeinschaft, Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften, 

Rue de la Loi 200, B*1049 Brüssel 


Aufgaben und Haushalt 

Auf der Basis des Rahmenprogramms für die Tätig- 
keiten der Gemeinschaft im Bereich Forschung, 
Entwicklung und Demonstration 1984 — 1987 fördert 
die Gemeinschaft derzeit über 30 Forschungs- und 
Entwicklungsprogramme. Ihre Aufwendungen für 
diesen Bereich, einschließlich der Gemeinsamen 
Forschungsstelle (s. unten Nr. 2.5) und der Demon- 
strationsvorhaben im Energiebereich beliefen sich 
1984 auf 610 Mio ECU. 


Struktur 

Die Forschungs- und Entwicklungspolitik der Ge- 
meinschaft kennt im wesentlichen drei Aktionsebe- 
nen: 


— Forschung durch die Gemeinsame Forschungs- 
Stelle der EG 

Hierbei handelt es sich um eigenständige Ge- 
meinschaftsforschung durch eigenes For- 
schungspersonal der Gemeinschaft. Finanzie- 
rung zu 100% aus Gemeinschaftsmitteln, wobei 
etwa die Hälfte in den Nuklearbereich fließt 

— Vertragsforschung 

Sie wird in Universitäten, Forschungszentren 
oder Industrieunternehmen und auf der Grund- 
lage von Kostenteilungsverträgen mit der Ge- 
meinschetft durchgeführt Die Finanzierung er- 
folgt in der Regel bis zu 50% aus Gemeinschafts- 
mitteln. 

— Koordinierung von Forschungsaktionen 

Hier wird der Rahmen der Aktion auf Gemein- 
schaftsebene gemeinsam festgelegt Die einzel- 
nen Beiträge werden jedoch von den Mitglied- 
Staaten eingebracht voll finanziert und verant- 
wortlich durchgeführt Die Gemeinschaft (Kom- 
mission. Beratende Ausschüsse) sorgt für Koor- 
dinierung und Kenntnisaustausch (sog. konzer- 
tierte Aktion). 
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Ausgewählte Forschung^', Eniwtcklungs- und Demonstrattonsprogramme 
der Europäischen Gemeinschaft 


Bereich „Landwirtschaft" 

Gemeinsames FuE-Programm und Programm zur Koordinienrng der Agrarfor- 
schung 19&4— 198S - 30,0 Mio ECU 

Bereich „Förderung der industriellen Wettbewerbsfähigkeit" 

Mehrjahresprogramm Datenverarbeitung 1979 — 1985 • . * 41,0 Mio ECU 

Gemeinschaftliche Aktionen im Bereich der Mikroelektronik-Technologie 

1982—1985 40,0 Mio ECU 

FuE-Programm auf dem Gebiet der Informaüonstechnologie (ESPRIT) 

1984— 1988 750,0 Mio ECU 

Mehrjahresprogamm Molekularbiologische Technik 1982—1986 15,0 Mio ECU 

FuE-Programm auf dem Gebiet der technologischen Grundlagenforschung und 

der Anwendung neuer Technologien (BRITE) 1985 — 1988 150,0 Mio ECU 

Forschungsprogramm auf dem Gebiet der Biotechnologie 1985 — 1989 . . , - . 55,0 Mio ECU 

Bereich „Verbesserung der Bewirtschetftung der Rohstoffe" 

Mehrjahresprogramm auf dem Gebiet der Rohstoffe 1982 — ^1985 , , 54,0 Mio ECU 

Bereich „Verbesserung der Bewirtschaftung der Energiesourcen und Verminderung der 
energiewirtschaftlichen Abhängigkeit*' 

Demonstrationsvorhaben auf den Gebieten der Nutzung alternativer Energie- 
quellen, der Energieeinsparung und der Substitution von Kohlewasserstoffen 
sowie Verflüssigung und Vergasung fester Brennstoffe 1986—1990 , . , . . .. .. . . . 700,0 Mio ECU 

(beantragt) 

Mehrjahresprogramm auf dem Gebiet der kontrollierten Kernfusion 1985 bis 

1989 690,0 Mio ECU 

{einschließlich JET) 

Mehrjahresprogramm Bewirtschaftung und Lagerung radioaktiver Abfälle 

1985— 1989 62.0 Mio ECU 

Mehrjahresprogramm Stillegung von Kernkraftwerken 1984 — 1988 12,1 Mio ECU 

FuE-Programm auf dem Gebiet der nichtnuklearen Energie 1985—1999 ....... 175,0 Mio ECU 

Bereich „Erweiterung der Entwicklungshilfe“ 

Programm Wissenschaft und Technik im Dienst der Entwicklung 1985 — 1986 . 40,0 Mio ECU 

Bereich „Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen" 

Sektoraies FuE-Programm im Bereich der Forschung Ln Medizin und Gesund- 
heitswesen (konzertierte Aktion) 1982 — 1986 13,3 Mio ECU 

Strahlenschutz 1985 — 1989 58,0 Mio ECU 

Umweltschutz und Klimatechnologie 1981 — 1985 — - 49,3 Mio ECU 

Bereich „Verbesserter Wirkungsgrad des wissenschaftlichen und technischen Poten- 
tials der Gemeinschaft“ 

Plan zur Stimulierung von Zusammenarbeit und Austausch im wissenschaft- 
lichen und technischen Bereich in Europa 1985 — 1988 — 60,0 Mio ECU 

FuE-Programm für ein automatisches Übersetzungssystem für die Sprachen 

der Gemeinschaft 1982—1986 16,0 Mio ECU 

Quelle: BMFT 
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1.2 Europäische Weltraumorganisetion (EWO oder 
ESA — European Space Agency), Paris, 8 — 10 
rue Mario Nikis, F-75738 Paris, Cedex 15 

Mitglieder: Belgien, Dänemark. Bundesrepublik 
Deutschland. Frankreich, Großbritan- 
nien. Irland. Italien, Niederlande, Spa- 
nien, Schweden. Schweiz; Kanada, Nor- 
wegen und Österreich beteiligen sich 
an einzelnen Programmen; Norwegen 
und Österreich sind assoziierte Mitglie- 
der; Kanada hat Beobachterstatus. 

Aufgaben 

— Sicherstellung und Entwicklung der Zusammen- 
arbeit europäischer Staaten zu ausschließlich 
friedlichen Zwecken auf dem Gebiet der Welt- 
raumforschung und Weltraumtechnologie im 
Hinblick auf deren Nutzung für die Wissen- 
schaft und operationeile Weltraum anwendungs- 
systeme 

— Koordinierung und Integration der verschie- 
denen nationalen Weltraumprogramme 

— Ausarbeitung einer Industriepolitik, um die in- 
ternationale Wettbewerbsfähigkeit der europäi- 
schen Weltraumindustrie zu steigern. 

Hierzu führt die ESA durch: 

— ein wissenschaftliches Programm 

— Anwendungsprogramme in verschiedenen Be- 
reichen 

— ein technologisches Forschungsprogramm 

— das Trägerprogramm ARIANE einschließlich 
ARIANE 5 (Vorbereitungsphase) 

— das Programm Spacelab 

— das Programm Columbus (Vorbereitungsphase). 


Struktur und Haushalt 

ESA hat ihren Sitz in Paris. Die Mitgliedstaaten, 
Eissoziierte Mitglieder und Kanada als Beobachter 
sind durch Delegierte in den ESA-Entscheidungs- 
gremien vertreten (ESA-Rat, Programmräte). 

Die ESA unterhält folgende technische Niederlas- 
sungen; 

— ESTEC (Europäisches 2^ntrum für Weltraum- 
forschung und -technologie) in Nordwijk (Nie- 
derlande) 

— ESOC (Europäisches Weltraum -Operationszen- 
trum) in Darmstadt 

— ESRIN mit dem IRS (Informationsabrufdienst) 
in Frascati (Italien). 

Der ARIANE-Startkomplex ist im Raumfahrtzen- 
trum Kourou (FrEinz. Guayana, Südamerika) unter- 
gebracht 


Das Haushaltsvolumen für 1985 einschl. der Über- 
träge und fremdfinanzierter Programme beläuft 
sich auf rd. 1 160 Mio Rechnungseinheiten (Wert 
der Rechnungseinheit 1985 « 2,23 DM). Der deut- 
sche Anteil an den Beitragszahlungen beträgt etwa 
23%. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . , 

91 

102 

130 

darunter; 

Personalausgaben ') 

(35) 

(39) 

(42) 

Investitionen^) 

258 

265 

326 

insgesamt^) . . , 

349 

367 

456 


Personal 

1983 1984 1985 

Wissenschaftliches 
PersonEÜ 

Technisches Personal 

Verwaltungspersonal . 

135 136 138 

921 924 959 

301 301 303 

insgesGunt . . , 

1 357 1 361 1 400 


^) Die Beitragsanteile entsprechen dem Anteil dieser Aus- 
gabenkategorien an den Gesamtausgaben der ESA 
nach den offiziellen Jahresrechnungen der Organisa- 
tion für 1983 bis 1984 und dem Haushalt für 1985. 
Deutscher Beitrag an ESA (Bundeshausbaltsplan 
Kap. 30 06 Titel 686 01), 

Quelle: BMFT 


1.3 Internationale Atomenergie-Organisation (lAEO), 
Wagramer Straße 6. Postfach 100, A-1400 Wien 

Mitglieder: 112 Staaten 

Aufgaben 

— Weltweite Zusammenarbeit in Kernforschung 
und Kerntechnik durch Veranstaltung von Fach- 
l^g'tngen, Abstimmung von Förderungspro- 
grammen. Ausarbeitung von Schutzvorschriften 
für Reaktorsicherheit und Strahlenschutz sowie 
eine umfassende Dokumentation (INIS) zu för- 
dern 

— Entwicklungsländern durch Entsendung von Ex- 
perten, Stipendien, Schulungskurse und Liefe- 
rung von Geräten zu helfen 

— Sicherungsmaßnahmen insbesondere unter dem 
Nichtverbreitungsvertrag durchzuführen, um 
die Abzweigung von Kernmaterial für Kernwcd- 
fen oder sonstige Kemsprengkörper zu verhin- 
dern. 

Die Internationale Atomenergie-Organisation ist 

1957 im Rahmen der Vereinten Nationen gegründet 

worden. 
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Die lAEO betreibt ein Laboratorium in Seibersdorf 
bei Wien und unterhält gemeinsam mit der 
UNESCO das Internationale Zentrum für Theoreti- 
sche Physik in Triest sowie das Internationale La- 
boratorium für Meeresradioaktivitat in Monaco. 

Die Bundesrepublik Deutschland beteiligt sich in- 
tensiv an den Arbeiten der lAEO. Neben ihrem An- 
teil am lAEQ-Haushalt und am Technische-Hilfe- 
Fonds der Organisation stellt sie zusätzliche Mittel 
zur Verfügung, die sich auf die Bereiche Technische 
Hilfe, Sicherungsmaßnahmen und Reaktorsicher- 
heit konzentrieren. 


Struktur und Haushalt 

Organe der LAEO sind die jährlich tagende Gene- 
ralkonferenz aller Mitgliedstaaten, der 35 Mitglie- 
der umfassende Gouverneursrat sowie der General- 
direktor. Die Bundesrepublik Deutschland ist im 
Gouverneursrat vertreten. 

Der Anteil der Bundesrepublik Deutschland am 
lAEO-Haushalt beträgt 8,7% (1985). 


Haushalt (üi Mio US $) 

Ist 

Soll 

1983 1984 

1985 


92 97 

95 


Personal 

1983 

1984 

1985 


1 522 1 569 1 578 


Quelle; BMFT 


1.4 Nordatlantik-Organisation (NATO), 

Boulevard Läopold III, B-1110 Brüssel 

Mitglieder: 16 Staaten ln Europa und Nordamerika 


Aufgaben 

Neben der militärischen und politischen Verteidi- 
gung der Bündnisstaaten fördert die NATO als 
dritte Dimension die Zusammenarbeit in Wissen- 
schaft und Umweltfragen. 


Struktur und Haushalt 

Die NATO hat einen Rat aus Vertretern der Mit- 
giiedstaaten und ein Sekretariat mit fünf Abteilun- 
gen, darunter die Wissenschaftsabteilung, die von 
einem Beigeordneten Generalsekretär geleitet 
wird. Die Gruppe für Verteidigungsforschung unter- 
steht im Rahmen der Abteilung für Verteidigungs- 
unterstützung einem anderen Beigeordneten Gene- 
ralsekretär. 

— Wissenschaftsausschuß (Science Committee): 
nichtmilitärische wissenschaftliche Programme 
einschließlich Stipendien, Seminare und For- 
schungsbeihilfen 


— Umweltausschuß (Committee on the Challenges 
of Modern Society CCMS): Studien zu Um- 
weltproblemen, Folge-Verfahren zur Umsetzung 
der Ergebnisse der Studien in die Praxis, Kollo- 
quien und Seminare 

— Gruppe für Verteidigungsforsohung (Defence 
Research Group « DRG); Informationsaus- 
tausch und Zusammenarbeit auf allen Gebieten 
der Technik und Naturwissenschaften, die für 
die Verteidigung relevant sind. 

Ausgaben für die Aktivitäten des Wissenschaftsaus- 
schusses (WA), des Umweltausschusses (CCMS) so- 
wie die Gruppe für Verteidigungsforschung (DRG) 
werden im NATO-Zivilhaushalt veranschlag, den 
die Bundesrepublik Deutschland zu 15,5% aus dem 
Bundeshaushalt mitfinanziert 


Ausgaben (für WA, CCMS und DRG) im NATO- 
Zivilhaushalt 


Mio bfr. 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

WA 

709,0 

710,0 

837,0 

CCMS 

3,0 

3.0 

4,0 

DRG 

2,0 

2.0 

2,0 

insgesamt . . . 

714,0 

715,0 

843,0 


Quelle: BNTVg. BMFT 


1.$ Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (OECD), 2 rue Andrö Pascal, 
F-75775 Paris, Codex 16 

Mitglieder 24 Staaten (Westeuropa, Nordamerika, 
Australien, Japan, Neuseeland) 

Hauptaufgabe der OECD ist es. zur wirtschaftlichen 
Entwicklung der Mitgliedstaaten beizutragen. Zu 
diesem Zweck fördern die Mitglieder u. a. auf wis- 
senschaftlichem und technischem Gebiet die Ent- 
wicklung ihrer Ressourcen und die Forschung. 

Das Direktorat für Wissenschaft Technologie und 
Industrie des OECD-Sekretariats befaßt sich mit In- 
formationsaustausch, Studien wissenschaftspoliti- 
schen Charakters und mit der Koordinierung ln 
ausgewählten Bereichen. Das Arbeitsprogramm 
wird in den Ausschüssen für Wissenschafts- und 
Technologiepolitik (CSTP) und für Informations-, 
Computer- und Kommunikationspolitik (CICCP) ab- 
gestimmt Dem Direktorat stehen für 1985 75 Stel- 
len zur Verfügung; der deutsche Beitrags an teil be- 
trägt etwa 11%. 

Der Kernenergie- Agentur (NEA) gehören 23 OEXTD- 
Staaten an. Die NEA führt Kernenergie-Studien 
durch, koordiniert in Sicherheitsfragen, betreibt die 
NEA-Data Bank und fördert die technische Zusam- 
menarbeit ln ausgewählten Gebieten sowie ln ge* 
meinsamen Projekten, darunter das Halden-Reak- 
torprojekt ln Norwegen, die Anlage Eurochemic in 
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Belgien sowie die gemeinsame Nutzung der Heak- 
torsicherheltstestanlage LOFT in den USA (diese 
Projekte haben gesonderte Budgets), Der NEA ste- 
hen für 1985 rd. 50,4 Mio FF und 84 Stellen zur Ver- 
fügung, 

Für die Abstimmung von Budget und Programm ist 
der Direktionsausschuß zuständig, der entspre“ 
chende Empfehlungen dem OECD- Rat vorlegt 

Der Internationalen Energie- Agentur (lEA) gehö- 
ren 21 OECD-Staaten an. Hauptaufgabe der lEA ist 
es, die Importabhängigkeit von OJ u. a. durch die 
Schedfung eines Krisenmechanismus und langfri- 
stige Zusammenarbeit zur Entwicklung von Ersatz- 
energiequeUen zu vermindern. Deis Komitee für 
Energieforschung und -entwlcklung (CRD) koordi- 
niert zahlreiche gemeinsame FuE-Arbeiten im 
nichtnuklearen Bereich. 


1.6 Organisation dar Vereinten Nationen für 

Erziehung, WIssenachaft und Kultur (UNESCO), 
7 Place de Fontenoyi F-76700 Pari» 

Mitglieder 158 Staaten 


Aufgaben 

Hauptaufgaben der UNESCO sind: Förderung des 
Erziehungswesens, der Wissenschaft, der Kultur, 
der Kommunikation und der Sozialwissenschaften, 
Bildung»- und Wissenschaftshilfe für Entwicklungs- 
länder, Erhaltung und Bewahrung des Natur- und 
Kunsterbes der Welt 

Schwerpunkte ln den wissenschaftlichen Berei* 
chen: 

— Studien zur Rolle und Entwicklung von Wissen- 
schaft und Technologie, Verbreitung von Infor- 
mationen zur Wissenschaftsplanung und -poU- 
tik 

i 

— Informationssysteme und -dienste (Allgemeines 
Informationsprogramm — UNISIST (PGl) 

— Informationsiechnologien (Intergovernmental 
Informatics Programme — IIP) 

— Förderung der grundlagen- und anwendungs- 
orientierten Wissenschaften in ausgewählten 
Gebieten 

— Ökologie, vor allem das Programm „Man and the 
Blosphere*' (MAB) 

— Geologie, vor allem das „International Geologi- 
cal Correlation Programme“ (lOCP) 

— Hydrologie, vor allem das „International Hydro- 
logical Programme" (IHP) 

— Ozeanographie, vor allem durch die „Internatio- 
nal Oceanographic Commission" (IOC) 

— Komraunikationswissenschaften. 

Die 23. Generalkonferenz hat 1985 in Sofia eine Pro- 
grammplanung verabschiedet, in der interdiszipli- 


när die Aufgaben zusammengefaüt sind, die sich die 
UNESCO bis 198? steüt. 

Struktur und Haushalt 

Organe sind die Generalkonierenz (Mitgliederver- 
sammlung). der Exekutivrat mit 51 Mitgliedern 
(darunter die Bundesrepublik Deutschland) und der 
Generaldirektor. 

Die fachliche Beratung der Programme erfolgt 
durch wissefiscliafiliche Anäschüsse und zwlsclien- 
staatliche oder internationale Räte. 


Ausgaben für wichtige Programme aus dem 
regulären Budget der UNESCO 


Ausgaben in Mio US S 

1081—83 

1984—85 

1986—87 

Der Mensch und die 
Biosphäre (MAB) 

8218 

8 005 

9 530 

Internationales 

Geologisches 

Programm (IGKI^P) 

6 745 

4 243 

3 002 

Internationales 
Hydrologisches Pro* 
gramm (IHP) 

6 824 

5 301 

6 600 

Zwischenstaatliche 
Ozeanographische 
Kommission (IOC) 
und sonstige Meeres* 
forschung 

12 147 

10 735 

7 988 

Allgemeines 
Informationsprogramm 
einschlieflüch UNISIST 
(PGI> 

12 866 

12 104 

9 265 


Quelle: AA 


2, Internationale Forsehungaeinrichtungen 

2.1 Europäische Organisation für Kernforschung 
(CERN), CH-1211 Genf 23 

Mitglieder: Belgien, Dänemark, Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, 

Griechenland, Großbritannien, Italien, 
Niederlande, Norwegen, Österreich, 
Schweden, Schweiz, Spanien 

Aufgaben 

— Untersuchung der elementaren Bausteine der 
Materie mit Hilfe von Elementarteilchenbe- 
schJeunigern 

— Kernphysik 

— Förderung der internationalen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Hochenergiephysik. 


Struktur und Haushalt 

Der CERN-Rat, dem je zwei Vertreter jedes Mit- 
gliedstaates angehören, beschließt das Forschungs- 
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prograjBm und den Haushalt CERN wird z. Z. von 
dem Deutschen Professor H, Schopper geleitet 

Neben rd. 3 500 Mitarbeitern sind am CERN noch 
etwa 3 300 Gastwissenschaftler und rd. ISO Stipen- 
diaten. 

Der deutsche Beitragsanteil beträgt rd. 25 %. 


Ausgaben Ln Mio sfr 

Ist 

Soll 


wm 

1985 

Laufende Ausgaben * , 

486 

503 

520 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(332) 

(344) 

(358) 

Investitionen 

200 

211 

204 

insgesamt , 

686 

714 

724 


Personal 

1983 1964 1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

Technisches Personal 

Verwal tu ngs personal * 

814 842 847 

2 077 2 102 2 114 

561 574 577 

insgesamt * . , 

3 452 3 518 3 538 


Quelle: BMFT 


2.2 Europäische Organisation für Astronomische 
Forschung ln der Südlichen Hemisphäre (ESO), 
Karl-Schwarzschlld-Straße 2, 8046 Garching 

Mitglieder: Belgien, Dänemark. Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Italien, 
Niederlande, Schweden, Schweiz 


Aufgaben 

— Bau und Betrieb von optischen Teleskopen auf 
der südlichen Halbkugel 

— Entwicklung neuer Teleskope und Instrumente 

— Förderung der europäischen Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Astronomie 

— Betrieb der europäischen Koordinierungsstelle 
für das Weltraumteleskop* 


Struktur und Haushalt 

Der ESO- Rat, dem aus jedem Mitgliedsland je ein 
wissenschaftliches und ein administratives Mit- 
glied angehören, beschließt das Forschungspro- 
gramm und den Haushalt Die Organisation wird 
von einem Generaldirektor geleitet 

Der deutsche Beitragsanteil beträgt rd. 26 %. 


Ausgaben Ln Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1965 

Laufende Ausgaben , . 

38 

39 

43 

darunter: 

Personalausgaben . . 

(23) 

(24) 

{27} 

Investitionen * ^ * 

9 

10 

14 

insgesamt , , , 

47 

58 

57 


Personal 

1983 1984 1985 

Wissenschaftliches 
Personal . , * 

Technisches Personal 

Verwaltungspersonal * 

41 41 41 

58 57 59 

25 25 25 

insgesamt^) . . . 

124 123 125 


dazu Ortskräfte in Chile (1985: 126) 
Quelle: BMFT 


2*3 Europäische Konferenz für Molekularbiologie 
(EMBC) und Europäisches Ldboratoiium für 
Molekularbiologie (EM6L), MeyerhofstraOe 1, 
6900 Heidelberg 

Mitplieden 16 europäische Staaten und Israel 
(EMBC) 

11 europäische Staaten und Israel 
(EMBL) 


EMBC 

Aufgabe der EMBC ist die Förderung der europäi- 
schen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der moleku- 
larbiologischen Forschung, vor allem durch For- 
schungsstipendien, Arbeitstagungen und Kurse. 
Oberstes Organ ist die Konferenz aus Vertretern 
aller Mitgliedstaaten* Sie beschließt den jährlichen 
Haushalt (1965: 4,5 Mio RE; deutscher Anteil: 24,5%)* 
Die Durchführung des Programms hat EMBC der 
privatrechtlichen Organisation für Molekularbiolo- 
gie (EMBO) übertragen. 


EMBL 

Aufgaben 

— Zusammenarbeit europäischer Staaten in der 
biologischen Grundlagenforschung 

— Entwicklung neuzeitlicher Instrumente 

— Molekularbiologische Forschung in aoosgewahl- 
ten Schwerpujiktbereichen (Zellbiologie, Diffe- 
renzierung, biolog, Strukturen) 

— Molekularbiologische Experimente mit Syn- 
chrotronstrahlung (an der Außenstelle Hamburg 
bei DESY) und mit Neutronenstrahlen (an der 
Außenstelle Grenoble beim ILL), 
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Struktur und Haushalt 

Der Rat des EMBL, dem je zwei Vertreter jedes 
Mitgliedslandes angehören, beschließt das For* 
schungsprogramm und den Haushalt Das EMBL 
wird von einem Generaldirektor geleitet 

Der deutsche Bei tragsan teil beträgt rd, 27%. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben , , 

36 

39 

43 

darunter: 

Persona] ausgaben . » 

(23) 

(26) 

(28) 

Investitionen 

6 

6 

5 

insgesamt , . . 

42 

45 

48 


Personal 

1083 1084 1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

Technisches Personal 

Verwaltungspersonal . 

91 93 93 

107 116 115 

49 51 50 

insgesamt . , . 

247 260 258 


Quelle; BMFT 


2.4 Institut Max von Laue — Paul Langevin (ILL), 
Bolte Postaie 156, F-38042 Grenoble, Cedex 

Gesellschaft nach französischem Recht 

Gesellschafter: Kernforschungszentrum Karlsruhe 
GmbH, Centre National de la 
Recherche Scientifique, 
Commissariat ä l’Energie 
Atomique, Science and Engineering 
Research Council 


Aufgaben 

— Betrieb des Höchstflußreaktors mit seinen In- 
strumenten 

— Entwicklung und Bau neuartiger Experimentier- 
einrichtungen 

— Wissenschaftliche und technische Unterstützung 
auswärtiger Gastgruppen bei Planung, Durch- 
führung und Auswertung ihrer Messungen 

— Förderung eigener wissenschaftlicher Aktivitä- 
ten, 


Struktur und Haushalt 

Der Lenkungsausschuß des ILL, dem je 4 Vertreter 
aus der Bundesrepublik Deutschland. Frankreich 


und Großbritannien angehören, setzt die allgemei- 
nen Richtlinien fest, überwacht die Geschäftsfüh- 
rung und beschließt Forschungsprogramme, Wirt- 
schaftsplan u. a. 

Die Leitung des ILL wechselt turnusmäßig zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und Groß- 
britannien. Zur Zeit wird das ILL von einem Deut- 
schen geleitet (Prof. R. Haensel). 

Deutscher Beitragsanteil 33%. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soli 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . 

64 

66 

71 

darunter: 

Personalausgaben , . 

(40) 

(44) 

(47) 

Investitionen 

13 

16 

16 

darunter: 

Bauten 

( 1) 

( 2) 

(94) 

insgesamt . . . 

77 

82 

87 


Personal 

1983 1984 1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

Technisches Personal 

Verwaltungspersonal . 

105 106 105 

328 333 334 

69,5 69,5 67 

insgesamt . . . 

502,5 508,5 506 


Quelle: BMFT 


2.5 Gemeinsame Forschungsstelle der Europäischen 
Gemeinschaften (GFS) In Ispra (Italien), 
Karlsruhe (Deutschland), Geel (Belgien) und 
Petten (Niederlande), Rue de la Lol 200, 

B-1049 Brüssel 

Träger Europäische Gemeinschaften 


Aufgaben 

Die GFS — ursprünglich als reine Kemforschungs- 
stelle konzipiert — hat ihre Aktivitäten inzwischen 
auf andere Bereiche ausgedehnt 

Das laufende Mehrjahresprogramm für 1984 bis 
1987 konzentriert sich mit einem Mittelvolumen 
von 700 Mio ECU und bei 2 260 Bediensteten auf die 
Schwerpunkte nukleare und nichtnukleare Sicher- 
heit Umweltschutz, Normen und Standards im 
Rahmen folgender Aktionsprogramme: 

— Industrielle Technologien 

O Kernmessungen und Referenzmaterialien 
O Hochtemperaturwerkstoffe 
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— Kernfusion 

O Fusionstechnologie und -Sicherheit 

— Kernspaltung 

O Reaktorsicherheit 

O Bewirtschaftung der radioaktiven Abfälle 

O Sicherheitsüberwachung und Bewirtschaf- 
tung der spaltbaren Stoffe 

O Kernbrennstoffe und Aktinidenforschung 

— Nichtnukleare Energien 

O Prüfverfahren für Solarsysteme 
O Energieeinsatz im Wohnungswesen 

^ Umwelt 

O Umweltschutz 

O Anwendung der Fernerkundung aus der Luft 
und dem Weltraum 

O Industrielles Risiko. 

Es umfaßt ferner als wlsserLschaftliche Dienstlei- 
stung den Betrieb des Hochflußreaktors (HFR) ln 
Fetten, NL. 

Struktur und Haushalt 

Die GFS ist Teil der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften. Zur Beratung der Kommission 
dienen Beratende Ausschüsse, deren Mitglieder von 
den Mitgliedstaaten benannt werden* 

Der Generaldirektor der GFS ist der Kommission 
für die Durchführung der laufenden Programme 
verantwortlich. Der Aufsichtsrat, dem je ein von 
jedem Mitgliedstaat benannter Vertreter angehört, 
erfüllt — im Zusammenspiel mit der Kommission 

— zentrale Aufgaben bei der Ausarbeitung von Vor- 
schlägen für neue Programme sowie bei der Pro- 
grammdurchführung. Der Wissenschaftliche Rat, 
dem je ein von der Kommission auf Vorschlag jedes 
MitgUedstaates ernannter hochrangiger Wissen- 
schaftler und der von der Komnüsaion ernannte 
Vorsitzende angehören, berät die Kommission bei 
Vorbereitung und Durchführung der Programme. 



lÄt 

Soll 

Ausgaben in Mio ECU 

19B3 

1964 

t9B5 

1986 


159 

147 

177 

217 


Personal 

Ist 

Soll 

1983 1984 

19B5 1988 

Wissenschaftliches 
und Technisches 
Personal 

1709 1745 

480 477 

i 770 1 770 

400 490 

Verwaltungspersonal .* 

insgesamt.,. 

2 270 2 222 

2 260 2 260 


Quelle: BMFT 


2*$ Europäisches Hochschullnstitut {EHI), 

Badia Fiesalana, Via del Roccettlnl, 5, 

I >5001 6 San Oomenlco dl Resote (Florenz) 

Mitglieder Belgien, Bundesrepublik Deutschland, 
Dänemark, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, friand, Italien, 
Luxemburg, Niederlande 


Aufgaben 

Es hat die Aufgabe, einen Beitrag zur Entwicklung 
des kulturellen und wissenschaftlichen Erbes Euro- 
pas durch Lehre und Forschung im humanwissen- 
schaftlichen Bereich zu leisten. 

Den Stamm des Lehr- und Forschungspersonals bil- 
den 30 voUzeitbeschäftigte Professoren und Assi- 
stenten; hinzu kommen voll- und teilzeitbeschäf- 
tigte Forschungsbeauftragte für einzelne For- 
schungsvorhaben sowie Gastprofessoren und ex- 
terne Professoren. Ferner arbeiten Forschungsstu* 
denten (1985: 160 Personen) am Institut, die dort 
ihren Doktorgrad erwerben können. Sie erhalten in 
der Regel für die ersten beiden Jalire ein Regie- 
ningsstipendium aus ihrem Heimatland und im 
dritten Jahr ein Stipendium des Instituts. 


Struktur und Haushalt 

Das Europäische Hcxihschulinstitut (EHl) ist eine 
von Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaft 1972 gegründete internationale Organisation. 
Leitende Gremien sind der Oberste Rat der Präsi- 
dent und der Akademische Rat 

Es hat vier Abteilungen! Geschichte und Kulturge- 
schichte; Wirtschaftswissenschaften; Rechtswissen- 
schaften; Politikwissenschaften und Gesellschafts- 
wissenschaften. 

Das EHI wird von den Vertragsstaaten finanziert 
und erhält außerdem einen Zuschuß von der EG- 
Kommission für seinen Forschungsfonds (198Ö: um- 
gerechnet ca. 3,3 Mio DM, 1985: ca. 3 Mio DM). Der 
Gesamthaushalt für 1986 beträgt umgerechnet ca. 
22,3 Mio DM (1985: ca. 19,5 Mio DM). 


2.7 Europäisches Zentrum für mittelfristige 

Wettervorhersage (EZMW), Shlnfield Park bei 
Reading (Qroßbrltar>nien) 

Mitglieder EG-Länder (außer Luxemburg); 
Finnland, Jugoslawien. 

Österreich, Schweden, 

Schweiz, Türkei 

Die Gründung des Europäischen Zentrums für mit- 
telfristige Wettervorhersage ist das Ergebnis der 
europäischen Zusammenarbeit im Rahmen von 
COST, 
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Aufgaben 

— Regelmäßige Ausgabe von mittelfristigen Wet- 
tervorhersagen (4 — 10 Tage) 

— Verbesserung der Vorhersagetechniken durch 
ForschungS' und Entwicklungsarbeiten 

— Fortbildung von Wissenschaftlern der nationa- 
len meteorologischen Dienste 

— Aufbau und Unterhalt einer meteorologischen 
Datenbank« die den meteorologischen Institutio- 
nen der Mitgliedstaaten für eigene Untersu- 
chungen zur Verfügung steht. 


Struktur und Haushalt 

Das leitende Gremium des EZMW ist der Rat, dem 
je zwei Vertreter der Mitgliedstaaten angehören« 
Der Rat ernennt den Direktor, dem die Abteilungen 
Betrieb, Forschung und Verwaltung unterstehen. 

Der Rat wird unterstützt durch einen Finanzaus- 
schuß, einen wissenschaftlichen und einen techni- 
schen Beratungsausschuß. 


Ausgaben In Mio C 

Ist 

SqU 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . 

7.9 

7^ 

7.8 

darunter: 

Person aiausgaben . • 

(3,9) 

(4,2) 

(4.6) 

Investitionen 

0,3 

1,7 

1.8 

insgesamt.... 

8,2 

8.9 

9.6 

Deutscher Beitrag 

1,84 

1,04 

1,88 


Quelle: BMV 


2.8 Stiftung Deutsch-Niederländischer Windkanal 
(ONW), Voorsterweg 31, Gemeinde 
Noordoostpolder, NL-8300 AD Emmeloord 

Ge$ellschafter: Deutsche Forschungs- und 

Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt e. V* (DFVLR) 
Nationaal Lucht- en 
Ruimtevaartlaboratorium (NLR) 
mit je 50 % Beteiligung 


Aufgaben 

Betrieb und Weiterentwicklung des größten und 
modernsten Niedergeschwindigkeitswindkanals 
Europas. Für die europäische Luftfahrtindustrie 
und weitere Interessenten werden auf Vertragsba- 
sis Windkanaluntersuchungen durchgeführt 


Struktur und Haushalt 

Einziges Organ der Stiftung ist der paritätisch be- 
setzte Lenkungsausschuß (je zwei Vertreter der Ge- 
sellschafter und der zuständigen Ministerien). Er 
wird von einem Beratungsausschuß, bestehend aus 
acht Vertretern aus Industrie und Wissenschaft be- 
raten. 


Ausgaben in Mio Hfl 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

1986 

Laufende Ausgaben . , 

14.0 

m 

16,1 

16.5 

darunter. 

Personalausgaben . . 

(4.3) 

(4.5) 

(5.3) 

(5.4) 

Investitionen 

0.9 

1.1 

1.3 

1.4 

insgesamt... 

14.9 

16,1 

17.4 

17,9 


Personcü 

Ist 

SoU 

1983 

1084 

1985 

1986 

W issensch aftliches 
Personal 

8 

9 

10 

10 

Technisches Personal 

27 

29 

34 

34 

Verwaitungspersonai . 

3 

3 

3 

3 

Sonstiges Personal . . . 

2 

2 

2 

2 

insgesamt . . . 

40 

43 

49 

49 


Quelle: BMFT 


2.9 Europäischer Transschall- Windkanal (ETW) 

Beteiligte: Bundesrepublik Deutschland, 
Frankreich. Großbritannien, 
Niederlande 

Vorgesehene 

Rechtsform: Juristische Person nach deutschem 
Recht 

Standort: Deutsche Forschungs- und 

Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt e. V., Linder Höhe, 

5000 Köln 90 


Aufgaben 

Entwurf, Bau und Betrieb des ersten kryogenen 
Transschall-Windkanais in Europa. 

Die europäische Luftfahrtindustrie wird durch den 
ETW in die Lage versetzt Reiseflugbedingungen 
für Großflugzeuge im Modellmaßstab vollständig zu 
simulieren und das technologische Risiko schon im 
Entwurfsstadium neuer Projekte zu minimieren. 
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Struktur und Haushalt 

Die zweistufige OrganisatjOD während der Ent- 
Wurfsphase, bestehend aus Lenkungsausschuß und 
Technischer/Projekt-Gruppe. soll Im Prinzip auch 
während der Bau- und Betriebsphase betbehalten 
werden. Der Aufsichtsrat wird sich aus Vertretern 
der Regierungen, der nationalen Forschungsein- 
richtungen und/oder der nationalen Industrien zu- 
sammensetzen. Die Geschäftsführung wird den 
Projekt- Direktor und die Assistenz^Direktoren um- 
fassen. wobei jedes Teilnehmerland in diesem 
Team vertreten sein soll. 

Der derzeitige Terminplan sieht vor: 

1978 — 1985 Vorentwurf 

1985—1987 Hauptentwurf 

1987 — 1995 Bau, Erprobung und Eichung 
1995 ff, Betrieb. 

Die Entwurfskoslen (Vorentwurf 24 Mio DM. 
Hauptentwurf 30 Mio DM) werden im Verhältnis 
D : F : GB : NL = 31 % : 31% : 31 % ; 7% aufgebracht 

Die Baukosten betragen 460 Mio DM (Preisstand 
Januar 1984). Der Finanzierungsschlüssel lautet: 
D;F:GB:NL « 38% : 28% ! 28% : 6%. 

Der deutsche Anteil setzt sich zusammen aus: 

Bund 24,2% 

Nordrhein-Westfalen 10 % 

Deutsche Luftfahrtindustrie 33%. 



Ist 

Soll , 

1983 1984 

1985 L986 

Ausgaben in Mio DM 

Personal 

2,1 4.3 

13 13 

6.0 16.0 

13—26 26 


Quelle: BMFT 


2.10 Institut der Vereinten Nationen 

für Aysblldung und Forschung (UNtTAR), 
e01 United Nations Plaza, New York, N.Y. 1017 

Mitglieder: Mitgüedstaaten der Vereinten Nationen 


Aufgaben 

— Ausbildung für Verwaltungsfachleute aus Ent- 
wicklungsländern sowie für angehende VN-Di^ 
plomaten 

— Information Ln Symposien, Seminaren und Kur- 
sen über Verfahren und Techniken der Techni- 
schen Zusammenarbeit der VN, VN-Dokumenta- 
tion, internationales Recht, Beschaffungswesen. 
Organisation und Aufgaben sowie Finanzierung 
der VN 


— Forschung auf die Politik der VN ausgerichtet, 
z. B, multilaterale Kooperation, Technologie- 
transfer, Völkerrecht und Entwicklungsmanage- 
ment. 


Struktur und Haushalt 

UNTTAH ist ein Organ der Vereinten Nationen und 
insoweit der Generalversammlung berichtspflich- 
tig. Oberstes Organ von UNITAR, das Politik und 
jährliches Arbeitsprogramm bestimmt, ist der Treu- 
häjiderrat (Board of Trustees), Das Institut verfügt 
nur über ein kleines Sekretariat und ein Zweigbüro 
in Genf. 

UNITAR finanziert sich ausschließlich aus freiwilli- 
gen Beiträgen. Der Etat lag in den letzten Jahren 
bei etwa 3 Mio US S. Die Bundesregierung hat UNI- 
TAR seit 1966 mit Treuhandmitteln aus dem Haus- 
halt des Bunde.sministers für wirtschaftliche Zu- 
sammen ar beit Programm Unterstützung gewährt. 


2.11 Internatiofiales Institut für angewandte 
Systemanalyse (IIASA), Schloß Laxenburg, 
A-2361 Laxenburg, Österreich 

Mitglieder: Wissenschaftliche Institutionen aus 
folgenden Ländern: Bulgarien, DDR, 
Bundesrepublik Deutschland, Finnland, 
Frankreich, Italien. Japan, Kanada, 
Niederlande. Österreich. Polen, 
Schweden, Tschechoslowakei. Ungarn, 
USA, UdSSR 


Aufgaben 

Aufgabe des 1972 gegründeten IIASA ist die Weiter- 
entwicklung der Systemanalyse und ihrer Anwen- 
dung bei der Erforschung mittel- und langfristiger 
Probleme der modernen Industriegesellschaft Es 
ist das einzige Forschungsinstitut in dem Wissen- 
schaftler aus Ost und West direkt Zusammenarbei- 
ten. Aus der Bundesrepublik Deutschland ist die 
„VereinigTuig zur Förderung des Internationalen In- 
stituts für angewandte Systemanalyse 6_V" betei- 
ligt. der 11 deutsche Forschungseinrichtungen an- 
geboren. 

Hauptarbeltsgebiete des Instituts sind die Bereiche: 
Umweltforschung, PVagen der technologischen Ent- 
Wicklung, Bevölkerungsentwicklung, Landwirt- 
schaftspolitik, Grundlagen der Systemanalyse. 


Struktur und Haushalt 

Wichtigstes Leitungsorgan ist der Rat, der sich aus 
Vertretern der Mitgliedsorganisationen zusammen- 
setzt. Das Institut wird von einem Direktor geleitet, 
der vom Rat ernannt wird. 

Neben den Mitgliedsbeiträgen erhält das Institut 
Zuwendungen von Wissenschaftsorganisationen, 
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Regierungen und internationalen Organisationen 
für die Durchführung bestimmter Forschungsvor- 
haben. 

Der Beitrag der deutschen Mitgliedsorganisation 
zum IIASA-Haushalt beläuft sich 1985 auf 6,3 Mio 
öS. Dieser Betrag wird der deutschen Mitgliedsor- 
ganisation vom BMFT zur Verfügung gestellt 


Haushalt (in Mio öS) 

Ist 

Soll 

1983 1984 

1985 


145 140 

132 


Personal 

1983 

1984 

1985 


249 247 223 


Quelle: BMFT 


2.12 Deutsch-französisches Forschungsinstitut 

Saint-Louis (ISL), Rue de l'industrie 12, F-68301 
Saint Louis (Haut-Rhin/Elsaß/Frankrelch) 

Gemeinsames Forschungsinstitut im Geschäftsbe- 
reich des Bundesmini-sters der Verteidigung und 
des französischen Verteidigungsministeriums. 

Aufgaben 

— Grundlagenforschung 

— Wissenschaftliche Untersuchungen 

— Grundlegende Vorentwicklung 

Auf den Gebieten Wehrtechnik und Waffenwesen: 

— Ballistik 

— Aerodynamik 

— Sprengphysik 

— Chemie der Explosivstoffe 

— Meßtechnik. 

Außer der eigenen Forschungsarbeit erfüllt das In- 
stitut eine bedeutende Funktion als Drehscheibe 
des Informationsaustausches zwischen Experten 
sowie für Absprachen über nationale Vorhaben und 
gemeinsame Forschungsarbeiten. 

Struktur und Haushalt 

Das Institut wird von den beiden Regierungen pari- 
tätisch getragen, sowohl im finanziellen Aufwand 
als auch im wissenschedtlichen und technischen 
Personal. Alle erarbeiteten Forschungsergebni.s.se 
stehen beiden Regierungen ohne Einschränkung 
zur Verfügung. 

Aufsichtsgremium ist nach dem deutsch-französi- 
schen Abkommen ein Verwaltungsrat, dem je drei 
Mitglieder aus den Nationen mit jährlich wechseln- 
der Präsidentschaft angehören. 


Für das wissenschaftliche Programm steht ein wis- 
senschaftlicher Beirat mit je neun deutschen und 
französischen Vertretern zur Verfügung. 


Ausgaben in Mio DM i) 

Ist 

Soll 

1983 1984 

1985 

Betriebsausgaben — 

Investitionen 

20 21 

2 2 

23 

3 

insgesamt . . . 

22 23 

26 


Personal 2) 

1983 

1984 

1985 

Wissenschaftler 

97 

96 

96 

Techniker 

105 

104 

104 

Verwaltung 

64 

63 

63 

Sonstiges Personal . . . 

196 

195 

195 

insgesamt . . . 

462 

458 

458 


deutscher Anteil 

deutsches und französisches Personal 
Quelle: BMVg 


3. Internationale Zusammenarbeit 

3.1 Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet 
der wissenschaftlichen und technischen 
Forschung — COST^) 

COST-Sekretariat beim Generalsekretariat des Ra- 
tes der Europäischen Gemeinschaften, Rue de la 
Loi 170, B-1048 Brüssel 

Mitglieder: die zwölf Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaft sowie Finnland, 
Jugoslawien, Norwegen, Österreich. 
Schweden, die Schweiz und die Türkei 


Aufgaben und Struktur 

COST wurde Anfang der siebziger Jahre auf Initia- 
tive der Europäischen Gemeinschaft als Rahmen 
für die Zusammenarbeit mit westeuropäischen 
Drittländern auf dem Gebiet der angewandten For- 
schung geschaffen. 

COST ist keine internationale Organisation; sie hat 
keine Rechtspersönlichkeit Für jede Forschungs- 
aktion wird eine besondere zwischenstaatliche Ver- 
einbarung abgeschlossen. Die Teilnahme erfolgt „ä 
la carte“, d. h. an den einzelnen Aktionen nehmen 
immer nur diejenigen Staaten teil, die daran ein 
spezielles Interesse haben. 


*) Cooperation europeenne dan.s le domaine de la recher- 
che scientifique el technique 
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COST bildet den Rahmen für gemeinsame Vorha* 
ben vor allem in folgenden Bereichen; 

— Informatik 

— Fernmeldewesen 

— Verkehrswesen 

— Ozeanographie 

— Metallurgie und Werkstoffkunde 

— Umweltschutz 

— Meteorologie 

— Landwirtschaft 

— Lebensmitteltechnologie 

— Medizin und Pharmakologie. 

COST-Aktionen werden, entsprechend den kon 2 :er- 
tierten Aktionen der Gemeinschaft, von den teilneh- 
menden Staaten gemeinsam festgeiegt; die einzel- 
nen Forschungsbeiträge werden von diesen Staaten 
national finanziert und durchgeführt Die Gemein- 
schaft beteiligt sich an Aktionen in den Bereichen 
Umweltforschung, Lebensmitteltechnologie u. a. mit 
eigenen konzertierten Aktionen. Koordinierung 
und Kenntnisaustausch vollziehen sich auf europäi- 
scher Ebene mit Hilfe entsprechender Lenkungs- 
gremien. 

Zur Zeit laufen nahezu 40 Aktionen. Durch eine frü- 
here Aktion wurde das Europäische Zentrum für 
mittelfristige Wettervorhersage geschaffen. 


3.2 Zwischenstaatliche Ozeanographlsche 

Kommission (IOC) UNESCO, Place de Fontenoy, 
F-75700 Paris 

Mitglieder 112 Staaten 
Aufgaben 

Die IOC wurde im Jahre I960 im Rahmen der Orga- 
nisation der Vereinten Nationen für Erziehung. 
Wissenschaft und Kultur (UNESCO) gegründet 
Ihre Aufgaben ist die zwischenstaatliche Koordinie- 
rung 

— der Meeresforschung mittels globaler und regio- 
naler Programme; dies schließt 5 Hauptpro- 
gramme ein 

O die Erforschung der Lebendressourcen 
O die Erforschung der mineralischen Ressour- 
cen 

O die Erstellung bathymetrischer Karten 

O die Erforschung und Überwachung der Mee- 
resverschmutzung 

O die Erforschung der Wechselbeziehung Oze- 
an-Klima 

— mariner Dienste wie das weltweite System von 
Meßstationen im Meer, der internationale Aus- 
tausch ozeanographischer Daten und das regio- 
nale Flu twellen-(Tsunami) Warnsystem im Pazi- 
fik 


— der Ausbildung von Meereswissenschaftlern aus 
Entwicklungsländern. 

Struktur und Haushalt 

Organe der IOC sind die alle zwei Jahre tagende 
Generalversammlung aller Mitgliedstaaten und der 
aus dem Vorsitzenden, seinen vier Vertretern sowie 
Delegierten von 28 weiteren Staaten bestehende 
Exekutivrat, der zwischen den Generalversamm- 
lungen Zusammentritt Das Sekretariat der IOC be- 
findet sich im UNESCO-Gebäude in Paris. 


Ausgaben in Mio US $ 

Soll (operational funds*)) 

1984/85 1986/87 


1 980 600 1 620 000 


ohne Pcrsonalkosten 

Die oben genannten Mittel werden aus dem UNESCO- 
Hauahait zur Verfü^ng gestellt Hinzu kommen freiwil- 
lige Beiträge zum lOC-Ti^t-Fund ln variabler Höhe so- 
wie Beiträge von anderen VN -Organisationen. 

Quelle: AA 


3.3 Beratungsgruppa für Intamatlonala 

Agrarforschung (CGIAR), 1818 H.St., N. W. 
Washington, 0. C. 20433, USA 

Mitglieder 40 Donoren, darunter nahezu alle west- 
lichen Industrieländer (einschließlich 
der Bundesrepublik Deutschland), ei- 
nige OPEC-Länder, drei große amerika- 
nische Stiftungen (Rockefeller, Ford, 
Kellog) sowie internationale Organisa- 
tionen, wie Weltbank, UNDP und FAO 

Aufgaben 

Die wichtigsten Aufgaben der Beratungsgruppe 

sind: 

— Überprüfung der bestehenden nationalen, regio- 
nalen und internationalen Forschungsarbeiten 
auf Bedürfnisse der Entwicklungsländer, die be- 
sonderer Anstrengungen auf dem Gebiet der 
landwirtschaftlichen Forschung auf internatio- 
naler und regionaler Ebene bedürfen sowie 
Überlegungen, wie diesen Bedürfnissen Rech- 
nung getragen werden könnte 

— Bemühungen, sicherzustellen, daß sich künftig 
internationale und regionale Arbeiten mit natio- 
nalen Aktivitäten ergänzen sowie Vervollständi- 
gung des Informationsaustausches zwischen na- 
tionalen, regionalen und Internationalen Zen- 
tren der Agrarforschung 

— Überprüfung der finanziellen und sonstigen Er- 
fordernisse vorrangiger internationaler und na- 
tionaler Forschungsmaßnahmen sowie Bereit- 
stellung von Finanzierungsmittein für diese For- 
schungsmaßnahmen 
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— Beobachtung und ständige Kontrolle der priori- 
tären Ziele und der Forschungseinrichtungen, 
um die Hilfemaünahmen den sich verändernden 
Bedürfnissen anpassen und wirtschaftlich ge* 
stalten zu können 

— Anregung von Studien über die Durchführbar- 
keit bestimmter Vorschläge. Abstimmung des 
Durchführungs- und Finanzierungsmodus die- 
ser Studien sowie Austausch der Ergebnisse. 

Bei allen Überlegungen der Beratungsgruppe wird 
nicht nur den technischen, sondern auch den ökolo- 
gischen. wirtschaftlichen und gesellschaftspoliti- 
schen Faktoren Rechnung getragen. 


Struktur und Haushalt 

Die CGIAR hält eine jährliche Mitgliederversamm- 
lung ab. Hier werden u. a. das Programm der Zen- 
tren beraten, übergeordnete Prioritäten diskutiert 
und die jeweiligen Beiträge zugesagt 

Das Sekretariat der CGIAR wurde von der Welt- 
bank zur Verfügung gestellt Es koordiniert die fi- 
nanzielle Abwicklung der Beiträge und befaßt sich 
mit übergeordneten Verwaltungsaufgaben (z. B. Or- 
ganisation der Konferenzen und Überwachung des 
Managements der Zentren). 

Zur Abstimmung der Forschungs- und Programm- 
inhaJte der 2^nlren steht der CGIAR ein Technical 
Advisory Committee (TAC) zur Verfügung. 

Jedes einzelne Zentrum wird durch einen Auf- 
sichtsrat autonom geführt, der in Zusammenarbeit 
mit TAC und Sekretariat die Institutspolitik be- 
stimmt. 

Das Gesamtbudget der CGIAR belief sich 1984 auf 
175,1 Mio US $. Der Anteil der Bundesregierung 
hierzu betrug 7.6 Mio US $. 1985 (geschätzt): 193,7 
Mio US $/5.5 Mio US S. 


3.4 EUREKA 

Eureka ist ein neues Konzept zur verstärkten tech- 
nologischen Zusammenarbeit in Europa, das auf 
eine deutsch-französische Initiative zurückgeht Es 
wurde auf einer Konferenz von Ministem aus 17 
Staaten und Mitgliedern der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften am 17. Juli 1985 in Paris 
gegründet Die zweite Eureka- Ministerkonferenz in 
Hannover am 5. und 6. November 1985 hat in einer 
Grundsatzerklärung die Ziele von Eureka. die 
Schwerpunkte und Kriterien für Projekte sowie 
ihre Entstehung und Organisation festgelegt An 
Eureka beteiligen sich die 12 Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften sowie Finnland. 
Norwegen. Österreich. Schweden und die Schweiz. 
Die Türkei ist nach der Gründungskonferenz beige- 


treten. Die Europäischen Gemeinschaften können 
als Partner an Eureka-Projekten teilnehmen. 

Ziel von Eureka ist durch verstärkte Zusammenar- 
beit von Unternehmen und Forschungsinstituten 
die Wettbewerbsfähigkeit Europas auf dem Welt- 
markt im Bereich der Hochtechnologien zu stei- 
gern. Eureka-Projekte sollen auf die Entwicklung 
von Produkten, Verfahren und Dienstleistungen mit 
einem weltweiten Marktpotential ausgerichtet sein. 
Sie beziehen sich zunächst auf folgende Bereiche 
der Hochtechnologie: Informations- und Kommuni- 
kationstechnik, Robotertechnik, Werkstoffe, Ferti- 
gungstechnik. Biotechnologie, Meerestechnik, La- 
sertechnik sowie Techniken für Umweltschutz und 
Verkehr. Eingeschlossen sind auch Vorhaben der 
Hochtechnologie, die die technischen Voraussetzun- 
gen für eine moderne Infrastruktur schaffen oder 
auf die Lösung grenzüberschreitender Probleme ab- 
zielen. 

Koordinierungsgremium ist die Eureka-Minister- 
konferenz, deren Vorsitz nach jeder Sitzung wech- 
selt Jeder Staat und die Kommission benennen ei- 
nen Hohen Repräsentanten. Die Hohen Repräsen- 
tanten sichern den Informationsfluß im eigenen 
Lande, unterrichten sich gegenseitig über die Vor- 
bereitung von Eureka-Projekten und über Bereiche, 
für die Interesse an einer Zusammenarbeit bekun- 
det wird. Sie unterstützen die Ministerkonferenz 
bei ihren Aufgaben. Elin kleines, flexibles Sekreta- 
riat wird für den Informationsaustausch unter den 
beteiligten Staaten eingerichtet 

Eureka-Projekte kommen durch Absprache von Un- 
ternehmen und Forschungsinstituten aus minde- 
stens zwei europäischen Ländern zustande. Die 
Partner eines Projektes bestimmen die Form ihrer 
Zusammenarbeit Sie legen auch die Art und Weise 
der Projektorganisation fest so daß die besonderen 
Erfordernisse jedes Vorhabens berücksichtigt wer- 
den können. Die Regierungen der Staaten, aus de- 
nen die Partner eines Projektes kommen, stellen 
fest ob das Projekt mit den für Eureka in der 
Grundsatzerklärung festgelegten Zielen und Krite- 
rien in Einklang steht Sie unterrichten dann ge- 
meinsanl die Ministerkonferenz. 

Bei der zweiten Eureka- Ministerkonferenz in Han- 
nover wurden die ersten 10 Eureka-Projekte vorge- 
stellt 


3.5 Bilaterale Zusammenarbeit 

Die multilaterale wissenschaftlich-technologische 
Zusammenarbeit wird durch zahlreiche bilaterale 
Kooperationsvorhaben ergänzt Die bilaterale Zu- 
sammenarbeit ist im Bundesbericht Forschung 
1984, Teil V, 21iff. 1, ausführlich dargestellt Die Liste 
der bestehenden Abkommen findet sich in Teil V, 
Ziff. 3 des Bundes berichts Forschung 1984. 
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Förder- und Forschungseinrichtungen in der Bundesrepubiik Deutschiand 


1. Wichtige Organisationen und 
Hilfsorganisationen der 
Forschungsförderung 

1.1 Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V. (DFG), 
Kennedyallee 40, 5300 Bonn 2 

Mitglieder; 49 wissenschaftliche Hochschulen, 
13 außeruniversitäre Forschungsein- 
richtungen, 5 Akademien, 3 Wissen- 
schaftsverbände 

Finanzierung: Bund (50%) und Länder (50%); für 
Sonderforschungsbereiche Bund 
(75%) und Länder (25%) sowie zu- 
sätzliche Stiftungsmittel und — für 
bestimmte Aufgaben — Sonder- 
finanzierungen des Bundes. 

Aufgaben 

— Forschungsförderung 

O durch finanzielle Unterstützung von For- 
schungsvorhaben 

O durch Förderung der Zusammenarbeit unter 
den Forschem 

O durch Förderung des wissenschaftlichen 
Nachwuchses 

— Beratung von Parlamenten und Behörden in 
wissenschaftlichen Fragen 

— Pflege der Verbindung der Forschung zur Wirt- 
schaft und zur ausländischen Wissenschaft 

Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben verfügt die DFG 
über folgende wesentliche Instrumente und Verfah- 
ren: 

— Normalverfahren (1984: 44,6% der DFG-Mittel) 

Im Normal verfahren kann jeder Forscher Mittel 
für eigene Forschungsprojekte erhalten, ohne 
daß die DFG Einfluß auf deren Inhalt nimmt; 
dieses Verfahren läßt einen breiten Spielraum 
für den Einzel forscher, der nur einem qualifi- 
zierten, meist schriftlichen Begutachtungsver- 
fahren unterliegt 

Seit 1978 betreut die DFG das von den Regie- 
rungschefs des Bundes und der Länder be- 
schlossene Heisenberg-Programm zur Förde- 
rung des hochqualifizierten wissenschaftlichen 
Nachwuchses. 

— Schwerpunktverfahren (1984: 12,8% der DFG- 
Mittel) 

Im Schwerpunktverfahren arbeiten Forscher 
verschiedener Elinrichtungen mit ihren For- 
schungsprojekten im Rahmen eines Schwer- 


punktprogrammes für eine begrenzte Dauer 
überregional zusammen. 

— E'orschergruppen (1984: 22% der DFG-Mittel) 

Forschergruppen sind mittelfristig angelegte 
Zusammenschlüsse von jeweils wenigen Wissen- 
schedtlern zur gemeinsamen Bearbeitung beson- 
ders innovationsträchtiger, meist an den Gren- 
zen mehrerer Disziplinen liegender Spezialge- 
biete. 

— Sonderforschungsbereiche (1984: 30,4% der 

DFG-Mittel) 

Sonderforschungsbereiche sind langfristig ange- 
legte örtliche oder regionale Forschungsschwer- 
punkte einer oder mehrerer Hochschulen, oft- 
mals in Zusammenarbeit mit außeruniversitä- 
ren Forschungseinrichtungen. 

— Förderung von Bibliotheken, Finanzierung von 
Rechenanlagen und Großgeräten und die Errich- 
tung von Hilfseinrichtungen der Forschung. 

Zur Beratung von Parlamenten und Behörden so- 
wie zur Koordinierung von Forschungsvorhaben 
sind in der DFG etwa 22 Senatskommissionen und 
-aussohüsse tätig. Der Apparateausschuß befaßt 
sich mit aßen Fragen, die im Zusammenhang mit 
Großgeräten stehen, und erarbeitet die Empfehlun- 
gen zu den Großgeräte-Anmeldungen der Bundes- 
länder im Rahmen des Hochschulbauförderungsge- 
setzes (HBFG). Für Rechenanlagen werden die 
gleichen Aufgaben von der DFG-Senatskommission 
für Rechenanlagen wahrgenommen. 

Struktur und Haushalt 

Die DFG ist eine wissenschaftliche Selbstverwal- 
tungsorganisation, in der alle Einrichtungen der 
Forschung von allgemeiner Bedeutung Mitglied 
werden und damit die Richtlinien für die Arbeit der 
DFG bestimmen können. 

Zentrales wissenschaftliches Entscheidungsgre- 
mium ist der Senat, dem 33 Wissenschaftler aller 
Fachrichtungen angehören. Der Senat verabschie- 
det u. a. jährlich das Schwerpunktprogramm der 
DFG und beschließt über die mittelfristige Aufga- 
ben- und Finanzplanung (Grauer Plan). Der Haupl- 
ausschuß der DFG beschließt über die finanzielle 
Förderung der Forschung, insbesondere durch Ent- 
scheidungen über Einzelanträge. Er besteht aus 
15 Wissenschaftlern, die zugleich Mitglieder des Se- 
nats sind, je sechs Vertretern des Bundes und der 
Länder und zwei Vertretern des Stifterverbandes 
für die Deutsche Wissenschaft. Über die Sonderfor- 
schungsbereiche entscheidet ein Bewilligungsaus- 
schuß, dem die Mitglieder des Senatsausschusses 
für die Sonderforschungsbereiche und Vertreter 
des Bundes und aller Länder angehören. 
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Fördcrungsmittel der DFG 1983 — 1985 




Ist 


Soll 


hlB3 

IBM 

19B5 


Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Ist (Soll)- Einnahmen — 

Herkunft der Mittel 

Bund - , . 

524^ 

5S,Ö 

553,0 

58.4 

573,7 

58,5 

darunter; 

“ für die Sonderforschimgsbereiche 

(202^) 

(22,4) 

(221,3) 

(23.4) 

(227,30) 

(232) 

— für das Heisenbergprogramm * 

(6.6) 

(0.7) 

(6.8) 

(0.7) 

(7.5) 

(0.8) 

I-^ander 

372,7 

41,2 

386,4 

40.9 

398,9 

40,7 

darunter; 

— für die Sonderforschungsbereiche . . p , . ♦ 

(67,4) 

(7.5) 

(73.6) 

(7,S) 

(75.8) 

(7,7) 

— für das Heisenbergprogramm 

(6.6) 

(0.7J 

(6.8) 

(0.7) 

(7.5) 

(0.8) 

Stiftungen - h, * 

3,3 

0,4 

3,0 

0,4 

5.4 

0,5 

eigene Einnahmen 

3,9 

0,4 

3,2 

0.3 

3,2 

0,3 

insgesamt .. . 

904;2 

iöo.o 

945,6 

100,0 

981,2 

100,0 


Quelle: DFG 


Be\\inigungen^) der DFG in Mio DM in den Jahren 1982 bis 1984 


Fö rderung sverf Ohren 

1982 

1983 

1984 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Normalverfahren 

392,9 

43J 

359,4 

40,3 

436.5 

44,6 

Schwerpunktverfahren 

120,0 

1X4 

138,5 

15.5 

125,8 

12,8 

Forschergruppen (z. T. im Rahmen des 
Normalverfahrens) 

17,8 

2.0 

17.2 

1.9 

21,1 

2,2 

Hilfseinrichtungen der Forschung 

14.9 

K6 

21,3 

2.4 

19, e 

2.0 

Rechenanlagen . . * 

2,3 

0.3 

5,4 

0,6 

11,6 

1.2 

Wissenschaftliches Bibliothekswesen 

17,9 

2,Ö 

19,1 

2,2 

19.1 

2,0 

Auslandsbeziehungen 

20,7 

2,3 

19.» 

2,2 

20.8 

2J 

Sonstige Forschungsförderung 

7.5 

0,8 

8,5 

0.9 

ej 

0,8 

zusammen , , . 

594.0 

66,1 

589*3 

66,0 

663,4 

67,7 

Sonderforschungsbereiche . 

283.0 

3!, 5 

285,0 

32.0 

297.2 

30,4 

Heisenberg-Programm 

21.4 

2,4 

17,6 

2,0 

18.8 

1,9 

insgesamt * . • 

899,0 

100,0 

892.5 

lÖOM 

979,4 

100,0 


Bewilligungen in dem entsprechenden Jahr eLnsdiliefllich Voraus- und Weiterbewilligungen für nachfolgende Jahre 
— ohne Berücksichtigung von zusätdichen BewiHigungen und Löschungen. 

Quelle: DFG 
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Verteilung der Bewilligungen ') der DFG nach Wissenschaftsijereichen und Fachgebieten 1982 bis 1984 


Wi sse nsc haftsbere ic hy 

1982 

1983 

im 

Fachgebiet 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Geistes- und Sozialwissenschaften 







Gesellschaftswissenschaften 

46.4 

5,7 

45,5 


52,7 

5,« 

Ceschichts- und Kunstwissenschaften 

47.3 

5.5 

44,9 

5.5 

45.0 

5.0 

Sprach- und Literaturwissenschaften .... 

26A 

3,3 

17,0 

2.2 

21,5 

2,4 

Theologie, Philosophie, Psychologie, 







Pädagogik 

23,6 

29 

20,6 

2.6 

24.0 

2,7 

zusammen , . , 

143,7 

llj 

L28,9 

15,9 

143,2 

15,9 

Bi o wissensc ItafCe n 







Medizin, Ernährungsforschung 

141,3 

17.4 

149,6 

18,4 

154,1 

17,2 

Biologie 

117,7 

14,5 

120,7 

14.9 

1113 

12,4 

Veterinärmedizin 

13,3 

i.ß 

7,7 

0.9 

17,3 

19 

Agrar- und Forstwissenschaften ..... 

24.8 

3.1 

28,3 

3,5 

21*7 

2,4 

zusammen . , - 

297,1 

36,6 

306,3 

37.7 

304,9 

33,9 

Naturwissenschaften 







Mathematik 

8,6 

1.1 

8J 

u 

11.3 

1.2 

Physik ... 

59,1 

7.3 

73,6 

9J 

784 

8.7 

Chemie 

47*9 

5,9 

49,2 

6,0 

57,5 

e,4 

Geowissenschaften (feste Erde), Meeres* 







und Wasserforschung, Atmosphärische 







Wissenschaften 

82,5 

10,1 

66,4 

8,3 

9U 

10,1 

zusammen . . . 

198,1 

24,4 

197,9 

24,4 

238,1 

26,4 

Ingenteurwissenschahen 







Allgemeine Ingenieurwissenschaften .... 

115,8 

14.3 

120.4 

14.8 

1523 

17,0 

Architektur* Städtebau, Bauingenieur* 







wesen 

21,2 

2.6 

20,1 

2.5 

20,5 

2,3 

Bergbau und Hüttenwesen 

12,9 

1,6 

15,1 

1,9 

154 

IJ 

Elektrotechnik 

22,7 

2.8 

23,0 

2.8 

253 


zusammen , , , 

172,6 

21,3 

178,8 

22,0 

214,2 

23,8 

insgesamt^) 

811,5=>) 

IQOfi 

811,7 5) 

190,0 

900,4 

100,0 


BewilUgungen in dem betreffenden J^hr einschließlieb Mebijahresbewüiigungen für nachfoJgende Jahre — ohne 
Berücksichtigung von zusätzlichen Bewilligungen und Löachungen. 

2) Normal- und Schwerpunktverfahrenp Großgeräte (über 100 000 DM), Forsche rgnippen^ HilfseinrichtuiigeTi der For- 
schung, SondermiiiEl und Sonderforschungsbereiche, Es sind für die Sonderforschungsbereiche nur die im Haus- 
haltsjahr zur Verfügung gestellten Mittel oothalteu 

Außerdem nicht aufteilbare Verpflichtungen aus Vorjahren bei den Sonderforschungsbereichen (1982: 17,6 Mio DM; 
1063: 10^ Mio DM), 

Quelle: DFG 
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Förderung der Sonderforschungsbereiche nach Bundesländern und 
Universitäten 1984 und seit Beginn der Förderung 


Bundesland 

Universität 

1984 bewilligt 

1968—1984 

seit Beginn der Förde- 
rung insg. bewilligt 

Anzahl 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Baden -Württemberg 







Freiburg 

5 

3.4 

1U8 

3.8 

105,30 

3.2 

Heidelberg 

5 

3,4 

9.26 

3.1 

116,75 

3.6 

Hohenheim 

1 

0.7 

0.66 

0.2 

27,04 

0.8 

Karlsruhe 

4 

2,7 

9.50 

3.2 

102,61 

3.2 

Konstanz 

4 

2,7 

7^0 

2.4 

70,49 

2.2 

Mannheim 

1 

0.7 

0.99 

0.3 

34.86 

U 

Stuttgart 

8 

5.5 

11.12 

3.8 

i6ua 

5.0 

Tübingen 

5 

3.4 

10.73 

3.6 

101,55 

3.1 

Ulm 

3 

2.0 

7,01 

2.4 

70,45 

2.2 

zusammen . . , 

36 

24.5 

67.75 

22.8 

790,33 

24.4 

Bayern 







Bayreuth 

3 

2.0 

5.46 

1.8 

8,72 

0.3 

Erlangen-Nürnberg 

2 

1.4 

3.50 

1.2 

30,07 

0,9 

München (Uni) 

5 

3,4 

10,02 

3.4 

137.34 

4,3 

München (TU) 

10 

6.8 

15.03 

5.0 

155,94 

4,8 

Regensburg 

2 

1.4 

2.89 

1.0 

13,32 

0.4 

Würzburg 

4 

2.7 

6.51 

2.2 

55,06 

1,7 

zusammen , . . 

20 

17.7 

43.41 

14.6 

400,45 

12,4 

Berlin 







Freie Universität 

3 * 

2.0 

9.27 

3,1 

101,98 

3,1 

Techn. Universität 

4 

2.7 

10.15 

X4 

83.62 

36 

zusammen . , , 

7 

4.7 

19.42 

6.5 

185,60 

5.7 

Hamburg 







Hamburg 

3 

2.0 

11.19 

3.8 

180,59 

5.6 

Hessen 







Darmstadt 

1 

0.7 

1.14 

0.4 

21,50 

0.7 

Frankfurt 

5 

3,4 

1223 

4,1 

74,41 

2,3 

Gießen 

1 

0.7 

3.38 

U 

60,17 

1.9 

Marburg 

3 

2.0 

523 

1.8 

66,08 

30 

zusammen . , , 

10 

6.8 

21.98 

7.4 

222,16 

6.9 

Niedersachsen 







Braunschweig 

2 

1.4 

4.75 

1,6 

6624 

30 

Clausthal-Zellerfeld 

1 

0.7 

2.42 

0.8 

5,94 

0,2 

Göttingen 

5 

3.4 

11.88 

4.0 

140.81 

4.3 

Hannover (TiHo) 

2 

U 

3.97 

1.3 

47,38 

1.4 

Hannover (TU) 

7 

4.7 

13.71 

4.6 

178,85 

5.5 

Osnabrück 

1 

0.7 

1.03 

0.4 

1,03 

0,1 

zusammen . , , 

18 

12.3 

37.76 

12.7 

438;25 

13.5 
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noch; Förderung der Sonderforschungsbereiche *) nach Bundesländern und 
Universitäten 1984 und seit Beginn der Förderung 


Bundesland 

Universität 

1984 bewilligt 

1968—1984 

seit Beginn der Förde- 
rung insg. bewilligt 

Anzahl 

% 

Mio DM 


Mio DM 

% 

Nordrhein- Westfalen 







Aachen 

10 

6,8 

2U0 

7,1 

229,35 

11 

Bielefeld 

1 

0,7 

2,31 

0.8 

4,15 

0,1 

Bochum 

6 

4M 

10,24 

3.4 

71,38 

2,2 

Bonn 

5 

3.4 

9,11 

3.1 

107,33 

3,3 

Dortmund 

1 

0,7 

1,76 

0,6 

6,35 

0,2 

Düsseldorf 

3 

2,0 

5,96 

2,0 

57,07 

1,8 

Duisburg 

2 

1,4 

3,03 

1,0 

4,30 

0,1 

Essen 

2 

1,4 

3,20 

1,1 

12,58 

0,4 

Köln 

2 

1,4 

6,41 

2.2 

96,84 

3,0 

Münster 

3 

2,0 

5,81 

1.0 

101,99 

3,1 

Wuppertal 

1 

0,7 

1.21 

0,4 

6,58 

0,2 

zusammen . . . 

36 

24,5 

70,24 

23,6 

697,92 

21,5 

Rheinland- Pfalz 







Kaiserslautem 

1 

0,7 

2,99 

1.0 

16,07 

0.5 

Mainz 

4 

2,7 

9,10 

3.1 

105,07 

3.2 

zusammen . . . 

5 

3,4 

12,09 

4rl 

121,14 

3,7 

Saarland 







Saarbrücken 

4 

2,7 

6.00 

2,7 

85.97 

2,7 

Schleswig- Holstein 







Kiel 

2 

1,4 

5,38 

1.8 

115,28 

3,6 

insgesamt 2) . , . 

147 

100,0 

297;22 

100,0 

3 237,69 

100,0 


Zur Verfügung gestellte Mittel. 

2) Einschließlich Mittel für die Teilnahme der Gutachter an wissenschaftlichen Kolloquien sowie für Kongreßreisen 
(Übersee und Osteuropa) von Mitarbeitern der Sonderforschungsbereiche (1984 * 1,12 Mio DM). 

Quelle: DFG 


1.2 Alexander-von-Humboldt-Stiftung (AvH), 
Jean>Paul-Straße 12, 5300 Bonn 2 

Rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts 

Aufgaben 

— Der Zweck der Stiftung besteht darin, wissen- 
schaftlich hochqualifizierten jungen Akademi- 
kern fremder Nationalität durch die Gewährung 
von Forschungsstipendien die Möglichkeit zu 
geben, ein Forschungsvorhaben in der Bundes- 
republik Deutschland durchzuführen, und die 
sich ergebenden wissenschaftlichen Verbindun* 
gen zu erhalten. 


— Förderungskriterium 

O wissenschaftliche Qualifikation der Bewer- 
ber, keine Quoten oder Kontingente für Län- 
der bzw, Sachgebiete. 

Dieses Förderungsprogramra besteht seit 1953, die 
Geschichte der Stiftung reicht über 100 Jahre zu- 
rück. 

Neuere Aufgaben 

— Vergabe von Feodor-Lynen-Forschungsstipen- 
dien an deutsche promovierte Nachwuchswis- 
senschaftler zur Forschungszusammenarbeit 
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mit ehemaligen Humboldt-Gastwissenschaftlem 
im Ausland 

— Verleihung von Humboldt- Preisen an Natur- 
und Ingenieurwissenschaftler aus den USA 

— Verleihung von Forschungspreisen an hervorra- 
gende ausländische Geisteswissenschaftler. 

Struktur und Haushalt 

Die Alexander-von- Humboldt-Stiftung ist eine 
rechtsfähige Stiftung des bürgerlichen Rechts zur 
Förderung der internationalen wissenschaftlichen 
Zusammenarbeit mit gemeinnützigem Charakter. 
Stifter ist die Bundesrepublik Deutschland, vertre- 
ten durch den Bundesminister des Auswärtigen. 

Organe der Stiftung: Vorstand, der Präsident und 
der Generalsekretär. 


Die Aufsicht über die Stiftung führt der Regie- 
rungspräsident in Köln. 


.Ausgaben ln Mio DM 

Ist 

Soll 

1083 

19B4 

1085 

Laufende Ausgaben . . . 

42.5 

44.1 

44.9 

darunter: 




Personalausgaben . . . 

(3.3) 

(3.4) 

(3.3) 

Investitionen 

2.8 

9.5 

0,9 

darunter: 




Bauten 

(-) 

(-) 

(-) 

insgesamt . . . 

45,3 

53,6 

45,8 


Personal 

1983 1984 1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal . . 

54 54 54 

insgesamt . . . 

54 54 54 


Quelle; AA 


1.3 Deutscher Akademischer Austauschdienst 
(DAAD), Kennedyallee 50, 5300 Bonn 2 

Aufgaben 

Der Deutsche Akademische Austauschdienst 
(DAAD) dient der Pflege der akademischen Bezie- 
hung zum Ausland, insbesondere durch die Förde- 
rung des Austausches von Studenten und Wissen- 
schaftlern. 

Dies geschieht durch: 

— Vergabe von Stipendien zur Förderung von Aus- 
und Fortbildung sowie von Forschimgsarbeiten 


im Hochschul bereich an ausländische und deut- 
sche Studenten, Praktikanten, jüngere Wissen- 
schaftler und Hochschullehrer 

— Vermittlung und Förderung deutscher wissen- 
schaftlicher Lehrkräfte aller Fachrichtungen 
(einschließlich Lektoren der deutschen Sprache, 
Literatur und Landeskunde) zu Lang- oder 
Kurzzeitdozenturen an ausländischen Hoch- 
schulen 

— Information über Studien- und Forschungsmög- 
lichkeiten im In- und Ausland durch Publikatio- 
nen, mündliche und schriftliche Auskünfte so- 
wie durch die Organisation und Förderung von 
Informationsaufenthalten deutscher und auslän- 
discher Wissenschaftler und Studenlengruppen 

— Betreuung der ehemaligen Stipendiaten vor al- 
lem im Ausland durch Wiedereinladungen, 
Nachkontaktveranstaltungen und Publikatio- 
nen. 

Struktur und Haushalt 

Der DAAD hat die Rechtsform eines eingetrage- 
nen Vereins privaten Rechts. Seine Mitglieder sind 
die in der Westdeutschen Rektorenkonferenz ver- 
tretenen wissenschaftlichen Hochschulen und de- 
ren Studentenschaften. Die Mitgliederversamm- 
lung wählt einen Vorstand, der für die Förderungs- 
politik verantwortlich ist 

Die Geschäftsstelle des DAAD befindet sich in 
Bonn. Außenvertretungen werden in London, Paris, 
New York, Kairo. New Delhi, Rio de Janeiro. Nai- 
robi und Tokio unterhalten. Ein Büro in Berlin 
(West) ist insbesondere für die Durchführung des 
Berliner Künstlerprogramms zuständig. 

Zur Elrfüllung seiner Aufgaben stehen dem DAAD 
in erster Linie öffentliche Mittel zur Verfügung, 
vornehmlich aus dem Auswärtigen Amt, daneben 
aus dem Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft, dem Bundesministerium für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit, dem Bundesministerium für 
Forschung und Technologie sowie den Ländern der 
Bundesrepublik Deutschland. Weitere finanzielle 
Zuwendungen für besondere Vorhaben und Pro- 
gramme erhält der DAAD von nationalen, bi- bzw. 
internationalen Stiftungen, Institutionen und Ein- 
richtungen. 



Ist 

Soll 


1983 

1984 

1985 

Gesamtausgaben 
in Mio DM 

14941 

158.9 

162,9 

(darunter Verwal- 
tungsausgaben) 

(19,4) 

(20.0) 

(19.5) 

geförderte Personen . . . 

21 870 

23 411 

ca.23500 


Mitarbeiter des DAAD; 241 im Inland, davon 30 halbtags 
56 im Ausland, davon 5 Teilzeit 

Quelle: DAAD 
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1.4 Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, 
Brücker Holt 56 — 60, 4300 Essen Bredeney 

Finanzierung: Mitgliedsbeiträge, Spenden, 
treuhänderisch verwaltete 
Stiftungen und Stiftungsfonds 


Aufgaben 

Der Stifterverband, die Gemeinschaftsaktion der 
Wirtschaft, fördert Wissenschaft und Technik in 
Forschung und Lehre und den wissenschaftlich- 
technischen Nachwuchs und regt die Öffentlichkeit 
zur Förderung von Wissenschaft und Technik an. 
Er erfüllt seine Aufgabe in Zusammenarbeit mit 
den wissenschaftlichen Selbstverwaltungsorganisa- 
tionen, denen er Mittel ohne Projektbindung und 
Mittel zur Finanzierung wissenschaftlicher Pro- 
jekte in nicht oder nicht ausreichend geförderten 
Bereichen und zur Förderung des Wissenschaftler- 
'austausches zur Verfügung stellt 

Förderungsschwerpunkte: 

— Internationale wissenschaftliche Zusammenar- 
beit 

— Medizinische Forschung 

— Geisteswissenschaften 

— Wissenschaft und Öffentlichkeit 

— Wissenschaftlicher Nachwuchs. 

Dienstleistungen und Hilfseinrichtungen für Wis- 
senschaft und Wissenschaftsförderung; 

— Stiftungszentrum 

— Treuhandverwaltung 

— Wissenschaftsstatistik 

— Vortrags- und Diskussionsveranstaltungen 

— Wissenschaftszentrum in Bonn-Bad Godesberg. 


Siruklur und Haushalt 

Die Mitglieder dieses gemeinnützigen eingetrage- 
nen Vereins (z. 2L rd. 5 000) sind Einzelpersonen, Un- 
ternehmen und Verbände. 

Der Stifterverband erhält seine Mittel aus folgen- 
den Quellen: 

— Zuwendungen für das Förderungsprogramm des 
Stifterverbandes (1984: 23,5 Mio DM) 

— Zuwendungen mit Zweckempfehlungen für För- 
derungsinitiativen von Mitgliedern (1984: 9,8 Mio 
DM) 

— Ausschüttung treuhänderischer Stiftungen und 
Stiftungsfonds (1984: 99 Stiftungen und Stif- 
tungsfonds mit einem Gesamtvermögen von 
305,6 Mio DM: Ausschüttimgen 1984: 26,3 Mio 
DM). 


Fördemngsmittel und Verwaltung.sau$gaben von 
1982 bis 1984 

in Mio DM 



1982 

1983 

1984 

Förderungsmittel 

56,3 

64,5 

59,6 

dfiirunter Verwaltungs- 




ausgaben 

2.3 

2,0 

2J 


Quelle: Stifterverband 


1.5 Stiftung Volks wagen werk, Kastanienaltee 35, 
Postfach 81 05 09, 3000 Hannover 81 

Finanzierung: Erträge aus Stiftungskapital und 
Dividenden auf Aktienbesitz von 
Bund und Land Niedersachsen an 
der Volkswagenwerk AG 

Aufgaben 

— Förderung von Wissenschaft und Technik in 
Forschung und Lehre 

O Förderung kann für alle Ausgabearten in der 
Forschung und wissenschaftlichen Lehre ge- 
wählt werden. Die Mittel werden an wissen- 
schaftliche Einrichtungen vergeben, nicht an 
Einzelpersonen. Sie dürfen nicht zur Entla- 
stung von Etatmitteln führen: Gewährung in 
der Regel für höchstens fünf Jahre. 

— Förderungsprogramm der Stiftung 

O auf thematisch und zeitlich wechselnde 
Schwerpunkte begrenzt (1985: 26 Schwer- 
punkte, davon 12 mit überwiegend geistes- 
und gesellschaftswissenschaftlicher, 11 mit 
überwiegend natur- und ingenieurwissen- 
schaftlicher sowie medizinischer Themen- 
stellung, 3 fachoffen). 

Struktur und Haushalt 

Vorstand: Kuratorium von 14 Mitgliedern (je 7 beru- 
fen vom Bund und Land Niedersachsen für eine 
Amtszeit von fünf Jahren); Leitung der Geschäfts- 
stelle (1985: 94 Mitarbeiter) durch den vom Kurato- 
rium bestellten Generalsekretär. 

Stiftungskapital rd. 1,36 Mrd DM. Förderungsmittel 
(1984: 115,9 Mio DM Neubewilligungen) stammen 
aus der Anlage des Stiftungsvermögens, aus Divi- 
dendeneinnahmen auf Aktienbesitz des Bundes 
und des Landes Niedersachsen an der Volkswagen- 
werk AG (je 20% des ursprünglichen Grundkapi- 
tals). die satzungsgemäß der Stiftung zukommen 
sowie aus sonstigen Erträgen. Der Gegenwert auf 
den Anteil des Landes Niedersachsen an den oben- 
genannten Dividenden sowie 10% der übrigen Er- 
träge sind vorab entsprechend den Vorschlägen der 
Niedersächsischen Landesregierung zu vergeben 
(„Niedersächsisches Vorab“). 
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Gesamtausgaben (in Mio DM) und 
Mitarbeiter 1983—1985 



Ist 

Soll 


1983 

1084 

1985 

Bewilligungen 

118.8 

115.9 

130,0 

darunter Vorab 

Niedersachsen 

(39.3) 

(16.5) 

(20,0) 

Auszahlungen^) 

110,1 

108.3 

120,0 

Verwaltungskosten — 

9,3 

9,9 

10,0 

Anzahl der 

Mitarbeiter 

95 

94 

94 


auch aus den Bewilligungen früherer Jahre 
Quelle: Stiftung Volkswagenwerk 


Bewilligungen der Stiftung Volkswagen werk nach Wissenschaftsbereichen und Empfängergruppen 

1982 bis 1984 

Bewilligte Mittel nach Wissenschahsbereichen 



1982 

1983 

1984 


Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Geistes- und Gesellschaftswissen- 
schaften 

39.7 

45,3 

32,9 

40,5 

42,2 

44,8 

Biowissenschaften 

10,0 

11,4 

— 

— 

— 

— 

Naturwissenschaften und 

Medizin 

13,7 

15,6 

20,3 

25,0 

26,1 

27,6 

Ingenieunvissenschaften 

20,1 

23,0 

18,6 

22,9 

26,0 

27,6 

Begegnungszentren 

4.1 

4,7 

9.4 

116 

— 

— 

Insgesamt.., 

87,6 

100,0 

81,2 

100,0 

94,3 

100,0 


Bewilligte Mittel nach Empfängergruppen 



1982 

1983 

1984 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Mio DM 

% 

Wissenschaftliche Hochschulen . . . 

58,7 

67,0 

51,6 

63,6 

63,2 

67,0 

Andere wissenschaftliche 







Einrichtungen 

25,0 

28,6 

24,1 

29,6 

21,0 

22,3 

Ausländische wissenschaftliche 







Einrichtungen 

3,9 

4J 

5.5 

6,8 

10,1 

10,7 

Insgesamt . . . 

87,6 

100,0 

81,2 

100,0 

94,3 

100,0 


(Ohne Vorab Niedersachsen), e’mschl. Freigaben aus Programmbewilligungen, auch früherer Jahre 
Quelle: Stiftung Volkswagenwerk 
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1.6 Arbeitsgemeinschaft industrietier 
Forschungsvereinigungen e. V. (AIF), 
Bayenthaigürtel 23, 5000 Köln 51 

Finanzierung: Bundesminister für Wirtschaft und 
Eigenaufwendungen der Industrie 

Aufgaben 

— Die AlF ist ein Zusammenschluß von gemein- 
nützigen Forschungsvereinigungen^ in denen 
mit Hilfe industrieller Gemeinschaftsforschung 
und -entwicklung die strukturbedingten Nach- 
teile der kleinen und mittleren Unternehmen, 
die keine eigenen Forschungseinrichtungen un- 
terhalten können, ausgeglichen werden. 

— Der BMWi fördert die industrielle Gemein- 
schaftsforschung und -entwicklung über die 
AIF. 

— Die Forschungsergebnisse werden zweimal 
jährlich in einem ..Forschungsreport“ veröffent- 
licht 

— Wesentliche Fördervoraussetzung ist daß die 
antragstelienden Forschungsvereinigungen ins- 
gesamt Mittel in mindestens der gleichen Höhe 
wie der BMWi für Zwecke der Gemeinschafts- 
forschung aufbringen. 

— Die AIF berät darüber hinaus die deutsche Wirt- 
schaft in allen Fragen der industriellen Gemein- 
schaftsforschung und -entwicklung. 

Weitere Aufgaben: 

— Abwicklung der Maßnahme „Fördenmg von 
FuE-Aufträgen von Unternehmen der gewerbli- 
chen Wirtschaft" (externe Vertragsforschung) 
für den Bundesminister für Forschung und 
Technologie. 

— Durchführung des Programmes zur Förderung 
kleiner und mittlerer Unternehmen durch FuE- 
Personalkosten-Zuschüsse für den BMWi und 
den BMFT. 

Struktur und Haushalt 

Der AIF gehören z. Z. 93 gemeinnützige industrielle 
Forschungsvereinigtmgen an. die ca. 26 000 fast aus- 
schließlich kleine und mittlere Unternehmen aus 
32 Industriesparten repräsentieren. Förderanträge 
können nicht von Unternehmen, sondern nur von 
den Forschungsvereinigungen gestellt werden. Im 
Bewilligungsausschuß der AIF, dem Wissenschaft- 
ler, Vertreter des Bundes, der Länder und der Wirt- 


schaft angehören, wird über die von Gutachtergrup- 
pen geprüften Anträge und über die Verteilung der 
Mittel entschieden. Die Förderentscheidung trifft 
der BMWi. 


Ausgaben für 
Geraeinschaftsforschung 
ln Mio DM 

Ist 

Soll 

1963 

1984 

1985 

Zuwendungen des 

BNfWi 

84,7 

84,9 

95,0 

Eigenleistungen der 
Industrie 

231,7 

240,5 >) 

— 

insgesamt . . . 

316,4 

325,4 

— 


Personal in 

AIF- Instituten 

1983 1984 1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal . . 

1 068 1 059 1 060 1) 

2 753 2 776 2 778i) 

insgesamt . . . 

3 821 3 835 3 838i) 


*) geschätzt 
Quelle: BMWi 


1.7 Übersicht über die Projektträger des Bundesmini- 
sters für Forschung und Technologie (BMFT) 

Die 12 F^ojektträger des BMFT sind in der Regel 
Großforschungseinrichtungen oder sonstige fach- 
lich qualifizierte Forschungseinrichtungen, die u. a. 
für den BMFT wissenschaftlich-technische und ad- 
ministrative Managementaufgaben durchführen. 

Die originäre Tätigkeit der Projektträger liegt im 
Rahmen der direkten und indirekt-spezifischen 
Projektförderung in der fachlichen und administra- 
tiven Beratung der Antragsteller, der Vorbereitung 
von Förderentscheidungen sowie der Projektbeglei- 
tung und Erfolgskontrolle. 

Darüber hinaus nehmen die F^ojektträger eine 
Reihe zusätzlicher Aufgaben des BMFT wahr, wie 
z. B. Bauaufsichten, Management von Großprojek- 
ten und Betreuung bilateraler und internationaler 
Fh-ojekte. 
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Zahl der PT-Mitarbeiter 
Soll 1985 

Projekt 

Projektträger (PT) 

Proj e k ttr ägerschafte n 

für fachliche 
U, admini- 
strative 
Unter- 
stützung 

für 

sonstige 

Aufgal^n 

stabs- 
kosten, 
Soll 1985 
in TDM 

L Deutsches Elektronen- 
Synchrotron (DESY), 
Notkestraße 85 

2000 Hamburg 

Projektträgerschaft 
— Hoc henergiephysiky Synchro- 
tronstrahlung 

6 


699 

2, Deutsche Forschungs- und 
Versuchsanstalt für Luft- 
und Raumfahrt e. V. 
(DFLVR) 

Postfach 90 60 58 

Linder Höhe 

5000 Köln 90 

Bereich für Projektträgerschaften 

— Umweltschutztechnik 

— Metallurgie, Werkstoffentwick- 
lung. Rückgewinnung 

— FuE im Dienste der Gesund- 
heit (Schwerpunkt: Forschung 
zur Bekämpfung von Krank- 
heiten) 

— Weltraumforschung 

— Humanisierung des Arbeitsle- 
bens 

176.4 

75.6 

27 150 

3. DECHEMA 

Deutsche Gesellschaft für 
ehern. Apparatewesen e. V. 
Postfach 97 01 48 
Theodor-Heuss-Allee 25 

6000 Frankfurt/Main 97 

Proj ektträgerschaf t 
— Korrosion und Korrosions- 
schutz 

5.5 

0,5 

650 

4. Cjesellschaft für Informa- 
tion und Dokumentation 
mbH (GID) 

Postfach 71 03 70 

Lyoner Straße 44-48 

6000 Frankfurt/Main 

2^ntralbereich Projektträger- 
schaft und Förderung 
— Information und Dokumenta- 
tion 

10 


1000 

5. Gesellschaft für Reaktor- 
sicherheit mbH (GRS) 
Postfach 10 16 50 
Glockengasse 2 

5000 Köln 1 

Proj ek tträgerschedt 
— Reaktorsicherheit 

10,4 


2 076 

6. Gesellschaft für Schwer- 
ionenforschung mbH 
(GSI) 

Postfach 541 

6100 Darmstadt 1 

Projektträgerschaft 
— Kern- und Schwerionenfor- 
schung 

2 


248 

7. Gesellschaft für Strahlen- 
und Umweltforschung 
mbH (GSF) 
Josephspitalstraße 15 

8000 München 2 

Bereich Projektträgerschaften 

— FuE im Dienste der Gesund- 
heit 

(Schwerpunkt: Präventivraedi- 
zin, technische Hilfen für Dia- 
gnose und Rehabilitation) 

— Umweltchemie 

21,3 


2 550 

8. Kemforschungsanlage 

JüUeh GmbH (KFA) 

Postfach 19 13 

5170 Jülich 1 

Projektleitung 

— Biotechnologie 

— Ökologische Forschung 

— Nukleare Festkörperforschung 

— Entwicklung HTR 

— Nichtnukleare Elnergiefor- 
schung — PLE 

— Rohstofforschung (Stahlfor- 
schung, Chem. Roh- und 
Grundstoffe, Primärrohstoffe) 

— PLR 

94,5 

40 

16 351 
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Zahl der PT- Mi larbeiter 
Soll 1985 

Projekt 

Projektträger (PT) 

Pro jek t trag ersc hafte n 

für fachliche 
u, admini- 
strative 
Unter- 
stützung 

für 

sonstige 

Aufgaben 

stabs- 
kosten, 
Soll 1985 
in TDM 

9. Kernforschungssjentrum 
Karlsruhe GmbH (KfK) 
Postfach 36 40 

7500 Karlsruhe 1 

Pro] ekttr ägersc h aft 

— Wassertechnologie und 
Schlammbehandlung 

— Fertigungstechnik 

— Mittelenergiepbysik 

— Endlagertechnologie 

33 

14 

4 973 

10. Verein Deutscher Inge- 
nieure (VDT) — VDI-Tech- 
noiogiezcntiijm 
Budapesterstraße 40 

1000 Berlin 30 

Projektträgerschaft 

— Mikroelektronik 

— Physikalische Technologien 

— Sonderprogramm Mikroelek- 
tronik 

— MIkroperipherik 

17,5 

7.5 

3100 

1 1. Umweltbundesamt 
Bismarckplatz 1 

1000 Berlin 33 

Projektträgerschafl 

— Wirkxing von Chemikalien an 
Mensch und Umwelt 

— Feste Abfallstoffe 

4 


430 

12. AIF Arbeitsgemeinschaft 
Industrieller Forschungs- 
Vereinigungen e. V. Bayen- 
thalgürtel 23 

5000 Köln 51 

Projektträgerschafl 

— Vertragsforschung KMU 

— Forschungspersonalzu* 
Wachsförderung 

6 — 

3 

389.6 137,6 

= 527^ 

840 

243 

60 310 


Quelle: BMFT 


2. Großfarschungselnrichtungen 

(Die Angaben über Ausgaben und Personal sind 
dem Bundeshaushaltsplan entnommen, Projektmit' 
tel und -stellen wurden dabei nicht berücksichtigL 
Dies gilt ebenfalls für Punkt 3, und 4.) 


2.1 Einführuftg 

Die Großforsehungseinrichtungen leisten ihren Bei- 
trag zur Erfüllung der forschungs^ und technologie- 
politischen Ziele der Bundesregierung im wesentli- 
chen in folgenden Aufgabenfeldem: 


— Grundlagenforschung auf Schwerpunktgebieten 
mit Großgeräten 

— Durchführung technologischer Großprojekte im 
Vorfeld industrieller Entwicklung oder in unmit- 
telbarer Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 

— Programmforschung, insbesondere in Quer- 
schnittsbereichen 

— Dienstleistungen für Wissenschaft, Wirtschaft 
und Staat 

— Ausbildung und Förderung des wissenschaftli- 
chen Nachwuchses in Kooperation mit Industrie 
und Hochschulen. 




2.2 Übersicht über die GroBforschungseinrichtungen 


Forschungseinrtchtungen 

Forschungsschwerpunkte 

StellensoU 
1985 It 
Bundes- 
haushalts- 
plan 

Zuwen- 
dungs- 
bedarf 
19851) 
(Mio DM) 

Alfred-Wegener-Institut 
für Polarforschimg (AWI) 
Columbus-Center 
Bürgermeister-Smidt-StreLße 20 

2850 Bremerhaven 

Telefon (0471) 49006/7; 

Telex 0238695 

POLAR d 

Polarforschung 

83 

65 

Deutsches Elektronen-S>Tichrotron 
(DESY) 

Notkestraße 85 

2000 Hamburg 52 (Bahrenfeld) 

Telefon (040) 8998-0; 

Telex 2 15 124 (desy d) 

Grundlagenforschung im subnuklearen 
Bereich (Elementarteilchenphysik) mit 
Teilchenbeschleuniger und Speicher- 
ringen. Festkörperphysik und Moleku- 
larbiologie mit Synchrotronstrahlung 

1033 

274 

Deutsche Forschungs- und Versuchs- 
anstalt für Luft- und Raumfahrt e.V, 
(DFVLR) 

Linder Höhe 

Postfach 90 60 58 

5000 Köln 90 (Köln-Porz) 

Telefon (0 22 03) 6 01-1; 

Telex 8874 410 (dfvw d) 
mit Forschungszentren in Braun- 
schweig, Göttingen, Köln-Porz, Stutt- 
gart, Oberpfaffenhofen 

Verkehrs- und Kommunikationssyste- 
me. Luftfahrzeuge, Raumflugtechnik, 
Erkundungstechnik, Energie- und An- 
triebstechnik, Betrieb von luft- und 
raumfahrttechnischen Großversuchsan- 
lagen, Projektmanagement 

2 753 

372 

Deutsches Krebsforschungszentrum 
(DKFZ) 

Im Neuenheimer Feld 280 

6900 Heidelberg 1 

Telefon (0 62 21)484-1; 

Telex 4 61 562 (dkfz d) 

Krebserzeugende Faktoren und Um- 
weltcarcinogene, Mechanismen der 
Krebsentstehung, Elrkennung und Früh- 
erkennung der Krebskrankheiten, The- 
rapie der Krebskrankheiten, Biologi- 
sche Grundlagen der Tumortherapie 

689 

100 

Gesellschaft für Biotechnologische 
Forschung mbH (GBF) 

Mascheroder Weg 1 

3300 Braunschweig-Stöckheim 

Telefon (05 31)70 08-1; 

Telex 9 52 667 (gebio d) 

Entwicklung biotechnologischer Verfah- 
ren und Grundlagenforschung mit Mi- 
kroorganismen, tierischen Zellkulturen 
und Elnzymsystemen. Elntwicklung 
neuer Technologien für pharmazeuti- 
sche, chemische und Nahrungsgrund- 
stoffe 

271 

36 

G KSS- Forschungszentrum 

Geesthacht GmbH (GKSS) 
Max-Planck-Straße 

Postfach 11 60 

2054 Geesthacht 

Telefon (0 41 52) 12-1; 

Telex 2 18 712 (gkssd) 

Reaktorsicherheitsforschung, Umwelt- 
forschung, Marine Ressourcen, Unter- 
wassertechnik 

547 

92 
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Forsch ungsei nrich tungen 

Forschungsschwerpunkte 

Slellensoll 
1985 It 
Bundes- 
haushalts- 
plan 

Zuwen- 
dungs- 
bedarf 
1985») 
(Mio DM) 

Gesellschaft für Mathematik und 
Datenverarbeitimg mbH (GMD) 

Schloß Birlinghoven 

Postfach 12 40 

5205 St Augustin l bei Bonn 

Telefon (0 22 41) 14-1; 

Telex 8 89 469 (gmd d) 

mit Bereich in 6100 Darmstadt 

Rheinstraße 75 

(früher Deutsches Rechenzentrum). 
Telefon (0 61 51) 8 69-1; 

Telex 4 19 286 (gmd d) 

Durchführung von forschungsintensi- 
ven Datenverarbeitungsprojekten und 
Beratung von öffentlichen Auftragge- 
bern, Forschungs- und Entwicklungs- 
aufgaben im Rahmen des Förderpro- 
gramms Datenverarbeitung des Bundes, 
Standardisierung und Normung in der 
Datenverarbeitung 

580 

73 

Gesellschaft für Strahlen- und 
Umweltforschung mbH (GSF) 
Ingolstädter Landstraße 1 

8042 Neuherberg bei München 

Post Oberschleißheim 

Telefon (0 89) 38 74-0; 

Telex 5 23 125 (strahl d) 
mit Instituten in Neuherberg, Mün- 
chen, Braunschweig, Frankfurt 

Umweltforschung, Gesundheitsvorsor- 
ge, Entwicklung neuer Technologien im 
biologisch-medizinischen Bereich. Medi- 
zinische Informatik und Systemfor- 
schung, Endlagerung radioaktiver Ab- 
fallstoffe 

1 115 

130 

Gesellschaft für Schwerionen- 
forschung mbH (GSI) 

Postfach 1 10 54 

6100 Darmstadt 11 (Wixhausen) 
Telefon (0 61 51) 3 59-1; 

Telex 4 19 593 (gsi d) 

Forschung mit schweren Ionen auf den 
Gebieten Kernphysik, Atomphysik, 
Kernchemie, Festkörperforschung, 

Strahlenbiologie mit Schwerionen- 
beschleuniger UNILAC 

457 

88 

Hahn-Meitner-Institut für 
Kernforschung Berlin GmbH (HMI) 
Glienicker Straße 100 

Postfach 39 01 28 

1000 Berlin 39 (Wannsee) 

Telefon (0 30) 80 09-1; 

Telex 1 85 763 (hmisn d) 

Schwerionen-Kern- und Atomphysik, 
Strahlen- und Photochemie, Festkörper- 
forschung, Bearbeitung von Material- 
problemen in verschiedenen technologi- 
schen Bereichen, Biomedizin, Geoche- 
mie, Prozeßrechner- und Rechnerver- 
bund-Technologie 

505 

97 

Max-Planck-Institut 
für Plasmaphysik (IPP) 

8046 Garching bei München 

Telefon (0 89) 32 99-1; 

Telex 5 215 808 (ipp d) 

Experimentelle Plasmaphysik, Erzeu- 
gung, Aufheizung und Einschluß von 
Plasmen, Oberflächenphysik, Plasma- 
theorie, Systemstudien. Datenverarbei- 
timg 

935 

145 

Kemforschungsanlage Jülich GmbH 
(KFA) 

Postfach 19 13 

5170 Jülich 1 

Telefon (0 24 61) 61-0; 

Telex 8 33 556 (kfa d) 

Hochtemperaturreaktoren, Prozeßwär- 
me. Fusionsforschung, Festkörperfor- 
schung. Materialforschung, nukleare 
Grundlagenforschung, Lebenswissen- 
schaften, Umweltforschung 

3 398 

450 
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Fo r sch ungsei n rieh t imge n 

Forsc hungssch werpun kte 

Stellensoll 
19B5 IL 
Bundes- 
haushalts- 
plan 

Zuwen- 
dimgs- 
bedarf 
1985^) 
(Mio DM) 

Kernforschungszen bum Karlsruhe 
GmbH (KfK) 

Wissenschaftlich-technische Einrich- 
tungen und Verwaltung: 

7514 Eggenstein-Leopoldshafen 
Telefon (0 7247) 82-1: 

Telex 7 826 484 (kfk d) 

Schneller Brüter, Trenndüsenverfahren, 
Wiederaufarbeitung, Behandlung und 
Endlagerung radioaktiver Abfälle, Fu- 
sion s re aktortechnik, Umwelt*, Festkör- 
per- und Materialforschung, Kern- und 
Teilchenphysik, Betrieb von Versuchs- 
anlagen in halbtechnischem MaÖstab 

3 235 

596 


Gesamt 

15 601 

2 518 


Bei der Darstellung der Großforschungsemrichturigeti werden die Begriffe „Zuwenduagsbedarf', „Gesamtaufwand" 
und Ausgaben“ genannL Ausgaben sind Abflüsse von Zahlungsmitteln, also reine Zahlungsvorgänge. Der Zuwen- 
dungsbedarf unterscheidet sich von den Ausgaben durch die Berücksichtigung der eigenen Einnahmen/ Erträge der 
Großforschungseinrichttmgen und der Zuschüsse Dritter, Der Gesamtaufwand ergibt sich aus dem ln der Finanz- 
bucbhaltung verrechneten Wert des periodenbezogenen Verbrauchs von Gütern und Dienstleistungen. 

Quelle: BMFT 


Z3 Aufgaben und Struktur der 
G ro ßf ors chu n g sei nri cht u ng en 

Die folgenden Haushaltszahlen sind dem 
Bundeshaushaltsplan entnommen, 

Personal-Ist 1985 vom 30. Juni, 


2.3,1 Alfred-Wagenar-lnstlUit für Polarlofachung (AWI), 
Columbus-Cefiter, Bremerhaven 

Finanzierung 

Betrieb: Bund (90%) und Bremen (10%) 

lfd. Investitionen! 

Bund (90%) und Bremen (10%) 

Bauinvestitionen: Bund (50%) und Bremen (50%) 

Investitionen für „FS Polarstern"* und Antarktissta- 
tionen! Bund (100%) 


Aufgaben 

Förderung der Polarforschung durch 

— eigene Forschungsarbeiten in den Disziplinen 
Biowissenschaften, Geowissenschaften, atmo- 
sphärische Wissenschaft und Ozeanographie der 
Polargebiete 

— Koordination und logistische Unterstützung der 
Polarforschung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land 

— Pflege der wissenschaftlichen Zusammenarbeit 
mit Institutionen und Arbeitsgruppen des In- 
und Auslandes 

— Unterstützung der Bundesregierung im Rahmen 
der getroffenen völkerrechtlichen Vereinbarun- 


gen und bei der Durchführung von Gesetzen in 
bezug auf die Polargebiete. 

Problemkreise (Zusammenfassung der Schwer- 
punktthemen): 

O Erforschung von Wetter und Klima mit gta- 
zjologischen, ozeanographischen und biologi- 
schen Auswirkungen 

O Analyse der Ökosysteme und Polargebiete 

O Untersuchung geologischer und geophysika- 
lischer Gegebenheiten, 

Logistik 

Betreuung der „Georg-von-Neumayer-Antarktisfor- 
schungs-Station** und der „Filchner Sommersta- 
tion“ des Schneefahrzeugparks, des Polarfor- 
schungs* und Versorgungsschiffs „Polarstern“ und 
der Polarflugzeuge „Polar 2“ und „Polar 4”. 

Struktur und Haushalt 

Durch Bremer Landesgesetz vom 15. Juli 1980 ist 
die Stiftung des öffentlichen Rechts ,^lfred'Wege- 
ner-Institut für Polarforschung** errichtet worden. 
Die Stiftung hat ihren Sitz in Bremerhaven. 

Zur Zeit sind beim AWl die nationalen Sekretariate 
von zwei internationalen Organisationen angesie- 
deltr 

— das Sekretariat des deutschen Landesausschus- 
ses für SCAR (Scientific Committee on Antarctic 
Research)^ SCAR ist Wissenschaftlicher Berater 
der Antarktisvertragsstaaten 

— das Sekretariat der Deutschen lOC-Sektion (IOC 
* Intergovernmental Oceanographic Commis- 
sion, Unesco, Zwischenstaatliche Ozeanographi- 
sehe Kommission), 
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Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

31,4 

35,5 

40,1 

darunter: 




Personaiausgaben . . . 

(4.3) 

(6.4) 

( 7 . 1 ) 

Investitionen 

8.7 

23,6 

25,4 

darunter: 




Bauten 

(7.2) 

(19.4) 

(21.0) 

insgesamt ... 

40,1 

59,1 

65,5 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Forscher 

31 

36 

48 

Techniker * 

6 

25 

29 

Übrige 

25 

36 

45 

insgesamt . , . 

62 

99 

122 


Quelle: BMFT 


2.3.2 Stiftung Deuttchet Bel(tronen-Synchrotron (DESY). 
Notkestraße SS, 2000 Hamburg 52 

Finanzierung: Bund (90%) und Hamburg (10%) 
Aufgaben 

Die Stiftung Deutsches Elektro ne n*Synchrotron hat 
die Aufgabe, auf dem Gebiet der Hochenergiephy- 
sik die Substruktur der Materie (Elementarteil- 
chen) und die Kräfte zwischen diesen Bausteinen 
aufzuklären. Darüber hinaus wird Synchrotron- 
strahlung zur Erforschung kondensierter Materie 
zur Verfügung gestellt 

Die experimentellen Voraussetzungen werden 
durch die Speicherringe DORIS, PETTRA und HERA 
gegeben. 

— PETRA hat die weltweit höchste Energie gespei- 
cherter Leptonen. 

— DORIS wird für die Untersuchung gebundener 
Quarkzustände eingesetzt Ein Drittel der Meß- 
zeit dient ausschließlich der Erzeugung von Syn- 
chrotronstrahlung, 

— HERA wird ab 1989 einzigartige Möglichkeiten 
zur Untersuchung der Struktur des Protons bie- 
ten. Mit dem Bau wurde 1984 begonnen. 

DESY widmet sich auch der Weiterentwicklung von 
Beschleunigertechniken, besonders auf dem Gebiet 
der Supraleitungstechnik. 

Struktur und Haushalt 

DESY gliedert sich in die Bereiche „Forschung** und 
„Beschleuniger“, Arbeitseinheiten für zentrale tech- 


nische Dienste und wissenschaftliche Dienstlei- 
stungen und die Verwaltung. Sie wird von einem 
Direktorium geleitet. Der internen wissenschaftli- 
chen Beratung dient der Wissenschaftliche Aus- 
schuß; die externe Beratung erfolgt durch den Wis- 
senschaftlichen Rat. Aufsichtsorgan ist der Verwal- 
tungsrat. 


Ausgaben ln Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

118.7 

126,9 

127,7 

darunter: 




PersonEÜausgaben . . . 

(67,5) 

(69,6) 

(70.0) 

Investitionen 

52,1 

93,7 

147,2 

darunter: 




Bauten 

(1.B) 

(20,6) 

(50.8) 

insgesamt . . . 

170,8 

220,6 

274,9 


Personal 

1983 

1684 

ist 

30. Juni 
1985 

Forscher 

214 

212 

224 

Techniker 

344 

351 

358 

Übrige 

636 

657 

664 

insgesamt . . . 

1 194 

1220 

1 246 


Quelle; BMFT 


2.3.3 Deutsche Forschungs- und VerBuchsanstatt für Luft- 
und Raumfahrl a. V. (DFVLR), Under Höhe, 

5000 Köln 90 

Finanzierung: Bund (BMFT, BMVg) (90%) und Län- 
der (Baden-Württemberg, Bayern, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfa- 
len) (10%) 


Aufgaben 

— Forschung auf dem Gebiet der Luft- und Raum- 
fahrt 

— Planung und Durchführung von Projekten bis 
zur Anwendungsreife 

— Errichtung und Betrieb von Großversuchsanla- 
gen 

— Weiterbildung wissenschaftlicher Nachwuchs- 
kräfte 

— Beratung der Bundesregierung 

— Weiterentwicklung von Verkehrs- imd Kommu- 
nikationstechnologien sowie der Energietech- 
nik. 
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Schwerpunkte sind 

— Luftverkehrsführung 

— Luftfahrzeuge 

— Turboantriebe und Strömungsmaschinen 

— Nichtnukleare Energiesysteme 

— Satellitenkommunikation und -ortung 

— Fernerkundung 

— Raumfahrtsysteme 

— Neue Technologien, Technologietransfer. 

Struktur und Haushalt 

Die DFVLR unterhält 34 Institute und Hauptabtei- 
lungen in den Forschungszentren Braunschweig, 
Göttingen, Köln-Porz, Stuttgart und Oberpfaffenho- 
fen. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Söll 

1983 

1984 

1Ö65 

Laufende Ausgaben , . . 

2fl5,9 

311,8 

317,4 

darunter; 




Personalausgaben . , . 

(204,5) 

(20fi,0) 

(213.1) 

Investitionen 

56,5 

60,5 

56,0 

darunter: 




Bauten 

(2.7} 

{8.6} 

(13,3) 

insgesamt , , . 

352,4 

372,3 

373.4 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

3Q. Juni 
1985 

Forscher - 

767 759 742 

684 673 662 

1 358 1 339 1 321 

Techniker 

Übrige 

insgesamt , , - i 

2 809 2 771 2 725 


Quelle: BMFT 


2.3.4 Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ) — 

Stiftung des öffentl leben Rechte , Pestfach 10 19 49, 
$900 Heidelberg 

Finanzierung: Bund (90 %) und Baden- Württemberg 

(10%) 

Aufgaben 

Das Deutsche Krebsforschungszentrum Heidelberg 
besteht seit 1964 und ist seit 1975 Großforschungs- 
einrichtung. Die Gründungskonzeption bestand 
darin, möglichst viele an der Krebsforschung betei- 


ligte Disziplinen unter einem Dach zusammenzu- 
fassen, denn die Komplexität des Krebsproblems 
erfordert Interdisziplinäre wissenschaftliche Arbeit 
Das Forschungsprogramm ist in vier Forschungs^ 
Schwerpunkte zusammengefaflt; 

— Grundlagen der Tumorbiologie 

— Mechanismen der Krebsentstehung 

— Krehsauslösende Faktoren und Krebspräven- 
tion 

— Diagnostik und Therapie der Krebs krank hei- 
ter! . 

Struktur und Haushalt 

Die Organe der Stiftung sind: 

— Stiftungsvorstand 

— Wissenschaftlicher Rat 

Das Zentrum ist in acht wissenschaftliche Institute 
gegliedert, die jeweils in der Regel 5 Abteilungen 
umfassen. Für besondere Aufgaben können abtei- 
lungs- und üistitulsübergreifende Projeklgruppen 
geblidel werden. 


Ausgaben tn Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben ... 

77,4 

82,1 

81,6 

darunter; 




Personal au sgaben . . . 

(46.9) 

(47,7) 

(48.9) 

Investitionen 

16,5 

20,3 

19,0 

darunter; 




Bauten . . . * 

(1.7) 

(4,3) 

(8.1) 

insgesamt . 4 . 

93,9 

102.4 

100,6 


Persona] 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Forscher 

Techniker 

übrige 

403 406 435 

310 317 339 

328 317 298 

insgesamt . 4 . 

1 041 1 040 1 072 


Quelle: BMFT 


2.3.5 GesoNschart für ßlotechnoioglscho ForBChung mbH 
MoBcheroder Weg L 3300 Braynschwetg 

FfnaTUierting; Bund (90%) und Niedersachsen (10%) 
Aufgaben 

Ais nationales Zentrum der biotechnologisehen For- 
schung wird die GBF künftig weiter ausgebauL Ihre 
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wissenschaftlichen Aktivitäten wurden gestrafft, 
der Gesellschaftsvertrag neu gefaßt und die Eigen- 
verantwortlichkeit der wissenschaftlichen Organe 
gestärkt Sie ist damit zu einem wesentlichen Be- 
standteil der biotechnologischen Forschungs- und 
Entwicklungslandsch 2 dt in der Bundesrepublik 
Deutschland geworden. 

Forschungsaktivitäten: 

— Mikrobiologie und Zellbiologie 

— Molekularbiologie 

— Enzymtechnologie 

— Bio-Prozeß- und Verfahrenstechnik. 

Methodische Problemstellungen und produktorien- 
tierte Verfahrensentwicklungen stehen im Vorder- 
grund. Der anwendungsorientierten Grundlagenfor- 
schung wird breiter Raum gegeben. Die GBF soll in 
ihrer Funktion durch personellen Ausbau und Er- 
weiterung der Infrastruktur konsequent gestärkt 
werden. 


Struktur und Haushalt 

Die GBF ist entsprechend ihren Aufgaben in wis- 
senschaftliche Bereiche gegliedert: Bioverfahrens- 
technik, Enzyratechnologie und Naturstoffchemie, 
Mikrobiologie sowie ZeUbiologie und Genetik. Wei- 
tere Einrichtungen sind die Service-Einheit Bio- 
technikum und die Deutsche Sammlung von Mikro- 
organismen. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

10B5 

Laufende Ausgaben . . . 

23^ 

25,3 

26,1 

darunter: 

Personalausgaben , * . 

(16;>) 

(16.6) 

(17,2) 

Investitionen 

7^ 

6,6 

10,6 

darunter: 

Bauten 

(4.0) 

(2.4) 

(5,6) 


insgesamt . . . 

30,5 

31,9 

36,7 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Forscher 

152 

149 

190 

Techniker 

145 

143 

130 

Übrige 

72 

76 

71 

insgesamt . . . 

369 

368 

391 


Quelle; BMFT 


2.3.6 GKSS-Forschungszentrum Geesthacht QmbH. 

Max-Flanck-Straße. 2054 Geesthacht 

Finanzierung: Bund (90%) und Länder (Hamburg, 
Bremen, Schleswig-Holstein, Nieder- 
sachsen) (10%) 

Aufgaben 

Die Aufgaben des GKSS-Forschungszentnims lie- 
gen nach erfolgreicher Umstrukturierung in den 
vergangenen Jahren auf den Gebieten Llnterwas- 
sertechnik, Umweltforschung und Refiüctorsicher- 
heitsforschung. Die Arbeiten umfassen: 

— Unterwassertechnik in Verbindung mit der Un- 
terwasser-Simulationsanlage GUSl (insbeson- 
dere Verfahren zum Unterwasser-I^hneiden 
und -Schweißen) 

— Umweltforschung, insbesondere im Bereich 
Flußmündungen und in Küstengewässern 

— Umwelttechnik zur Kontrolle der Luftver- 
schmutzung und Aufbereitung von Gasen und 
Abwässern 

— Reaktorsicherheitsforschung für Druckwasser- 
und Siedewasserreaktoren (Nachkühlpumpen. 
Defekte an Brennstäben, bestrahlte Reaktor- 
komponenten, Versprödung und Bruchmechanik 
von Werkstoffen. Reaktorbetrieb mit niedrig an- 
gereichertem Uran). 


Struktur und Haushalt 

Das GKSS-Forschungszentrum gliedert sich in vier 
Institute, zwei Zentralabteilungen und den admi- 
nistrativen Geschäftsbereich. 

Organe der Gesellschaft sind: 

— Gesellschafterversammlung 

— Aufsichtsrat 

— Geschäftsführer 

— Wissenschaftlich-Technische Rat. 

Bei der Gesellschaft ist ein aus Externen bestehen- 
der (technisch-wissenschaftlicher) Beirat gebildet, 
der beratende Aufgaben wahrnimmt 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

72,3 

74.1 

73.0 

darunter; 




Personalausgaben . . . 

(37.7) 

(39.8) 

(40.0) 

Investitionen 

18,0 

20,8 

19,3 

darunter: 




Bauten 

(3.0) 

(3.9) 

(1.0) 

insgesamt . . . 

90,3 

94,9 

92,3 
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Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Forscher 

241 

239 

246 

Techniker 

145 

134 

139 

Übrige 

154 

157 

155 

insgesamt . . . 

540 

530 

540 


Quelle; BMFT 


2.3.7 Gesellschaft für Mathematik 

und Datenverarbeitung mbH (QMD), 

$chlo6 Birlinghoven, 

5205 Sankt Augustin 1 

Finanzterung: Bund (90 %) und Nordrhein-Westfa- 
len (10%) 

Aufgaben 

— Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der 
Datenverarbeitung und ihrer Anwendungen so- 
wie auf Gebieten der Mathematik, die für den 
Fortschritt der Datenverarbeitung von besonde- 
rer Bedeutung sind 

— Fachliche und wissenschaftliche Aus- und Fort- 
bildung auf den genannten Gebieten 

— Beratung und Unterstützung der öffentlichen 
Verwaltung, besonders der Bundesregierung, bei 
der Förderung, Einführung und Fortentwicklung 
der Datenverarbeitung 

— Betrieb von Datenverarbeitungssytemen für die 
vorstehenden Aufgaben und zur Bereitstellung 
subsidiärer Rechenkapazität für die Gesellschaf- 
ter Bund und Land. 

Das Spektrum der Forschungs- und Entwicklungs- 
aufgaben der GMD reicht von der angewandten 
Grundlagenforschung über Arbeiten, die Konzepte 
und ihre prototypische Realisierung zum Ziel ha- 
ben, bis hin zu produktnahen Entwicklungen. Dem 
Technologietransfer wird im Rahmen einer eigens 
hierfür geschaffenen OrganLsationseinheit beson- 
dere Aufmerksamkeit geschenkt 

Die GMD befaßt sich nicht nur mit der Lösung tech- 
nologischer Probleme, sondern bezieht dabei anste- 
hende Fragen der organisatorischen, gesellschaftli- 
chen und sozialen Bedingungen in ihre Arbeiten 
ein. 

Die fachlichen Schwerpunkte konzentrieren sich 
vor allem auf folgende Themen: 

— Beiträge zur Beherrschung der VLSl-Technik 
(VLSI — Very Large Scale Integration) 

— Konzeption und Entwicklung von Hochlei- 
stungsrechnern für numerische und nicht nume- 
rische (algebraische und wissensverarbeitende) 
Prozesse, die nebenläufige und parallele Arbeits- 
und Komraunikationsstrukturen (,>concuiTen- 
cy**) beinhalten 

— Entwurfstechnik von Computerprogrammen für 
die unterschiedlichsten Anwendungen (Software 


Engineering) und auch der Hardware der Com- 
puter selbst mit Hilfe von Computern 

— Entwicklung von Computern der 5. Generation, 
die über das Fachwissen und die Erfahrungen 
von EIxperten verfügen und mit „künstlicher In- 
telligenz“ zur Handhabung dieses Wissens aus- 
gestattet sind (Expertensysteme) 

— Analyse und Modellierung org 2 uiisatorischer Sy- 
steme 

— Kommunikationstechnik 

— Algorithmen für komplexe numerische Simula- 
tionsprozesse und nicht-numerische Datenverar- 
beitung. 

Struktur und Haushalt 

Die GMD gliedert sich in drei Forschungs- und zwei 
Zentralinstitute. 

Hauptsitz ist Schloß Birlinghoven bei Bonn. Weitere 
Betriebsbereiche sind in Sankt Augustin, Bonn und 
Darmstadt Ferner führt die GMD FuE-Arbeiten in 
ihren Forschungsstellen in Berlin und Karlsruhe 
durch. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . , . 

64,5 

69.8 

67,4 

darunter: 

Personalausgaben . , . 

(41.7) 

(46.1) 

(43.4) 

Investitionen 

6^ 

6.1 

8.1 

darunter: 

Bauten , , . . * - . ^ 

(-) 

(0.7) 

(1.5) 


insgesamt . . * 

70,7 

75,9 

73,5 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Forscher 

287 

302 

334 

Techniker 

158 

160 

160 

Übrige 

170 

186 

195 

insgesamt . , • 

615 

648 

689 


Quelle: BMFT 


2.3.8 Qetellschaft für 

Strahlen- und Umweltforschung mbH (QSF), 
Ingolstädter Landstraße 1, 

8042 Neuherberg bei München 

Finanzierung: Bund (90%) und Bayern (10%) 

Aufgaben 

Die Aufgaben der Gesellschaft sind Untersuchun- 
gen in der Strahlen- und Umweltforschung zum 
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Schutz des Menschen und seiner Umwelt vor schäd- 
lichen Auswirkungen der Zivilisation sowie For- 
schung und Entwicklung zur Verbesserung der me- 
dizinischen Versorgung der Bevölkerung. 

Die Arbeiten der GSF sind folgenden interdiszipli- 
nären Forschungsrichtungen zugeordnet: 

— Verteilung und Risiko von Chemikalien in der 
Umwelt 

— Biologisch-medizinische Wirkungen und Wir- 
kungsmechanismen von Chemikalien und 
Strahlung 

— Strahlenschutzforschung 

— Methoden zur Endlagerung radioaktiver und Be- 
seitigung chemischer Abfälle 

— Verbesserung der medizinischen Versorgung. 
Struktur und Haushalt 

Die GSF gliedert sich in wissenschafliche Abteilun- 
gen, die in sechs kollegial geleiteten Instituten zu- 
sammengefaßt sind, und ln vier Institute ohne Glie- 
derung in wissenschaftliche Abteilungen. Daneben 
bestehen die Bereiche Verwaltung und Infrastruk- 
tur. 

Organe der Gesellschaft sind: 

— Gesellschafterversammlung 

— Aufsichtsrat 

— Geschäftsführer 

— Wissenschaftlich-Technischer Rat 

Bei der Gesellschaft besieht ein aus Externen gebil- 
deter (wissenschaftlicher) Beirat, der in wissen- 
schcdtlichen und technischen Fragen die Gesell- 
schaft berät 


Ausgaben ln Mio DM 

Ist 

Soß 

19S3 

19$4 

1985 

Laufende Ausgaben . . , 

95.0 

93.4 

103.0 

darunter; 




Personalausgaben . . . 

(07.5) 

(69.2) 

(71.0) 

Investitionen 

15.5 

18,0 

27,6 

darunter: 




Bauten 

(e;j) 

(5.1) 

(17.7) 

insgesamt . . . 

110.5 

111.4 

130,6 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Forscher 

303 

308 

304 

Techniker 

344 

339 

333 

Übrige 

478 

467 

470 

insgesamt . , . 

1 125 

1 114 

l 107 


Quelle: BMFT 


2.3.9 Qesellschaft für Schwerionenforschung mbH (Q8I), 
Postfach 11 05 41. 6100 Darmstadt 

Finanzierung: Bund (90 %) und Hessen (10 %) 
Aufgaben 

Die Gesellschaft für Schwerionenforschimg hat die 
Aufgabe, Grundlagenforschung mit beschleunigten 
schweren Ionen durchzuführen. Es werden folgende 
wissenschaftliche Fragestellungen bearbeitet: 

— Kernphysik: Reaktionen hochenergetischer 
Atomkerne insbesondere Verschmelzung und 
Erzeugung neuer Isotope 

— Kernchemie: Nachweis neuer Isotope insbeson- 
dere neuer sehr schwerer Elemente 

— Atomphysik: Untersuchung hochionisierter 
Atome 

— Festkörperforschung: Schwerionenlithographie 
und lokale Strukturierung von Festkörper- 
oberflächen durch lonenbeschuß, Kernspurtech- 
nik 

— Biologie; Auswirkungen von Schwerionenbe- 
schuß auf biologische Systeme 

— Beschleunigerentwicklung: Linear- und Ringbe- 
schleuniger für höchste Stromstärken, 

Der Beschleuniger UNILAC ist das zentrale For- 
schungsinstrument der GSI seit deren Gründung. 
Mit Ihm lassen sich alle Ionen bis zum Uran auf bis 
zu 20 MeV pro Kernbaustein beschleunigen. Völlig 
neue Forschungsmöglichkeiten der Kern- und 
Atomphysik werden erschlossen, wenn die GSI die 
Synchrotronbeschleunigeranlage SIS/ESR Ende 
1989 fertiggestellt haben wird. Mit dem Bau wurde 
1985 begonnen. 

Struktur und Haushalt 

Die GSI ist gegüedert in sieben Forschungsberei- 
che. Sondereinrichtungen und Labors, Arbeitsein- 
heiten für zentrale technische Einrichtungen und 
wissenschaftliche Dienstleistungen sowie eine Ver- 
waltungsabteilung. Wissenschaftliche Organe sind 
das Wissenschaftliche Direktorium, intern beraten 
vom Wissenschaftlichen Ausschuß, extern vom Wis- 
senschaftlichen Rat Aufsichtsorgane sind die Ge- 
sellschafterversammlung und der Aufsichtsrat 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . , . 

57.8 

59.5 

63,6 

darunter: 

Personsdausgaben . . . 

(31.1) 

(32.0) 

(32,4) 

Investitionen 

18.7 

17.7 

24.0 

darunter; 

Bauten 

(2.2) 

(5.6) 

(10.5) 


insgesamt . . , 

76,5 

112 

88.5 
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Personal 

1983 

1684 

Ist 

30. Juni 
1985 

Forscher 

120 

130 

124 

Techniker 

264 

265 

270 

Übrige 

44 

46 

46 

insgesamt . . * 

428 

441 

440 


Quelle: BMFT 


2^.10 Hahn-MeitaeHnttitut 

für Kemfofschung Sedlfi GmbH (HMIK 
Gllonlcker Straße 100, 1000 Berltn 39 

FinaTuierung: Bund (90 %) und Berlin (10 %) 
Aufgaben 

Die Arbeiten werden maßgeblich bestimmt durch 
eine breite Palette von Strahlungsquellen (Reaktor 
BER n als Neutronenquelle, Schwerionenbeschleu- 
niger VICKSI, Elektronenbeschleuniger ELBENA 
und LINAC). 

Die Forschungsauigaben liegen schwerpunktmäßig 
in den Bereichen 

— Festkörperforschung 

O Untersuchungen der Elektronenstniküir* 
desatomaren Magnetismus und der Gitterdy- 
namik sowie der elektrischen, magnetischen, 
thermischen und mechanischen Eigenschaf- 
ten von Festkörpern 

O Zuarbeiten zum Fusionsreaktorprogramm 

— Schwerionenphysik 

0 Aufbau der Materie, insbesondere der Atom* 
kerne und der inneren Elektronenschalen 

— Strahlen- und Photochemie 

O Untersuchungen von elektronisch angereg- 
ten molekularen Zwi sehe nzu standen sowie 
von deren Reaktionsmechanismen 

O Photochemische Reaktionen an Grenzflä- 
chen 

— Datenverarbeitung und Elektronik 

O Anwendungsorientierte Arbeiten in der Pro- 
zeßdatenverarbeitung und der digitalen und 
analogen Meßtechnik 

O Rechnergestützte Kommunikation, 

Stoiktür und Haushalt 

Das Institut gliedert sich in vier Arbeitsbereiche 
und Einrichtungen der Infrastruktur. Aufsiebtsor- 
gane sind die Gesellschafterversamralung und der 
Aufsichtsrat Die Gesellschaft wird in Wissenschaft“ 
lich-technischen Fragen von grundsätzlicher Be- 
deutung von einem externen Wissenschaftlichen 
Beirat beraten* 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

1983 

1984 

1989 

Laufende Ausgaben 

58,8 

80,6 

62,9 

darunter: 

Personalausgüben , , , 

(37,9) 

(39,2) 

(40.7) 

Investitionen ,,,*.*.*.* 

39,0 

32.7 

34,4 

darunter: 

Bauten . * * . , p , . - . , . . . 

(23.7) 

(16.5) 

(15,5) 

insgesamt . . * 

97,8 

93.3 

07,3 


Personal 

1983 

19S4 

Ist 

30, Juni 
1985 

Forscher 

248 

252 

252 

Techniker * , . 

219 

221 

220 

Übrige — .. 

192 

107 

192 

insgesamt . . . 

@59 

070 

664 


Queller BMFT 


2.3,11 Max*P(anck*lfisütut für Plasmaphysik (IPP), 

S046 QarcHing 

Finanzierung: Bund (90 %) und Bayern (10 %) 
Aufgaben 

Das Max*Planck -Institut für Ptasmaphysik betreibt 
Forschung auf dem Gebiet der Plasmaphysik und 
angrenzenden Gebietenn Diese Forschungsvorha- 
ben zur kontrollierten Kernfusion werden im Rah- 
men von Assoziationsverträgeii mit EURATOM mit 
allen auf diesem Gebiet arbeitenden Forschungs- 
einrichtungen innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaften abgesümmt EURATOM finanziert daher 
etwa ein Viertel der IPP-Gesamtausgaben. Das In- 
stitut arbeitet eng mit dem Kernforschungszentrum 
Karlsruhe (Entwicklungsgemeinschaft „Kernfu- 
sion**), der Kernforschungsaniage Jülich, mit Indu* 
strieunternehmen — insbesondere bei der Entwick- 
lung der großen Plasmaexperimente — sowie den 
Hochschulen — Entwicklung von speziellen Dia- 
gnostiken, Bearbeitung von Grundlagenprobiemen 

— zusammen. 

Das Hauptziel des IPP ist die Erarbeitung der ptas- 
maphysikalischen und technologischen Grundlagen 
für einen Kernfusionsreaktor, der Energie durch 
kontrüllierte Verschmelzung von Wasserstoffker- 
nen erzeugt* Hierzu baut und betreibt IPP Fusions- 
experimente, Es konzentriert sich dabei auf den To- 
karaak als die am weitesten entwickelte Linie und 
auf den Slallarator als ALternative. 

Die zur Zeit betriebenen Fusionsprojekte sind: 

— ASDEX/Tokamak (Verunreinigungskon trolle im 
Plasma durch einen Divertor, Vergleich ver- 
schiedener Heizmethoden) 
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^Wendelstein VII Ay Stellar alor (Nachweis des 
Einschlußes eines Plasma bei Neutralteüchenin- 
jektion nur durch äußere Magnetfelder ohne 
Plasmastom). 

Geplant bzw. in der Aufbauphase sind als Nachiol' 
geexperimente: 

— ASDEX’Upgrade (DivertoreinsaU bei reaktorre- 
levanten Energieflußdichten) 

— Wendelstein VII-AS (Einsatz modularer Stella- 
ratorspulen mit opUmLerten Magnetfeldern), 

Struktur und Haushalt 

Die Projekte des IPP sind acht Institutsbereichen 
zugeordnet. Daneben gibt es die wissenschaftlich- 
technische Infrastruktur und den Verwaltungsbe- 
reich. Das Direktorium» dessen Vorsitzender der 
wissenschaftliche Direktor ist» besorgt die laufen- 
den Geschäfte und vertritt das (rechtlich unselb- 
ständige) Institut (der Max-Planck-Gesellscbaft), 
Die wissenschaftliche Leitung stellt das For- 
schungsprogramm auf, Sie beschließt den Zeit-, Per- 
sonal- und Finanzrahmen der durchzuführenden 
Forschungsvorhaben. 


Zur Unterstützung des Instituts gibt es ein Kurato- 
rium und zur wissenschafthcheo Beratung einen 
aus Externen bestehenden Fachbeirat. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 


1904 

1985 

Laufende Ausgaben , , . 

d3.2 

95.8 

95,6 

darunter; 

Personalausgaben ... 

(56,5) 

(58.7) 

(59,6) 

Investitionen 

35,3 

47,7 

50,0 

darunter; 

Bauten .............. 

(2.5) 

(3,9) 

(4.6) 


insgesamt . , • 

128,5 

143,5 

145,6 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. J uni 
1985 

Forscher . 

311 

310 

308 

Techniker 

250 

247 

243 

Übrige 

352 

380 

370 

insgesamt . . , 

913 

937 

921 


Quelle: BMFT 


2.3A2 Kemforschurtgsanlage JüHch GmbH (KFA), 

Postfach iai3. 5170 Jülieh 1 

FinaTizierung: Bund (90%) und Nordrhein-Westfa- 
len (10%) 

Aufgaben 

In der Kernforschuogsanlage Jülich stehen die At' 

beitsgefoiete Grundlagenforschung und Energie- 

technologie im ausgewogenen Verhältnis. Zum Ar- 
beitsspektrum der KFA zählen; 

— Energietechnik, insbesondere umweltfreundli- 
che Energieumwandlungsprozesse 

— Kernfusion im Rahmen des europäischen Fu- 
s io n sp rog r a m m s 

— Gesundheits- und Umweltforschung (nuklear- 
medizinische Anwendungen. Biosysteme, künst- 
lich erzeugte Stoffe in Atmosphäre, Hydro- 
sphäre und Biosphäre 

— Stoffeigensc haften und Materialforschung (ma- 
tenalorientierte Untersuchungen, Anwendung 
festkörperphysikalischer Kenntnisse, physikali- 
sche Vorgänge an Phasengrenzen) 

— Nukleare Grundlagenforschung in Verbindung 
mit dem Isochron-Zyklotron, Radio- und Kern^ 
Chemie 

— Analysen, Daten und Methoden (systemanalyti- 
sche Untersuchungen. Meßtechnik, Elektronik, 
Datenverarbeitung). 


Struklur und Haushalt 

Die KFA gliedert sich Ln die vier Vorstandsberei- 
che; Vorsitzender, Projekte und Programme, wis- 
senschaftlich-technische Infrastruktur, Administra- 
tion. Die wissenschaftlichen und technischen Arbei- 
ten des Forschungs- und Entwicklungsprogramms 
werden in den (14) Instituten und in selbständigen 
wissenschaftlichen Abteilungen durchgeführt: für 
einige Vorhaben des FuE-Programms sind Projekte 
eingerichtet 

Organe der Gesellschaft sind: 

— Gesellschafterver Sammlung 

— Aufsichtsrat 

— Geschäftsführer (Vorstand) 

— Wissenschaftlich-Technischer Rat 
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Ausgaben in Mio DM 

1^1 

SoU 

1S83 

1984 

1986 

Laufende Ausgaben ... 

362,1 

369.1 

383,5 

darunter; 




Personalausgaben , , . 

(229,7) 

(232,2) 

(238,6) 

Investitionen . . , 

60.7 

67,2 

70,7 

darunter: 




Bauten 

(26.1) 

(25,4) 

(34.0) 

insgesamt , . , 

422,8 

43e;i 

454,2 


Personal 

1^83 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Forscher 

970 966 058 

975 955 964 

1 451 1 422 1 453 

Techniker 

übrige 

insgesamt . . . 

3 396 3 343 3 375 


QueJle:BMrr 


2.3,13 Kömforschungs 2 ftntnjm Kartsmtie GmbH 
Postfach 36 40, 7500 Karlsruhe 1 

Finanzierung: Bund 90%) und Baden^Würtlemberg 

( 10 %) 

Aufgaben 

Das Kernforschungszentruiu Karlsruhe betreibt 
Insbesondere Kernforschung und kemtechnische 
Entwicklung; es errichtet und betreibt halbtechni- 
sehe Versuchsanlagen. Diese Arbeiten sind zum 
Teil in Projekten organisiert und werden in Abstim- 
mung oder Zusaimnenbarbeit mit Industriepart- 
nem oder den kemtechni sehen Sicherheits- und 
Aufsichtsbehörden durchgeführt. 

Zunehmende Bedeutung haben Forschungsgebiete 
zur Erfassung und Reduzierung unerwünschter Ne- 
benwirkungen technisch-industrieller Entwicklun- 
gen, wie die Klimaforschung und die Querschnitts- 
forschung zur Luftreinhaitung/Waldschäden. Die 
verbleibende Kapazität dient der Grundlagenfor- 
schung sowie der angewandten Forschung und Ent- 
wicklung in ausgewählten nicht-nuklearen Schlüs- 
seltechnologien, 

Die Arbeitsschwerpunkte sind: 

— Projekt Schneller Brüter {insbesondere For* 
schungsarbeiten zur Sicherheit Brennelement- 
entwicklung und Reaktorphysik in Zusammen* 
arbeit mit Industrie) 

— Fusionstechnologie (im Projekt Kernfusion und 
im Rahmen des europäischen Fusionspro- 
gramms Arbeiten zur Materialentwicklimg, su^ 
praleitenden Spulensystemen. Blankettechnolo- 


gie, Plasmaheizverfahren, Tritiumhandhabung, 
Sicherheitsanalyse und Handhabungstechnik) 

— Projekte Wiederaufarbeitung und Abfalibehand- 
lung (Entwicklung und Bau von Versuchsanla* 
gen zur Erprobung der Wiederaufarbeitungs- 
technologie und Abfallbehandlung) 

— Endlagerung (Methoden und Verfahren für End- 
lagerung radioaktiver Abfälle, analytischer Si- 
cherheitsnachweis für Endlager in geologischen 
Formationen) 

— Projekt Nukleare Sicherheit (Arbeiten zur Si- 
cherheit und Um gebungs schütz von Kernkraft- 
werken und Wiederaularbeitungsaniagen, Um- 
gebungsbelastung durch kern technische Anla- 
gen) 

— Technik — Mensch — Umwelt (Wirkung von 
Schadstoffen auf Mensch und Umwelt, aus der 
kommunalen Abfall Wirtschaft, Wasserreini- 
gimgstechnologien, KÜmalorschung, Auswir- 
kungen des Technik-Einsatzes) 

— Festkörper- und Materialforschung (Arbeiten zu 
Werkstoffen hoher Beanspruchung, Supralei- 
tung, Chemie der Festkörper und ihrer 
Oberflächen) 

— Kern- und Teilchenphysik (Arbeiten zur Kern- 
und Mittelenergiephysik, Neutronen- und Teil- 
chenphysik und Physik hochverdichteter Mate- 
rie). 

Struktur und HsushaH 

Das KfK gliedert sich ln fünf Vorstandsbereiche: 
Vorsitzenden Reaktorentwicklung/Reaktorsicher- 
heit, Neue Technologien/Grundlagenforschung, 
Technisch-wissenschaftliche Infrastruktur, Admi- 
nistrattom Die wissenschaftlichen und technischen 
Arbeiten des Forschungs- und Entwicklungspro- 
gramms werden in den 14 Instituten, selbständigen 
wissenschaftlichen Abteilungen und in den Projek* 
ten durchgeführt. 

Organe der Gesellschaft sind! 

— Gese 11 sch af terve r sa mm 1 un g 

— Aufs ichts rat 

— Geschäftsführer (Vorstand) 

— Wissenschaftlich-Technischer Rat 


Ausgaben m Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . , . 

480,0 

403,0 

483,7 

darunter: 




Personal aus gaben . . . 

(213,6) 

(216.4) 

(217,3) 

Investitionen 

110,6 

114.1 

113,0 

darunter: 




Bauten 

(35,9} 

(30,1) 

(37.8) 

insgesamt . . . 

596,6 

577,1 

596,7 
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Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Forscher 

m 

976 

971 

Techniker 

1 081 

1 071 

1 070 

Übrige 

1 178 

1 155 

1 133 

insgesamt . . . 

3 258 

3 202 

3 174 


Quelle: BMFT 


3. Einiichtungen der gemeinsamen Förderung durch 
Bund und Länder (einschließlich der Blauen Liste) 


3.1 Einführung 

Bund und Länder wirken nach Artikel 91b des 
Grundgesetzes bei der Förderung überregional be- 
deutender Forschungseinrichtungen und -Vorhaben 
außerhalb der Ressort- und der Industrieforschung 
zusammen (Gemeinschaftsaufgabe Forschungsför- 
derung). Die Zusammenarbeit vollzieht sich nach 
der 1975 verabschiedeten Rahmenvereinbarung 
Forschungsförderung und den zugehörigen Ausfüh- 
rungsvereinbarungen ^). Diese Abkommen haben 
einheitliche Rechtsgrundlagen für die Zusammen- 
arbeit geschaffen. 

Hiernach werden von Bund und allen Ländern ge- 
meinsam (multilaterale Förderung) die DFG ein- 
schließlich der Sonderforschungsbereiche, die MPG 
sowie elf überregional bedeutsame Elinrichtungen 
mit Servicefunktion für die Forschung gefördert 
Die Grundsatzentscheidungen sind hierbei den Re- 
gierungschefs Vorbehalten. Sie werden in der Bund- 
Länder- Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung (BLK) in einem mehrstufigen 
Verfahren vorbereitet 

Nur mit den Sitzländern werden gemeinsam geför- 
dert (bilaterale Förderung): die FhG, die 13 Großfor- 
schungseinrichtungen, 35 weitere selbständige For- 
schungseinrichtungen mit überregionaler Bedeu- 
tung (die zusammen mit den o. a. elf Serviceeinrich- 
tungen in der sog. Blaue Liste zusammengefaßt 
sind) sowie ein von der Konferenz der Akademien 
der Wissenschaften koordiniertes Programm aus 
z. Z. 95 Einzelvorhaben vorwiegend der Geisteswis- 
senschafterL 

Im übrigen unterrichten sich Bund und Länder ge- 
genseitig über alle wesentlichen Maßnahmen, die 
sie in der Forschungsförderung treffen. 


vgl. die Texte in der Broschüre: Gemeinsame For- 
schungsförderung durch Bund und Lander, Bonn. 
3. Auflage 1981. 


3.2 Forschungsorganisationen 

3.2.1 Max-Pianck-Qeseilachaft zur Förderung der 
Wissenschaften e. V. (MPG). 

Residenzstraße 1 a, 800 München 1 

/nsntutionelle Förderung: Bund (50 %) und Länder 

(50%) 


Aufgaben 

Die Max-Planck-Gesellschaft zur F'örderung der 

Wissenschaften e. V. 

— ist eine Trägerorganisation für zur Zeit rund 60 
hochschulfreie Institute, Forschungsstellen und 
befristete Klinische Forschungs- und Arbeits- 
gruppen unterschiedlicher Größe, Struktur und 
Auf gabenstel lung 

— betreibt Grundlagenforschung in ausgewählten 
Bereichen der Natur-, Geistes- und Sozialwissen- 
schaften 

— fördert neue Forschungsgebiete und ergänzt da- 
mit die Forschung an den Hochschulen 

— kooperiert mit den Hochschulen und stellt ihre 
Großgeräte auch der Hochschulforschung zur 
Verfügung. 


Struktur und Haushalt 

Als Selbstverwaltungsorganisation der Wissen- 
schaft gewährt die Max-Planck-Gesellschaft ihren 
leitenden Wissenschaftlern freie Hand bei der Wahl 
der Forschungsthemen und der Durchführung der 
Forschungsarbeiten. 

Zur Finanzierung ihrer Forschungseinrichtungen 
stehen der Max- Planck-Gesellschaft neben den Mit- 
teln der Institutionellen Förderung auch Mittel aus 
der Projektförderung sowie private Mittel zur Ver- 
fügung. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

Allgemeiner Haushalt^) 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

670,5 

689,4 

714,9 

darunter; 




Personalausgaben . . . 

(406,0) 

(415.4) 

(432,7) 

Investitionen 

105,9 

101,0 

113,2 

darunter: 




Bauten 

(53,5) 

(48.9) 

(55.7) 

insgesamt , . , 

776,4 

790,4 

828,1 

nachrichtlich: 




Projektförderung 




1985 

— 

— 

50,0 

Summe 

— 

— 

878,1 
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Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Forscher 

1 762 

1 763 

1 772 

Techniker 

2 590 

2 602 

2 606 

Übrige 

2 087 

2114 

2125 

insgesamt . . . 

6 439 

6 479 

6 503 


Gesamthaushalt der MPG ohne Ausgaben des Max- 
Planck-Instituts für Plasmaphysik, einschlieOlich der 
Zuschüsse an die selbständigen MPI für Eüsenfor- 
schung und MPI für Kohlenforschung. 

Quelle: BMFT 


Förderung der Forschungsbereiche in der Max-Planck-Gesellschaft auf der Grundlage des 
Haushaltsplans I9Ö5 unter Einbeziehung der Projektförderung 



Betriebsausgaben 

TDM 

Wissen- 

Anteil in Prozent 

Forsch ungsberciche 

schaftliches 

Personal 

Betriebs- 

ausgaben 

Wlssenschaftl. 

Personal 

Astronomie und Astrophysik 

56119 

177 

8,0 

9.0 

Chemie 

105 356 

284 

15,0 

14.3 

Physik I 

80 062 

220 

11,5 

11,1 

Physik II 

66 994 

254 

12.4 

12.9 

Mathematik, Informatik 

2 692 

4 

0.4 

0^ 

Meteorologie, Aeronomie und Erforschung 
des erdnahen Weltraums 

55 762 

130 

8.0 

6.6 

Biomedizinische Forschung 
an Modellorganismen 

87 109 

228 

12.5 

11,6 

Bio medizinische Forschung am höheren 
Tier und am Menschen 

119 509 

325 

17.1 

16,5 

Psychiologie und Verhaltensforschung 
unter biologischen Aspekten 

26 635 

75 

3.8 

3.8 

Züchtungsforschung und Ökologie 

23 574 

50 

3.4 

2.5 

Rechtswissenschaften 

22 255 

97 

3.2 

4.9 

Geschichtswissenschaften 

12 126 

49 

1.7 

2,5 

Sozialwissenschaften 

20 650 

81 

3.0 

4.1 

Insgesamt: 

698 843 1) 

1974 

100,0 

100.0 


Ohne Ausgaben der zentralen Organe und ohne zentral veranschlagte Mittel, einschließlich der Ausgaben des klini 
sehen Instituts des MPI für Psychiatrie, des MPI für Eisenforschung und des MPI für Kohlenforschung. 

Quelle: BMFT 
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Übersicht über die Institute, Forschungsstellen und Klinischen Forschungsgruppen 
der Max-Planck-Gesellschaft nach Bundesländern 


Baden- Württemberg 

Max-Planck-Institut für Astronomie 

Königstuhl 

6900 Heidelberg 1 

Max-Planck-Institut für Biologie 
Spemannstraße 32 
7400 Tübingen 1 

Max-Planck-Institut für Entwicklungsbiologie 
Spemannstraße 1 
Postfach 21 09 
7400 Tübingen 1 

Max-Planck-Institut für Festkörperforschung 
Heisenbergstraße 1 
Postfach 80 06 65 
7000 Stuttgart 80 

Friedrich- Miescher-Laboratorium 
in der Max-Planck-Gesellschaft 
Spemannstraße 37 — 39 
Postfach 21 09 
7400 Tübingen 1 

Max-Planck-Institut für Immunbiologie 
Stü beweg 51 
Postfach 11 69 
7800 Freiburg 

Maoc-Planck-Institut für Kernphysik 
Saupfercheckweg 1 
Postfach 10 39 80 
6900 Heidelberg 1 

Max-Planck-Institut für biologische Kybernetik 
Spemannstraße 38 
7400 Tübingen 1 

Max-Planck-Institut für medizinische Forschung 
Jahnstraße 29 
Postfach 10 38 20 
6900 Heidelberg 1 

Max-Planck-Institut für Metallforschung 
Seestraße 92 
7000 Stuttgart 1 

Max-Planck-Institut für ausländisches 
und internationales Strafrecht 
Günterstalstraße 73 
7800 Freiburg 

Max-Planck-Institut für ausländisches Recht und 

Völkerrecht 

Berliner Straße 48 

6900 Heidelberg 1 

Max-Planck-Institut für Zellbiologie 
Rosenhof 

6802 Ladenburg bei Heidelberg 


Bayern 

Max-Planck-Institut für Biochemie 

Am Klopferspitz 18 a 

8033 Martinsried bei München 

Max-Planck-Institut für ausländisches 
und internationales Patent-, Urheber- 
und Wettbewerbsrecht 
Siebertstreiße 3 
8000 München 80 

Max-Planck-Institut für Physik und Astrophysik 
Föhringer Ring 6 
Postfach 40 12 12 
8000 München 40 

Max-Planck-Institut für Plasmaphysik 

Blotzmannstraße 2 

8046 Garching bei München 

Max-Planck-Institut für Psychiatrie 
(Deutsche Forschungsanstalt für Psychiatrie) 
Kraepelinstraße 2 und 10 
Postfach 40 12 40 
8000 München 40 

Max-Planck-Institut für psychologische Forschung 
Leopoldstraße 24 
Postfach 44 01 09 
8000 München 40 

Max-Planck-Institut für Quantenoptik 

Forschungsgeiände 

Postfach 15 13 

8048 Garching bei München 

Max-Planck-Institut für ausländisches 
und internationales Sozialrecht 
Leopoldstraße 24 
Postfach 44 01 09 
8000 München 40 

Max-Planck-Institut für Verhaltensphysiologie 
8131 Seewiesen über Stamberg/Obb. 

Forschungsstelle Gottstein 
in der Max-Planck-Gesellschaft 
Frankfurter Ring 243 
Postfach 40 06 48 
8000 München 40 

Forschungsstelle für Psychopathologie und 
Psychotherapie in der Max-Planck-Gesellschaft 
Montsalvatstraße 19 
8000 München 40 

Max-Planck-Gesellschaft 

Klinische Forschungsgruppe für Multiple Sklerose 
an der Neurologischen Klinik 
der Universität Würzburg 

(Hermann und Lilly SchilUng-Forschungsgruppie) 
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Josef'Schneidef'Straße 11 
Postfach 61 20 
Ö700 Würzbiirg 


Berlin 

Max-Planck-Institut für Bildungsforschung 
LentzealJee 94 
1000 Berlin 33 

Fritz-Haber-Institut der MaX’ Planck-Gesellschaft 
Faradayweg 4 — 6 
1000 Berün 33 

Max'PIaEick-institut für molekulare Genetik 
Ihnestraße 63 — 73 
1000 Berlin 33 


Hamburg 

Max-Planck-Institut für Meteorologie 
Bundesstraße 55 
2000 Hamburg 13 

Max-Planck-Institut für ausländisches 
und internationales Privatrecht 
Mittelweg 187 
2000 Hamburg 13 


Hessen 

Max-Planck-Institut für Biophysik 

Kennedyallee 70 

6000 Frankfurt/ Main 70 

Gmelin-Institut für anorganische Chemie und 

Grenzgebiete der Max-Planck-Gesellschaft 

Varrentrappstraße 40 — 42 

Carl-Bosch-Haus 

Postfach 90 04 67 

6000 Frankfurt/Main 90 

Max-Planck-Institut für Hirnforschung 
Deutschordenstraße 46 
Postfach 71 04 09 
6000 Frankfurt/Main 71 

Max-Planck-Institut für physiologische und 
klinische Forschung, W. G, KerckhofMnstitut 
Parkstraße l 
6350 Bad Nauheim 

Max-Planck-Institut für europäische 
Rechtsgeschichte 
Freiherr-vom-Stein-StraÖe 7 
6000 Frankfurt/Main 1 

Max-Planck-Gesellschaft 

Klinische Forschungsgruppe für Blutgerinnung 

und Thrombose am Klinikum 

der Universität Gießen 

Gedfkystraße 11 

6300 Gießen 


Niedersachsen 

Max-Planck-Institut für Aeronomie 
Postfach 20 

3411 Katlenburg-Lindau 

Max- Planck -Institut für biophysikalische Chemie 
{Karl-Friedrich-Bonhoeffer-Institut) 

Am Faßberg 
Postfach 28 41 

3400 Göttingen-Nikolausberg 

Max-PIanck-institut für experimentelle 
Endokrinologie 
Konstanty-Gutsckow-Straße 8 
Postfach 61 03 09 
3000 Hannover 61 

Max-Planck-institut für Geschichte 
Herraann-Föge-Weg 11 
Postfach 28 33 
3400 Göttingen 

Max-Planck-institut für experimentelle Medizin 
Hermann-Retn-Straße 3 
3400 Gottingen 

Max- Planck- Institut für Strömungsforschung 
Böttingerstraße 4—6 
Postfach 26 53 — 28 54 
3400 Göttingen 

Max-Planck-Gesellschaft 

Klinische Arbeitsgruppe an der Medizinischen 
Klinik der Universität Göttingen 
Goßierstraße 10 d 
3400 Göttingen 


Nordrhein- Wesüalen 

Max-Planck-institut für Eisenforschung GmbH 
Max- Planck -Straße 1 
Postfach 14 02 60 
4000 Düsseldorf 1 

Max-Planck-Institut für Ernähruogsphysiologie 
Rheinlanddamm 201 
4600 Dortmund 1 

Max-Planck-institut für GeseUschaftsforschung 
Lothringer Straße 78 
5000 Köln 1 

Max-Planck-Institut für Kohtenforschung 
Kaiser-Wilhelm-Platz 1 
Postfach 01 13 53 
4300 Müiheim/Ruhr l 

Max- Planck- Institut für Mathematik 
Gottfried-Claren-Straße 26 
5300 Bonn 3 

Max-Planck-Institut für neurologische Forschung 
Ostmerheimer Straße 200 
5000 Köln 91 

Max-Planck-institut für Radioastronomie 
Auf dem Hügel 69 
5300 Bonn 1 
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MaX’ Planck -Institut für Strahlenchemie 
Stiftstraüe 34 — 30 
4330 Mülheim/Ruhr 1 

M ax- Planck*! nsti tut für Systemphysiologie 
Rheinlanddamm 201 
4600 Dortmund 1 

Max- Planck- Institut für Züchtungsforschung 
(Erwin-Baur-Institut) 

Egelspfad 
5000 Köln 30 

Max-Planck-Gesellschaft 
Klinische Forschunggruppe für Reproduktions- 
medizin an der Frauenklinik 
der Universität Münster 
Steinfurter Straße 107 
4400 Münster 


Rheinland-Pfalz 

MaX'Planck-Institut für Chemie 
(Otto-Hahn-Institut) 

Saarstraße 23 
Postfach 30 60 
6500 Mainz 

M ax- PI anck* Institut für Polymerforschung 
Jakob-Welder*Weg 15 
Postfach 31 48 

c/o Institut für Physikalische Chemie 
der Universität Mainz 
6500 Mainz 


Schleswig* Holstein 

Max-Planck-Institut für Limnologie 
August-Thienemann-Straße 2 
Postfach 165 
2320 Plön/Holstein 


Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland 
gelegene Max* Planck- Institute 

Bibliotheca Hertziana — Max-Planck-Institut 
Palazzo Zuccari 
Via Gregoriana 28 
1-00187 Rom, Italien 

Max-Planck-Institut für Psycholinguistik 

Berg en Dalseweg 79 

NL-6522 Nijmegen, Niederlande 


Quelle: BMFT 


3.2.2 Fraunhofor-Oesellschaft mr Förderung 
dar angewandten Forschung a. V, (FhQ), 

LeonrodatraBa 54, 9000 MOnchan tO 

Finanzierung: a) 26 Vertragsforschungsinstitute: 

60% eigene Erträge, 40% erfolgs- 
abhängige institutionelle Förde- 


rung — davon 90% Bund und 10% 
sieben Länder 

b) sechs verteidigungsbezogene For- 
schungsinstitute: 

100% Förderung durch den 
BMVg (institutionelle Förderung 
und Projektfinanzierung) 

c) zwei Dienstleistungs- 
einrichtungen: 

25% eigene Erträge, 75% institu- 
tionelle Förderung durch Bund 
und Lander 


Aufgaben 

— Vertragsforschung 

O Auftragsforschung für die Wirtschaft 

O Projektforschung für staatliche Stellen 

O Verbund Projektforschung für Wirtschaf tsun- 
ternehmen und staatliche Institutionen 

O FuE-Vorhaben für mittelständische Unter- 
nehmen (Förderquote 40% bis 60%) 

O Eigenforschungsvorhaben (40% durch insti- 
tutioneile Förderung) zur Erhaltung der wis- 
senschaftlichen Qualität, Sicherung der 
Marktchancen oder Erschließung neuer For- 
schungsbereiche 

— Verteidigungsforschung 

O Ressortforschung für den BMVg (Grund- und 
Ih*ojektfinanzierung zu 100% durch den 
BMVg) 

— Dienstleistungen 

O Patentstelle für die Deutsche Forschung als 
Dienstleistungseinrichtung für öffenthche 
Forschungseinrichtungen und freie Erfinder 

O Informationszentrum RAUM imd BAU als 
Datenbankanbieter für die Bereiche Raum- 
ordnung, Städtebau, Wohnungswesen und 
Bauwesen. 


Struktur und Haushalt 

Die Geschäfte der FhG führt der Vorstand; er wird 
dabei von der Zentralverwaitung unterstützt Der 
Senat wird von der Mitgliederversammlung ge- 
wählt und beschließt die Grundzüge der For- 
schungspoHtik, die Forschungs- und Ausbaupla- 
nung und entscheidet über die Errichtung bzw, Auf- 
lösung oder fachliche Zusammenfassung der Insti- 
tute. Der Wissenschaftlich-Technische Rat berät 
und unterstützt die übrigen Organe der Gesell- 
schaft ln wissenschaftlich-technischen Fragen von 
grundsätzlicher Bedeutung. Träger der Forschungs- 
arbeit der FhG sind die Institute. Den Leitern der 
Institute und den Organen der Gesellschaft stehen 
die Institutskuratorien, die vom Vorstand berufen 
werden, beratend zur Seite. 
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Fachbereiche der Fraunhofer-Gesellschaft 


Fachbereich 

Beschäftigte 

1985 

Aufwand 1985 
(in Mio DM) 

Mikroelektronik 

305 

35 

Informaüonstechnik 

254 

30 

Fh’oduktionsautomatisierung 

403 

47 

Fertigungstechnologien 

144 

17 

Werkstoff- und Bauteilverhalten 

497 

58 

Verfahrenstechnik 

317 

37 

Energie- und Bautechnik 

228 

27 

Umweltforschung 

312 

36 

Technisch-wirtschaftliche Studien/Fachinformation 

182 

21 

Insgesamt . . . 

2 642 

308 


Erlöse aus FuE 
in Mio DMi) 

Ist^) 

Soll’) 

1983 1984 

1985 


144 151 

151 


Ausgaben in Mio DM 

Ist») 

Soll’) 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

228 

254 

253 

darunter; 




Personalausgaben . . , 

(161) 

(175) 

(182) 

Investitionen 

89 

107 

103 

darunter; 




Bauten 

(45) 

(50) 

(48) 

insgesamt . . . 

317 

361 

356 


Personal^) 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Forscher 

758 

819 

932 

Techniker 

524 

557 

583 

Übrige 

908 

928 

966 

insgesamt . . . 

2 190 

2 304 

2 481 


Vertragsforschungseinnahmen der FhG von Bund. In- 
dern, Industrie. Wirtschaftsverbänden. Einrichtungen 
der Forschungsförderung. Sonstigen. 

Die Ist-Werte waren erheblich höher als das jeweilige 
Soll des Wirtschaftsplans. 

Soll It Wirtschaftsplan. 

Ohne projektbezogene 2^itstellen (entsprechend Bun- 
deshaushaltsplan). 

Quelle; BMFT 
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Institute der Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung e. V, 
nach Bur^desländem 


Bad e n - Wü rttc m be rg 

Fraunhofer- Institut für Bauphysik (IBP) 

Nobels traJie 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraunhofer^Institut für Angewandte 
Festkörperphysik (lAF) 

Eckerstraße 4 
7800 Freiburg 

Fraunhofer-Institut für KurzzeUdynamik 
„Emst-Mach-Institut“ (EMI) 

Eckerstraße 4 
7800 Freiburg 

Fraunhofer-Institut für Treib- und Explosivstoffe 
(ICT) 

Institutsstraße 

7507 Pfinztai-Berghausen 

Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- 
und Bioverfahrenstechnik (IGB) 

Nobelstraße 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraunhofer- Institut für Information- 
und Datenverarbeitung (HD) 
Sebastian-Kneipp-Straße 12 — 14 
7500 Karlsruhe I 

Informationszentrum Raum und Bau (IRB) 

Nobelstraße 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraunhofer-Institut für Produktionstechnik 
und Automatisierung (IPA) 

Nobelstraße 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraunhofer-Institut für Physikalische Meßtechnik 
(IPM) 

Heidenhof Straße 8 
7800 Freiburg 

Fraunhofer-Institut für Werkstoöraechanik (IWM) 
Wöhlerstraße 11 
7B0Ö Freiburg 

Fraunhofer-Institut für Systemtechnik 
und Innovationsforschung (ISI) 

Breslauer Straße 48 
7500 Karlsruhe 1 

Technologie-Entwicklungsgruppe Stuttgart (TEG) 

Instituts Zentrum Stuttgart 

Nobelstraße 12 

7000 Stuttgart 80 (Vaihingen) 

Fraunhofer-Institut für Solare Energiesysteme 
(ISE) 

Oltmannstraße 22 
7800 Freiburg 


Fraunhofer-Institut für Arbeitswirtschafl 
und Organisation (IAO) 

Silberburgstraße 119 A 
7000 Stuttgart 1 


Bayern 

Fraunhofer-Institut für Atmosphärische 
(Jm Weltforschung (lAU) 

Kreuzeckbahnstraße 19 
8100 Garmisch-Partenkirchen 

PaLentstelle für die Deutsche Forschung (PST) 
Leonrodstroße 68 
8000 München 10 

Fraunhofer-Institut für Silicatforschung (ISC) 
Neunerplatz 2 
8700 Würzburg 

Fraunhofer-Institut für Lebe ns mitte Itechnologie 
und Verpackung (ILV) 

Schragenhofstraße 35 
8000 München 50 

Fraunhofer-Institut für Festkörpertechnologie (IFT) 
Paul-Gerhard-Aliee 42 
8000 München 60 

Fraunhofer-Institut Für Hydroakustik (IHAK) 

Waldparkstraße 41 

8012 Ottobrunn b. München 

Befristete Wissenschaftliche Arbeitsgruppe 
für Integrierte Schaltungen (AIS) 

Am Wetterkreuz 13 
8520 Elrlangen-Tennenlohe 


Berlin 

Fraunhofer-Institut für Produktionsanlagen 
und Konstruktionstechnik (IPK) 

Kleiststraße 23 — 26 
1000 Berlin 30 

Fraunhofer-Institut für Mikrostrukturtechnik (IMT) 
Dillenburger Straße 53 
1000 Berlin 33 


Bremen 

Fraunhofer- Institut für Angewandte 
Materialforschung (IFAM) 

Lesumer Heerstraße 36 
2820 Bremen^Lesum 
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Hessen 

Fraunhofer-Institut für Betriebsfestigkeit (LBF) 

Bartningstraße 47 

6100 Darmstadt-Kranichstein 


Niedersachsen 

Fraunhofer-Institut für Holzforschung 
„Wilhelm-Klauditz-Institut“ (WKI) 
Bienroder Weg 54 E 
3300 Braunschweig 

Fraunhofer-Institut für Toxikologie 
und Aerosolforschung (ITA) 
Nikolai-Fuchs-Straße 1 
3000 Hannover 61 

Erfinderzentrum Norddeutschland (EIZN) 
Abteilung der Patentstelle 
Friesenstraße 14 
3000 Hannvoer 1 


Nordrhein -Westfalen 

Fraunhofer-Institut für Umweltchemie 
und Ökotoxikologie (lUCTT) 

5948 Schmallenberg/Grafschaft 


Fraunhofer-Institut für Naturwissenschaftlich- 
Technische Trendanalyse (INT) 

Appelsgarten 
5350 Euskirchen 

Fraunhofer-Institut für Produktionstechnologie 
(IPT) 

Steinbachstraße 53 B 
5100 Aachen 

Fraunhofer- Institut für Transporttechnik 
und Warendistribution (ITW) 

Erail-Figge- Straße 75 
4600 Dortmund 50 

Fraunhofer- Institut für Mikroelektronische 
Schaltungen und Systeme (IMS) 
Bismarckstraße 69 
4100 Duisburg 

Fraunhofer-Institut für Lasertechnik (ILT) 
Drosselweg 87 
5100 Aachen 


Saarland 

Fraunhofer-Institut für Zerstörungsfreie 
Prüfverfahren (I21FP) 

Universität. Gebäude 37 
6600 Saarbrücken 11 


Drucksache 10/5298 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Personaleinsatz in den Fachbereichen 


BWA“' C 


1984 L 


] 


3 


1985 

1986 


Beschäftigte 


600 



Mikroelektronik 

Produktions- 

1 

Werkstoff- und 


automat jsierung 

Bauteilverhalten 


Energie- und 
Bautechnik 


Techn. -wirtschaft- 
liche Studien / 
Fachinformation 


Informations- Fertigungs- Verfahrens- Umwelt- 
technik technologien technik forschung 


«'Befristete Wissenschaftliche Arbeitsgruppe 


Quelle: BMFT 
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3.3 InstHutioneile Förderung der EtnrichtungeTi der Blauen Liste durch Bund und Länder 

— in TDM — 


Einrichtung 

Finanzie- 
nuigsanteil 
Bund; Land 
(Länder) 

RessortzU' 
ständig keit 
beim Bund 

Ist 

Soll 

SoU 

S - Ein- 
richtung 
m. Service- 
funktion 

1984 

19»5 

198« 

BADEN-WÜRTTEMBERG 

1. Deutsches Irkstitut für Fernstudien an 
der Universität Tübingen (DIFF) 

50 ; 50 

BMBW 

11300 

11 360 

10 106 

2. Fachinforraationszentrum (FIZ) 4 
{Energie, Physik, Mathematik), 

Karlsruhe 

65 ; 15 S 

BMFT 

23 202 

24 959 

26 990 

3. Kiepenheuer-lnstitut für Sonnetiphysik 
(KIS) 

50 :50 

BMFT 

3 327 

3 371 

3 570 

4. Institut für Deutsche Sprache, (IDS), 
Mannheim 

50:50 

BMFT 

6 304 

6 945 

7 270 

BAYERN 

5. Deutsche Forschungsanstait 

für Lebensmittelchemie (DFA), Garching 

50:50 

BME 

2 738 

3 202 

3 287 

6, Deutsches Museum (DM), München 
{Forschungsanteil 30 %) 

50i50 

BMI 

5 676 

5 718 

5 892 

7. Germtmisches Nationalmuseum (GNM), 
Nürnberg 

(Forschungsanteil 65 %) 

50:50 

BMI 

5 868 

6 040 

6 486 

8, Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, 
e. V, (IFO), München 

50 : 50 

BMWi 

9 430 

8 989 

9 000 

9. Institut für Zeitgeschichte (IfZ), 

München 

50 : 5Ö 

BMFT 

3 347 

3 663 

4 621 

BERLIN 

10. Deutsches Bibliotheksinstitut (DBI), 

Berlin 

30:70 S 

BMBW 

7 457 

7 608 

7 717 

IL Deutsches Institut für Wirtschaf ts- 
forschung (DIW), Berlin 

50:50 

BMWi 

11 111 

11 965 

11 582 

12. Fachinformationszentrum 3 (Chemie), 
GmbH (FIZ 3), Berlin 

50:50 S 

BMFT 

5160 

6 523 

6 721 

13. Heinrich-HertZ'Institut für Nachrichten- 
technik Berlin GmbH (HHI), Berlin 

50:50 

BMFT 

14 344 

18 998 

23 156 

14. Wissenschaftszentrum Berlin GmbH 
(WZB), Berlin 

75:25 

BMFT 

16 583 

21 067 

25 388 

BREMEN 

15. Deutsches Schiff ahrtsmuseura (DSM), 
Bremerhaven (Forschungsanteil 65 %) 

50:50 

BMI 

2 054 

2 250 

2 302 

16. Institut für Meeresforschung Bremer- 
haven (IfMB), Bremerhaven 

50:50 

BMFT 

7 225 

6 683 

1) 


Ab 1. Januar 19Ö6: Eingüederueg ln das Alfred -Wegener- Institut für Polarforschung 
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Einrichtung 

Finanzie- 
rungsanteü 
Bund : Land 
(Länder) 

Eessortzu- 
standigkelt 
beim Bund 

Ist 

Soll 

Soll 

S Ein- 
richtung 
m. Service- 
funktion 

19Q4 

1985 

1986 

HAMBURG 

17. Bernhard-Nocht-Iastitut für Schiffs- und 
Tropenkrankheiten (BNI), Hamburg 

50:50 

BMJFG 

8 006 

7 967 

8 318 

18. Deutsches Überseeinstitut (DÜl), 

Hamburg 

50:50 

AA 

7 064 

7 293 

7 353 

19. Heinrich* Pette- Institut für experinxen- 
teile Virologie und Immunologie an der 
Universität Hamburg (HPI), Hamburg 

50 : 50 

BMJFG 

6 933 

7 072 

7 444 

20, HWWA-Institut für Wirtschaftsforschung 
(HWWA), Hamburg 

50 :5ü 

BMWi 

14 181 

15 182 

15 570 

HESSEN 

21. Deutsches Institut für Internationale 
Pädagogische Forschung (DIPF), 
Frankfurt/Main 

50:50 

BMBW 

6 133 

6 362 

6 574 

22. Forschungsinstitut Senckenberg (FIS), 
Frankfurt/Main 

50 ! 50 

BMFT 

11 519 

U753 

12 288 

23. Gesellschaft für Information und Doku- 
mentation (GID), Frankfurt/Main 

65 : 35 S 

BMFT 

22 621 

23 205 

23 555 

24. Joharm-Gottfried-Herder-Forsehungsrat 
(JGHF), Marburg 

50:50 

BMB 

4 010 

4 110 

4 242^" 

25, Pädagogische Arbeitsstelle des 

Deutschen Volkshochschulverbandes 
(PAS). 

F r ankfurt/ M ain 

50 : 50 S 

BMBW 

2 433 

2 499 

2 563 

NIEDERSACHSEN 

26. Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung (ARL), Hannover 

30 r70 S 

BMBau 

2 693 

2 772 

2 842 

27. Deutsches Pi'imatenzentrum (DPZ), 
Güttingen 

50 :50S 

BMFT 

13 416 

7 878 

7 520 

26. Institut für Erdälforschung (IfE), 
Clausthal-Zellerfeld 

50 :50 

BMWi 

2 582 

3 078 

3 212 

29. Institut für den Wissenschaftlichen Fikn^ 
(IWP), Göttingen 

50 :50 S 

BMFT 

8 371 

8 816 

9 027 

30. Niedersächsisches Landesamt für Bo- 
denforschung {NLfB), Abteilung t: 

, Geo wis se nschaf tlich e Gerne insch af ts- 
aufgaben", Hannover 

50 :50 

BMWi 

8610 

7 906 

7 947 

31. Technische Informationsbibliothek an 
der Technischen Universität (TIB), 
Hannover 

30 : TOS 

BMFT 

10 600 

11044 

11 796 
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Einrichtung 

Finanzie- 
rungsanteil 
Bund: Land 
(Länder) 

Ressortzu- 
ständigkeit 
beim Bund 

Ist 

SoU 

Soll 

S * Ein- 
richtung 
m. Service- 
funktion 

1984 

1985 

1986 

NORDRHEIN-WESTFALEN 






32. Deutsches Bergbau-Museum (DBM), 
Bochum 

(Forschungsanteil 50 %) 

50:50 

BMI 

2 730 

2 805 

3 106 

33. Diabetes-Forschungsinstitut an der 

Universität Düsseldorf (DFI), Düsseldorf 

50:50 

BMJFG 

11 846 

12 439 

12 562 

34. Forschungsinstitut für Rationalisie- 
rung (FIR). Aachen 

50:50 

BMWi 

2 254 



35. Institut für Arbeitsphysiologie an der 
Universität Dortmund (IfA), Dortmund 

50:50 

BMA 

9 212 

9 713 

10 097 

36. Forschungsinstitut für Kinderernährung 
Dortmund (IFK), Dortmund 

50:50 

BMJFG 

2 834 

3 053 

3 133 

37. Institut für Spektrochemie und ange- 
wandte Spektroskopie (ISAS), Dortmund 

50:50 

BMFT 

8 498 

8 730 

9 112 

38. Medizinisches Institut für Umwelthy- 
giene an der Universität Düsseldorf 
(MIU), Düsseldorf 

50:50 

BMI 

15 496 

16 037 

16 977 

39. Rheinisch-Westfälisches Institut für 
Wirtschaftsforschung (RWI). Essen 

50:50 

BMWi 

4 060 

4 158 

4 528 

40. Zentralbibliothek der Medizin (ZBM), 

Köln 

30 : 70 S 

BMJFG 

4 592 

5 212 

5 517 

41. 2k)ologisches Forschungsinstitut und Mu- 
seum Alexander Koenig (ZFMK), Bonn 

50:50 

BMI 

1 780 

1 853 

1 849 

RHEINLAND-PFALZ 






42. Forschungsinstitut für öffentliche Ver- 
waltung bei der Hochschule für Verwal- 
tungswissenschaften Speyer (FÖV), 

Speyer 

50:50 

BMI 

2 333 

2 416 

2 518 

43. Römisch-Germanisches Zentralmuseum 
Forschungsinstitute für Vor- und Früh- 
geschichte (RGZM), Mainz 
(Forschungsanteil 65 %) 

50 : 50 

BMI 

3 078 

3 174 

3 295 


*) Die gemeinsame Förderung wurde am 31. Dezember 1984 beendet. 


215 


Drucksache 10/5298 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Einrichtung 

Finanzie* 

rungsanteil 

Buiä:Land 

(Länder) 

S - Ein- 
richtung 
m. Service- 
funktion 

Ressortzu- 
siändigkeit 
beim Bund 

Ist 

Soll 

SoU 

1984 

1085 

1986 

SCHLESWIG- HOLSTEIN 

44. Forschungsinstitut Börstel 

Institut für experimentelle Biologie und 
Medizin (FIB), Börstel 

50:50 

BMJFG 

20 284 

20 363 

22 919 

45. Institut für die Pädagogik der Naturwis- 
senschaften an der Universität Kiel 
(IPN), Kiel 

50:50 

BMBW 

6 533 

7 114 

7 310 

46. Institut für Meereskunde an der Univer- 
sität Kiel (IfM), Kiel 
(Forschungsanteil 87,5 %) 

50:50 

BMFT 

18 572 

23 724 

23 160 

47. Institut für Weltwirtschaft an der Uni- 
versität Kiel (IfW), Kiel 

48. Zentralbibliothek der Wirtschaftswissen- 
schaften (ZBW), Kiel 

50:50 

50 : 50S 

BMWi 

BMWI 

15760 

17 493 

17 702 

Summe 



394 106 

414 550 

428 122 


Quelle: BLK und BMFT 


3.4 Überregionale Informatlonseinrichtungen 
und zentrale Fachbibliotheken 

Die überregionalen Fachinformationseinrichtungen 

und -Zentren sowie die zentralen Fachbibliotheken 

haben folgende Aufgaben: 

— Aufbau von Literatur- und Fakteninformations- 
banken 

— Angebot und Vertrieb von Informationsdien- 
sten 

— Bereitstellung von Informationsbanken für die 
Online-Nutzung über Fachinformations-Rechen- 
zentren 

— Bereitstellung von Literatur. 
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Übersicht der zentralen Fachinformationselnrichtungen und zentralen Fachbibliotheken 


Ressort/Name 

Fachixiformationsgebiet 

Finanzierung 

Ausgaben 

1985 

(Soll) 

— in Mio 
DM — 

Personal 

1985 

(SoU) 

BMI 

Umweltbundesamt/Gruppe 
ÜMPLIS (Information und 
Dokumentation Umwelt), 
Berlin 

Umweltschutz (u. a, For- 
schungs- und Literatur- 
datenbank) 

Bund (BMI) 

2.7 

50 

BMJ 

JURIS (Juristisches Infor- 
mationssystem), Bonn 

Rechtsprechung, Literatur 
und Normen (Bundesrecht) 

Bund (BMJ) 

8.7 

48 

BMWi 

Informationszentrum im 
HWWA-Institut für Wirt- 
schaftsforschung, Hamburg 

Wirtschaftswissenschaften, 
Wirtschaftspraxis, wirt- 
schaftsrelevante Nachbar- 
disziplinen 

Bund (BMWi) 

50 %; Ham- 
burg 50 % 

7.0 

104 

BMWi 

Zentralbibliothek der Wirt- 
schaftswissenschaften und 
Wirtschaftsarchiv, Kiel 

Wirtschaftswissenschaften 

Bund (BMWi) 

50 %: Schles- 
wig-Holstein 
50% 

10,2 

118 

BMWi 

Bundesstelle für Außenhan- 
delsinformation, BfAi, Köln 

Außenhandelsinformation 

Bund (BMWi) 

20,2 

151 

BMWi 

Fachinformationszentrum 
Technik e. Frankfurt/M. 

Elektrotechnik, Feinwerk- 
technik, Maschinenbau, 

Kraftf ahrwese n 

Bund (BMWi) 

55 %: Wirt- 
schaft 45 % 

8,0 

55 

BMWi 

Fachinformations Zentrum 
Werkstoffe e. V., Berlin 

Hüttenkunde, Werkstoffe, 
Metailbe- und -Verarbeitung 

Bund (BMWi) 
45 ^rün 

5 %; Wirt- 
schaft 50 % 

B3 

64 

BMWi 

Deutsches Informationszen- 
trum für Technische Regeln 
(DITR) im DIN. Berlin 

Technische Regeln 

Bund (BMWi) 

50 %: Wirt- 
schaft 50 % 

5.6 

35 

BMWi 

Verein Textildokumentation 
und -information e. V., 
Ratingen 

Textiltechnik 

Bund (BMWi) 
40 %; Bayern 

25 %; Wirt- 
schaft 35 % 

0.6 

6 

BMWi 

Informationszentrum Roh- 
stoffgewinnung, Geowissen- 
schaften, Wasserwirtschaft 
bei der Bundesanstalt für 
Geowissenschaften und 
Rohstoffe (BGR). Hannover 

Rohstoffgewinnung. Geowis- 
senschaften. Wasserwirt- 
schaft 

Bund (BMWi) 

85 %; Nieder- 
sachsen 15% 

12 

8 

BML 

Zentralstelle für Agrardoku- 
mentation und -information 
(ZADI), Bonn 

Ernährung, L5mdwirtschaft 
und Forsten sowie Koordi- 
nierung der Literatur- und 
Faktendokumentation 

Bund (BML) 

in Bundes- 
anstalten 
integriert 
3,3 

31 
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RessortyName 

Fachinformationsgebiet 

Finanzierung 

Ausgaben 

1985 

(Soli) 

— in Mio 
DM — 

Personal 

1985 

(Soll) 

BMV 

Bundesanstalt für Straßen- 
wesen. BAST, Bergisch 
Gladbach 

Verkehrsdatenbank, Doku- 
mentation der Verkehrs- 
wirtschaft und des Straßen- 
wesens 

Bund (BMV) 

0,7 

6 

BMFT 

Fachinformationszentrum 
Chemie GmbH, Berlin 

Chemie einschließlich 
Grenzgebiete 

Bund (BMFT) 
50 %; Länder 
50% 

16,1 

53 

BMFT 

Fachinformationszentrum 
Energie, Physik, Mathema- 
tik GmbH. Karlsruhe 

— Energie. Kernforschung 
und Kerntechnik, Luft- 
und Raumfahrt, Welt- 
raumforschung, Mathe- 
matik, Physik, Astrono- 
mie und Astrophysik 

— Service-Rechenzentrum 
insbesondere für die 
Fachinformationssyste- 
me: Energie, Physik und 
Mathematik; Chemie; 
Werkstoffe; Rohstoffge- 
winnung und Geowissen- 
schaften; Raumordnung, 
Städtebau, Wohnungswe- 
sen und Bauwesen: 
Technik 

Bund (BMFT) 
85 %; Länder 
15% 

32.8 

219,5 

BMFT 

Inforraationszentnim Raum 
und Bau (IRB) der FhG, 
Stuttgart 

Raumordnung, Städtebau, 
Wohnungswesen und Bau- 
wesen 

Bund (BMFT) 
90 %: Länder 
10% 

7.4 

65,5 

BMFT 

Technische Informationsbi- 
bliothek an der Universität 
Hannover (TIB) 

Zentralbibliothek für Tech- 
nik einschl Chemie, Mathe- 
matik, Physik sowie techni- 
sche und naturwissenschaft- 
liche Literatur vor allem 
des Auslandes 

Bund (BMFT) 
30 %: Länder 
70% 

13,8 

135 

BMFT 

Informationszentrum So- 
zialwissenschaften (IZ) bei 
der Arbeitsgemeinschaft So- 
zialwissenschaftlicher Insti- 
tute e. Vn Bonn 

Sozi al wissensch 6if te n 
einschl. Bildungswesen, 
Wirtschaftswissenschfidten, 
Arbeitsmarkt und Berufs- 
forschung 

Bund (BMFT) 

2.3 

12 

BMFT 

Zentralarchiv für empiri- 
sche Sozialforschung (ZA) 
der Universität Köln, Köln 

Originaldaten sozialwissen- 
schaftlicher Umfragefor- 
schung 

Bund (BMFT) 

2,2 

19 

BMJFG 

Deutsches Institut für medi- 
zinische Dokumentation 
und Information (DIMDI), 
Köln 

Gesundheitswesen, Medizin. 
Biologie 

Bund 

(BMJFG) 

23,5 

88 


Quelle: Angaben der zuständigen obersten Bundesbehörden 
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4. Bundesanstalten und andere Einrichtungen 
der Ressortforschung des Bundes 

(Die folgenden Angaben über Haushalt und 
Personal beruhen auf Angaben der jeweils 
zuständigen obersten Bundesbehörden) 


4.1 Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Auswärtigen (AA) 

4.1.1 Deutsches Archäologisches Institut (OAI), 
PodbieiskialleSS— 71. 1000 Berlin 33 

Institut für Wissenschaftliche Kooperation in der 
Rechtsform einer unselbständigen Anstalt des öf- 
fentlichen Rechts im Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers des Auswärtigen 


Aufgaben 

Das Deutsche Archäologische Institut, das aus den 
1829 in Rom gegründeten Institut für Archäologi- 
sche Korrespondenz hervorgegangen ist, hat die 
Aufgabe, Forschungen auf dem Gebiet der Archäo- 
logie und ihrer Nachbarwissenschaften durchzufüh- 
ren, zu fördern und zu veröffentlichen. 

Zu den spezifischen Arbeitsgebieten gehören: 

Klassische Archäologie, Ägyptologie, Vorderasiati- 
sche Altertumskunde, Vor- und Frühgeschichte. 
Alte Geschichte mit Epigraphik und Numismatik, 
Klassische Philologie, Antike Bauforschung, Christ- 
liche, Byzantinische und Islamische Archäologie, 
Allgemeine und Vergleichende Archäologie. 


Struktur und Haushalt 

Das Institut ist gegliedert in die Zentrale in Berlin, 
die Rönusch-Germanische Kommission in Frank- 
furt (Außenstelle Ingolstadt), die Kommission für 
Alte Geschichte und Epigraphik in München, die 
Kommission für Allgemeine und Vergleichende Ar- 
chäologie in Bonn, die Abteilungen in Rom, Athen, 
Kairo, Istanbul (Außenstelle Ankara), Madrid (Au- 
ßenstelle Lissabon), Bagdad, Teheran sowie die Sta- 
tionen Sanaa und Damaskus. Das Institut wird von 
einem Präsidenten geleitet 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben • . . 

28,5 

28.8 

30,1 

davon: 

Personalausgaben , . . 

(17.5) 

(17.8) 

(19.9) 

Investitionen 

2.9 

03 

0,9 

darunter: 

Bauten 

(0.7) 

(-) 

(03) 

insgesamt . . . 

31,4 

29,1 

31,0 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal * ^ . 

79 78 78 

28 28 28 

133 132 132 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal .. 

insgesamt . . . 

240 238 238 


Quelle: AA 


4.2 Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern (BMI) 

42.1 Bundesinstitut für Bevöikerungsforschung (BIS), 
Qustav-Stresemsnn-Ring 6, 6200 Wiesbaden 

Bundesinstitut im Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters des Innern 

Aufgaben 

— Wissenschaftliche Forschungen über Bevölke- 
rungs- und damit zusammenhängende Familien- 
fragen als Grundlage für die Arbeit der Bundes- 
regierung 

— Sammlung und Verwertung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse insbesondere durch Veröffentli- 
chung 

— Unterrichtung der Bundesregierung über wich- 
tige Vorgänge und Forschungsergebnisse in die- 
sem Bereich und Beratung in Einzelfragen. 

Struktur und Haushalt 


Das Bundesinstitut für Bevölkerung.sforschung 
wird in Verwaltungsgemeinschaft mit dem Statisti- 
schen Bundesamt geführt 


Au.sgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

1,7 

1,8 

1.8 

darunter: 

Personalausgaben . . . 

(U) 

(U) 

(1,3) 

Investitionen 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

1,7 

1,8 

1,8 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

8 

8 

8 

Technisches Personal . 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonal .. 

12 

12 

12 

insgesamt . . . 

20 

20 

20 


Quelle: BMI 
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4.2J2 Bundeslnstttut für oatwissenschaftücfie 
und Internationale Studien (BlOet), 

LindenbomatreBe 22. 5000 Köln 30 

Bundesinstitut im Geschäftsbereich des Bundesmi 
nisters des Inners 


Aufgaben 

Die Forschungstätigkeit des BlOst erstreckt sich 

auf Studium und kritische Analyse 

— der gegenwärtigen politischen, ideologischen, 
gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, rechtlichen 
und kulturellen Entwicklungen in der Sowjet- 
union und in den anderen Ländern des sowjeti- 
schen Einflußbereiches 

— der Beziehungen zwischen diesen Staaten und 
zu den nichtkommunistischen Ländern sowie Ih- 
rer Koordinierungsinstrumente 

— der Ideologie, der Geschichte und der nationalen 
Entwicklungsbedingungen der kommunisti- 
schen Bewegungen, soweit diese für das Ver- 
ständnis der gegenwärtigen Erscheinungen von 
Bedeutung sind. 


Struktur und Haushalt 

Das BlOst wird von einem Geschäftsführenden Di- 
rektor zusammen mit einem ehrenamtlichen Wis- 
senschaftlichen Direktorium geleitet 

Das Institut ist gegliedert in vier Forschungsbe- 
reiche; 

— Gtesellschafts- und Wissenschaftspolitik 

— Innenpolitik 

— Wirtschaft 

— Internationale Politik (mit Arbeitsgruppe Sino- 
kommunismus). 

Das Bundesinstitut unterhält enge Verbindungen 
zu den gleichffidls in der Osteuropaforschung täti- 
gen universitären und außeruniversitären For- 
schungseinrichtungen im In- und Ausland und zu 
den Bundesressorts. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . , , 

5.3 

5.4 

5.9 

darunter: 

Personalausgaben . . . 

(4.7) 

(4,3) 

(4.3) 

Investitionen 

0.0 

0,1 

0.1 

insgesamt . , . 

5,3 

5.5 

6.0 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

26 

25 

25 

Technisches Personal . 

— 

— 

— 

Verwaltimgspersono) 

48 

51 

51 

insgesamt . . . 

74 

70 

76 


Quelle; BMI 


4.2.3 BundealnatKut für Bportwisaanschaft (BISP). 

Carl-Oiam-Weg 4, 5000 Köln 41 

Bundesinstitut im Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters des Innern 

Aufgaben 

— Förderung der wissenschaftlichen Zweckfor- 
schung auf dem Gebiete des Sports, insbeson- 
dere in der Medizin, Pädagogik, Psychologie, So- 
ziologie und Bewegungs- und Trainingslehre, 
vor allem durch Planung und Koordinierung so- 
wie durch Veranlassung und Auswertung von 
Forschungsergebnissen 

— Beratung der Bundesregienmg bei der Sportför- 
derung in Entwicklungsländern 

— Mitwirkung bei der Planung der Errichtung, 
dem Ausbau und der Unterhaltung bundeszen- 
traler und bundeseigener Sportanlagen sowie 
Entwicklung von Konzeptionen für den Bau mo- 
derner Sportanlagen, die Weiterentwicklung von 
Sportgeräten und sonstigen Ausrüstungen, Ver- 
anlassung und Koordinienmg entsprechender 
Forschungen und Auswertung von Forschungs- 
ergebnissen und praktischen Elrfahrungen 

— Einrichtung und Betrieb einer bundeszentralen 
Dokumentation und Information auf dem Ge- 
biete des Sports. 

Zur Elrfüllung seiner Aufgaben arbeitet das Bundes- 
institut mit wissenschaftlichen Einrichtungen des 
In- und Auslandes, deren Arbeit ähnlichen Zwecken 
dient, und dem Deutschen Sportbund zusammen. 

Staiktur und Haushalt 

Die Organe des Bundesinstituts sind das Direktori- 
um, dem In erster Linie die wissenschaftliche Pla- 
nung obliegt, der Direktor sowie — mit beratender 
Funktion — je ein Fachbeirat für die drei genann- 
ten Aufgabenbereiche. Die Mitglieder der Fachbei- 
räte werden vom Bundesminister des Innern im 
Einvernehmen mit dem Deutschen Sportbund auf 
die Dauer von vier Jahren berufen. 
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Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . , . 

9.6 

12.1 

8.8 

darunter; 

Personalausgaben . . . 

(3.3) 

(3.2) 

(3.4) 

Investitionen 

2.3 

3,3 

1.8 

darunter: 

Bauten ► 

(2.3) 

(3^) 

(U) 


insgesamt . , , 

11.9 

15.4 

10,6 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschedtliches 

Personal 

15 15 15 

11 10 11 

29 31 31 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal . . 

insgesamt . . . 

55 58 57 


Quelle: BMI 


4^.4 Institut für Angewandte Geodäsie (IfAQ). 

Richsfd-StrauB- Allee 11, 6000 Frankfurt am Main 70 

Bundesbehörde im Geschäftsbereich des Bundes- 
ministers des Innern 

Aufgaben 

— Wissenschaftliche Forschung auf allen Gebie- 
ten des Vermessungswesens (Geodäsie, Photo* 
grammetrie und Kartographie) 

— Aufbereitung der Forschungsergebnisse für die 
Praxis. Ziel ist die Fortentwicklung von Infoima- 
tionsmöglichkeiten über Zustand und Verände- 
rung der Erdoberfläche und ihres Außenraums. 
der EIrdgestalt sowie bestimmter geophysikali- 
scher Phänomene mit dem Ziel größerer Genau- 
igkeit. Aktualität und Wirtschaftlichkeit 

Schwerpunkte der Arbeit des IfAG sind: 

— im Bereich Geodäsie 

O Beiträge zur Bestimmung von Figur und 
Schwerefeld der Erde 

— im Bereich Kartographie 

O die Automation in der Kartographie 

— im Bereich Photogrammetrie 

O die Informationsgewinnung mit Hilfe von 
Luftbild- und Satellitenbildaufzeichnun- 
gen 

— Bearbeitung der amtlichen topographischen 
Kartenwerke des Bundesgebietes in den 
Maßstäben 1 : 200 000 und kleiner 


— Betreibung der Satellitenbeobachtungssta- 
tion Wettzell im Bayerischen Wald 

— Anfertigung und Fortführung thematischer 
Kartenwerke 

— Dokumentation des Fachschrifttums 

— Aus- und Fortbildung von Fach- und Füh- 
rungskräften aus Entwicklungsländern 

— Fachtechnische Beratung der Bundesres- 
sorts bei der Planung und Durchführung von 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Umwelt- 
schutzes und in Grenzangelegenheiten der 
Bundesrepublik Deutschland. 


Struktur und Haushalt 

Das IfGA gliedert sich in fünf Abteilungen: 

— Zentralabteilung 

— Kartographie 

— Geodätische Forschung 

— Kartographische Forschung 

— Photogrammetische Forschung. 

Das Institut bildet zugleich die Abteilung II 
des Deutschen Geodätischen Forschungsinstituts 
(DGFI). das von der Deutschen Geodätischen Kom- 
mission (DGK) betrieben wird. Das IfGA unterhält 
eine Außenstelle in Berlin. 


Ausgaben ln Mio DM 

Ist 

SoU 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

19.2 

19,7 

18.2 

darunter; 




Personaiausgaben . . . 

(14.3) 

(14.4) 

(14.1) 

Investitionen 

5.8 

3.3 

3,9 

darunter; 




Bauten 

(0.7) 

(0.4) 

(1.2) 

insgesamt . . . 

25.0 

23,0 

22.1 


Personal^) 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal r 

25 25 27 

154 158 165 

79 82 84 

Technisches Personal „ 

Verwaltungspersonal .. 

insgesamt . . . 

258 265 276 


einschließlich Beamte auf Probe abzüglich Stellenem 
Sparungen 
Quelle: BMI 
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4^.5 Umweltbundesamt (UBA), 

Bismarckplatz 1000 Berlin 33 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers des Innern 


Aufgaben 

Die Arbeiten dienen in erster Linie der Erarbeitung 
der wissenschaflichen Grundlagen für die Umwelt- 
politik der Bundesregierung. Sie finden Berücksich- 
tigung bei der Erarbeitung von Rechtsverordnun- 
gen und Verwaltimgsvorschriften. z, B. zum Abwas- 
serabgaben% Abfallbeseitigungs-, Bundesimmis- 
sionsschutz-, Chemikalien-, Fluglärm- und Wasser- 
haushaltsgesetz. Darüber hinaus haben sie die Fort- 
entwicklung des Standes der Technik und die Elr- 
weiterung des Wissens- und Erkenntnisstandes 
zum Ziel 

Weitere Aufgaben sind der Aufbau und die Führung 
des Informations- und Dokuraentationssystems 
Umwelt (UMPLIS), die Aufklärung der Öffentlich- 
keit in Umweltfragen, die Bereitstellung zentraler 
Dienste und Hilfen für die Ressortforschung und 
für die Koordinierung der Umweltforschung des 
Bundes sowie die Unterstützung bei der Prüfung 
der Umweltverträglichkeit von Maßnahmen des 
Bundes. 


Struktur und Haushalt 

Das Umweltbundesamt ist gegliedert in drei Fach- 
bereiche (Umweltplanung. Ökologie; Luftreinhal- 
tung. Lärmbekämpfung; Abfall-, Wasserwirtschaft) 
und eine Zentralabteilung (Verwaltung, Informa- 
tion und Dokumentation — UMPLIS — ). Es hat fol- 
gende Außenstellen: 

— Dokumentationszentrale Wasser in Düsseldorf 

— Pilotstation in Offenbach (Zentrale des Reinluft- 
meßnetzes mit Meß- und Probenahmestellen im 
gesamten Bundesgebiet) 

— fünf Meßstellen. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

40.1 

40.9 

42,5 

darunter: 

Personalausgaben . . . 

(26.8) 

(27,1) 

(28.2) 

Investitionen 

7.2 

7.5 

6.7 

darunter: 

Bauten 

(6.0) 

(6.4) 

(4.1) 


insgesamt , , , 

47.3 

48,4 

49,2 

darunter SRU^) 

1.7 

1.7 

1.8 


Persona] einschl. SRU 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal .. 

181 178 181 

114 117 115 

154 153 173 

insgesamt’.. - 

449 448 469 


^) Rat von Sachverständigen für Umweltfragen 
Quelle: BMI 


4.3 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft (BMWi) 

4.3.1 Bundesanstalt für Materialprüfung (BAM). 

Unter den Elchen 87, 1000 Berlin 45 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Wirtschaft 


Aufgaben 

— Forschung und technische Entwicklung auf al- 
len Gebieten der Werkstoffwissenschaften, der 
Materialprüfung sowie der chemischen und kon- 
struktiven Sicherheitstechnik mit den Arbeits- 
schwerpunkten Materialsichenmg. Technologie 
in der Energiesicherung, öffentliche technische 
Sicherheit, Technologien im Umwelt- und Ge- 
sundheitsschutz 

— Gesetzlich vorgeschriebene Aufgaben als techni- 
sche Bundesoberbehörde im Rahmen des 
Sprengstoffgesetzes, nach dem Waffengesetz, 
dem Gesetz zu dem Europäischen Übereinkom- 
men über die internationale Beförderung ge- 
fährlicher Güter auf der Straße und anderen Re- 
gelungen 

— Für das Gebiet des Landes Berlin Aufgaben ei- 
nes Staatlichen Materialprüfungsamles 

— Weitere Aufgaben sind die Mitarbeit in nationa- 
len und internationalen Organisationen zu Fra- 
gen der Materialprüfung und der Normung, die 
Mitwirkung bei Entwürfen von Gesetzen und 
anderen Vorschriften, Information und Doku- 
mentation, die Entwicklungshilfe auf dem Ge- 
biet der Materialprüfung. 


Struktur und Haushalt 

Die BAM wird von einem Präsidenten geleitet und 
gliedert sich in sieben Abteilungen: Metaße und 
Metallkonstruktionen, Bauwesen, Organische Stof- 
fe, Chemische Sicherheitstechnik, Sondergebiete 
der Materialprüfung, Stoffartunabhängige Verfah- 
ren sowie Technisch-Wissen.schaftllche Quer- 
schnittsaufgaben. 
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Struktur und Haushalt 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben 4 . ^ 

75,4 

78,0 

68.3 

darunter: 




Personeüausgaben . . . 

(57.4) 

(57.6) 

(52.7) 

Investitionen 

20.1 

28.0 

30.4 

darunter: 




Bauten 

(11.6) 

(18.9) 

(18.4) 

insgesamt . . . 

95.5 

106.0 

98.7 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

259 259 259 

449 448 455 

222 222 215 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal . . 

insgesamt , . . 

930 929 929 


Quelle; BMWi 


4.3.2 Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe 
(BGR). Stilleweg 2 , 3000 Hannover 51 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Wirtschaft 

Aufgaben 

Die Bundesanstalt für Geowissenschaften und Roh- 
stoffe ist die zentrale Institution der Bundesregie- 
rung zur Beratung der Bundesministerien und zur 
Beantwortung geowissenschaftlicher Fragen, zur 
Bearbeitung rohstoffwirtschaftlicher Probleme und 
zur. Durchführung praxisorientierter Projekte im 
Vorfeld der wirtschaftlichen Nutzung im In- und 
Ausland. 

Im Inland arbeitet sie mit den Geologischen Lan- 
desäratern zusammen. 

Weitere Aufgaben auf dem Geosektor sind: 

— Beratung der Deutschen Wirtschaft 

— Planung. Koordinierung und Durchführung von 
Projekten der Technischen Zusammenarbeit 

— Lösung geowissenschaftlicher Probleme beim 
Umweltschutz 

— Mitwirkung bei Maßnahmen der geotechnischen 
Sicherheit bei Standortfragen der Endlagerung 

— Methodische und instnimentelle Entwicklungs- 
arbeiten und deren Umsetzung in die Preucis 

— Geowissenschaftliche Meeres- und Antarktisfor- 
schung 

— Internationale Zusammenarbeit 


Die BGR wird von einem Präsidenten geleitet und 

gliedert sich in vier Abteilungen und zwei Unterab- 
teilungen: 

— Wirtschaftsgeologie (Regionale Geologie. Mine- 
ralische Rohstoffe, Energierohstoffe) 

— Allgemeine und Technische Geologie 
(Ingenieurgeologie, Hydrogeologie. Bodenkunde, 
Umweltschutz, Allgemeine Geologie) 

— Geophysik (Geophysikalische Forschung und 
Entwicklung, EIxplorationsgeophysik) 

— Geochemie und Mineralogie (Anorganische Geo- 
chemie, Prospektion. Mineralogie und Petro- 
graphie, Organische Geochemie) 

— Dokumentation und Veröffentlichungen 

— Zentrale Angelegenheiten. 


Ausgaben in Mio DM ^) 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

90.7 

93.3 

53.0 

darunter: 




Personalausgaben . . . 

(47.6) 

(49.3) 

(31.7) 

Investitionen 

20.5 

20.6 

15.5 

darunter: 




Bauten 

(7.4) 

(12.2) 

(8.3) 

insgesamt , . . 

111,2 

113.9 

68.5 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

166 164 166 

184 186 187 

82 84 88 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal .. 

insgesamt . . . 

432 434 441 


^) Die Ausgaben der Haushalte bis 1984 enthalten Haus- 
haltsmittel. Aufträge und Zuweisungen Dritter. Das 
Haushaltsjahr 1985 enthält keine Mittel aus Aufträgen 
und Zuweisungen. 

Quelle: BMWi 


4.3.3 Physikalisch-Technische Bundesanstalt (PTB). 
Bundesallee 100, 3300 Braunschwelg, 

AbbestraBe 2 — 12. 1000 Berlin 10 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Wirtschaft 

Aulgaben 

— Forschung und technische Entwicklung auf al- 
len Gebieten des physikalisch-technischen Meß- 
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Wesens und zur Lösung wissenschaftlicher Pro- 
bleme auf dem Gebiet der physikalischen Natur- 
konstanten 

— Gesetzlich vorgeschriebene Aufgaben wie Prü- 
fung und Zulassung von Meßgeräten als techni- 
sche Bundesoberbehörde aufgrund des Eichge- 
setzes, Bauartprüfungen auf dem Gebiet der Si- 
cherheitstechnik und des Strahlenschutzes, Prü- 
fung und Genehmigung der Beförderung und 
Aufbewahrung von Kernbrennstoffen sowie Er- 
richtung und Betrieb von Anlagen des Bundes 
zur Sicherstellung und zur Endlagerung radio- 
aktiver Abfälle nach dem Atomgesetz 

— Sonstige Aufgaben wie die Mitarbeit in nationa- 
len und internationalen Organisationen und 
Gremien, Fragen des Meßwesens, physikali- 
schen Einheiten und der Normung, Mitwirkung 
bei Entwürfen von Gesetzen und anderen Vor- 
schriften, Betreuung des Deutschen Kalibrier- 
dienstes, Metrologische Entwicklungshilfe, 
neutrale Gutachtertätigkeit bei meßtechnischen 
Streitfällen. 

Struktur und Haushalt 

Die PTB wird von einem Präsidenten geleitet und 
ist in zehn Abteilungen gegliedert Die Abteilungen 
Mechanik und Akustik, EUektrizität, Wärme, Optik, 
Fertigungsmeßtechnik, Atomphysik, Reaktorstrah- 
lung, Allgemeine Technisch-Wissenschaftliche 
Dienste sowie Sicherstellung und Endlagerung ra- 
dioaktiver Abfälle befinden sich in Braunschweig: 
die Abteilung 9. das Institut Berlin, arbeitet in dem 
Gebäude des früheren PTR u. a. auf den Fachgebie- 
ten Medizinische Meßtechnik, Hoch- und Tieftem- 
peraturphysik. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

190.4 

224,5 

168,1 

darunter: 




Personalausgaben . , . 

(81.3) 

(82,7) 

(80.0) 

Investitionen 

19,7 

20,6 

25,4 

darunter: 




Bauten 

(103) 

(11.3) 

(13.0) 

insgesamt . . . 

210,1 

245,1 

193,5 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

368 370 371 

803 793 793 

215 221 220 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal , . 

insgesamt . . . 

1 386 1 384 1 384 


Quelle; BMWi 


4.4 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (BML) 

4.4.1 Bundesforschungsanstalt für Ernährung, 
EngesserstraBe 20, 7500 Karlsruhe 1 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Aufgaben 

Die Anstalt betreibt Forschung auf dem Gebiet der 
Ernährungs-, Lebensmittel- und Haushaltswissen- 
schaften sowie verwandter Fachgebiete. 

Struktur und Haushalt 

Die Bundesforschungsanstalt besteht aus den Insti- 
tuten für Biochemie, für Biologie, für Ernährungs- 
Ökonomie und -Soziologie (in Stuttgart- Hohenheim), 
für Lebensmittelchemie, Verfahrenstechnik so- 
wie den gemeinschedUichen Einrichtungen Zentral- 
laboratorium für Lsotopentechnik, Informationszen- 
trum und Bibliotheken, 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . - 

12,8 

133 

11.9 

darunter; 




Personalausgaben . , , 

(10.5) 

(10.4) 

(9.8) 

Investitionen 

0.8 

0.4 

0.4 

darunter: 




Bauten 

( 03 ) 

( 03 ) 

(-) 

insgesamt . . . 

13,6 

13,6 

123 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal * * 

46 46 46 

134 134 131 

24 24 29 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal . , 

insgesamt.., 

204 204 206 


Quelle: BML 


4.4.2 Bundesanstalt für Milchforschung, 

Hermann-WaIgmann-StraBe 1. 2B00 Kiel 14 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Aufgaben 

Die Anstalt betreibt Forschung auf dem Gebiet der 
I Milchwissenschaft und verwandter Wissenschaften, 
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auf Gebieten der Ernährungswissenschaft sowie in 
ökonomischen Fragen der Lebensmittelverarbei- 
tung. 

Struktur und Haushalt 

Die Bundesanstalt besteht aus den Instituten für 
Milcherzeugung, für Hygiene, für Chemie und Phy- 
sik. für Mikrobiologie, für Physiologie und Bioche- 
mie der Emährimg. für Verfahrenstechnik, für Be- 
triebswirtschaft und Marktforschung der Lebens- 
mittel Verarbeitung sowie der gemeinschaftlichen 
Einrichtung Daten- und Informationszentrum. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

1983 

1984 

19B5 

Laufende Ausgaben . . . 

20,0 

20,0 

18.0 

darunter: 




Personalausgaben • * . 

(13.9) 

(13.7) 

(12.9) 

Investitionen 

42 

42 

3.5 

darunter: 

Bauten 

(3,1) 

(3.0) 

(1.7) 

insgesamt . . • 

24^ 

242 

21,5 


Personal 

1983 

1964 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

53 53 50 

174 174 172 

37 37 49 

Technisches Personal , 

Verwaltungspersonal . . 

insgesamt . . . 

264 264 271 


Quelle: BML 


4.4.3 Bundasanstalt für Reischforschung. 

E.*C.-Baumann-Straße 20, 8650 Kulmbach 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung. Landwirtschaft 
und Forsten 

Aufgaben 

Die Anstalt betreibt Forschung auf dem Gebiet des 
Fleisches und der Fleischerzeugnisse sowie ver- 
wandter Wissenschaften. 

Struktur und Haushalt 

Die Bundesanstalt besteht aus den Instituten für 
Fleischerzeugung und Vermarktung, für Technolo- 
gie, für Mikrobiologie, Toxikologie und Histologie, 
für Chemie und Physik sowie den gemeinschaftli- 
chen Einrichtungen (u. a. Datenverarbeitung. Infor- 
mationsstelle und Isotopenlaboratorium). 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1965 

Laufende Ausgaben , . , 

9.4 

9.5 

8.7 

darunter; 




Personalausgaben . . • 

(7.0) 

(7.1) 

(6.4) 

Investitionen 

0.6 

0.5 

02 

darunter; 




Bauten 

(-) 

(0,1) 

(0.1) 

insgesamt., ► 

10,0 

10,0 

9.0 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

34 34 34 

72 72 72 

16 16 17 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal , . 

insgesamt . . . 

122 122 123 


Quelle: BML 


4.4.4 Bundesforachungaanstalt für Qatrelda- und 

Kart off elverarbaltung. Schützanbarg 12. 4930 Detmold 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 


Aufgaben 

Die Anstalt betreibt Forschung auf dem Gebiet der 
Getreide- und Kartoffelverarbeitung sowie ver- 
wandter Wissenschaften. 

Struktur und Haushalt 

Die Bundesforschungsanstait besteht aus den Insti- 
tuten für Biochemie und Analytik, für Müllereitech- 
nologie, für Bäckereitechnologie, für Stärke- und 
Kartoffeltechnologie sowie der gemeinschaftlichen 
Einrichtung Information und Dokumentation. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben , . . 

9,9 

9,8 

92 

darunter: 




Personalausgaben . . . 

(8.0) 

(7.9) 

(7.6) 

Investitionen 

02 

02 

12 

darunter: 




Bauten 

(-) 

(-) 

(0.9) 

insgesamt . . . 

10,2 

10,1 

10.5 
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Personal 

1063 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

26 26 24 

121 121 119 

20 20 20 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal , , 

insgesamt , * . 

167 167 163 


Quelle: BML 


44.5 Bundesanstalt für Fettforschung, Piusaltee $8 und 76, 
4400 Münster (Westf.) 

Bundesforschungsanstalt ün Geschäftsbereich des 
Bundesrainisters für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Aufgaben 

Die Anstalt betreibt Forschung auf dem Gebiet der 
Nahrungsfette (außer Butter) und deren Rohstoffe. 
Sie erforscht die chemischen und physikalischen 
Eigenschaften der Fette und Fettbegleitstoffe, de- 
ren biologische und nahrungsphysiologische Wir- 
kungen und die Einflüsse technologischer Verfah- 
ren sowie Qualitäts- und HückstandsprobJeme. 

Slruklur und Haushalt 

Die Bundesanstalt besteht aus den Instituten für 
Chemie und Physik sowie für Biochemie und Tech- 
nologie — H. P. Kaufmann-Institut — . 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben , , . 

2,4 

2.3 

2.3 

darunter; 

Personalausgaben . , . 

(2,0) 

(1.9) 

(1.9) 

Investitionen 

0,1 

0.1 

0.1 

darunter: 

Bauten 

(-) 

(-) 

{-) 


insgesamt . - . 

2.5 

2,4 

2,4 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1965 

Wissenschaftliches 

Personal 

10 

10 

10 

Technisches Personal . 

21 

21 

21 

Verwaltungspersonal . . 

5 

5 

5 

insgesamt . . , 

36 

36 

36 


Quelle: BML 


4.4.6 Bundasforschungs an Statt für Fischerei, Patmatlle 9, 
2000 Hamburg SO 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Aufgaben 

Die Anstalt betreibt Forschung auf dem Gebiet der 
Fischerei und verwandter Wissenschaften. 

Struktur und Haushalt 

Die Bundesforschungsanstalt besteht aus den Insti- 
tuten für Seefischerei, für Küsten- und Binnenfi- 
scherei, für Fongtechnik, für Biochemie und Tech- 
nologie, dem Labor für Radioökologie der Gewässer 
sowie der gemeinschaftlichen Einrichtung Informa- 
tions- und Dokumentationsstelle. Die Anstalt unter- 
hält Außenstellen in Ahrensburg, Bremerhaven, 
Cuxhaven und Kiel. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1965 

Laufende Ausgaben . . . 

14,9 

14,5 

12,2 

darunter: 

Personalausgaben , , , 

(11.8) 

(11.5) 

im 

Investitionen .......... 

2.0 

1.8 

1.7 

darunter: 




Bauten 

(-) 

(-) 

(0.2) 

insgesamt ... 

16,9 

16,3 

13,9 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal 

65 65 63 

107 107 107 

23 23 23 

insgesamt . . . 

195 195 193 


Quelle: BML 


4,4.7 Bundesforschungaanstatt für Lar>dw4rtschalt 

Braunschwelg-Völkenfoda (FAt), Byrtdaaallea 50, 

3300 Braiinschwalg 

Bundesforschungsanstall im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Landwirtschaft und Forsten 

Aufgaben 

Die Anstalt betreibt Forschung auf dem Gebiet der 
Landbauwissenschaften und vemandter Wissen- 
schaften. 
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Struktur und Haushatt 

Die FAL besteht aus den Instituten für Pflanzener* 
nährung und Bodenkunde, für Bodenbiologie, für 
Gründland- und Futterpflanzenforschung, für 
Pflanzenbau und Pflanzenzüchtung, für Produkti- 
ons- und Ökotoxikologie, für Tierernährung, für 
Tierzucht und Tierverhalten (in Meuriensee), für 
Kleintierzucht (in Celle), für landtechnische Grund- 
lagenforschung, für Betriebstechnik, für Technolo- 
gie, für landwirtschaftliche Bauforschung, für Be- 
triebswirLsuliaft, für landwirtschaftliche Marktfor- 
schung, für Strukturforschung sowie den gemein- 
schaftlichen Einrichtungen (Datenverarbeitungs- 
stelle, Versuchsstation, Zentralbücherei, Zentrale 
Informations- und Dokumentationsstelle), 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1084 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

63,9 

84.0 

59.9 

darunter: 




Personalausgaben . . . 

(46.1) 

(46.8) 

(43.9) 

Investitionen 

13,6 

14,7 

15,3 

darunter: 




Bauten 

(10.8) 

(11.3) 

(11.0) 

insgesamt . . . 

77,5 

78,7 

75,2 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

170 170 161 

712 712 706 

32 32 32 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal . . 

insgesamt . , . 

914 914 899 


Quelle: BML 


4.4.8 Biologische Bundesanstalt für Land- und 
Forstwirtschaft In Berlin und Braunschweig, 

Messeweg 11/12, 8300 Braunschweig, 
Königin-Luise-Straße 19, 1000 Berlin 33 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Elrnährung, Landwirtschaft und 
Forsten 

Aufgaben 

Die Anstalt betreibt Forschung auf dem Gebiet der 
Pflanzenkrankheiten und des Pflanzenschutzes so- 
wie verwandter Wissenschaften. Ihre Aufgaben er- 
geben sich vor allem aus dem Pflanzenschutz. 


Struktur und Haushalt 

Die Biologische Bundesanstalt besteht aus 

— den Instituten 

für Pflanzenschutz in Ackerbau und Grünland 
in Braunschweig 

für Pflanzenschutz im Gartenbau in Braun- 
schweig 

für Pflanzenschutz im Obstbau in Dossenheim 
für Pflanzenschutz im Weinbau in Bernkastel- 
Kues 

für Pflemzenschutz im Forst in Hann. Münden 
für Unkrautforschung in Braunschweig 
für Viruskrankheiten der Pflanzen in Braun- 
schweig 

für Mikrobiologie in Berlin-Dahlem 

für Nematologie und Wirbeltierkunde in Mün- 

ster/Westf. 

für Resistenzgenetik in Grünbach 
für biologische Schädlingsbekämpfung in Darm- 
stadt 

für Vorratsschutz in Berlin-Dahlem 

— der Abteilung 

für Pflanzenschutzmittel und Anwendungstech- 
nik in Braunschweig, mit den Fachgruppen 
für chemische Mittelprüfung 
für botanische Mittelprüfung 
für zoologische Mittelprüfung 
für Anwendungstechnik 

— der Abteilung 

für ökologische Chemie in Berlin-Dahlem mit 
den Fachgruppen 

für nichtparasitäre Pflanzenkrankheiten 
für Pflanzenschutzmittelforschung 
für Chemikalienprüfung 

— sowie den gemeinschaftlichen Einrichtungen 
Biochemie in Braunschweig 

Bibliotheken in Berlin-Dahlem und Braun- 
schweig 

Dokumentationsschwerpunkt Pflanzenkrank- 
heiten und Pflanzenschutz in Berlin-Dahlem 
Informationszentrum für tropischen Pflanzen- 
schutz in Berlin-Dahlem 

Dienststelle für wirtschaftliche Fragen und 
Rechtsangelegenheiten im Pflanzenschutz in 
Braunschweig. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . , 

36,2 

27,1 

34,5 

darunter: 

Personalausgaben . . , 

(27.8) 

(28.1) 

(28,6) 

Investitionen 

18,5 

20,0 

26,0 

darunter: 

Bauten 

(15.7) 

(16,5) 

(22,8) 

insgesamt . . . 

54,7 

57,1 

60,5 
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Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

124 124 124 

317 317 313 

85 85 85 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal ,, 

insgesamt . . . 

526 526 522 


Quelle: BML 


4.4.9 Bundesforschungsanstait für Vtruakrankheiten der 
Tiere, Paul-Ehrllch-Straße 28, 7400 Tübingen 1 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Aufgaben 

Die Anstalt betreibt Forschung auf dem Gebiet der 
virusbedingten Tierkrankheiten und verwandter 
Wissenschaften; sie nimmt die ihr nach dem Vieh- 
seuchengesetz zugewiesenen Aufgaben wahr, 

Struktur und Haushalt 

Die Bundesforschungsanstalt besteht aus den Insti- 
tuten für Mikrobiologie, für Immunologie und für 
Impfstoffe sowie den gemeinschaftlichen Einrich- 
tungen Isotopenlaboratorium. Bibliothek, Werkstät- 
ten und Versuchstierzucht 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben , . « 

11,3 

10.9 

9,8 

darunter: 




Personaiausgaben , , , 

(7^) 

(7.1) 

(8.9) 

Investitionen 

1.4 

22 

2.5 

darunter; 




Bauten 

(1.0) 

(1.7) 

(22) 

insgesamt , . . 

12,7 

13,1 

12,3 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

24 24 24 

106 106 104 

19 19 19 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal , . 

insgesamt . . . 

149 149 147 


Quelle: BML 
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4.4.10 Bundasforschungsanatalt für Rebanzüchtung 
Qailwellarhof, 6741 Slebaldingan/Pfalz 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Emähnmg, Landwirt- 
schaft und Forsten 

Aufgaben 

Die Anstalt betreibt Forschung auf dem Gebiet der 
Rebenzüchtung und verwandter Wissenschaften. 

Struktur und Haushalt 

Die Bundesforschungsanstalt gliedert sich in die 
Arbeitsgebiete Züchtungsforschung, Genetik und 
Cytologie sowie Biochenüe und Physiologie. Die An- 
stalt unterhält drei Versuchsstationen. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

6.7 

6,8 

6,6 

deu-unter, 




Personalausgaben • , . 

(4.9) 

(4.9) 

(4.9) 

Investitionen 

0.5 

0.5 

0.6 

darunter: 




Bauten 

(02) 

(02) 

(0.3) 

insgesamt . . . 

72 

72 

72 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wisse nschaftliches 
Personeü 

12 12 12 

85 85 87 

11 11 11 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal . . 

insgesamt . , . 

108 108 110 


Quelle: BML 


4.4.11 Bundesforschungsanstalt für gartenbauliche 

Pflanzenzüchtung, Bomkampsweg, 2070 Ahrensburg 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Elrnähnmg, Landwirtschaft 
und Forsten 

Aufgaben 

Die Anstalt betreibt Forschung auf dem Gebiet der 
gartenbaulichen Pflanzenzüchtung und verwandter 
Wissenschaften. 

Struktur und Haushalt 

Die Bundesforschungsanstalt gliedert sich in die 
Arbeitsgebiete Angewandte Cytogenetik, Ange- 
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wandte Pfianzenphysiologie. Züchtung auf Resi- 
stenz und Qualität, Grundlagen der Obstzüchtung 
sowie Mutationsinduktion. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben , . 

3.3 

3.2 

3.4 

darunter; 




Personaiausgaben , . 

(2.7) 

(2.6) 

(2.8) 

Investitionen 

0.2 

0.1 

0.1 

darunter: 




Bauten 

(0.1) 

(-) 

(0.1) 

insgesamt . . . 

3.5 

3.3 

3.5 


Personal 

1983 

1884 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

9 

9 

8 

Technisches Personal 

40 

40 

42 

Verwaltungspersonal . 

5 

5 

5 

insgesamt • . . 

54 

54 

55 


Quelle; BML 


4,4.12 Bundeeforvchungsanttalt für Naturschutz und 
Landschaftsdkologla, Konstantlnstraßa 110. 

5300 Bonn 2 

Bundesforschungsanstalt im Geschäftsbereich des 
Bundesrainisters für Elmährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Aufgaben 

Die Anstalt betreibt Forschung auf dem Gebiet der 
Vegetationskunde, des Naturschutzes, der Tieröko- 
logie, der Landschaftspflege, der Landschaftsökolo- 
gie, der Landschaftsplanung, der Erholungsvor- 
sorge sowie verwandter Wissenschaften. 

Struktur und Haushalt 

Die Bundesforschungsanstalt besteht aus den Insti- 
tuten für Vegetationskunde, für Naturschutz und 
Tierökologie, für Landschaftspflege und Land- 
schaftsökologie sowie den gemeinschaftlichen 
Einrichtungen (Dokumentation, Information und 
Bibliothek). 


Der Bundesforschungsanstalt organisatorisch an* 
gegliedert ist die Zentralstelle für Agrardokumenta- 
tion und -information (ZADI) ln Bonn. 


Ausgaben in Mio DM 0 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

7.0 

6.9 

4.5 

darunter; 




Personalausgaben . . . 

(5.0) 

(5.0) 

(3.7) 

Investitionen 

2,0 

4.0 

3.8 

darunter: 




Bauten 

(0.4) 

(2.5) 

(3.5) 

insgesamt , . , 

9.0 

10.9 

8.3 


Personal*) 

1983 

1084 

Ißt 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 

Personal 

39 38 37 

40 40 38 

20 20 20 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal 

insgesamt . . . 

99 98 95 


darin enthalten sind die Ausgaben und das Personal für 
die ZADI 
Quelle; BML 


4.4.13 Bundoafortchungsanstalt für Forst- und 

Holzwirtschsft, LeuschnorstraBa 91, 2050 Hamburg 80 

Bujidesforschungsanstalt Lm Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Aufgaben 

Die Anstalt betreibt Forschung auf den Gebieten 
der Forst- und Holzwirtschaft sowie verwandte Wis- 
senschaften, 

Struktur und Haushalt 

Die Bundesforschungsanstalt besteht aus den Insti- 
tuten für Weltforstwirtschaft, für Forstgenetik und 
Forstpflanzenzüchtung, für Arbeitswissenschaft, 
für Holzbiologie und Holzschutz, für Holzchemie 
und chemische Technologie des Holzes, für Holz- 
physik und mechanische Technologie des Holzes 
sowie den gemeinschaftlichen Einrichtungen (In- 
formations- und Dokumentationsstelle, Bibliothek. 
Datenverarbeitung). 
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Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

1903 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben _ . * 

13.3 

13,9 

12.2 

darunter; 




Personalausgaben , . . 

(10.4) 

(10.6) 

(9.6) 

Investitionen 

0,9 

U 

0.7 

darunter: 




Bauten 

(-) 

(0,2) 

(0.3) 

insgesamt . , . 

14,2 

15,2 

12.9 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 

Personal 

51 51 48 

112 112 110 

21 21 25 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal . . 

insgesamt . . . 

184 184 163 


Quelle; BML 


4.5 Qeachäftsberetch des Bundesmlnisters 
für Arbeit und Soziatordnung (BMA) 

Bundesar^statt für Arbeitsschutz, 

Vogelpothsweg 50 — 52, 4600 Dortmuftd 1 

Bundesanstalt im Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters für Arbeit und Sozialordnung 

Aufgaben 

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz unterstützt 

den Bunde sminister für Arbeit und Sozial Ordnung 

im Bereich des Arbeitsschutzes durch: 

— Zusammenarbeit mit den für den Arbeitsschutz 
zuständigen Landesbehörden und den Trägern 
der gesetzlichen Unfallversicherung sowie mit 
allen Institutionen und Personen, die mit Auf* 
gaben der Arbeitssicherheit des Gesundheits- 
schutzes und der menschengerechten Gestal- 
tung der Arbeitsbedingungen befaßt sind. 

— Analyse der Arbeitssicherheit der Gesundheits- 
situation und der Arbeitsbedingungen in Betrie- 
ben und Verwaltungen 

— Entwicklung von Problemlösungen unter An- 
wendung sicherheitstechnischer, arbeitsmedi- 
zinischer, ergonomischer und sonstiger arbeits- 
wissenschaftlicher Erkenntnisse 

— Durchführung eigener Forschungen sowie Ver- 
gabe von Forschungsaufträgen an Dritte 

— Förderung der Anwendung von Erkenntnissen 
und Lösungsvorschlägen in der Praxis durch Pu- 


blikationen, Mitarbeit bei der Eegelsetzung. 
Aus- und Fortbildungsmaßnahmen, modellhafte 
EeraUing, Ausstellungen und Fach Veranstaltun- 
gen 

— Ihre Funktion als 

O Anmeldestelle und eine der Bewertungsstel- 
len nach dem Chemikaliengesetz (die Pach- 
aufsicht hierüber liegt beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit) 

O Deutsches Zentrum der internationalen Do- 
ku me ntations zentrale für Arbeitsschutz 
(CIS) beim Internationalen Arbeitsamt in 
Genf 

' — Führung der Sekretariate für die im Geschäfts* 
bereich des Bundesministers für Arbeit und S0‘ 
zialordnung errichteten Sachverständi genau s- 
schüsse im Bereich des Arbeitsschutzes. 

Struktur und Haushalt 

Die Bundesanstalt besteht aus den Abteilungen 
Grundsatzfragen/ Anmeldestelle gemäß Chemika- 
liengesetz, Sicherheitstechnik, Gefährliche Stoffe, 
Ergonomie, Forschungsanwendung, Information 
und Verwaltung. Sie unterhält zur Durchführung 
ihrer Aufgaben u. a. Laboratorien, eine öffentliche 
Fachbibliothek, eine ständige Ausstellung für Ar- 
beitsschutz und eine Dokumentationsstelle. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . , , 

24,8 

23,6 

31,3 

darunter; 




Personalausgaben 

(11.9) 

(11.8) 

(1J.7) 

Investitionen 

2.5 

0.4 

0,7 

darunter: 

Bauten 

(22) 

(0,2) 

(0,08) 

insgesamt . . . 

27,3 

24.0 

32.0 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Persona] 

Technisches Personal . 

VerwalUingspersonal , . 

55 55 50 

58 55 57 

115 118 120 

insgesamt , , . 

228 228 233 


Quelle: BMA 


A.5.2 ffiBtUgt für Arbeltsmarkt- und Benjf^forschung (lAB) 
der Bundesanstalt für Arbeit <fiA), 

Regensburger Straße 1D4, 6500 Nürnberg 

Forschungsinstitut einer Selbstverwaltungskörper- 
schaft mit staatlicher Rechtsaufsicht im Geschäfts- 
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bereich des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
Ordnung 

Aufgaben 

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berttfsforschung 
ist die Forschungseinrichtung der Bundesanstalt 
für Arbeit und erfüllt Aufgaben des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes, 

Der Aufgabenbereich des lAB umfaßt die Untersu- 
chung von Art und Umfang der Beschäftigung, Lage 
und Entwicklung des Arbeitsmarktes, der Berufe 
und der beruflichen Bildungsmöglichkeiten im 
allgemeinen und in den einzelnen Wirtschafts- 
zweigen, 

Struktur und Haushalt 

Das Institut ist eine Abteilung der Hauptstelle der 
BA und in acht Arbeitsbereiche und eine Arbeits- 
gruppe gegliedert: 

— Mittel- und langfristige Vorausschau 

— Kurzfristige Arbeitsmarktanalyse, Arbeitszeit- 
forschung, Querschnittsaufgaben im lAB 

— Soziologie 

— Berufs- und Qualifikationsforschung 

— Technologie und Betriebswirtschaft 

— Analytische Statistik, Ökonometrie, Internatio- 
naler Arbeitsmarkt 

— Dokumentation und Information 

— ^ Koodinierung und Organisation. Beiträge zur 
Forschungsumsetzung (Forschungsreferate bei 
den Landesarbeitsämtem), Arbeitsgruppe Re- 
gionalforschung 

— Arbeitsgruppe Datenverarbeitung* 

Veröffentlichungen der Forschungsergebnisse er- 
folgen in den „Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung“ (MittAB) sowie in den Bei- 
trägen zur Arbeitsmarkt- und Berufsforschung; wei- 
ter gibt es Veröffentlichungsreihen im Eigenverlag 
der BA. 


Personal 

1983 

19B4 

Ist 

3Ü. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

37 

37 

37 

Technisches Personal , 

3 

3 

3 

Verwaltungspersonal .. 

51.5 

51,5 

50,5 

insgesamt , , . 

91.5 

91,5 

90,5 


Die Ausgaben des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschimg sind in den Ausgaben der Bundesanstalt für 
Arbeit enthalten, da das Institut eine Abteilung der BA ist. 
Die Ausgaben sind nicht getrennt nachweisbar. 

QueUe: BMA 


4.6 Geschäftsbereich des Bundesministers der 
Verteidigung (BMVg) 

4.6.1 forschungsanatah der Bundeswehr für Waaeerechall- 
und Geophysik (FWQK Klausdorfor Weg 2.24. 
2300Klet14 

Forschungsanstalt Lm Geschäftsbereich des Bun- 
desministers der Verteidigung 


Aufgaben 

Die Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasser- 
schall- und Geophysik hat die Aufgabe, anwen- 
dungsbezogene „Forschungsarbeiten“ für die Bun- 
deswehr, insbesondere für die Marine zu leisten: 

— Erarbeitung wissenschaftlicher Grundlagen in 
interessierenden Seegebieten 

O über die geophysikalischen Umweitbedin- 
gungen 

O für die Anwendung des Wasserschalls 

O für die Signalübertragung und Fernmeßtech- 
nik mittels elektromagnetischer Wellen 

— Fachliche „Beratung“ des Verteidigungsberei- 
ches 

— Übernahme der wissenschaftlichen „Betreuung“ 
von Forschungsvorhaben, die der BMVg an 
Dritte vergibt, soweit die fachliche Zuständig- 
keit gegeben ist 

— Teilnahme an internationalen Vorhaben 
(NATO), 

Aus dem Auftrag werden zwei Forschungsziele ab- 
geleitet: 

— Gewinnung von Erkenntnissen der meu’itimen 
Wehrtechnik für Verfahrens- und Geräteent- 
wicklung 

— Gewinnung wissenschaftlicher Grundlagen für 
Einsatzunterlagen der Truppe. 

Arbeitsschwerpunkte: 

— Geophysikalische Umwelt 

O Entwicklung von Bewertungs- und Vorhersa- 
geverfahren für Seegang, ozeanographische 
Schichtung, Sedimenttransport 
O Vorentwicklung von Meßverfahren der mari- 
timen Geophysik 

— Was sersc hall 

O Entwicklung von Vorhersage verfahren für 
akustische Reichweiten 

O Untersuchung/Entwicklung von Wasser- 
sc h alh Ve rf ahre n 

— Maritime elektromagnetische Umwelt 

O Entwicklung von Vorhersageverfahren für 
elektromagneUsche Reichweiten 

O Untersuchungen mittels elektromagneti- 
scher Verfahren. 
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Struktur und Haushatt 

Die Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasser- 
schall’ und Geophysik gliedert sich in die beiden 
Abteilungen: Querschnittsaufgaben und Wissen- 
schaft, die sich in die Bereiche Betrieb* Datenverar- 
beitung* Informations- und Meßtechnik bzw. Was- 
serschallphysik und Geophysik untergliedern. 

Die Forschungsanstalt besitzt Laboratorien in Kiel 
und bereedert das Wehrforschungsschiff »^Planet". 
Darüber hinaus werden die Forschungsplattform 
„Nordsee" gemeinsam mit dem BMFT — sowie eine 
eigene akustische Meßstrecke, die von dieser Platt- 
form aus betrieben wird — genutzt 


Ausgaben ln Mio DM 

Ist 

Soll 

1^83 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . , > 

12.1 

12,8 

12.8 

davon: 




Personalausgaben , * . 

( 8.5) 

( 9 , 4 ) 

( 8.5) 

Investitionen 

2,8 

3,1 

4,1 

darunter: 




Bauten , . . * * . . , 

(0.1) 

(0.4) 

(2.1) 

insgesamt . . * 

14,9 

15.7 

10 J 


Personal 

ias3 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal . , , 

28 28 28 

89 96 96 

11 17 17 

Technisches Personal * 

VerwaltungspersonaJ . . 

insgesamt - 

128 Hl 141 


Quelle: BMVg 


4,6.2 Forschungsgeseiltchaft für Angewandte 
Neturwlseenscheften e. V, (FGAN), 

Neuenah rer StraSe 20, 5307 Wechlberg-Werthoven 

Aufgaben 

Die Forschungsgesellschaft für Angewandte Natur- 
wissenschaften e. V. befaßt sich mit Forschungsauf' 
gaben Mr die Verteidigung mit der wehrtechni- 
sehen Zielsetzung Aufklärung, Lenkung, Führung. 

Die FGAN stellt wissenschaftliches und technisches 
Wissen zur Verfügung, um den [nnovationsprozeß 
bei der Konzeption moderner Waffensysleme zu un- 
terstützen, Sie übt beratende und gutachterliche Tä- 
tigkeit für das Bundesministerium der Verteidi- 
gung und seine Dienststellen aus. Sie beobachtet 
Trends und beteiligt sich an naturwissenschaftli- 
chen Prognosen als Grundlage für Bedrohungsona- 
lysen und militärstrategische Konzepte, Sie ist in 
40 NATOGremien fachlich vertreten. 


Die wissenschaftlichen Schwerpunktaufgaben 
sind: 

— Elektronisch gesteuertes Array-Radar, Signalge- 
winnußg, Signalverarbeitung, Integrierte Zaelda- 
ten Verarbeitung 

— Verfahren zur Beobachtung und Klassifizierung 
von Objekten im erdnahen Weltraum mit Hilfe 
eines Hochenergie-Radars 

— Störsichere intelligente Sensoren 

— Verfahren zur Gefechtsfeldaufklärung und Waf- 
fenlenkung mit Hilfe von Millimeterwellen 

— Integrierte Zieldatenverarbeitung in Systemen 
verneCfiter Sensoren 

— Rechnerarchitekturen und lokale Rechnernetze 
hoher Leistung für anspruchsvolle Realzeitver- 
arbeitung 

— Verfahren der elektronischen Kampfführung 

— Signalverarbeitung und Mustererkennung für 
abbildende Sensoren 

— Interpretation mehrdimensionaler Sensordaten 
und Bildinformationssy Sterne 

— Optik der Atmosphäre und Meteorologie, Um- 
weltbegrenzungen optronischer und Laser-Sy- 
steme 

— Optronik und Systemanalysen 

— Analytische Methoden zur Systemintegration 
Mensch-Maschine 

— Schnittstellengestaltung und Kommunikation in 
Mensch-Maschine-Systamen 

— Modell für verteilte FühnmgsinformatiDnssy- 
Sterne. 

Struktur und Haushalt 

Die FGAN ist ein gemeinnütziger Verein mit den 
Organen Mitgliederversammlung. Senat und Vor- 
stand, Als Träger ihrer Aufgaben verfügt sie über 
§ Forschungsinstitute. Für die Durchführung ihrer 
Forschungsaufgaben und die Erfüllung der For- 
schungspläne sind die Institutsleitungen verant- 
wortlich, Die Institute werden von Wissenschaftli- 
chen Beiräten beraten. Die Mitarbeiter haben in 
wissenschaftlichen und technischen Fragen von 
grundsätzlicher Bedeutung Mitwirkungsmöglich- 
keiten in den Institutsleitungsausschüssen, 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

tm 

1964 

1985 

Laufende Ausgaben . * - 

29,2 

29,5 

32.0 

darunter: 

Personal ausgaben 

{2L8) 

(21.1) 

(234) 

Investitionen 

2,9 

3,4 

3,2 

insgesamt . . , 

32,1 

32,9 

35^ 
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Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1085 

Wissenschaftliches 
Personal 

129 

131 

130 

Technisches Personal , 

68 

88 

60 

Verwaltungspersonal . . 

83 

83 

83 

Lohnempfänger 
und Auszubildende . . 

75 

76 

76 

insgesamt . . . 

375 

378 

379 


Quelle: BMVg 


4.7 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend. Familie und Gesundheit (BMJFG) 

4.7.1 Bundesgesundheitsamt (BOA). Thielallee 8S — 92, 

1000 Berlin 33 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit 

Aufgaben 

— Projekt* und Auftragsforschung 

— Wissenschaftliche Beratung des Bundes, der 
Länder, der EG. FAO/WHO und weiterer inter* 
nationaler Gremien 

— Zulassungs- und Überwachungsfuaktionen. 
Arbeitsschwerpunkte des BGA sind: 

— Arzneimittelsicherheit 

— Gesundheitlicher Verbraucherschutz 

— Umwelthygiene 

— Krankheitsursachen. Prävention und Interven- 
tion. 

Struktur und Haushalt 

Das Bundesgesundheitseont gliedert sich in 7 Insti- 
tute und 1 Zentraleinrichtung: 

— Flobert-Koch-Institut 

— Institut für Wasser-, Boden- und Lufthygiene 

— Max von Pettenkofer-Institut mit 

Zentraler Erfassungs- und Bewertungsstelle für 
Umweltchemikalien (ZEBS) 

— Institut für Soziaimedizin und Epidemiologie 

— Institut für Strahlenhygiene 

— Institut für Veterinärmedizin (Robert von Oster- 
tag-Institut) 

— Institut für Arzneimittel. 

Der Zentralabteilung des Amtes sind weitere wis- 
senschaftlich-technische Dienstleistungseinrichtun- 


gen zugeordnet u. a. eine Zentrale Versuchstier- 
zucht und die Zentralstelle für automatische Daten- 
verarbeitung. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . , 

112,7 

117,2 

113,1 

darunter: 




Personalausgaben . . . 

(78,3) 

(80,5) 

(72,9) 

Investitionen 

44,3 

35,1 

4B.1 

darunter: 




Bauten 

(37,3) 

(28,3) 

(42,7) 

Insgeseimt . . . 

157,0 

152,3 

181,2 


Personal 

1083 

1084 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 

Personal 

360 385 370 

821 815 821 

175 175 175 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal .. 

insgesamt . . . 

1 356 1 355 1 368 


Quelle: BMJFG 


4.7u! Paul-Bhiilch-Inatltut — Bundesamt fUr Sara und 
Impfstoffa. Paul-Ehfilch>8traßa 42 — 44. 

6000 Frankfurt/Main 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Jugend. Familie und Gesundheit 

Aufgaben 

— Unterstützung der gesundheitspoiitischen Auf- 
gaben des Bundesministers für Jugend. Familie 
und Gesundheit im Rahmen der Seuchenpro- 
phylaxe und der Arzneimittelsicherheit auf dem 
Gebiet der Sera. Impfstoffe und Immundiagno- 
stika 

— Prüfung. Zulassung für den Verkehr und Frei- 
gabe der einzelnen Chargen der Präparate nach 
Maßgabe der arzneimittelrechtlichen Vorschrif- 
ten 

— Mitwirkung bei der Erteilung der Erlaubnisse 
für die Herstellung und bei der Überwachung 
des Verkehrs der Produkte 

— Forschungen auf dem Gebiet der Sera, Impf- 
stoffe und Immundiagnostika. insbesondere zur 
Entwicklung von Prüfungsverfahren. Standard- 
werten und Standardpräparaten für die Mes- 
sung der Wirksamkeit immunbiologischer Prä- 
parate. 
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Die staatlichen Prüfungen und die Forschungsar- 
beiten betreffen folgende Gebiete: 

— Human-Bakteriologie 

— Human-Virologie 

— ImmunoJogie 

— Veterinär-Medizin 

— Allergologie 

— Zentrale Tierhaltung 

— Allgemeine Immunologie (HTLV-III/AIDS-For- 
schung) 

Krebsforschung (Onkogene) 

Allergieforschung (Rizinus- Allergie) 

durch das Chemotherapeutische Forschungsin- 
stitut Georg-Speyer-Haus zu Frankfurt am Main 
(Stiftung des privaten Rechts, institutioneller 
Zuwendungsempfänger des Bundes). 

Struktur und Haushalt 

Das Paul-Ehrlich-Institut — Bundesamt für Sera 
und Impfstoffe — ist untergliedert in fünf Abteilun- 
gen, die Zentrale Tierhaütung und die Zentralen 
Dienste. Das Institut ist arbeitstechnisch und perso- 
nell eng mit dem Chemotherapeutischen Institut 
(Georg-Speyer-Haus) verbunden; es wird von einem 
Präsidenten geleitet 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1083 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . , . 

12,62 

13.2 

13,15 

darunter: 




Personalausgaben . . . 

(7.9) 

(8.3) 

(8.5) 

Investitionen 

1.4 

8,7 

33.75 

darunter: 




Bauten 

(0.6) 

(7.9) 

(33.0) 

insgesamt . . . 

14,02 

21,9 

46,9 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

35 37 39 

107 103 102 

16 18 16 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal .. 

insgesamt . . . 

158 156 157 


Quelle: BMJFG 


4.7.3 Deutsches Institut für n^edizlnlsche Dokumentation 
und Information (DIMDI), Weißhausstraße 27. 

5000 Köln 41 

Nichtrechtsfähige Bundesanstalt im Geschäftsbe- 
reich des Bundesministers für Jugend, Familie und 
Gesundheit 

Aufgaben 

— Erfassung. Auswertung und Speicherung in- und 
ausländischer Literatur und sonstiger Informa- 
tionen auf dem Gesamtgebiet der Medizin und 
ihrer Randgebiete unter Einsatz der elektroni- 
schen Datenverarbeitung 

— Ständige Bekanntmachung bei der fachlich in- 
teressierten Öffentlichkeit 

— Bearbeitung von Anfragen 

— Verbesserung von Dokumentations- und Infor- 
mationssystemen (Literatur- und Befunddoku- 
mentation) für den Bereich der Medizin und ih- 
rer Randgebiete 

— Förderung der Aus- und Fortbildung von Perso- 
nal für die medizinische Dokumentation und In- 
formation insbesondere in der Anwendung mo- 
derner Techniken. 

Struktur und Haushalt 

Das Deutsche Institut für medizinische Dokumen- 
tation und Information ist in drei Abteilungen ge- 
gliedert Es wird von einem Direktor geleitet 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben , . , 

21,9 

22,4 

23,5 

darunter: 

Personalausgaben . . . 

(5.1) 

(5.3) 

(5.3) 

Investitionen 

0.1 

0.4 

— 

darunter: 

Bauten 

(0.1) 

(0.4) 

(-) 


insgesamt , . . 

22,0 

22,8 

23,5 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

31 31 31 

17 17 17 

35 35 36 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal . . 

insgesamt . . . 

83 83 84 


Quelle: BMJFG 
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4.8 Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Verkehr (BMV) 

4.8.1 Bundesanstalt für Slraüanwssen (BASt), 

BrüdemtraBe 53, 5060 ßarglsch Gladbach 1 

Technisch’wissenschaftliche Anstalt im Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Verkehr 

Aufgaben 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen ist eine tech- 
nisch'Wissenschaftliche Einrichtung des Bundes. Zu 
ihren Aufgaben gehören insbesondere Untersu- 
chungen und Vorschläge über 

— Förderung technisch richtiger und kostengünsti- 
ger Straßenkonstruktionen 

— Substanzerhaltung der Straßen 

— Erhöhung der Leistungsfähigkeit der Straßen 
und der Straßennetze 

— Verminderung der straflenbedingten Umweltbe- 
lastung 

— Kampf gegen den VerkehrsunfaLl. 

Struktur und Haushalt 

Die Bundesanstalt ghedert sich in die Bereiche 
Straßenbautechnik, Straßenverkehrstechnik, Un- 
fallforschung und den Zentralbereich. Für Winter- 
dienst und Straßenunterhaltung sowie für regionale 
Sonderaufgaben hat sie eine Außenstelle in Inzell 


4.8.2 Bundesanstalt für Wasserbau (BAW). 

KuOmaulstraße 17, 7500 Karlsruhe 21 

Bundesoberbehorde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Verkehr 

Aufgaben 

Die Bundesanstalt für Wasserbau ist das zentrale 
Institut der Wasser- und Schiffahrtsverwaltimg des 
Bundes. Ihre Aufgaben sind; 

— Praktische und wissenschaftliche Versuchs- und 
Forschungsarbeit für Neubau, Ausbau und Un- 
terhaltung der Bundeswasserstraßen 

— Wissenschaftlich geführte Entscheidungshilfen 
für den BMV 

— Ausarbeitung von Vorschriften und Normen, 
Mitarbeit in Fachgremien 

— Zentrale Dokumentations- und Informations- 
stelle für den Verkehrswasserbau und angren- 
zende Gebiete 

— Zentrales Archiv und Datenverarbeitung in der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung. 

Struktur und Haushalt 

Die BAW gliedert sich in fünf Abteilungen: Bau- 
technik, Geotechnik, Wasserbau/Hydromechanik 
und Datenverarbeitungszentrale sowie die Außen- 
stelle Küste in Hamburg, 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben , . . 

39^ 

40.8 

40,3 

darunter: 




Persona lausgaben . . . 

(22.7) 

(22.6) 

(23.0) 

Investitionen 

34.1 

U,8 

4.7 

darunter; 




Bauten 

(2Ö.5) 

(8^2) 

(0.3) 

insgesamt , . . 

73,3 

52.6 

45,0 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal - 

Technisches Personal , 

Verwaltungspersonal .. 

114 113 112 

141 140 140 

96 97 96 

insgesamt.. , 

353 350 348 


Quelle: BMV 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

24,0 

26,4 

20.6 

darunter: 

Personalausgaben , , , 

(15,4) 

(15,6) 

(11,9) 

Investitionen 

3,5 

5.6 

7.5 

darunter: 

Bauten 

( 2 . 7 ) 

( 5 . 0 ) 

( 6 . 6 ) 

insgesamt . . _ 

27,5 

322 

28,1 


Personal 

1983 

l«B4 

Ist 

30, Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

59 60 58 

176 171 176 

54 56 59 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal . * 

insgesamt . * * 

269 287 293 


Quelle: BMV 
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4.8.3 Bundesanstalt für Gewisserkunde (BfQ). 

Kalserln-Augusta-Anlagen 15—17, 5400 Koblenz 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Verkehr 

Aufgaben 

— Forschung auf den Gebieten Gewässerkunde 
(Hydrologie des Oberflächen- und Grundwas- 
sers), Wasserwirtschaft und Gewässerschutz 

— Beratung der Bundesministerien und der Behör- 
den der Wasser- und Schilfahrtsverweütung des 
Bundes im Rahmen des Neu- und Ausbaus so- 
wie der Unterhaltung von Bundeswasserstra- 
Oen 

— Durchführung des Hauptnivellements an den 
Bundeswasserstraßen 

— Mitwirkung im Bereich des Umweltschutzes bei 
der Ausarbeitung von Umwel Programmen und 
bei der Durchführung von Forschungsaufträgen 

— Mitarbeit in den internationalen Gewässer- 
schutzkommissionen und bei der Vorbereitung 
und Durchführung internationaler Konventio- 
nen 

— Mitarbeit als fachliche Zentralstelle des Bundes 
auf dem Gebiet der Radioaktivität von Oberflä- 
chengewässem im BinnenlancL 

Struktur und Haushalt 

Die BfG gliedert sich in die Abteilungen Wasser- 
mengenkunde und Morphologie für Binnenland 
und Küste, Elntwicklungshilfeaufgaben; Grundwas- 
ser, Geologie, Wasserhaushalt, Wosserstandsvorher- 
sage, internationale Organisationen; Physik, Che- 
mie und Biologie der Gewässer. Fischereiangele- 
genheiten; allgemeine und technische Wassergüte- 
fragen. Gewässerradiologie, Pflanzungen: Vermes- 
sungswesen und Gerätewesen. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

13.3 

14,0 

12,1 

darunter; 




Personalausgaben . . . 

(10.8) 

(lU) 

(9,3) 

Investitionen 

U 

2,5 

2.9 

darunter: 




Bauten 

(0.3) 

(1.1) 

(Oi) 

insgesamt . . . 

14.5 

16.5 

15.0 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

54 54 51 

101 94 97 

36 37 37 

15 19 18 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersoned . . 
Sonstiges Personal • . , , 

insgesamt . „ » 

206 204 203 


Quelle; BM\’ 


4.8.4 Deutsches Hydrographisches Institut (DHI), 
Bemhard-Nocht-Stra&e 78. 2000 Hamburg 4 

Bundesoberbehörde im Geschätsbereich des Bun- 
desministers für Verkehr 

Aufgaben 

Das Deutsche Hydrographische Institut hat insbe- 
sondere folgende Aufgaben: 

— Seeschiffahrt und Seefischerei durch naturwis- 
senschaftliche und nautisch-technische For- 
schungen zu fördern 

— Nautische Instrumente und Geräte der Schiffs-^ 
ausrüstung auf ihre Eignung für den Schiff sbe-’ 
trieb und ihre sichere Funktion an Bord zu prü- 
fen und die Magnetkompasse zu regulieren 

— Nautische und hydrographische Dienste für die 
Schiffahrt wahrzunehmen 

— Amtliche Seekarten und amtliche nautische Ver- 
öffentlichungen herzustellen und herauszuge- 
ben sowie nautische Warnnachrichten zu ver- 
breiten 

— Meerwasser auf Radioaktivität und schädliche 
Beimengungen zu überwachen 

— Biologisches Monitoring zu koordinieren 

— Über Erlaubnisse für das Einleiten und Einbrin- 
gen von Stoffen in die Hohe See zu entschei- 
den. 

Das DHI führt seine wissenschaftlichen Untersu- 
chungen vorrangig zur besseren Erfüllung der vor- 
stehenden Aufgaben in heimischen Gewässern 
(Nord- und Ostsee) durch. Für die Aufgaben auf See 
stehen dem DHI das Forschungsschiff „GAUSS“ 
(1 599 BRT), das Vermessungs- und Forschungs- 
schiff „KOMET* (1 252 BRT), das Vermessungs- 
schiff „SÜDEROOG“ (154 BRT) und die Vermes- 
sungs- und Wracksuchschiffe ,j\TAIR“ und 
„WEGA“ (je 157 BRT) zur Verfügung. 
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Struktur und Haushalt 

Das DHI unterhält fünf Außenstellen und das Elrd- 
magnetische Observatorium Wingst. Es gliedert 
sich in die Zentralabteilung und die drei Fachabtei- 
lungen Meereskunde. Technische Schiffssicherheit 
sowie Nautische Veröffentlichungen, Vermessung 
und Seekartenwerk. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1083 

1084 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

61,3 

62,4 

61,5 

darunter: 




Personalausgaben , , . 

(422) 

(43.0) 

(42.4) 

Investitionen 

6.9 

52 

22,6 

darunter: 




Bauten 

(2.4) 

(0.9) 

(1.4) 

insgesamt . . . 

68,2 

67J 

84,1 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1085 

Wissenschaftliches 
Personal , 

59 57 60 ‘ 

343 345 341 

348 346 343 

Technisches Personal , 

Verwaltungspersonal . . 

insgesamt • . » 

750 748 744 


Quelle: BMV 


4.8.5 Deutscher Wetterdienst (DWD), 

Frankfurter StraBe 135, 6050 Offenbach/M. 

Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Verkehr 

Aufgaben 

Der Deutsche Wetterdienst ist eine technisch-wis- 
senschaftliche Einrichtung des Bundes, Er hat u. a. 
die Aufgaben: 

— Meteorologische Erfordernisse auf den Gebieten 
des Verkehrs, der Land- und Forstwirtschaft, der 
gewerblichen Wirtschaft, des Bauwesens und 
des Gesundheitswesens zu erfüllen 

— Meteorologische Sicherung der Seefahrt und der 
Luftfahrt zu gewährleisten 

— Überwachung der Atmosphäre auf radioaktive 
Beimengungen und deren Verfrachtung 

— durch Forschungsarbeiten die Erkenntnisse auf 
dem Gebiet der Meteorologie zu fördern. 

Die wetterdienstliche Tätigkeit umfaßt vor allem 
Diensüeistungsfunktionen wie Vorhersagedienste, 
Beratungen. Auskünfte und Gutachten. 


Struktur und Haushalt 

Der DWD gliedert sich in ein 2^ntralamt ln Offen- 
bach am Main mit sieben Abteilungen, zwölf Wet- 
terämter, denen Flugwetterwarten. Wetterwarten 
und Wetterstationen unterstellt sind, Dienststellen 
mit besonderen überregionalen Aufgaben, sie um- 
fassen Observatorien, agrar- und medizin-meteoro- 
logische Forschungsstellen. Instrumentenämter 
und eine Wetterdienstschule. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . • , 

107,6 

118,7 

124,4 

darunter: 




Personalausgaben . . . 

(91.8) 

(90,8) 

(91.6) 

Investitionen 

4.1 

11,5 

37,8 

darunter: 




Bauten 

(3.8) 

(5.1) 

(7.7) 

insgesamt . , . 

111,7 

130,2 

162,2 


Personal 

1083 

1084 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

323,5 302,5 299 

119.5>) I 23 I) 126‘) 

1 224 1 243,5 1 205 

354 347.5 367 

Technisches Personal . 

Fach technisches 

Personal 

Verwaltungspersonal 

insgesamt 2) ... 

2 021 2 016,5 1 997 


einschließlich Lohnempfänger in Ausbildung 
eix^chließÜch Beamte auf Probe 
Quelle: BMV 


4.9 Geschäftsbereich des Bundesministers für das 
Post- und Femmeldewesen (BMP) 

4.9.1 Forschungsinstitut der Deutschen Bundespost beim 
Femmeldetechnlschen Zentralamt, Darmstadt und 
Berlin (Außenstelle), 

Am Kavalleriesand 3, 6100 Oarmstadt 

Institut einer Bundesoberbehörde im Geschäiftsbe- 
reich des Bundesministers für das Post- und Fern- 
meldewesen 

Aufgaben 

Die Deutsche Bundespost muß ihre Anlagen im 
Post- und Femmeldewesen technisch und betrieb- 
lich weiterentwickeln. Sie betreibt nachrichtentech- 
nische Forschung in ihrem Forschungsinstitut beim 
Femmeldetechnlschen 2^ntralaml, um für moderne 
Nachrichtentechnik eigene wissenschaftliche Fach- 
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kompetenz und firmenunabhängiges Urteilsvermö- 
gen frühzeitig verfügbar zu haben. 

Die Arbeiten konzentrieren sich auf folgende zehn 
Forschungsschwerpunkte: 

— Nach richten Verarbeitung 

O Sprachverarbeitung (Sprachausgabe und 
Spracherkennung) 

O Digitale Bild-Codier- und Übertragungsver- 
fahren 

O Hochauflösendes Fernsehen (HDTV) 

— Vermittlung 

O Strukturen zukünftiger Vermittlungssy- 
steme 

— Fernmeldenetze 

O Methoden zur Planung und Optimierung 
O Digitaler optischer Teilnehmeranschluß 

— Übertragungsverfahren 
O Digitale Verfahren 

O Glasfaser-Übertragung 

— Leitergebundene Übertragungsmedien 

O Eignung der Glasfaser als Übertragungsme- 
dium 

— Antennen 

O Spiegelantennen 

O Phasengesteuerte Gruppenantennen 

— Wellenausbreitung 

O Ausbreitungsbedingungen (Erde, Weltraum) 
O Beeinflussung von Richtfunkstrecken 

— Festkörperelektronik 

O Untersuchung quaternärer Halbleiterschich- 
ten 

O Integrierte Techniken 

— Optoelektronik 

O Komponenten für die optische Nachrichten- 
technik 

— Wissenschaftliche Servicefunktionen 

O Akustik-Beratung, EDV- Programmierung. 
Materialuntersuchung, Wellenausbreitungs- 
vorhersage. Entwurf von Mikroschaltkrei- 
sen. 

Struktur und Haushalt 

Das Institut ist in fünf Forschungsbereiche geglie- 
dert; Nachrichtenverarbeitung, Übertragungsver- 
fahren und leitergebundene Medien, Antennen und 
Wellenausbreitung, Festkörperelek tron i k sowie 
Vermittlung und Netze. 

Das Institut ist eine Organisationseinheit der Deut- 
schen Bundespost und untersteht fachlich einem 
Forschungsrat aus Vertretern verschiedener Berei- 
che der Bundespost; zwei Mitglieder entsendet der 
Bundesminister für Forschung und Technologie. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

31,2 

32,3 

33,2 

darunter: 

Personalausgaben . , , 

(28,0) 

(28.7) 

(29,5) 

Investitionen 

21,2 

15.7 

19,8 

insgesamt . . . 

52,4 

48,0 

53.0 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1085 

Wissenschaftliches 
Personal 

145 147 153 

162 160 158 

28 28 28 

Technisches Personal . 

Vervv’altungspersonal . . 

insgesamt . . . 

335 335 339 


Quelle: BMP 


4.10 Qeschäftabereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(BMBau) 

4.10.1 Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und 

Raumordnung (BfLR), Am Michaelshof 8, 5300 Bonn 2 

Forschungseinrichtung im Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau 

Aufgaben 

Die BfLR erarbeitet wissenschaftliche und informa- 
tive Grundlagen zu Fragen der Raum- und Sied- 
lungsentwicklung. 

Schwerpunkte ihrer Aufgaben sind wissenschaftli- 
che Analysen 

— zur räumlichen Entwicklung der Bundesrepu- 
blik Deutschland in regionaler Differenzierung 

— zur Entwicklung raumordnerischer Konzeptio- 
nen zum Vollzug des Raumordnungsgesetzes 

— zu städtebaulichen Entwicklungen vor dem Hin- 
tergrund der Zuständigkeit des Bundes. 

Die BfLR betreibt eine eigenständige differenzierte 
Datenanalyse der Raum- und Stadtentwicklung 
(Laufende Raumbeobachtung) und erarbeitet Pro- 
gnosen. Sie untersucht die räumlichen Auswirkun- 
gen von gesellschaftlichen Strukturen und Prozes- 
sen. Dies gilt insbesondere für die räumlichen Wir- 
kungen einzelner Fachplanungen. Darüber hinaus 
ist sie an der Definition, Begleitung und Auswer- 
tung der Forschungsprojekte beteiligt, die im Rah- 
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men der Ressortforschung vom Bundesminister für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau vergeben 
werden. 

Struktur und Haushalt 

Die Bundesforschungsanstalt gliedert sich in die 
Abteilungen Forschung (F) und Information (I). 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1083 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . , , 

8,9 

8,8 

8.7 

darunter; 

Personalausgaben . . . 

(0.8) 

(6.8) 

(6.7) 

Investitionen 

0.1 

0.1 

0.1 

insgesamt . . . 

9.0 

8,9 

8.8 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschedtliches 
Personal 

37 36 38 

17 17 17 

70 68 68 

Technisches Personal . 

Verwaltungspersonal .. 

insgesamt . . . 

124 121 123 


Quelle: BMBau 


4.11 Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Forschung und Technologie (BMFT) 

4.11.1 Biologische Anstalt Helgoland (BAH). Hamburg, 
Notkestraße 31, 2000 Hamburg S2 

Forschungsanstalt im Geschäftsbereich des Bun- 
desministers für Forschung und Technologie 

Aufgaben 

Forschungsgebiete: Meeresbiologie und Meeresöko- 
logie 

Ziele: 

— Neue Erkenntnisse über die Grundlagen des 
Lebens im Meer auf interdisziplinärer Basis 

— Anwendungsbezogene Meeresforschung 

— Erkundung, Verhütung und Bekämpfung der 
Meeresverschmutzung 

— Nutzung des Meeres als Nahrungsquelle (ma- 
rine Aquakulturen). 


Durchführung wissenschaftlicher Dienstleistungen 
auf Helgoland und List/Sylt u. a. durch 

— Betreuung in- und ausländischer Gastforscher 

— Lehrveranstaltungen und meeresbiologische 
Kurse 

— Versorgung festländischer Lehr- imd For- 
schungsstätten mit marinem Untersuchungs- 
und Demonstrationsmaterial 

— Unterhaltung eines Schau-, Lehr- und Versuchs- 
aquariums. 

Struktur 

Zentrale in Hamburg; Meeresstation auf Helgoland 
und Litoralstation in List/Sylt. 

Fachliche Gliederung; 

Die BAH besteht aus fünf Fachabteilungen 

— Meereszoologie 

— Meeresbotanik 

— Biologische Ozeanographie 

— Exp)erimentelle Ökologie 

— Meeresmikrobiologie 

— Taxonomische Arbeitsgruppe. 

Leitung durch einen Direktor, interne Beratung 
durch das Kollegium, externe Beratung durch einen 
Wissenschaftlichen Beirat 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1085 

Laufende Ausgaben , . . 

12,5 

12.4 

12,8 

darunter: 




Personalausgaben „ . 

(8.0) 

(7.9) 

(8.4) 

Investitionen 

2.9 

1.8 

0.7 

darunter. 




Bauten 

(U) 

(-) 

(-) 

insgesamt , . , 

15,4 

14.2 

13.5 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

35 34 35 

32 34 35 

9 9 9 

68 63 65 

Technisches Personal , 

Verwaltungspersonal . . 
Sonstiges Personal .... 

insgesamt . . . 

144 140 144 


Quelle: BMFT 
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4.1 1J2 Deutsches Historisches Institut Paris (DHI Paris), 

9, rue Masp4ro. F-75116 Paris 

Unselbständige Bundesanstalt im Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Forschung und Technolo- 
gie 

Aufgaben 

— Erforschung der deutsch-französischen Bezie- 
hungen im Bereich der mittelalterlichen und 
neueren Geschichte ln politischer, wirtschaftli- 
cher, sozialer und kultureller Hinsicht sowie 
Veröffentlichung der Forschungsergebnisse 

— Vermittlung und Pflege der fachlichen Bezie- 
hungen zwischen deutschen und französischen 
Historikern. 

Schwerpunktprogramme und -projekte: 

— Gallia pontifica 

— Regesten der Merowinger 

— Prosopographie regnorum occidentalium 

— Deutsche in Frankreich 

— Geschichte der historischen Forschung und 
Methode in Frankreich seit dem 16. Jahrhun- 
dert 

— Dokumentation zur fremzösischen Sozial- und 
Wirtschaftsgeschichte. 

Veröffentlichungenr 

— Pariser Historische Studien 

— Institutszeitschrift FRANCIA 

— Beihefte zur FRANCIA 

— Dokumentation Westeuropa. 

Struktur und Haushalt 

Das DHI Paris wird von einem Direktor geleitet 
Der Wissenschaftliche Beirat (Beratungsgremium) 
setzt sich aus mindestens fünf bis höchstens sieben 
deutschen Historikern zusammen, die vom BMFT 
auf die Dauer von fünf Jahren berufen werden. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1083 

1984 

1965 

Laufende Ausgaben . - . 

2,1 

2a 

2,6 

darunter: 

Personalausgaben , . * 

(IJ) 

(1.7) 

0.9) 

Investitionen 

— 

— 

— 

insgesamt . , . 

2.1 

22 

2.6 


Personal 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

9 

8 

9 

Technisches Personal . 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonal . . 

7 

10 

10 

insgesamt . . . 

16 

18 

19 


Quelle: BMFT 


4.114 Deutsches Historisches Institut Rom (DHI Rom), 

Via Aurella Antica 391, 1-00165 Rom 

Unselbständige Bundesanstalt im Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Forschung und Technolo- 
gie 

Aufgaben 

— Elrforschung der deutschen und europäischen 
Geschichte einschließlich der Musikgeschichte, 
im besonderen der deutsch- italienischen Bezie- 
hungen im MittelaUter und in der Neuzeit 

— Veröffentlichung von Quellen zur deutschen Ge- 
schichte aus den Vatikanischen Anstalten und 
den übrigen staatlichen und kirchlichen Archi- 
ven und Bibliotheken in Italien 

— Pflege der Beziehungen zur gegenwärtigen ita- 
lienischen Geschichtswissenschaft. 

Schwerpunktprogramme und -projekte: 

— Forschungen zum Kulturkampf 

— Toscana-Forschung 

— Italia Ponüficia 

— MusikgeschichÜiche Forschung 

— Spätneuzeitliche Geschichte, 
insbesondere 20. Jahrhundert 

Veröffentlichungen: 

— Bibliothek des Deutschen Historischen Instituts 
(Buchreihe) 

— Nuntiaturberichte aus Deutschland (Buchreihe) 

— Repertorium Germanicum 

— Analecta Musicologica 

— Concentus Musicus 

— Quellen und Forschungen aus italienischen Ar- 
chiven und Bibliotheken (Institutszeitschrift). 

Struktur und Haushalt 

Das DHI Rom wird von einem Direktor geleitet Der 
Wissenschaftliche Beirat (Beratungsgremium) setzt 
sich aus sieben bis neun deutschen Historikern zu- 
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sammen, die vom BMFT auf die Dauer von fünf 
Jahren berufen werden. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

3,4 

3.4 

3.6 

darunter: 

Personalausgaben . . . 

(2.4) 

(2.5) 

(2.4) 

Investitionen 

— 

— 

— 

insgesamt . . , 

3.4 

3,4 

3.8 


Personal*) 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

14 

14 

14 

Technisches Personal , 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonal . • 

15 

15 

15 

insgesamt . . . 

29 

29 

29 


') einschließlich Stellen für Beamte axif Probe 
Quelle: BMFT 


4.11.4 Kunsthistortsches Institut Rofsnz (KHI Ftorsnz), 

Via Q. Qlulstl 44. 1-50121 Florenz 

Unselbständige Bundesanstalt im Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Forschung und Technolo- 
gie 

Aufgaben 

— Internationaler Sammelpunkt für Forschung zur 
italienischen Kunstgeschichte 

— Herausgabe von Publikationen 

— Vergabe von Stipendien 

— Veranstaltung von Ferienkursen und internatio- 
nalen Seminaren 

Schwerpunktprogramme und -projekte 

— Kunstgeschichtliche Forschungen zur Renais- 
sance in Florenz und Norditalien 

— Handbuch „Die Kirchen von Siena“ 
Veröffentlichungen (Buchreihen) 

— Mitteilungen des Kunsthistorischen Instituts in 
Florenz 

— Italienische Forschungen. 

Struktur und Haushalt 

Das KHI Florenz wird von einem Direktor geleitet 
Das Wissenschaftliche Kuratorium (Beratungsgre- 
mium) besteht aus sieben Wissenschaftlern. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

SoU 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben , , . 

2,8 

3.0 

3.0 

darunter; 

Personalausgaben r . - 

( 1 . 9 ) 

(2.0) 

(2,0) 

Investitionen 

0.6 

0.4 

— 

insgesamt . . . 

3.4 

3.4 

3,0 


Person€Ü 

1983 

1984 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 
Personal 

13 

13 

13 

Technisches Personal . 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonal . . 

18 

16 

16 

insgesamt . . . 

31 

31 

31 


Quelle: BMFT 


4.12 Qeschäftsbereich des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft (BMBW) 

4.12.1 Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB). Berlin und 

Bonn; Febrbelliner Platz 3, 1000 Berlin 31; Friesdorfer 
Straße 151-153. 5300 Bonn 2 

Bundesunmittelbares rechtsfähiges Institut 

im Geschäftsbereich des Bundesministers 

für Bildung und Wissenschaft 

Aufgaben 

— Berufsbildungsforschung 

— Nach Weisung des zuständigen Bundesministers 
Mitwirkung an den Vorbereitungen von Ausbil- 
dungsordnungen und anderen Rechtsverordnun- 
gen. an der Vorbereitung des Berufsbildungsbe- 
richts und bei der Durchführung der Berufsbil- 
dungsstatistik 

— Förderung der Bildungstechnologie durch For- 
schung 

— Betreuung von Modellversuchen 

— Unterstützung der Planung. Errichtung und Wei- 
terentwicklung überbetrieblicher Berufsbil- 
dungsstätten nach allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften des zuständigen Bundesministers 

— Beratung der Bundesregierung in Fragen der 
beruflichen Bildung 

— Förderung des berufsbildenden Fernunterrichts 
durch die in § 6 Abs. 2 Nr. 6 Berufsbildungsförde- 
rungsgesetz genannten Maßnahmen 

— Führung und Veröffentlichung des Verzeichnis- 
ses der anerkannten Ausbildungsberufe. 
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Struktur und Haushalt 

Organe des Bundesinstituts für Berufsbildung 
(BIBB) sind der Hauptausschuß und der Generalse- 
kretär. 

Dem Hauptausschuß gehören je elf Beauftragte der 
Arbeitgeber^ der Arbeitnehmer und der Länder so* 
wie fünf Beauftragte des Bundes an, die ebenfalls 
elf Stimmen führen. Er beschließt über die Angele- 
genheiten des BIBB, soweit sie nicht dem General- 
sekrptJir übertragen sind. 


Ausgaben in Mia DM 

Ist 

Soll 

1983 

1984 

1985 

Laufende Ausgaben . . . 

30^ 

30.4 

3L0 

darunter: 

Personalausgaben . . . 

(22,4) 

(22.6) 

(22,8) 

Investitionen — 

0,1 

0.2 

0.2 

insgesamt , . , 

30,3 

30,6 

3U 


Personal 

1983 

1984 

[st 

30. Juni 
1983 

Wissenschaftliches 

Personal 

14Ö 

143 

143 

Technisches Personal , 

— 

— 

— 

Verwaltungspersonal .. 

237 

237 

240 

Sonstiges Personal .... 

— 

— 

— 

insgesamt , . . 

383 

380 

392 


einschl. Auszubildende 
Queller BMBW 


4.13 Geschäftsbereich des ßundesmlnisters 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) 

4.13.1 Deutsches Institut für Entwtcklungspolitlk gGmbH 
(DIE). Frsunhoferstraße 33-36. 1000 Berlin 10 

Gemeinnützige Gesellschaft mit beschränkter Haf- 
tung. Gesellschafter sind die Bundesrepublik 

Deutschland und das Land Berlin 

Aufgaben 

— Beratungs- und Ausbildungsaufgaben auf der 
Grundlage wissenschaftlicher Forschung 

— Erstellung von Gutachten zu entwicklungspoli ti- 
schen Themen für öffentliche Institutionen in 
der Bundesrepublik Deutschland und im Aus- 
land 

— Beratung ün Hinblick auf aktuelle Fragen der 
Zusammenarbeit zwischen Industrie- und Ent- 
wicklungsländern 


— Ausbildung deutscher Hochschulabsolventen 
verschiedener Fachrichtungen für die berufliche 
Praxis in öffentlichen und privaten Institutionen 
der deutschen und internationalen Entwick* 
lungspolitik, 

Schwerpunkte der Forschungs- und Beratung Stätig- 
keit waren Untersuchungen 

— zur japanischen Entwicklungspolitik 

— über das entwicklungspolitische Instrumenta- 
rium des DED 

— zur Förderung der Nahrungsmittelproduktion in 
Sc h warzafri k a 

— zur Analyse und Bewertung der Kooperation der 
EG und AKP-Staaten am karibischen Baum 

— zu den Industrialisierungsprozessen in fortge- 
schrittenen Entwicklungsländern und deren 
Rückwirkung auf die Bundesrepublik Deutsch- 
land 

— über weltwirtschaftliche Veränderungen und 
deren Implikationen auf Latein amerika 

— über die Verschuldungskrise der Entwicklungs- 
länder und interne Anpassungspolitiken. 

Struktur und Haushalt 

Organe des DIE: Institutsleitung, Gesellschafterver- 
sammlung, Kuratorium. Das Kuratorium besteht 
aus bis zu 13 Mitgliedern, davon sechs vom Gesell- 
schafter Bundesrepublik Deutschland, drei vom Ge- 
sellschafter Land Berlin und vier von beiden Gesell- 
schaftern gemeinsam zu Berufenden. 


Ausgaben in Mio DM 

Ist 

Soll 

1083 

1984 

1085 

Laufende Ausgaben . . . 

3,3 

3,2 i 

3.4 

darunter: 

Personalausgaben . , , 

(2^) 

(2.3) 

(2.4) 

Investitionen 

— 

— 

— 

insgesamt . . . 

3,3 

3,2 

3,4 


Personal 

1983 

1964 

Ist 

30. Juni 
1985 

Wissenschaftliches 

Personal 

24 24 24 

18 18 18 

Verwaltungspersonal .. 

insgesamt . , . 

42 42 42 


Quelle: BMZ 
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Teil VI 


Statistik 


1. Grundlagen der Forschungsstatistik 
1.1 Allgemeines 

Forschung und Entwicklung gehören zu den we- 
sentlichen sozio-ökonomischen Faktoren einer 
Volkswirtschaft und bedürfen einer eingehenden 
statistischen Beschreibung, um fundierte Unterla- 
gen für forschungspolitische Entscheidungen be- 
reitstellen zu können. Der Tätigkeitsbereich For- 
schung und experimentelle Entwicklung (FuE) er- 
streckt sich auf alle Sektoren der Volkswirtschaft 
und unterscheidet sich von dem weiter gefaßten Be- 
reich der wissenschaftlichen Tätigkeit ebenso wie 
von den wirtschaftlichen Aktivitäten. 

Der Begriff ..FuE-Statistik*' deckt verschiedene 
mögliche statistische Serien über die Ressourcen 
für unterschiedliche Phasen der FuE-Aktivi täten 
und deren Ergebnisse ab. Gegenwärtig wird nur der 
FuE-Input — also die finanziellen und personellen 
Ressourcen — in die FuE-Statistik einbezogen. Die 
Möglichkeiten einer FuE-Outputmessung werden 
— insbesondere in internationalen Gremien — seit 
geraumer Zeit intensiv diskutiert Dessen statisti- 
sche Abgrenzung und Erfassung ist jedoch wesent- 
lich schwieriger als die des Inputs, so daß noch wei- 
tere methodische Vorarbeiten notwendig sind, um 
ein Datenmaterial zur Verfügung zu stellen, das 
auch einen internationalen Vergleich ermöglicht. 

Die FuE-Statistik. die sich auch in der Bundesrepu- 
blik Deutschland nur auf den FuE-Input bezieht, 
konnte in den letzten Jahren trotz der restriktiven 
Tendenzen im Statistikbereich wesentlich verbes- 
sert werden und hat einen Genauigkeits* und Detai- 
lierungsgrad erreicht, der dem des Auslandes nicht 
nachsteht Das vielschichtige Gesamtgebiet von 
Forschung und Entwicklung hat verschiedenartige 
Ansatzpunkte für seine statistische Beschreibung 
mit unterschiedlichen, recht umfangreichen Pro- 
blemen der Erhebung und Aufbereitung for- 
schungsstatistischen Datenmaterials. Das Fehlen 
einer einheitlichen FuE-Statistik auf gesetzlicher 
Grundlage vergrößert die Probleme und setzt weite- 
ren Entwicklungen Grenzen. 

Im nachfolgenden werden die Grundlagen der stati- 
stischen Erfassung der finanziellen und personellen 
Ressourcen dargestellt, die weitgehend von den An- 
forderungen der internationalen Organisationen 
geprägt wurden. 

Methodische Grundlagen 

Die gegenwärtig durchgeführten forschungsstatisti- 
schen Erhebungen beruhen auf langjährigen me- 
thodischen Vorarbeiten, die hauptsächlich von der 


OECD eingeleitet wurden. 1963 wurde mit den „All- 
gemeinen Richtlinien für statistische Übersichten 
in Forschung und Entwicklung** (Frascati-Hand- 
buch)*) das erste Handbuch über die Grundlagen 
einer Forschungsstatistik vorgelegt, das in Zusam- 
menarbeit von Wissenschaftlern, Fachleuten der 
OECD-Mitgliedstaaten und dem OECD-Sekretariat 
zustande kam. Das Handbuch wurde Inzwischen 
aufgrund der Erfahrungen bei den internationalen 
forschungsstatistischen Erhebungen in allen 
OECD-Mitgliedstaaten und wegen des zunehmen- 
den Bedarfs an forschungsstatistischem Zahlenma- 
terial und den damit verbundenen notwendigen 
Verbesserungen des statistischen Instrumentari- 
ums dreimal revidiert Seine letzte Fassung „Fras- 
cati-Handbuch** 1980 liegt auch in der deutschen 
Übersetzung vor^). Es enthält Ausführungen über 
Grunddefinitionen und Konventionen, Klassifizie- 
rungen und Methoden der Messung von FuE-Tätig- 
keiien auf allen Wissenschaftsgebieten. Darüber 
hinaus enthält es ein Kapitel über FuE-Deflatoren 
und FuE-Wechselkurse, ein Kapitel über öffentliche 
FuE-Finanzierung nach sozio-Ökonomischen Ziel- 
setzungen sowie grundlegende Bemerkungen über 
die Möglichkeiten einer FuE-Outputmessung. 

Auch die UNESCO führt regelmäßige Erhebungen 
der FuE-Ressourcen bei ihren Mitgliedstaaten 
durch. Die methodisch-theoretischen Grundlagen 
wurden mit Unterstützung der nationalen Sachver- 
ständigen verschiedener Kontinente ständig weiter- 
entwickelt und auf den von der UNESCO veranstal- 
teten Sondertreffen und Konferenzen ausführlich 
erörtert. Das Ziel ist hierbei die Sammlung von In- 
formationen über wissenschaftliche und technologi- 
sche Aktivitäten (W- und T-Aktivitäten) in einer 
Form, die größtmögliche internationale Vergleich- 
barkeit erlaubt Die Empfehlungen bezüglich der 
„internationalen Standardisierung von Statistiken 
auf dem Gebiet von Wissenschaft und Technologie“ 
wurden von der Generalversammlung der UNESCO 
Im Jahr 1978 angenommen. Soweit es sich um den 
FuE-Bereich handelt wurden die Definitionen des 
Frascati- Handbuchs weitgehend übernommen. Der 
darüber hinaus gehende Bereich Wissenschaft und 
Technologie wurde definiert und wird etwa ab 1985 
Inhalt neuer UNESCO-Erhebungen werden. Die 
Empfehlungen bezüglich der internationalen Stan- 
dardisierung sind von der UNESCO als Handbuch 


*) The measurement of Scientific and Technical Acitivi- 
ties-Proposed Standard Practice for Surveys of Rese- 
arch and Experimental Development 

2) Die Messung wissenschaftlicher und technischer Tätig- 
keiten — Allgemeine Richtlinien für statistische Über- 
sichten in Forschung und experimenteller Entwicklung 
— Herausgeber: BMFT — ISBN 3 — 88135 —114 — 0 
(November 1982) 
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vorgelegt worden^). Der von der UNESCO abge- 
deckie Mitgliederkreis bezieht die Osteuropäischen 
Länder und die Entwicklungsländer ein. wodurch 
besondere forschungsstatistische Fragestellungen 
hervortreten, wie z. B. Messung des Technologie- 
Transfers in weniger entwickelte Länder. 

Für Zwecke der Koordinierung der Forschungspoli- 
tik in den Ländern der Europäischen Gemeinschaf- 
ten wurde ein spezielles statistisches Instrumenta- 
rium geschaffen, das sich jedoch nur auf die For- 
schungsfinanziorung durch die zentralen öffentli- 
chen Haushalte erstreckt Auf der methodisch- theo- 
retischen Grundlage des Frascati-Handbuches 
wurde die „Systematik zur Analyse und zum Ver- 
gleich der wissenschaftlichen Programme und 
Haushalte (NABS)**^) entwickelt die eine funktio- 
nale Klassifizierung nach sozio-ökonomischen 
Zielen darstellt Die im Oktober 1966 entwickelte 
Systematik wurde inzwischen zweimal revidiert 
um sie den neueren Orientierungen in den For- 
schungstätigkeiten anzupassen. Die letzte Revision* 
— NABS 1983 — wurde nach Verabschiedung durch 
den Unterausschuß FuE-Statistik vom Ausschuß 
für wissenschaftliche und technische Forschung 
(AWTF) im November 1983 gebilligt. Auf der Grund- 
lage dieser Systematik werden vom Unterausschuß 
FuE-Statistik des AWTF bei den EG-Mitglledstaa- 
ten die öffentlich finanzierten Ausgaben für For- 
schung und Entwicklung nach den Haushaltsplä- 
nen bzw. ihren Elnlwürfen. also Daten, die noch 
nicht vom Parlament verabschiedet wurden, erfaßt, 
analysiert und veröffentlicht 

Das Statistische Amt der Europäischen Gemein- 
schaften führt keine eigenen forschungsstatisti- 
schen Erhebungen durch, ist aber als Sekretariat 
des Unterausschusses FuE-Statistik in die Arbeiten 
eingeschaltet 

Erwähnt seien hier auch die Arbeiten des Skandi- 
navischen Rats für angewandte Forschung (NORD- 
FORSK), in dem die Forschungsorganisationen Dä- 
nemarks, Finnlands, Norwegens und Schwedens zu- 
sammengeschlossen sind. Seine Hauptaufgabe be- 
steht in der Förderung der Zusammenarbeit der 
skandinavischen Länder auf dem Gebiet der wis- 
senschaftlichen und industriellen Forschung. 1974 
wurde das Nordic-Manual veröffentlicht, das eine 
Weiterentwicklung des Frascati- Handbuches dar- 
stellt und unter besonderer Berücksichtigung der 
Vergleichbarkeit der Daten zwischen den skandina- 
vischen Ländern erarbeitet wurde. 

Weiter sind die entsprechenden Arbeiten des Rates 
für gegenseitige Wirtschaftshilfe (CMEIA) zu nen- 
nen, der sich um eine Anpassung der Erhebungs- 
konzepte und um die Vergleichbarkeit der for- 
schungsstatistischen Daten aus PI an Wirtschaftssy- 
stemen mit denen der westlichen Länder bemühte. 


*) Manual for Siatlstics on Scientific and Technological 
Activlües (provisional) — St80/WS/8 — UNESCO. Pa- 
ris, September 1980 

Nomenclature pour ^Analyse et la Comparaison des 
Budgets et Programmes Scientlfiques 


Die Abstimmung und Zusammenarbeit dieser re- 
gional und inhaltlich weitges treu ten Arbeiten erfor- 
dert erhebliche internationale Kommunikationsfä- 
higkeit und -bereitschaft Die Zusammenarbeit der 
Sekretariate der internationalen Organisationen 
auf diesem Gebiet hat sich wesentlich verstärkt, so 
daß die Doppelarbeit, die sich unter Berücksichti- 
gung der spezifischen Zielsetzungen der einzelnen 
Organisationen ergibt, verringert werden konnte. 
Die Kommunikation ist darüber hinaus durch die 
regelmäßig stattfindenden Tagungen der For- 
schungsstatistiker aus den Mitgliedstaaten gewähr- 
lei.stet. 


1.3 Rechtsgrundlagen 

Die Richtlinien und Empfehlungen der internatio- 
nalen Organisationen über die FuE-Siatistiken wer- 
den von den Vertretern der jeweiligen Mitgliedstaa- 
ten beschlossen. Eine Berichtspflichl für FuE-trei- 
bende Einrichtungen oder Personen kann für die 
einzelnen Staaten daraus nicht abgeleitet werden. 
Hierfür bedarf es der entsprechenden Regelungen 
auf nationaler Ebene. 

In der Bundesrepublik Deutschland kann eine Be- 
richtspflicht nur durch gesetzliche Regelung be- 
gründet werden. 

Da ein Forschungsstatistik-Geselz. das die For- 
schungstätigkeil in allen Sektoren der Volkswirt- 
schaft nach einheitlichen V'erfahren erfaßt, nicht 
erlassen worden ist, muß das forschungsstatisUsche 
Datenmaterial der einzelnen Sektoren aus unter- 
schiedlichen Quellen ermittelt werden. Die amtliche 
Statistik kann, infolge der fehlenden gesetzlichen 
Grundlage, forschungsstatistische Erhebungen nur 
insoweit durchführen, als sie von anderen Statistik- 
gesetzen mit abgedeckt sind Über die jährliche Fi- 
nanzstatistik werden als Grunddaten die staatli- 
chen Ausgaben für Wissenschaft, Forschung und 
experimentelle Entwicklung ermittelt und die ge- 
mäß der Definition des Frascati- Handbuchs FuE 
betreffenden Teilbeträge in einem zweiten Schritt 
ausgegliedert. Mit dem gleichen Gesetz ist auch die 
Erhebung des in staatlichen wissenschaftlichen 
Einrichtungen beschäftigten Personals abgedeckL 
Auch die Datenerhebung bei den überwiegend 
staatlich finanzierten Forschungseinrichtungen 
ohne Erwerbszweck stützt sich auf dieses Gesetz 
(vgl. Gesetz über die Finanzstatistik in der Fassung 
vom 11. Juni 1980 — BGBl. I S. 673 — ). Die For- 
schungsdaten für den Hochschulbereich basieren 
auf der Statistik über das Hochschulpersonal und 
die Hochschulfinanzen, die nach dem Hochschulsta- 
tistikgesetz erhoben werden (vgl. Gesetz über eine 
Bundesstatistik für das Hochschulwesen in der Fas- 
sung vom 21- April 1980 — BGBL 1 S. 453 — ). Eine 
unmittelbare Erhebung der Daten über die Hoch- 
schulforschung kann aus sachlichen Gründen nicht 
erfolgen, so daß der FuE-Bereich über Koeffizien- 
ten ermittelt werden muß (vgl. Abschnitt 1.5: Beson- 
derheiten des Hochschulsektors). 

Für die Wissenschaftsausgaben des Bundes wird 
vom Bundesminister für Forschung und Technolo- 
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gie eine eigene Geschäftsstatistik bei allen Bundes* 
ressorts durchgeführt bei der der FuE-Bereich 
kenntlich gemacht ist Die Daten sind nach ver- 
schiedenen Kriterien gegliedert und werden in den 
„Statistischen Informationen** des Bundesministeri- 
ums für Forschung und Technologie veröffentlicht 

Die Daten des Wirtschaftssektors werden in zwei- 
jährigem Rhythmus von der SV-Ge meinnütz i gen 
Gesellschaft für Wissenschaftsstatistik mbH (Stif- 
terverband für die Deutsche Wissenschaft) erhoben, 
aufbereitet und analysiert. In die Erhebungen, die 
auf freiwilliger Basis erfolgen, sind die FuE-betrei- 
benden und finanzierenden Unternehmen und die 
Institutionen für Gemeinschaftsforschung einbezo- 
gen. Seit 1978 fällt im Rahmen des Fu E- Person alko- 
stenzuschußprogramms der Bundesregierung, das 
über die Arbeitsgemeinschaft Industrieller For- 
schungsvereinigungen e. V. (AIF) abgewickelt wird, 
statistisches Datenmaterial über die FuE-Tätigkeit 
kleiner und mittlerer Unternehmen an. die in die 
Erhebungen des SV nicht einbezogen waren. Dieses 
Datenmaterial, dessen methodische Grundlage von 
der des SV abweicht, wird nach Bereinigung und 
Korrekturrechnungen in die FuE-Statistik des SV 
integriert Ein Vergleich der Angaben mit früheren 
Jahren ist aus diesem Grunde nur noch bedingt 
möglich. Durch die Änderungen der Bedingungen 
für die Antragstellungen zum FuE-Personalkosten- 
zuschußprogramm ab 1981 haben sich erneut 
Schwierigkeiten ergeben, die durch vom SV entwik- 
kelte Schätzmethoden ausgeglichen werden muß- 
ten. Um solchen Änderungen für die Zukunft besser 
begegnen zu können, ist vorgesehen, die Unterneh- 
men mit weniger als 500 Beschäftigten im Wege 
einer Stichprobe zu erfassen. Ein geeignetes Kon- 
zept hierfür wird gegenwärtig erarbeitet 

Für die privaten wissenschaftlichen Institutionen 
ohne Elrwerbszweck, die weder überwiegend vom 
Staat noch überwiegend von der Wirtschaft finan- 
ziert werden, liegen nur Teilangaben vor. Das Stati- 
stische Bundesamt führt für diesen Bereich auf 
Veranlassung des Bundesministeriums für For- 
schung und Technologie eine Befragung auf freiwil- 
liger Basis durch, die keinen Anspruch auf Vollstän- 
digkeit hat 

1.4 Abgrenzung und Qiiederung der 
Erhebungetatbestände 

1. Begrilfsabgrenzung 

Grundlage der Abgrenzung eines Erhebungsgegen- 
standes ist die Definition. Forschung und experi- 
mentelle Entwicklung (FuE) wird im Frascati- 
Handbuch 1980 mit systematischer, schöpferischer 
Arbeit zur Erweiterung des Kenntnisstandes, ein- 
schließlich der Erkenntnisse über den Menschen, 
die Kultur und die Gesellschaft sowie deren Ver- 
wendung mit dem Ziel neue Anwendungsmöglich- 
keiten zu finden, definiert 

Die Grenze zwischen Aufarbeitung des vorhande- 
nen Wissens und dem Betreten geistigen Neulands 
ist trotz der im Frascati- Handbuch gegebenen Bei- 
spiele noch unscharf. Für die Forschungsstatistik 


ist die Negativabgrenzung des FuE-Begriffs leichter 
zu handhaben. Forschung und Entwicklung ist ein 
Teilbereich des Oberbegriffs Wissenschcift, der 
außer FuE die wissenschaftliche Lehre und Ausbil- 
dung und andere forschungsverwandte Tätigkeiten 
umfaßt. Zu letzteren gehören z. B. wissenschaftliche 
und technische Informationsdienste, Datensamm- 
lung für allgemeine Zwecke, Durchführbarkeitsstu- 
dien und ähnliches. Hauptkriterium für die Abgren- 
zung von FuE gegenüber verwandten Tätigkeiten 
ist das Vorhandensein eines nennenswerten Ele- 
ments von Weiterentwicklung (vgl. Frascati-Hand- 
buch 1980 — Kapitel II). Oft sind allerdings For- 
schung und Entwicklung und forschungsverwandte 
Tätigkeiten so eng miteinander verbunden, daß 
eine getrennte Nachweisung weder von der finan- 
ziellen noch von der personellen Seite her möglich 
ist. In diesen Fällen muß für forschungsstatistische 
Erhebungen entweder nach dem Schwerpunkt ent- 
schieden werden oder eine Aufteilung mittels 
Schätzungen erfolgen. 

Bei der industriellen FuE liegt das Hauptproblem in 
der Abgrenzung der experimentellen Entwicklung 
zur Produktion- Hier sind definltorisch die Grenzen 
zwischen Prototypen und Versuchsanlagen einer- 
seits und Serienfertigung und Übernahme der Ver- 
suchsanlagen in den normalen Produktionsablauf 
andererseits zu ziehen. 

2. Erhebungsroerkmale und Erhebungaeinheit 

Wie bereits gesagt, kann zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt nur die Inpuiseite der FuE-Tätigkeit, also 
ihre finanziellen und personellen Ressourcen stati- 
stisch erfaßt werden. Bei Vergleichen zwischen Da- 
ten für einzelne Forschungsbereiche eines Landes 
oder bei internationalen Vergleichen ist zu berück- 
sichtigen, daß eine solche Aufwandstatistik Geld- 
einheit gleich Geldeinheit und Forschungsstunde 
gleich Forschungsstunde setzt, ohne Rücksicht auf 
die eventuelle unterschiedliche Ergiebigkeit in den 
einzelnen Bereichen. Diese Auss 2 ige ist Angelegen- 
heit einer Output- Messung. 

Erfaßt werden die Ausgaben und ihre Finanzierung 
sowie das in Forschung und Entwicklung tätige 
Personal. Auf der Ausgabenseite werden die direk- 
ten FuE-Ausgaben, gegliedert nach Ausgabearten 
(Personal-, laufende Sach-, Investitionsausgaben) 
sowie die Finanzierungsausgaben für FuE-Arbeiten 
Dritter (Käufe von Dienstleistungen oder Zuschüs- 
se) erhoben. Im staatlichen Bereich ist die Unter- 
scheidung von institutioneller Förderung (Zuschuß) 
und projektgebundener Förderung (Zuschuß oder 
Kauf) von Bedeutung. Alle Ausgaben beinhalten Fi- 
nanztransaktionen, also nicht FuE-Kosten im be- 
triebswirtschaftlichen Sinn (z. ß. Investitionsausga- 
ben eines Jahres statt periodenbezogene Abschrei- 
bungen auf die FuE gewidmeten Kapitalgüter). 

Den Ausgaben stehen auf der Einnahmenseite des 
fiktiven Forschungsbudgets eigene Mittel bzw. 
Fremdmittel, die nach Zuwendungs- bzw. Auftrag- 
gebern aus den einzelnen Forschungs bereichen des 
Inlandes oder aus dem Ausland (einschließlich der 
Inter- und supranationalen Organisationen) geglie- 
dert sind, gegenüber. 
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Das in FuE tätige Personal ist nach Art der Be- 
schäftigung in Forscher, Techniker und vergleich- 
bares Personal und Sonstiges Personal sowie nach 
der Art der Aüsbiidungsabschlüsse {Hochschulab’ 
Schluß, übrige Abschlüsse des tertiären Bereichs, 
mittlere und sonstige Abschlüsse) gegliedert. Da ein 
genauer Nachweis der auf FuE verwendeten Zeit 
bei keiner der Kategorien des Personals möglich 
ist, werden in der Praxis alle Personen einer zum 
Fu E-Be richtskrei s gezählte n F or schu ng se i n rich- 
tung erfaßt (eine Ausnahme bilden die Hochschulen 
— vgh Teil VI Kapitel L5); die Teiizeitbeschaftigten 
gehen im staatlichen Bereich schematisch mit dem 
Voilzeitfaktor 0,5 in die Berechnungen ein, im Wirt- 
schaftssektor dagegen wird von der Dauer der teil- 
weisen Beschäftigung ln FuE (in Mann-Monaten 
ausgedrückt) ausgegangen. 

Erhebungseinheiten sind einmal die FuE betreiben- 
den Unternehmen — wobei als Darstellungseinheit 
die jeweiligen fachlichen Untemehmensteile FuE 
fungieren — und zum anderen die Forschung be^ 
treibenden Institutionen, Hierbei wird nach dem 
Schwerpunktprinzip vorgegangen, d.h. daß alle In- 
stitutionen, deren Haupttatigkeit sich auf For- 
schung und Entwicklung bezieht, voll in die Erhe- 
bung einbezogen werden. Für einige Berichtsstellen 
des staatlichen Bereichs wird von diesem Prinzip 
abgewichen, um auch die wissenschaftlichen Ein- 
richtungen zu erfassen, die zwar nicht überwiegend 
Forschung betreiben, ihre Forschungstätigkeit je- 
doch erhebliche Bedeutung im jeweiligen For- 
schungsgebiet hat. Dies gilt z. B. für die meteorolo- 
gische Forschung des Deutschen Wetterdienstes, 
der als Gesamtinstitution in der Forschungsstati- 
stik sachfremd eingeordnet wäre. Umgekehrt müs- 
sen zur Vermeidung von Verzerrungen gelegentlich 
einzelne fmanzwirtschafüiche Vorgänge vollständig 
einbezogener Berichtsstellen eliminiert werden. Als 
Beispiel sind hier forschungsfremde, zeitlich be- 
grenzte investitionszuschüsse der Bundesanstalt 
für das Straßen wesen an die Nürburgrtng GmbH zu 
nennen. 

3. Institutionelle Abgrenzung 

Die grundlegende institutionelle Gliederung des 
FuE-Bereichs ist die Unterteilung in Sektoren. In 
Anlehnung an das System der Volkswirtschaftli- 
chen Gesamlrechnung (SNA)^) sieht das OECD- 
Konzept die Bereiche: Wirtschaft, Staat, private Or- 
ganisationen ohne Erwerbszweck (PNP)^), Ausland 
und Hochschulen vor. Letztere sind wegen der Be- 
deutung der Hochschulen für den FuE-Bereich aus 
dem Staatssektor ausgegliedert und gesondert 
nachgewiesen. Bei den privaten Organisationen 
ohne Erwerbszweck ist zu beachten, daß sie^ soweit 
sie vornehmlich Dienstleistungen für Unternehmen 
erbringen und von diesen finanziert werden, dem 
Wirtschaftssektor und soweit sie vorwiegend dem 
Staat dienen und ganz oder überwiegend staatlich 
finanziert werden, dem Staatssektor zugeordnet 
werden. Hieraus ergibt sich, daß der PNP’Sektor 
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nur die unabhängigen und nicht überwiegend staat- 
lich oder von der Wirtschaft finanzierten For- 
schungseinnchtungen umfaßt und in den interna- 
tionaJen FuE-Statistiken volumenmäßig klein ist 
Für die Bundesrepublik Deutschland besteht für 
diesen Bereich eine Lücke in der statistischen Er- 
hebung, so daß die für diesen Sektor nachgewiese- 
nen Angaben die unterste Grenze darstellen {für 
die nationale Berichterstattung werden die beiden 
Sektoi'en Staat und private Institutionen ohne Er- 
werbszw^eck anders abgegrenzt — vgl Begriffser- 
läuterungen zum statistischen Zahlenmaterial — ). 

Die UNESCO weist folgende Bereiche nach: Pro- 
duktivbereich, der in integrierte und nicht-inte- 
grierte Forschung unterteilt ist, allgemeine Dienste* 
Hochschulen und Ausland. Der ^oduktiv bereich 
umfaßt, ebenso wie der Wirtschaftssektor im 
OECD-Konzepti die FuE- betreibenden Unlerneh* 
mensteile einschließlich Deutsche Bundesbahn und 
Deutsche Bundespost und rechtlich selbständige 
Unternehmen der öffentlichen Hand sowie die selb- 
ständigen Forschungseinrichtungen, die den Unter- 
nehmen dienen und von ihnen überwiegend finan- 
ziert werden. Darüber hinaus gehören nach dem 
UNESCO- Konzept auch die Forschungseinrichtun- 
gen zum Produktiv bereich, deren Forschungsergeb- 
nisse bestimmten, gemäß der internationalen Wirt- 
schaftszweigsysiematik (ISIC) *) abgrenzbaren 
Wirtschaftszweigen zugute kommen, auch wenn sie 
überwiegend vom Staat oder den Organisationen 
ohne Erwerbszweck finanziert werden. Für die 
Bundesrepublik Deutschland ist die Abgrenzung 
und Bestimmung dieser Institute bLsher nicht mög- 
lich. so daß alle überwiegend staatlich finanzierten 
Foi'schungseinrichtungen dem Sektor „Allgemeine 
Dienste" zugeordnet werden, der dem staatlichen 
Sektor einschließlich dem PNP-Sektor der OECD 
entspricht. 

4. Funktionale Gliederungen 

Für die Durchführung von Analysen im FuE-Be- 
reich sind funktionale Gliederungen von weitaus 
größerer Bedeutung, als die nach Institutionen. 
Theoretisch wäre es durchaus möglich, ein einheit- 
liches, funktional ausgerichtetes Klassifikationssy- 
stem für alle Sektoren festzulegen, aber in der Pra- 
xis stößt dies gegenwärtig noch auf Schwierigkei- 
ten. Aus praktischen Erwägungen werden für die 
einzelnen Sektoren imterschiedliche Systematiken 
angewendet 

Die hauptsächliche KlaBsifikation des Wirtschafts- 
sektors ist die nach Wirtschaftszweigen, sie wird 
sowohl für die in den Unternehmen durchgeführte 
FuE als auch für die Forschungsinstitute im Wirt- 
schaftssektor angewandt. Für nationale Darstellun- 
gen wird hier der amtlichen Wirtschaftszweigsyste- 
matik des Statistischen Bundesamtes gefolgt, wäh- 
rend hei internationalen Vergleichen die internatio- 
nale Siandardklassifikation ISIC zugrunde gelegt 
wird. 

Eine zweite funktionale Gliederung des Wirt- 
schaftssektors ist die Aufteilung nach Produktgrup- 


’) Internatianal Standard Industrial ClassificaUon 


246 


pen, worunter Erzeugnisbereiche. Produkte und 
Verfahren zu verstehen sind. Die Analyse nach Pro- 
duktgruppen zielt auf die tatsächliche wirtschaftli- 
che Ausrichtung der von Einrichtungen des Wirt- 
schaftssektors durchgeführten FuE ab. Hierbei wer- 
den die FuE-Daten auf Kategorien verteilt, die so- 
wohl eine bessere internationale Vergleichbarkeit 
als auch eine tiefergehende Analyse ermöglichen 
(vgl. Frascati-Handbuch 1980 — 4.3 — ). Allerdings 
können nach dieser Gliedemng nur die Aufwendun- 
gen eines Unternehmens insgesamt unterteilt wer- 
den. Entsprechende Angaben für einzelne Ausgabe- 
arten, die Finanzierung oder gar für das in FuE- 
beschäftigte Personal sind nicht möglich. 

Die übrigen Sektoren werden nach sechs Wissen- 
schafts- und Technologiezweigen (Naturwissen- 
schaften, Ingenieurwissenschaften. Medizinische 
Wissenschaften, Agrarwissenschaften, Sozialwis- 
senschaften und Geisteswissenschaften) unterteilt. 
Als Grundlage hierfür dient die UNESCO-Klassifi- 
kation. 

Unabhängig von der Sektoreneinteilung liegen für 
die staatlich finanzierten FuE-Ausgaben auch Sy- 
stematiken mit sozio-ökonomischer 21ielsetzung vor. 
Ausgangspunkt war hier die Gliedenmg der Euro- 
päischen Gemeinschaften — NABS — die, wie be- 
reits berichtet, ihre zweite Revision erfahren hat. 
Die NABS 1983 sieht 13 Kapitel mit 87 zweistelligen 
Positionen vor. Eine weitere Unterteilung ist nur 
noch bei 3 Positionen, die eine Aufteüung nach In- 
dustrieerzeugnissen betreffen, vorgesehen. Auch 
die Systematiken der OECD und UNESCO sehen 
eine Gliederung nach sozio-ökonomischer 21ielset- 
zung vor. Im Gegensatz zu der sehr detaillierten 
Gliederung der EG werden in diesen beiden Syste- 
matiken nur 12 Bereiche unterschieden. Alle drei 
Systematiken sind nicht deckungsgleich, können 
aber mit Hilfe von Umsteigeschlüsseln voneinander 
abgeleitet werden. 

1.5 Besonderheiten des Hochschulsektors 

Die enge Verflechtung von Forschung und Lehre an 
den Hochschulen wirft für forschungsstatistische 
Erhebungen erhebliche Probleme auf, die bei den 
Hochschulkliniken durch die medizinische Betreu- 
ung der Patienten weiter erschwert werden. Ge- 
trennte Rechnungssysteme, welche die einzelnen 
Aufgabenbereiche gesondert nachweisen, gibt es im 
Hochschulbereich nicht Statistisch erfaßbar sind 
nur die in der Hochschulfinanzstatistik nach Fä- 
chergruppen sowie Lehr- und Forschungsbereichen 
aufgeteilten Ausgaben und Elinnahmen. Weder Da- 
ten über die FuE-Ausgaben noch über Forschungs- 
personal an Hochschulen können den Rechnungs- 
und Personalunterlagen unmittelbar entnommen 
werden. Eine verbesserte Erfassung der Drittmittel 
ist eingeleitet und es kann davon ausgegangen wer- 
den, daß im Laufe des Jahres 1986 Datenmaterial 
für einige Bundesländer zur Verfügung steht 

Die Trennung der Tätigkeitsbereiche erfolgt nach 
internationaler Übung über Daten zur Arbeitszeit- 
verteilung beim wissenschaftlichen Personal. Diese 
Daten werden durch Zeitbudgetstudien entweder 
im Wege einer Totalerhebung bei dem betroffenen 


Personal oder als Stichprobe oder als laufende Zeit- 
anschreibung mit kurzen Zeitintervallen oder als 
retrospektive Einschätzung für einen abgelaufenen 
Zeitraum ermittelt Einige Staaten haben hierfür 
Erhebungen durchgeführt Für die Bundesrepublik 
Deutschland liegen nur Ergebnisse von Einzelstu- 
dien vor, die kein vollkommenes Bild vermitteln. 

Für die praktische Berechnung des personellen und 
finanziellen F'orschungspotentials der Hochschulen 
wird auf die Ergebnisse der Erhebungen über das 
Hochschulpersonal und die Hochschulfinanzen zu- 
rückgegriffen. Für die einzelnen Hochschularten 
und Fächergruppen sowie im Falle der Hochschul- 
kliniken auch für die Ausgabearten werden be- 
stimmte FuE-Koeffizienten zugrundegelegt Diese 
FuE-Koeffizienten wurden 1975 nach Auswertung 
nationaler und internationaler Zeitbudgetstudien 
neu geschätzt Eine Überprüfung anhand der Er- 
gebnisse einer Untersuchung des Instituts für De- 
moskopie in Allensbach zur Lage der Forschung an 
den Universitäten ergab keine grundlegend abwei- 
chenden Erkenntnisse. Die 1975 mit einer Vielzahl 
von Daten und Parametern durchgeführte Modell- 
analyse zur Ermittlung der FuE-Koeffizienten der 
Hochschulfinanzen als Ergebnis detaillierter Vorga- 
ben von Forschungsanteilen für die Hauptgruppen 
des Personals an Hochschulen konnte mehrfach 
wiederholt werden und hat nur kleine Änderungen 
der Koeffizienten erbracht (vgl. auch Wirtschaft 
und Statistik 9/83 Seite 720 ff,). Der FuE- Koeffizient 
für die Hochschulkliniken wird getrennt für die kli- 
nisch-theoretische und die klinisch-praktische Me- 
dizin ermittelt Die Tätigkeitsbereiche Krankenver- 
sorgung und Ausbildung sind bei der Berechnung 
der FuE-Ausgaben der Hochschulkliniken ausge- 
schaltet (die in diesem Bericht nachgewiesenen 
FuE-Daten des Hochschul bereichs stimmen mit der 
tiefgegliederten Modellanalyse überein). 


1.6 Probleme der FuE-lnputreihen 

Die FuE-Inputreihen der finanziellen Ressourcen 
werfen bezüglich der Erfassung und Bewertung von 
Preisniveauunterschieden Probleme auf. Für Zeit- 
reihenanalysen, die sowohl innerhalb eines Landes 
als auch bei einem internationalen Vergleich von 
Interesse sind, müssen die im Zeitablauf eingetrete- 
nen Preisveränderungen Berücksichtigung finden. 
Die Anwendung eines globalen Preisindex wie z. B. 
den des Bruttoinlandsprodukts gibt angesichts der 
besonderen Kostenstruktur von FuE nur ungenau 
die Preisentwicklung wieder. Elin gesondert berech- 
neter FuE-Deflator, der die Struktur der Ausgabear- 
ten im FuE-Bereich und die zu diesen passenden 
Preisindexreihen berücksichtigt, wird von den Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften seit 
Jahren praktiziert (vgl. jährliche Veröffentlichung 
von Eurostat — öffentliche Aufwendungen für For- 
schung und Entwicklung). 

Soweit internationale Vergleiche betroffen sind, 
stellen sich bei den Umrechnungen in eine einheit- 
liche Währung ähnliche Probleme. Die globalen 
Wechselkurse geben nicht unbedingt die internen 
Kaufkraftparitäten für FuE-Ressourcen wieder, so 
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daß hiefi um zu zutreffenden Ergebnissen zu gelan- 
gen. die spezielle Ausgabenstruktur des FuE-Be- 
reichs Berücksichtigung finden muß. Das wichtig- 
ste methodische Problem dieser Berechnungen 
liegt in der Auswahl geeigneter Kauf kraftpari täten 
(vgl. Frascati-Handbuch 1980, Kapitel VII). 

1,7 Weiterentwicklung der Forschungsetatlstik 

Der Schwerpunkt der Anstrengungen zur Weiter- 
entwicklung der Forschungsstatistik liegt seit ge- 
raumer Zelt bei der Untersuchung der Möglichkei- 
ten der Output-Messung für diesen Bereich. Insbe- 
sondere ist es hier wiederum die OECD, die sich 
unterstützt durch die Empfehlungen der zweiten 
ad höC-Studiengnippe für FuE-Statistik mit diesen 
Problemen befaßt In der Zwischenzeit haben meh* 
rere Seminare und eine größere Konferenz über 
Wissenschafts- und Technologieindikatoren stattge- 
funden, um unter den OECD* Mitgliedstaaten eine 
allgemeine Übereinstimmung über FuE -Output-In- 
dikatoren zu erreichen. Die Sachverständigen der 
Mitgliedstaaten untersuchten auf den Tagungen 
verschiedene Indikatorengebiete: 

O Innovationstatigkeit, einschließlich der Innova- 
tionsmessung selbst und Patentstatistiken, 

O Einfluß von Wissenschaft und Technologie auf 
die Wirtschaft {Technologien und internationa- 
ler Handeil technologische Zahlungsbilanz sowie 
Technologie und Produktivität), 

O Wissenschaftsindikatoren, einschließlich biblio- 
metrischer Analysen, Zitationsindizes und peer 
reviewSi 

O Verschiedene Indikatoren zur Messung des „In- 
neren Zustandes"" der Technologie, die Proble- 
matik der Erstellung derartiger Indikatoren so- 
wie Wissenschafts- und Technologieindikatoren 
im allgemeinen. 

Die wichtigsten Probleme beim Gebrauch von Out- 
put-Indikatoren liegen in der Art der verwendeten 
Daten. Im allgemeinen sind die für die Output-Mes- 
sung heranzuziehenden Daten nicht für diesen 
Zweck gesammelt worden und müssen, um ver- 
gleichbare Klassifikationssysteine zu erhalten oder 
um den Einfluß der Technologie von anderen Ein- 
flußvariablen trennen zu können, bereinigt werden 
(vgl. Frascati-Handbuch 1960, Anhang 11). 

Gegenwärtig zeichnet sich ab, daß die Patentstati- 
stik, die technologische Zahlungsbilanz und der 
Handel mit Produkten hoher Technologieintensität 
für die Output-Indikatoren am leichtesten zu hand- 
haben sind, obwohl auch hier erhebliche Probleme 
vorliegen. Die OECD strebt an, noch im Laufe die- 
ses Jathrzehnts erste Ergebnisse zu veroff entli- 
ehen. 

Z TabellenteM 

2*1 Begriffseifäuterungen lum statistischen 
Zahlenmaterial 

— WissenschafTsausgaben 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
(FuE), für wissenschaftliche Lehre und Ausbil- 


dung und für sonstige verwandte wissenschaftli- 
che und technologische Tätigkeiten. Zu letzteren 
gehören z, B. wissenschaftliche und technische 
Informationsdienste, Datensammlung für allge- 
meine Zwecke, Untersuchungen über die Durch- 
führbarkeit technischer Projekte, immer mit der 
generellen Einschränkung der Verwendung be- 
kannter wissenschaftlicher Methoden. 

— staben 

Nur Ausgaben für FuE, wobei Forschung und 
experimentelle Entwicklung gemäß Frascati- 
Handbuch als systematische, schöpferische Ar- 
beit zur Erweiterung des Kenntnisstandes ein- 
schließlich der Erkenntnisse über den Men- 
schen, die Kultur und die Gesellschaft sowie de- 
ren Verwendung mit dem Ziel, neue Anwen- 
dungsmögUchkeiten zu finden, definiert ist (vgl, 
Frascati-Handbuch 1980, §43). 

Die Ausgaben der Hochschulen und Hochschul- 
kliniken sind nur mit den auf FuE entfallenden 
Teilbeträgen enthalten. 

— Nettoausgaben 

Gesamtausgaben abzüglich Zahlungen von an- 
deren öffentlichen Bereichen. Sie zeigen die aus 
eigenen Einnahmequellen der jeweiligen Kör- 
perschaften zu finanzierenden Ausgaben (Bela- 
stungsprinzip). 

— Unmirrelbare 

Ausgaben für Personal, laufenden Sachaufwand, 
Sachinvestitionen sowie laufende und vermÖ- 
genswirksarae Zahlungen an andere Bereiche 
einschließlich Darlehen und Beteiligungen, so- 
weit es sich nicht um Zahlungen an den öffentli- 
chen Bereich handelt 

Abweichungen gegenüber den Netto aus gaben 
im wesentlichen durch den Saldo des Zahlungs- 
verkehrs der öffentlichen Haushalte untereinan- 
der. 

— Bruttoinlandsamguben für Forschung und Ent* 
Wicklung 

Alle zur Durchführung von Forschung und Ent- 
wicklung im Inland verwendeten Mittel, unge- 
achtet der Finanzierungsquellen; eingeschlossen 
sind also auch die Mittel des Auslandes und 
internationaler Organisationen für im Inland 
durchgeführte Forschungsarbeiten. Nicht hier- 
her gehören dagegen Mittel für FuE. die an in- 
ternationale Organisationen — auch wenn sie 
im Inland liegen — oder an das Ausland fließen 
(vgl auch Frascati-Handbuch 1980, §236). 

— /nteme Ausgaben 

Alle zur Durchführung von Forschung und Ent- 
wicklung im Inland oder innerhalb eines be- 
stimmten Sektors oder innerhalb eines anderen 
Teilbereichs verwendeten Mittel, ungeachtet der 
Finanzierungsquellen (Mittel für Forschung und 
Entwicklung, die an internationale Organisatio- 
nen oder an das Ausland fließen, sind in dieser 
Darstellung nicht enthalten) — vgl auch Frasca- 
ti-Handbuch 1980. §206 — - 
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Externe Ausgaben 

Ausgaben für Forschung und Entwicklung, die 
im Ausland, in internationalen Organisationen 
oder außerhalb eines bestimmten Sektors oder 
eines anderen Teilbereichs durchgeführt werden 
(vgL auch Frascati-Handbuch 1980, §§204 und 
235), 

Staatlich finanzierte FiiE-Ausgaben 

Alle von Bund und Landern finanzierten FuE- 
Ausgaben, unabhängig von ihrer Durchführung. 

Au/u^enduTigen der Wirtschaft für Forschung 
und Entiüicklung 

Ausgaben der Unternehmen und der InsÜtutio* 
nen für industrielle Gemeinschaftsforschung 
(IfG) unabhängig von ihrer Finanzierungs* 
quelle. 

Eigenfinanzierte Aufivendtingen der Wirtschaft 

Von der Wirtschaft selbst finanzierte Aufwen- 
dungen für Forschung und Elntwicklung, unab- 
hängig von ihrer Durchführung. 

Sektoraie Gliederung 

O Wirtschaft (Wirtschaftssektor): private und 
staatliche Unternehmen (z. B. Bundesbahn 
und Bundespost)^ Instituiionen für industri- 
elle Gemeinschaftsforschung und private In- 
stitutionen ohne Erwerbszweck, die überwie- 
gend von der Wirtschaft finanziert werden 
bzw, vornehmlich Dienstleistungen für Un- 
ternehmen erbringen (vgl. Frascati -Hand- 
buch 1980, §§ 87—90). 

O Hochschulen (Hochschulsektor): alle Univer- 
sitäten, Technische Hochschulen, Fachhoch- 
schulen und sonstige Einrichtungen des Ter- 
tiärbereiches. ohne Rücksicht auf ihre Finan* 
zierungsquellen oder ihren rechtlichen Sta- 
tus. Eingeschlossen sind auch ihre For- 
schungsinstitute, Versuchseinrichtungen und 
Kliniken (vgl. auch Frascati- Handbuch 1980, 
§117). 

O Staat (Staatssektor ohne Hochschulen); für 
die nationale Berichterstattung (z, B, Tabelle 
VI/3) wird hier von dem engen Begriff ausge- 
gangen d, h., daß bei der Finanzierungsselte 
nur die Mittel der Haushalte von Bund, Län- 
dern und Gemeinden und bei der Durchfüh- 
rung nur die Einrichtungen des Bundes, der 
Länder und Gemeinden einbezogen sind. 

Für die internationale Berichterstattung (vgl. 
z. B. Tabelle VI/25) umfaßt der Staatssektor 
außerdem die privaten Institutionen ohne Er- 
werbszweck. die überwiegend vom Staat fi' 
nanziert werden (z. B. Großforschungsein- 
richtungen, Institute der Max-Planck-Gesell- 
schaft und der Fraunhofer-Gesellschaft) und 
bezieht auf der Finanzierungsseite auch ihre 
Eigeneinnahmen ein (vgL auch Frascati- 
Handbuch 1980. §§ 101 und 102). 

O Private Institutionen ohne Erwerbszweck 
(PNP-Sektor): für die naftonaJe Berichter- 
stattung umfaßt dieser Sektor die privaten 


Institutionen ohne Erwerbszweck — soweit 
sie nicht überwiegend von der Wirtschaft 
finanziert werden bzw. vornehmlich Dienst- 
leistungen für Unternehmen erbringen. Ins- 
besondere handelt es sich um die überwie- 
gend vom Staat finanzierten Großfor- 
schungseinrichtungen, Institute der Max- 
Planck-Gesellschaft und Institute der Fraun- 
hofer-Gesellschaft 

Für die intemationaie Berichterstattung da- 
gegen sind in diesem Sektor nur die privaten 
Institutionen ohne Erw'erbszweck enthalten, 
die weder überwiegend von der Wirtschaft 
noch überwiegend vom Staat finanziert wer- 
den (vgl. auch Frascati-Handbuch 1980, §§ 109 
bis 112). 

O Ausland: auf der Fmanzierungsseite sind 
hier die Mittel des Auslandes und der inter- 
nationalen Organisationen für Forschungs- 
und Entwicklungsarbeiten innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland nachgewiesen, 
während auf der Ausgabenseite die an das 
Ausland bzw. an internationale Organisatio- 
nen — auch wenn sie ihren Sitz im Inland 
haben — fließenden Mittel der Bundesrepu- 
blik Deutschland nachgewiesen sind (vgl 
auch Frascati- Handbuch 1980, § 124). 

— In Forschung und Entwicklung tätiges Personal 
(FuE-Fersonal) 

Alle direkt in FuE beschäftigten Arbeitskräfte 
ungeachtet ihrer Position (Forscher, technisches 
und vergleichbares Personal, sonstiges Perso- 
nal) — vgl, Frascati-Handbuch 1980, § 171 — . 

— Forscher 

Wissenschaftler oder Ingenieure, die neue Er- 
kenntnisse, Produkte, Verfahren, Methoden und 
Systeme konzipieren oder schaffen (In der Regel 
Personen mit abgeschlossenem Hochschulstu* 
dium) — VgL Frascati -Handbuch 1980, §§ 184 bis 
187 — . 

— Techniker oder vergleichbares Personal 

Personen mit technischer Ausbildung bzw. ent- 
sprechender Ausbildung für den nichttechni- 
schen Bereich, die direkt für FuE — in der Regel 
unter Anleitung eines Forschers — arbeiten (in 
der Regel Personen mit Fachschulabschluß) — 
VgL Frascati-Handbuch 1980, §§ 199 und 189 — . 

— Sonstiges Personaf 

Personen, deren Arbeit mit der Durchführung 
von FuE unmittelbar verbunden ist, d, h. 
Schreib-, Sekretariats* und Verwaltungsperso- 
nal, Facharbeiter, ungelernte und angelernte 
Hilfskräfte — vgl. Frascati- Hand buch 1980, 
§§ 190 und 191 — - 

— Vbiizeitdquiuaicnf 

Bemessungseinheit für die Vollzeitbeschäfti- 
gung eines Arbeitnehmers in einem bestimmten 
Zeitraum. Diese Einheit dient dazu, die nur teil- 
weise in FuE Beschäftigten in die entsprechende 
Zahl von voll in FuE Beschäftigten umzurech- 
nen — VgL Frascati-Handbuch 1980, § 177 ff — . 
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2.2 Finanzdaten 

2.2.1 Bundesrepublik Deutschland insgesamt 

Tabelle Vl/1 


Wissenschaftsausgaben 

der Bundesrepublik Deutschland nach Finanzierungsquellen 

— in Mio DM — 


Finanzierungsquelle 

1977 

1979 

1981 

1982 

1963 

1984 

1985 

1. Öffentliche Haushalte 

1.1 Gebietskörperschaften 2) 

a) Bund einschließlich 

ERP-Sondervermögen^) 

8 976 

11 091 

11790 

13 078 

13 190 

13 500 

14 979 

b) Länder'*) 

14 715 

16 888 

19 745 

20 683 

21 323 

22 369 

23 152 

c) Gemeinden (Gv.) 

153 

200 

231 

210 

229 

229 

229 

Summe 1.1 .. . 

23 844 

28179 

31 765 

33 971 

34 742 

36 098 

38 360 

1.2 Wissenschaftliche Organisationen 
ohne Erwerbszweck 

373 

422 

442 

575 

716 

716 

716 

Summe 1 . . . 

24 217 

28 601 

32 207 

34 546 

35 458 

36 814 

39 076 

desgleichen in % des öffentlichen 
Gesamthaushalts 

6,1 

6,1 

5,9 

6,1 

6,2 

6,3 

6,5 

2. Wirtschaftssektor®) 

2.1 Gewerbliche Wirtschaft’^) 

14 109 

19 250 

23 054 

24 470 

27 197 

28 880 

30 780 

2.2 Stiftungen und Spenden®) 

242 

325 

398 

400 

429 

430 

450 

Summe 2 . , . 

14 351 

19 575 

23 452 

24 870 

27 626 

29 310 

31 230 

3. öffentliche Haushalte und 
Wirtschaftssektor 

(Summe 14-2)... 

38 568 

48 176 

55 660 

59 416 

63 084 

66124 

70 306 

desgleichen in % 

des Bruttosozialprodukts (DSPi 

3,2 

3,5 

3,6 

3.7 

3,8 

3,8 

3,8 


*) Ausgaben für FuE einschließlich akademischer Lehre und sonstiger FuE- verwandter Ausgaben. 

Bund bis 1984 Ist> 1985 Soll; Länder bis 1983 Ist* ab 1984 Soll; Gemeinden bis 1983 Ist, ab 1984 Schätzungen. 
Abweichungen gegenüber Veröffentlichungen des Statistischen Bundesamtes auf Grund eigener Erhebungen des 
BMFT. 

*) Ab 1979 Zusetzung der kaufmännisch buchenden Kliniken* soweit sie nicht mehr brutto in den Landeshaushalten 
nachgewiesen werden. 

Durch Eligeneinnahmen finanzierte Ausgaben der überwiegend vom Staat geförderten Institute: bis 1983 Ist, ab 1984 
Schätzungen. 

®) 1982, 1984 und 1985 Schätzungen. 

Daten aus Erhebungen der Stifterverband-Wissenschaftsstatistik GmbH, ab 1979 unter Einbeziehung der Daten des 
FuE“ Personalkostenzuschußprogramms (Arb>eitsgeraeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen), von Doppel- 
zählungen bereinigt. Abweichungen gegenüber Veröffentlichungen der SV-WissenschaftsstatisÜk auf Grund inter- 
sektoral durchgeführter Bereinigung. 

®) Einschließlich Stiftung Volkswagenwerk. 

Quelle; Bundesministerium für Forschung und Technologie (BMFT), Statistisches Bundesamt, SV- Wissenschaftsstati- 
stik und eigene Berechnungen des BMFT Rundungsdifferenzen 
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Tabelle Vl/2 


FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland und ihre Finanzierung 

(Gesamtbudget Forschung) 


Jahr^) 

FuE- 

Ausgaben 

insgesamt 

finanziert durch 

Ge bi ets kö rper- 
schäften^} 

Wirt- 

schaft^) 

Private 

inländische 

Institutio- 

nen 

(PNP)*) 

inländische Quellen 
zusammen 

Ausland 

Mio DM 

in % des 
öffentlichen 
Gesamt- 
haushalts 

Mio DM 

Mio DM 

in % des 
BSP 

Mio DM 

1962 

4 490 

2 278 

2,1 

2 150 

62 

4 490 

U 

— 

1063 

5 3B0 

2 627 

2,2 

2 670 

83 

5 380 

lA 

— 

1964 

6 570 

3 192 

2.5 

3 279 

89 

0 560 

13 

10 

1965 

7 910 

3 746 

2,7 

4 060 

94 

7900 

IJ 

10 

1966 

8 840 

4 220 

19 

4 500 

100 

8 820 

13 

20 

1967 

9740 

4 796 


4 807 

107 

9T10 

23 

30 

1968 

10 550 

4 960 

3,} 

5 454 

106 

10 520 

23 

30 

1969 

12 250 

5 674 

3,2 

6 399 

147 

12 220 

23 

30 

1970 

14 800 

6 900 

3.5 

7 610 

190 

14 700 

12 

100 

1971 

18 000 

8 700 

3,9 

8 735 

315 

17 750 

2.4 

250 

1972 

19 250 

9 600 

3,S 

9 180 

270 

19 050 

23 

200 

1973 

20 460 

10 350 

3.7 

9 624 

268 

20 240 

2.2 

220 

1974 

22 290 

11 350 

3,6 

10 340 

280 

21 970 

2,2 

320 

1975 

24015 

12 035 

3,4 

11792 

310 

24 137 

13 

508 

1976 

25 740 

12 300 

3,3 

12 600 

320 

25 220 

2,2 

520 

1977 

27 735 

12 000 

3,3 

14 109 

320 

27 029 

23 

706 

1978 

31620 

13 770 

3,3 

16 870 

330 

30 970 

2,4 

650 

1979 

38140 

15 940 

3.5 

19 250 

340 

35 530 

23 

610 

1980 

39 040 

17 070 

3,4 

21 050 

320 

38 440 

2.6 

600 

1981 

40 637 

16 990 

3.2 

23 054 

207 

40 251 

23 

386 

1982 

43 396 

18 276 

3.3 

24 470 

200 

42 946 

2J 

450 

1983 

46153 

18 197 

3,3 

27 197 

184 

45 578 

2.7 

575 

1984 

48 478 

18 823 

3,2 

28 880 

200 

47 903 

2,1 

575 

1985 

52240 

20 685 

3.4 

30 780 

200 

51665 

23 

575 


') Teilweise geschätzt bis 1983 auf Ist- Basis. 

Forschungsanstalten des Bundes ab 1931, der Länder ab 1983 nur mit FuE- Anteilen. 

Daten aus Erhebungen der SV-Wissenschaftsstatistik OmbH, ab 1978 unter Einbeziehung der Daten des FuE-Perso- 
nalkostcn zuschußprogram ms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen}, von Doppelzählungen 
bereinigl Abweichungen gegenüber Veröffentlichungen der SV-Wissenschaftsstatistik auf Grund intersektoral 
durch geführter Bereinigung. 

Eigenmittel der überwiegend vom Staat finanzierten wissenschaftlichen Einrichtungen und sonstiger wissenschaftli- 
cher Einrichtungen. 

Quellet Bundesministerium für Forschung und Technologie Rundungsdüferenzen 
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Drucksache 10/5298 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Tabelle VI/3 


FuE-Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland nach 

(Gesamtbudget 

— in Mio DM — 


Jahr*) 

FuE- 

Aus* 

gaben 

ins- 

gesamt 

Wirtschaft*) 

Staat^) 

Aus- 

gaben 

Ins- 

gesamt 

fmanziert durch 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

finanziert durch 

Staat 

Wirt- 

schaft 

Priv. 

inL 

Inst 

Aus- 

land 

Staat 

Wirt- 

schaft 

Priv. 

int 

Inst 

Aus- 

land 

1962 

4 490 

2 450 

340 

2110 

— 

— 

240 

220 

5 

15 

— 

1963 

5380 

3 030 

400 

2 620 

10 

— 

330 

310 

5 

15 

— 

1964 

6 570 

3 800 

540 

3 220 

30 

10 

410 

390 

5 

15 

— 

1965 

7 910 

4 570 

560 

3 970 

30 

10 

430 

400 

10 

20 

— 

1966 

8 840 

5 100 

690 

4 360 

30 

20 

490 

460 

10 

20 

— 

1967 

9 740 

5 650 

986 

4 617 

17 

30 

530 

500 

10 

20 

— 

1968 

10 550 

6 300 

950 

5 300 

. 20 

30 

570 

560 

10 

• 

— 

1969 

12 250 

7 320 

1040 

6 222 

28 

30 

660 

630 

25 

5 

— 

1970 

14 800 

9 000 

1470 

7 400 

30 

100 

740 

720 

15 

5 

— 

1971 

18 000 

10 700 

1950 

8 464 

36 

250 

890 

870 

10 

10 

— 

1972 

19 250 

11400 

2 210 

8 970 

20 

200 

1 020 

990 

10 

20 

— 

1973 

20 460 

12 020 

2 340 

9 448 

15 

217 

1 040 

1020 

. 10 

10 

— 

1974 

22 290 

13 240 

2 765 

10 160 

15 

300 

1 110 

1 090 

10 

10 

— 

1975 

24 645 

14 930 

2 862 

11592 

12 

464 

1235 

1215 

10 

10 

— 

1976 

25 740 

15 690 

2 800 

12 390 

20 

480 

1 270 

1 250 

10 

10 

— 

1977 

27 735 

17 360 

2 890 

13 849 

15 

606 

1300 

1260 

10 

30 

— 

1978 

31620 

20 530 

3 350 

16 590 

20 

570 

1400 

1360 

10 

30 

— 

1979 

36 140 

23 880 

4 424 

18 861 

62 

533 

1790 

1 770 

5 

12 

3 

1981 

40 637 

27 542 

4 839 

22 292 

78 

333 

1605 

1530 

20 

9 

46 

1982 

43 396 

30 039 

5 789 

23 780 

80 

390 

1070 

1600 

10 

10 

50 

1083 

46 153 

32 087 

5 255 

26 212 

103 

517 

1778 

1693 

30 

5 

50 

1984 

48 478 

33 891 

5 391 

27 875 

110 

515 

1808 

1718 

30 

10 

50 

1985 

52 240 

36 745 

6 410 

29 710 

110 

515 

1879 

1784 

35 

10 

50 


Unternehmen sowie Institutionen der industriellen Gemeinschaftisforschung. Ab 1978 mit den Vorjeüiren nur bedingt 
vergleichbar, da ein erweiterter Bereich kleiner tmd mittlerer Unternehmen erfaßt wird. 

Bundes*, landes* und gemeindeeigene Elinrichtungen einschließlich wissenschaftlicher Museen. Bibliotheken und 
Archive: Forschungseinrichtungen des Bundes ab 1981, der Länder ab 1983 nur mit FuE-Anteilen. 

Insbesondere vom Staat überwiegend finanzierte wissenschaftliche Blinrichtungen (z B. Großforschungseinrichtun* 
gen. Institute der Max-Planck-Gesellschaft und der Fraunhofer-Gesellschaft) sowie sonstige Einrichtungen ohne 
Erwerbszweck. 

Elinschließlich Mittel aus sonstigen Quellen. 

Teilweise geschätzt, bis 1983 auf Ist- Basis. 

®) ElinschließÜch Internationale Organisationen. 

Quelle; Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle Vl/3 


ausführenden Sektoren und deren Finanzierung 
Forschung) 


Private ialändische 
Institutionen 
ohne Erwerbszweck 

Hochschulen 

bn Inland 
durchgeführte 
FuE 

zusammen 

Ausland®) 



Hnanziert durch 


finanziert durch 




finanziert durch 

Jahr 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

Staat 

Wirt- 
schaft 
und 
private 
inl. Inst 

Aus- 

land 

Aus- 

gaben 

ins- 

geseunt 

Staat 

Wirt- 

schaft 

ln Mio 
DM 

in % 
des 
BIP 

Aus- 

gaben 

ins- 

gesamt 

Staat 

Wirt- 

schaft 

700 

638 

62 

— 

010 

900 

10 

4300 

1.2 

190 

180 

10 

1962 

750 

677 

73 

— 

1 000 

990 

10 

5110 

U 

270 

250 

20 

1963 

810 

742 

68 

— 

1 150 

1 140 

10 

6170 

1.5 

400 

380 

20 

1964 

1 000 

016 

84 

— 

1450 

1430 

20 

7 450 

1.6 

460 

440 

20 

1905 

1200 

1 100 

100 

— 

1 580 

1 530 

50 

8 370 

1.7 

470 

440 

30 

1966 

1270 

1 160 

110 

— 

1710 

1610 

100 

9160 

1.9 

580 

540 

40 

1967 

1280 

1 160 

120 

— 

1850 

1770 

80 

10 000 

1.9 

550 

520 

30 

1968 

1310 

1 154 

156 

— 

2 250 

2 200 

50 

11 540 

1.9 

710 

650 

60 

1969 

1650 

1440 

210 

— 

2 700 

2 650 

50 

14 090 

2.1 

710 

620 

90 

1970 

2 120 

1 760 

360 

— 

3 500 

3 450 

50 

17 210 

2.3 

790 

870 

120 

1971 

2 230 

1 920 

310 

— 

3 920 

3 860 

60 

18 570 

2.3 

680 

620 

60 

1972 

2 480 

2 190 

287 

3 

4 270 

4 200 

70 

19 810 

2.2 

650 

600 

50 

1973 

2 780 

2 455 

305 

20 

4 430 

4 360 

70 

21560 

2.2 

730 

680 

50 

1974 

2 055 

2 573 

338 

44 

4 590 

4 505 

85 

23 710 

2.3 

935 

880 

55 

1975 

3 060 

2 680 

340 

40 

4 800 

4 710 

90 

24 820 

2.2 

920 

860 

60 

1976 

3 115 

2 704 

311 

100 

5 065 

4 961 

104 

26 840 

2.2 

895 

785 

110 

1977 

3400 

2 990 

330 

80 

5 340 

5 230 

110 

30 670 

2.4 

950 

840 

110 

1978 

3 728 

3 238 

416 

74 

5 800 

5 690 

110 

35198 

2.S 

942 

818 

124 

1979 

4 203 

3 705 

491 

7 

6 208<) 

6 063 

115 

39 558 

2.6 

1079 

853 

226 

1981 

4 283 

3 853 

420 

10 

6 310^) 

6 175 

115 

42 302 

2.6 

1094 

859 

235 

1982 

4 409 

4 038 

364 

7 

6 661 

6 312 

349 

44 935 

2.7 

1218 

900 

316 

1983 

4 638 

4 253 

375 

10 

6 835 

6 485 

350 

47 172 

2.7 

1 306 

976 

330 

1984 

5 043 

4 648 

385 

10 

7 208 

6 808 

400 

50 875 

2.8 

1 365 

1035 

330 

1985 


Rundungsdifferenzen 
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2.2.2 Staat 


Tabelle VI/4 


VVissenschaftsausgaben der Öffeniiichen Haushalte nach Aufgabenbereichen 
und Finanzierungsquellen (Neltoausgaben) 

— in Mio DM — 






ILnanziert durch 


Auf gabenbere ich 

JahrM 

Netto- 

ausgaben 

insgesamt 

Bund^) 

(einschl. 

ERP' 

Sonder- 

vermögen) 

Länder^) 

Ge- 

meinden®) 

(Gv) 

wissen^ 
schaftliche 
lOrganisatiD- 
nen ohne 
Erwerbs- 
zweck 

L Hochschulen 

1977 

14 643,6 

1 335,5 

13 302,8 



5,5 

einschließlich -kliniken^} 

1978 

15 133,4 

1291,1 

13 641,6 

— 

0,5 


1979 

16 271,9 

1 060,9 

15 210,5 

— 

0,5 


1980 

17957^ 

1 074,7 

16 861,6 

— 

1.0 


1981 

18 837,6 

l 028,5 

17 808.7 


0,4 


1982 

19 749,8 

1 1142 

18 6352 

— 

0,4 


1983 

20 648,3 

1 435,3 

10 212,6 

— 

Ü,4 


1984 

21 364,0 

1 391,8 

19 971,8 

— 

0,4 


1985 

21 902,6 

1 364,0 

20 538,2 

— 

0,4 

2. Wissenschaft und Forschung 

1977 

9 573,0 

7 040.4 

1412,2 

153.4 

367,0 

außerhalb der Hochschulen 

1978 

10 573,1 

8 461,7 

1 515,0 

168.3 

427,5 


1979 

12 329,4 

10 030,0 

1 677,9 

200,1 

421,5 


1960 

13 073,1 

10 475,5 

1 815,0 

222.3 

559,5 


1961 

13 369,5 

10 7612 

1 936,3 

230,5 

441,5 


1982 

14796,1 

11 963,6 

2 047,6 

210,1 

574,8 


1983 

14 809,9 

11754.8 

2 110j2 

229,4 

715,5 


1964 

15 450.2 

12 108,4 

2 396,9 

229,4 

715,5 


1985 

17 173,1 

13 614,9 

2 613,3 

229,4 

715,5 

3. Wissenschaftsausgaben 

1977 

24 216,8 

8 975,9 

14 715,0 

153,4 

372,5 

der Öffentlichen Haushalte 
insgesamt 

1978 

25 7063 

9 752,8 

15 357,4 

168,3 

428,0 

1979 

28 60U 

11 090,9 

16 888,3 

200,1 

422,0 


1980 

31 030,6 

11 550,2 

18 697.6 

222,3 

560,5 


1981 

32 207,1 

U 789,7 

19 745,0 

230,5 

441,9 


1982 

34 545,9 

13 077,8 

20 082.8 

210,1 

575^ 


1983 

35 458,2 

13 190,1 

21 322,8 

229,4 

715,9 


1984 

36 814,2 

13 500,2 

22 308,7 

229,4 

715,9 


1985 

39 075 J 

14 970,9 

23 151,5 

229,4 

715,9 


Bund bis 1984 Ist. 1985 Soll: Länder bis 1083 Ist, ab 1984 Soll; Gemeinden bis 10Ö3 Ist, ab 1984 Schätzungen; wissen- 
scbaftücbe Organisationen bis 1083 Ist, ab 1904 geschätzt 

Abweichungen gegenüber Veröffentlichungen des Statistischen Bundesaintes aufgrund eigener Erhebungen des 
BMBT; geringfügige Abweichungen gegenüber früheren Veröffentiichungen, 

Finanziert durch FJ genein nah men der überwiegend vom Staat geförderten Institutionen, 

Hochschulen einschließlich Bundeswehruniversi täten, aber ohne die unter Ziffer 2 enthaltenen Zahlungen an die 
DFG (und ohne die für Sonderforschungabereiche); ab 19T8 einschließlich Zusetzung der kaufmännisch buchenden 
Kliniken. 

Einschltefllich entsprechender Ausgaben aus dem Verteidigungs haus halt. 

Länderweise Aufgliederung siehe TabeUe t5. 

Quelle: Bundesministen um für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt Rgndungsdifferenzen 
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Tabelle Vl/5 


Wissenschaftsausgaben der öffentlichen Haushalte nach Aufgabenbereichen 
und Ausgabearien (unmittelbare Ausgaben) 

— in Mio DM — 




UnmitteU 


davon 


Aufgabe nbere ic h 

Jahr’) 

bare 

Ausgaben 

insgesamt^) 

Personal“ 

ausgabeti 

sonstige 

laufende 

Ausgaben 

Bau- 

maßnahmen 

sonstige 

Investi- 

tionen 

1. Hochschulen 

1977 

14 856,0 

8 976,8 

S 1924 

1 777,0 

910,0 

einschließlich -kliniken^) 

1978 

15 301,3 

9 493,1 

3 302^ 

1 483,7 

941.9 


1979 

16 306,0 

10 327.0 

3 792,5 

1 396.7 

990.7 


1980 

18 167 J 

11 261,5 

4 181,0 

1 629,9 

1095.2 


1981 

19171,4 

12 076,2 

4 403,5 

1 670,3 

1021,4 


1982 

20 035,8 

12 590,1 

4 6134 

1 843.2 

989,4 


1983 

20 998 J 

13 125.4 

4 968,8 

1 7774 

1 127,0 


1934 

21 591,4 

13 536,3 





1985 

22100,0 

13 850,0 


■ 

- 

2. Wissenschaft und Forschung 

1977 

9 442,8 

2 476,1 

5 440,4 

378,2 

1 i48;2 

außerhalb der Hochschulen^) 

1976 

10 435;) 

2 641,6 

S 992.8 

361.0 

1 4404 


1979 

12 119;£ 

2 786.8 

6 862,5 

355,3 

2 114.6 


1900 

12976,9 

3 113,5 

6 989.9 

512.4 

2 3614 


1981 

13 2713 

3 301.9 

6 895,0 

508.2 

2 566,7 


1982 

14 6494 

3 412,3 

7 514.6 

525,8 

3 196,4 


1983 

14 634,6 

3 538,9 

7 890,9 

589,4 

2 609,4 


1984 

14 819,2 

3 450,3 


, 

► 


1985 

16 500,0 

3 750.0 


- 


3. Wissenschaftsausgaben 

1977 

24 298,6 

11452,8 

e 632,4 

2 155,2 

2 058;i 

der öffentlichen Haushalte 
insgesamt 

1978 

25 736,8 

12 134.7 

9 375,6 

1 844,7 

2 382.0 

1979 

28626,2 

13 113,8 

10 6554 

1 752,0 

3 105.3 ' 


1980 

31 144,6 

14 375,0 

11 170.9 

2 142,3 

3 456.3 


1901 

32 443,2 

15 378,1 

11 298.5 

2 170.5 

3 588,1 


1932 

34 6843 

16 002,4 

12 127,7 

2 369,0 

4 185,8 


1983 

35 632,9 

16 664,3 

12 065,7 

2 366,5 

3 736,4 


1984 

36 410,6 

16 986,6 


4 



1905 

38 600,0 

17 600,0 





Bund bis 1984 Ist, 1985 Soll; Länder bis 1984 Ist, 1965 Schätzung; Gemeinden bis 1983 Ist, ab 1Ö84 Schätzungen; wis- 
senschaftliche Organisationen bis 1983 Ist, ab 1984 geschätzt. 

Abweichungeo. gegenüber Veröffentüchungen des Statistischen Bundesamtes aufgrund eigener Erhebungen des 
BMFT; geringfügige Abweichungen gegenüber früheren Veröffentlichungen. 

Hochschulen einschließlich Bundeswehniniversitaten, aber ohne die unter Ziffer 2 enthaltenen Zahlungen an die 
DFG (und ohne die für Sonderforschungsbereiche}; ab 1ÖT8 einschließlich Zusetzung der kaufmännisch buchenden 
Kliniken. 

■*) Einschließlich entsprechender Ausgaben aus dem Verteidigungshaushalt 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie, Statistisches Bundesamt Eundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/7 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 



1977 Ist 

1979 Ist 

1980 Ist 

1981 Ist 

Ressorty Ei nzel plan 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

Ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

Ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

Bundeskanzleramt 

6,0 

6.0 

7.1 

7.1 

8.0 

8.0 

8.3 

8,3 

Auswärtiges Amt * . . ^ ^ . 

61,8 

13,4 

98,5 

15,7 

99,4 

14,1 

108,3 

14,8 

Bundesminister des Innern 

226,4 

121,3 

279,6 

154,1 

353,8 

191,0 

294,2 

155,3 

Bundesminister der Justiz 

1.3 

1.3 

1.8 

1,6 

2,3 

2.3 

1.9 

1.9 

Bundesminister für Wirtschaft 

423,8 

303,7 

956,5 

804.9 

1 214,0 

1 032,4 

1 278,6 

1 065.5 

Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

215.2 

187,8 

251,4 

221,0 

265,3 

231,0 

269,4 

234.7 

Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung 

28,5 

18,7 

40,6 

27,8 

54,0 

36,9 

54,7 

36,9 

Bundesminister für Verkehr 

142,9 

86,1 

179,6 

106,1 

205,7 

123,5 

204,1 

123.1 

Bimdesminister der Verteidigung . 

1 893,4 

1 652,1 

2 008,6 

18553 

1861,9 

1 703,7 

1 700,4 

1 559.3 

Bundesminister für Jugend, 

Familie und Gesundheit 

160,9 

95,8 

201,4 

117,5 

220,6 

130,7 

284,2 

189,0 

Bundesminister für Wirtschaft- 
liehe Zusammenarbeit 

29,7 

26,8 

31,0 

27,7 

25,6 

22,0 

26,3 

22,9 

Bundesminister für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau , . , 

60,0 

60,0 

573 

573 

50,6 

50,6 

88,6 

88,6 

Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen 

4,0 

4.0 

5,0 

5.0 

5.6 

5,8 

5.6 

5,6 

Bundesminister für Forschung 
und Technologie 

4 154,1 

4 044,5 

5 518,1 

5 436,4 

5 675,5 

5 811,2 

5 957,1 

5 895,8 

Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft 

1 543,5 

787,8 

1 431,8 

791,6 

1 482,9 

836,8 

1 481,6 

857^ 

2üvile Verteidigung 

5,4 

5.4 

6,3 

6.3 

6,0 

6.0 

5,3 

5.3 

Allgemeine Finanzverwaltung 

15,9 

15,9 

13,7 

13,7 

16,2 

16,2 

18,3 

18.3 

Ausgaben insgesamt . . • 

8 9723 

7 430,6 

11088.1 

9 6493 

11 547,4 

10 022,1 

117863 102823 


Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle Vl/7 


Forschung und Entwicklung nach Ressorts 

— Ln Mio DM — 


1982 Ist 

1983 Ist 

1084 Ist 

1985 SoU 

1986 Reg,‘Entw. 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

9.0 

9,0 

9,6 

9.6 

9.7 

9.7 

13.1 

13,1 

14,4 

14,4 

114,3 

16.8 

118,8 

19,9 

118,4 

19,8 

120.5 

18,7 

1232 

19.4 

331.0 

175.5 

388,6 

208.5 

400,7 

2152 

457,1 

238,8 

462,3 

245,8 

1.9 

1.9 

IJ 

1.7 

1.9 

1.9 

2.4 

2.4 

2,6 

2.6 

1 259.4 

1 038,5 

1 205,5 

9582 

1 238,0 

962,1 

1 547,4 

1 326,0 

1 363,7 

1 138.8 

280,7 

243.6 

294,0 

254,7 

300,3 

259,8 

302.5 

261,8 

3042 

2632 

56.6 

36J2 

42,7 

27,7 

38,6 

252 

50.0 

32.4 

512 

33.4 

207.5 

120.7 

222,6 

133,4 

206,7 

126,7 

221,6 

132.7 

2192 

131.6 

1 824.7 

1 695,1 

1 989.2 

1864.1 

2 09U 

1 980,9 

2 652.8 

2 533.8 

2 8152 

2 685.7 

326 ;^ 

224,9 

316.2 

2082 

306,7 

193,9 

362,4 

220.8 

365,9 

199.4 

28.0 

24.4 

55.2 

51,4 

49.5 

45,7 

542 

502 

55,1 

50.7 

81,9 

81.9 

68,9 

68,9 

66,5 

66,5 

66,0 

66,0 

53,8 

53,8 

5.1 

5.1 

5.4 

5.4 

5.7 

5.7 

72 

72 

8.1 

8.1 

6 921,8 

6 865,0 

6 543.9 

6 486.4 

6 748.7 

6 683,0 

7 221,6 

7 144.8 

7 5162 

7 404,7 

1607^2 

917 ^ 

1 902,8 

992.9 

1 8892 

1 001.1 

l 871,4 

10122 

1 900,0 

1 037.4 

5.4 

5,4 

5.7 

5.7 

52 

5.8 

6.6 

6.6 

6,9 

6.9 

14,4 

14,4 

16,6 

16,6 

19,7 

19,7 

19,0 

19.0 

18.0 

18.0 

13 075.1 

11475,6 

13 187.3 

11 313,8 

13 497,4 

11 623,0 

14 976,1 

13 086.7 

15 280,4 

133134 » 
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Tabelle Viye 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung 


Förderbereich 

Förde rsch werpuTi k t 

1977 Ist 

1979 Ist 

108D Ist 

1Ö81 Ist 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

Ins- 

gesamt 

danmtar 

FuE 

ins- 

gesamt 

danuiter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

A 

Trägerorganisationen; 










Aus- und Neubau 










von Hochscbulen 

1977,0 

1054,5 

17753 

1060,2 

I 8553 

1 128,9 

1 878,0 

1 183,8 

A 1 

Gmndfinanzierung MPG . , , 

283,7 

283,7 

318,7 

318,7 

334,7 

334,7 

353,5 

353,5 

A 2 

Grundfinanzierung DFG 

360,3 

366,3 

400,4 

400,4 

436,1 

430,1 

474.1 

474,1 

A 3 

Grundfinanzierung FhG 

49,9 

49,9 

60,8 

00.8 

73.8 

73,8 

83.0 

83,0 

A5 

Aus- und Neubau 










von Hochschulen 

1 278,0 

354.6 

995,6 

280,3 

1 010,9 

284,4 

967,4 

273,3 

B 

Sortderbereiche der natur- 










wisseniichafllichen Grund- 










lagenforschung (insbeson- 










dere Großgeräte) _ . 

467,6 

467,6 

545,7 

545,7 

596,3 

596,3 

601,4 

601,4 

C 

Meeres forschung und Mee- 










resiechnik; Polarforschung . 

91,4 

91,4 

129,6 

129,6 

211,8 

211,8 

259,3 

259,3 

C 1 

Meeresforschung 

42,1 

42,1 

50,9 

50,9 

53,3 

53,3 

50.4 

50.4 

C2 

Meerestechnik . . , — . - 

49,3 

49,3 

71,0 

71,0 

91,6 

91,6 

102,0 

102.0 

C3 

Polarforschung - , - 

0,0 

Ö.0 

7,6 

7.6 

66,9 

60,9 

106.9 

106,9 

O 

Weltraumforschung und 









Weltraumtechnik 

536,8 

536.8 

641,1 

641,1 

648,4 

648,4 

669,2 

669,2 

E 

Energieforschung und 










Energietechnologic 

1438,5 

1357,3 

19583 

1 909,5 

1 976,.5 

1 949,4 

2 097,5 

2 070,1 

El 

Kohle und andere fossile 










Energieträger 

1863 

1863 

393.9 

393.9 

407,3 

407.3 

430.0 

436,6 

E2 

Erneuerbare Energiequeh 










len; rationelle Energiever- 










wendung - 

65.6 

65.6 

189.5 

109,5 

228,8 

228,8 

258,1 

258,1 

E3 

Nukleare Energieforschung 










(einschl Reaktorsicherheit) . 

1 108.3 

1 027,2 

1 274.3 

1 225,5 

l 236,6 

1 209,5 

1 297,8 

I 270.4 

E4 

Kernfüsionsforschung ...... 

77.7 

77,7 

100.6 

100*6 

103.8 

103.8 

105.0 

105.0 

F 

Umwel tf orschung : 










Kllmaforschung; 










Sicherheitsforschung 

276;j 

245,5 

446,5 

408,1 

485,9 

442,4 

480,9 

432.5 

Fl 

Ökologische Forschung 

111,3 

96J 

132,8 

114,2 

156,3 

136,1 

158,1 

136,9 

F2 

Umweltschonende und 










Umweltschutztechnologien . 

81,8 

81,8 

191,8 

191,8 

168,1 

168,1 

161,6 

161,6 

F5 

W asserf orschung 

22,5 

19,8 

47,6 

44,5 

70.8 

67,0 

61,2 

57,6 

F7 

Kl imaf orschung h 

3,1 

2,8 

3,0 

2.8 

3.3 

3.1 

2,7 

2,4 

F8 

Sicherheitsforschung und 










Sicherheitstechnik 

57,5 

44,3 

71,4 

54,9 

87,4 

68.1 

97,3 

74,0 

G 

Forschung und Entwicklung 










im Dienste der Gesundheit . 

253,4 

211,4 

305,5 

253,5 

334,5 

278,4 

393,9 

334,0 

H 

Forschung und Entwicklung 










zur Humanisierung des 










Arbeitslebens 

70,6 

60,8 

119,3 

106^ 

135,2 

118,1 

142,1 

124J 

1 

1 nio rmad ons tech nl k 










(einschL Fertigungstechnik) 

450,6 

450,5 

4973 

497,4 

373,3 

373,1 

375,4 

3754 

1 1 

Informationsverarbeitung 

282,7 

282,6 

271,5 

271,1 

152.6 

152.3 

133.3 

133.0 

12 

Tee hni sehe Ko mmunikation 

53,4 

53,4 

73,9 

73.9 

72,9 

72,9 

74.6 

74.0 

13 

Elektronische Bauelemente 

69,0 

69,0 

99,6 

99,6 

89,8 

89,8 

109,1 

109,1 

14 

Anwendung der Mikro- 










elektronik; Mikroperipherik 

5,4 

5,4 

12,7 

12.7 

17.8 

17.8 

17,7 

17,7 

15 

Fertigungstechnik 

40.2 

40.2 

40,0 

40,0 

40,3 

40,3 

40,7 

40,7 

K 

Biotechnologie 

76,9 

76,9 

93,3 

93,3 

92.4 

92,4 

94,5 

, 945 


') Einschließlich Universitäten der Bundeswehr und ab rachhcKshschule des Bundes für öffentliche Verwaltung. 
Quelle: Bundesnxuilstenum für Forschung und Technologie 
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nach Förderbereichen und Förderschwerpunkten 

— in Mio DM — 


1982 Ist 

1963 Ist 

1984 Ist 

1983 Soll 

1986 Reg.-Entw, 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ifts- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

2 »18^ 

1263,5 

2 358,1 

1372,5 

2 3783 

1418,2 

2 3752 

14413 

2 4273 

1 4813 

361,5 

361,5 

3704 

370.1 

392,7 

392,7 

4073 

4073 

419,7 

4194 

5Ö5J2 

505,2 

500,9 

5003 

526,5 

526,5 

5423 

5423 

558,6 

558.6 

05,6 

95,6 

101,3 

101.3 

111,6 

111,6 

1163 

1163 

126.4 

126.4 ! 

1 056,4 

301,3 

1 385,8 

4002 

1 347.6 

387,4 

1 3083 

374.5 

1 322.4 

3773 

039,2 

639,2 

6863 

6803 

7603 

760,6 

855J 

855J 

0653 

9653 

211,6 

2113 

1703 

170,6 

2244 

224,1 

2363 

2363 

2423 

2423 

46,0 

46,0 

37.9 

373 

74,0 

74,0 

83,9 

833 

88.6 

88.6 

75,0 

75,0 

852 

65J2 

80,2 

80,2 

87.9 

873 

873 

87.0 

90,6 

90,6 

47.5 

47,5 

69,8 

69,8 

64.4 

64,4 

67.2 

673 

7013 

701,6 

710,3 

7103 

7754 

775,1 

827,1 

8274 

9673 

9673 

2 8683 

2 8503 

2 4533 

2 434,7 

2 346,2 

2 324,8 

2 3433 

2 3173 

19353 

1 876,2 

493,4 

493,4 

361,4 

361.4 

353,8 

353.8 

3653 

3653 

317.6 

3173 

297.4 

297,4 

244,7 

244.7 

220.9 

220,9 

207,7 

207.7 

1873 

1873 

1 961.3 

1 9433 

1 704,6 

1 685,8 

1 613,8 

1 592,4 

1 605,2 

1 579,7 

1 253.1 

1 1943 

116,7 

116,7 

142,7 

142,7 

157,8 

157,8 

164,7 

164,7 

1773 

177,2 

5013 

4503 

5543 

4753 

607,8 

324,1 

6803 

601,4 

7283 

646.1 

177,7 

154J 

221,7 

174,0 

231,8 

184,2 

275.9 

2263 

3013 

249.8 

152,5 

152,5 

158.6 

158,6 

180,7 

180,7 

2023 

2023 

219,7 

219,7 

50,4 

52,4 

45,4 

41,8 

52,5 

48,4 

564 

52.4 

523 

48.4 

03 

0,4 

12.4 

12,4 

17,2 

17,2 

31,9 

313 

363 

36.9 

1084 

84,3 

116,7 

893 

125,6 

93.7 

1144 

873 

118,5 

913 

412,9 

348,6 

4203 

3523 

421,5 

347.4 

4683 

3673 

4813 

3574 

1513 

131,4 

1284 

1134 

114,1 

100,9 

1433 

1263 

1473 

1293 

4023 

4023 

541,0 

5413 

583,2 

583,0 

653J 

6533 

7803 

7803 

1153 

U5,6 

108.2 

107,9 

110,1 

109,9 

150.9 

150,7 

184.5 

184,3 

103,4 

103,4 

100,4 

100,4 

129,4 

129,4 

103,3 

1033 

137.6 

1373 

121,1 

121,1 

123,5 

123,5 

127,8 

127.8 

170.1 

1704 

236.5 

236,5 

106,1 

1064 

169,8 

169,8 

145,0 

145.0 

883 

883 

753 

75,0 

46.1 

464 

403 

403 

70,9 

70,9 

1414 

1414 

1563 

1563 

112,2 

1123 

127,7 

127J 

130,8 

1303 

1464 

1464 

180J 

180,7 
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noch TabeUe VI/B 



Förderbereich 

Förderschwerpunkt 

1977 Ist 

1079 Ist 

1980 Ist 

1981 Ist 


ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

L 

Materialforschung; chemi- 
sche Verfahrenstechnik; 
physikalische Technologien 

206,0 

1593 

311,8 

2543 

3593 

290,6 

3774 

297,0 

LI 

Materialforschung 

69,0 

45,6 

1265 

97,0 

1533 

117,6 

161,4 

122,7 

L2 

Chemische 

Verfahrenstechnik 

23,5 

23,5 

35,9 

35,0 

43,0 

43,0 

33,3 

333 

L3 

Physikalische Technologien 

113.5 

90,8 

149.6 

1213 

162,4 

130,0 

182,4 

141,0 

M 

Luflfahrtforschung und 
-entwicklung 

117,1 

117,1 

2625 

2623 

417,1 

417.1 

477,8 

4773 

N 

Forschung und Technologie 
für bodengebundenen Trans- 
port und Verkehr (einschl. 
Verkehrssicherheit) 

195,5 

159,1 

3405 

293,6 

3333 

285,4 

337,1 

2933 

O 

Geowissenschaften und 
Rohstoffsicherung 

127,6 

94,6 

195,1 

152,9 

240.4 

1873 

224,0 

1663 

O 1 

Geowissenschaften (ins- 
besondere Tiefbohrungen) , . 

53,8 

32,5 

67,7 

40,7 

823 

493 

903 

53,8 

02 

Rohstoffsicherung 

73,8 

623 

127.5 

112,1 

157,6 

138,4 

1333 

112,5 

P 

Raumordnung und 
Städtebau; Bauforschung < » . 

150,9 

1333 

1815 

1573 

195,7 

166,1 

2383 

2053 

PI 

Raumordnung, Städtebau, 
Wohnungswesen 

79,8 

62,5 

95.5 

713 

104,0 

74,4 

126,8 

93,5 

P2 

Bauforschung und -technik, 
Straßenbauforschung 

71.1 

71.1 

88.0 

86,0 

91,7 

91,7 

112,0 

112,0 

Q 

Forschung und Entwicklung 
im Emährungsbereich 

71,1 

655 

78,0 

72,0 

763 

70,7 

753 

70,0 

R 

Forschung und Entwicklung 
in der Land- und Forstwirt- 
schaft sowie der Fischerei . . 

163,0 

1415 

1915 

168,0 

2053 

1773 

2123 

1843 

S 

Bildungs- und 
Berufsbildungsforschung 

190,1 

1235 

2205 

1463 

223,7 

152,4 

2083 

141,4 

T 

Innovation und verbesserte 
Rahmenbedingungen 

116,5 

82,1 

4595 

4163 

542,6 

492,0 

5563 

4953 

TI 

Indirekte Förderung des 
FuE-Personals in der 
Wirtschaft 

0.0 

0,0 

300,0 

3003 

355,0 

355,0 

3593 

359,3 

T2 

Verbesserung des Techno- 
logie- und Wissenstransfers 

1,5 

15 

9.4 

9,4 

153 

153 

20,1 

20,1 

T3 

Förderung 

technologieorientierter 
Untemehmensgründungen . 

0,9 

0.9 

35 

3,5 

113 

11,3 

33 

33 

T8 

Rationalisierung und 
wi ssen schaftlich- technisc he 
Ressortdiensüeistungen 

(BMWi) 

Übrige Fördermaßnahmen 
(BMWi) 

41,8 

7.4 

50,6 

7.6 

543 

33 

64,4 

3.6 

T9 

72.3 

72.3 

955 

65,8 

106,3 

1063 

108,7 

108,7 

U 

Fachinformation 

705 

425 

103,4 

67,4 

1053 

653 

98,4 

543 

V 

Geisteswissenschaf ten ; 
Wirtschafts- und 
Sozialwissenschaften 

264,0 

1235 

282,0 

151,7 

344,4 

in,i 

333.4 

1913 

w 

übrige, nicht anderen Berei- 
chen zugeordnete Aktivitäten 

52,0 

37,7 

119,7 

39,0 

1173 

333 

1234 

333 

A— 

W zivile Förderbereiche 

zusammen 

7 3645 

5 833,0 

9 259,4 

7 8265 

9 8725 

8 3545 

10 2543 

8 755,1 

X 

Wehrforschung und -technik . 

1608,4 

15975 

1828,6 

18225 

16745 

16675 

15323 

15275 


Ausgaben insgesamt . . . 

8 9723 

7 430,6 

11 088,1 

9^93 

11 547,4 

10 022,1 

11 7863 

10 2823 


Quelle: Bundesministeriufn für Forschung und Technologie 
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he 10/5298 


nocn Tabelle VI/8 


1982 Ist 

1983 Ist 

1984 Ist 

1985 Soll 

1986 Reg.-Entw. 

ins* 

darunter 

ins- 

darunter 

ins* 

darunter 

ins- 

darunter 

ins- 

darunter 

gesamt 

FuE 

gesamt 

FuE 

gesamt 

FuE 

gesamt 

FuE 

gesamt 

FuE 

386 ;) 

305,4 

410,5 

3193 

4333 

329,6 

431,6 

3433 

465,1 

3743 

178,8 

141,0 

204.8 

166,6 

210,7 

168,4 

238,7 

1993 

246,0 

205,4 

28.6 

28.6 

24.0 

24.0 

19.9 

193 

183 

183 

173 

173 

178,9 

135,9 

181,7 

129,2 

202,6 

141,4 

174,6 

1263 

202.0 

151,7 

428,6 

428,6 

365,0 

365,0 

4283 

4283 

738,1 

738.1 

589,4 

589,4 

348,1 

297,6 

312,2 

259,7 

2803 

2283 

266,7 

2013 

267,4 

204,1 

209 J 

148,6 

206,6 

1463 

206.1 

1453 

148,0 

1083 

145,7 

106,4 

94,2 

56.2 

95,6 

57,8 

105,8 

683 

843 

583 

94,0 

67,0 

115,5 

92,4 

110,9 

88,7 

100,3 

77,6 

633 

50,1 

51,8 

39,4 

221.4 

189,4 

212,0 

179,1 

1873 

164,1 

178,1 

1573 

1643 

1443 

120.8 

88,8 

118,4 

85,5 

99,9 

763 

903 

69,9 

• 

85,4 

64,9 

100.8 

100.6 

93.6 

93,6 

87,9 

87.9 

873 

87,9 

79,3 

793 

78 ^ 

73,1 

82,1 

76,0 

81,7 

75,7 

803 

743 

853 

79,1 

222,2 

19 U 

2373 

204,4 

240,9 

2073 

247,6 

2133 

248,1 

2133 

2013 

139,7 

170,0 

1203 

1513 

112,0 

166,4 

1223 

1773 

130,7 

588,7 

526,7 

5803 

508,4 

550,7 

4683 

734,6 

6663 

834,1 

7633 

390.0 

390,0 

375,0 

375,0 

320,0 

320,0 

435,0 

435,0 

510,0 

510,0 

22.4 

22.4 

22.4 

22,4 

303 

303 

573 

573 

683 

68,2 

6.0 

6.0 

5.9 

53 

16.1 

16,1 

60,0 

80.0 

70.8 

70,8 

65,0 

3.1 

74,7 

3,1 

85.5 

3.0 

703 

2,1 

72,7 

2,1 

105,3 

105.3 

102.0 

102,0 

99,0 

99,0 

1123 

1123 

112,4 

112.4 

1073 

58,4 

1063 

50,0 

1083 

51,1 

131,7 

70,1 

154,0 

91,4 

370,4 

2123 

354,6 

193,1 

3633 

2003 

4243 

2293 

430,1 

239,8 

129,2 

353 

159,7 

673 

161,0 

623 

188,4 

79,4 

1933 

81,6 

11 403,2 

9 808,3 

11348.6 

9 475,4 

11 537,1 

9663,6 

12 466,2 

10 577,9 

12 621,2 

10655,5 

1671 J 

1667,2 

18383 

1838,4 

1960,1 

1 959,4 

2 509,7 

2508,9 

2 659,2 

2 658,4 

13 075.1 

11 475,6 

13 1873 

11 3133 

13 497,4 

11623,0 

14 976,1 

13 086,7 

15 280,4 

13 3133 


Rund uiigsdiff ere nzen 
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Tabelle VI/9 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 



1977 Ist 

1979 Ist 

1980 Ist 

1981 Ist 

Förderungsart 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

1. Projektförderung 

4 028,6 

3 873,7 

5 773,9 

5 648,4 

5 8314 

5 728,9 

5 929,3 

5 8373 

1.1 Direkte Projektförderung 

4 026,2 

3 871,3 

5 461,0 

5 335,5 

5 449,0 

5 346,9 

5 546.1 

5 554.6 

1.2 Indirekte und indirekt-spezifi- 
sche FuE-Förderung der Wirt- 
schaft*) 

2.4 

2.4 

312,9 

312,9 

382,1 

382,1 

383,2 

3833 

2. fnsUiutionelie Förderung . . « « 

4 295.8 

2 949,7 

4 567,8 

3 314,1 

4 966,0 

3 603,6 

5 077.6 

3 7353 

2.1 Forschungs- und Wissen- 
schaftsförderungs- 
organisationen 

725,0 

725,0 

828,3 

811,7 

899,9 

881,8 

968,6 

948,7 

2.2 Großforschungseinrichtungen 

1 242,5 

1242,5 

1 469,7 

1 469,7 

1588,2 

1 588,2 

1 614,6 

1 614,0 

2.3 Institute der „Blauen Liste" 2) . 

107,1 

100,1 

152,8 

133;^ 

183,8 

160,8 

193,9 

170,7 

2.4 Sonstige Einrichtungen 

ohne Erwerbszweck 

193,6 

95,9 

211,0 

106,3 

250,3 

109,3 

225,5 

114,0 

2.5 Bundeseigene Forschungs- 
einrichtungen und sonstige 
Bundesanstalten^) * 

749,7 

431,7 

910.4 

512,8 

1 032,9 

579.1 

1 107,6 

614,5 

2.6 Hochschulen"*) 

1 278,0 

354.6 

995,6 

280,3 

1010,9 

284,4 

967,4 

273,3 

3. Internationale 

Zusammenarbeit 

648,4 

607,1 

746,4 

687,1 

750,3 

689,5 

780,0 

708,9 

3.1 Beiträge an Organisationen 
und Einrichtungen®) * 

588,4 

576,9 

664,5 

650,1 

671.9 

656.7 

692,5 

6723 

3.2 Projektförderung aus 

internationalen Titeln 

60,0 

30;2 

81,9 

36,9 

78,4 

32,8 

87,5 

36,1 

Ausgaben insgesamt . . . 

8 972,8 

7 430,6 

11 088,1 

9 649.5 

11547,4 

10 022,1 

11 786,9 

10 2823 

Neuihrichtlich: 

Direkte Projektförderung 

4 026,2 

3 871.3 

5 461,0 

5 335,5 

5 449,0 

5 346.9 

5 546,1 

5 454,8 

darunter, 

BMFT 

1 994,7 

1911,5 

2 978,0 

2 927,8 

2 947,4 

2 919,8 

3 155,3 

3 135,3 

BMWi 

182,2 

182,2 

355,5 

355,5 

504.4 

504,4 

511,0 

508,8 

BMVg 

1 488,3 

1 477,4 

1 695.7 

1 689,9 

1 535,1 

1 527,8 

1 393,6 

1388,2 


Ohne steuerliche Maßnahmen (Zulagen. Sonderabschreibungen). 

Einschließlich von Bund und Ländern gemeinsam geförderte landeseigene Einrichtungen (ohne DGFK), 

Bis 1983 einschließlich Bundesakademie für öffentliche Verwaltung. 

Aus- und Neubau von Hochschulen, Hochschulen der Bundeswehr und ab 1984 Fachhochschule des Bundes für 
öffentliche Verwaltung. 

Mit Silz im In- und Ausland (vgl. Tabelle 12). 

Quelle; Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle VI/9 

Forschung und Entwicklung nach Förderungsarten 
— in Mio DM — - 


1982 Ist 

1S83 Ist 

1984 Ist 

1985 Soll 

1986 Reg.-Entw. 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

Ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

6 974.7 

6896.6 

6 465,4 

6 402.2 

66063 

6 540,4 

7 914,4 

7 830,8 

7 719,6 

7 601,6 

6 468.8 

6 390,8 

5 910,8 

5 847,7 

6 078,9 

6 013,1 

7 189,8 

7 1063 

6 890.6 

6 772,6 

505.8 

505.8 

554,6 

554,6 

527,4 

527,4 

724,6 

724,6 

829,0 

829,0 

5 351.5 

3 904.2 

5 951.1 

4 214,4 

60773 

4 346,8 

6197,0 

4 4763 

6 510,6 

4 750.6 

1 022.5 

1 001,7 

1 035,4 

1 014,5 

1 0963 

1 074,8 

1 137,6 

1 116,1 

1 180,4 

1 157,9 

1 649,4 

1 649,4 

1 792,4 

1 792,4 

1 8543 

1 8543 

1 977.9 

1 977,9 

2 178,1 

2 178,1 

203,1 

175,9 

208,5 

181.1 

215,0 

186,4 

223,7 

193.9 

2323 

201,3 

246,9 

131,0 

244,4 

122,0 

246,1 

125,7 

270,1 

138,7 

278,9 

141.3 

1 173,2 

645,0 

1 284,6 

704.3 

1 318,7 

7183 

1 278,8 

677,1 

1 318,7 

694,9 

1 056.4 

301,3 

1 385,8 

400^ 

1 347,6 

387,4 

1 308.8 

374.5 

1 322,4 

3773 

7483 

674J 

770,8 

697,2 

8133 

735,8 

864,7 

779,7 

10504 

961,7 

657.4 

6373 

685,0 

664.3 

725,6 

702,3 

770.1 

742,6 

952,7 

923,0 

91.5 

37,6 

85,9 

32,9 

87,7 

33,5 

94.6 

37,1 

97,6 

38,6 

13 075,1 

11 475,6 

13 187.3 

11 3133 

13 497.4 

11 623,0 

14 976,1 

13 086.7 

15 280,4 

13 313,9 

6 468,8 

6 390,8 

5 910,8 

5 847,7 

6,078,9 

6 013,1 

7 189,8 

7 1063 

6 890,6 

6 772,6 

3 998,0 

3 9873 

3 378.6 

3 369,1 

3 422,0 

3 4083 

3 561.5 

3 5423 

3 362,4 

3 312,5 

4443 

4413 

369,1 

361,8 

409,0 

402,1 

761,7 

753,3 

553,1 

544,7 

1 526,9 

1 522,3 

1 6883 

1 687,8 

1 803,0 

1 802,4 

2 344.0 

2 3433 

2 483,6 

2 482.8 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle VUIO 


Ausgaben des Bundes für Wissenschaft, 



1977 Ist 

197Ö Ist 

1960 Ist 

1981 Ist 

Em pf änge rgruppe 


insgesamt 


darunter 

FuE 

1. Bund 

1147^ 

1267,1 

1386,7 

1447,9 

792,3 

LI Forschungseinrichtungen des 
Bundes 

815,5 

1 028,7 

1 136.0 

1 221.1 

730,5 

1,2 Sonstige Einrichtungen der 
Bundesverwaltung^) 

331.8 

238,4 

250,7 

228,8 

61,6 

2, Länder und Gemeinden (Gv.) 

i 505,1 

14183 

1449,2 

1489,2 

889,3 

2.1 Hochschulen und Hochschul- 
kliniken^) 

1302^ 

1 213,0 

1 197,2 

1 187,5 

580,1 

2,2 Forschungseinrichtungen der 
Länder und Gemeinden (Gv,) * 

46.9 

81,6 

69.9 

74,3 

73,8 

2.3 sonstige Einrichtungen der 
Länder und Gemeinden (Gv,) ► 

155,7 

143,3 

182.1 

247,4 

235,4 

3. Wissenschaftliche Organisa* 
tionen ohne Erw'erbszweck . , . 

2 604,5 

3 132,8 

3 391,7 

3476,7 

3 2603 

3.1 Forschungs* und Wissen- 
schaftsförderungsorganisatio- 
nen3) (z. B. MPG. FhG. DFG) . 

880,3 

1 006,0 

981.6 

1 117,9 

1 038,1 

Z2 Großforschungseinrichtungen 

1 384,3 

1 614,4 

1 723,1 

1 770,0 

1 769.8 

3.3 sonstige wissenschaftliche 
Einrichtungen 

ohne Erwerbszweck 

230,9 

410,5 

441,6 

459,1 

350.5 

3.4 übrige Organisationen 
ohne Erwerbszweck 

103,0 

101,9 

245,4 

129,6 

102,0 

4. Gesellschaften und 

Unlemehmen der Wirtschaft . 

2 0^,9 

4 435,6 

4 457,8 

4 500J) 

4 487,0 

4,1 Gesellschaften und Unter- 
nehmen der Wirtschaft 

2 760,1 

4 162,9 

4 193.5 

4 182,5 

4 171,0 

4J2 Dienstleistungen von 
Unternehmen und von 

Freien Berufen erbracht 

169,8 

272,7 

264,4 

318,4 

315,1 

5. Ausland . • * 

786,0 

833,8 

861,9 

8722 

8533 

5.1 Mitgliedsbeiträge an inter- 
nationale wissenschaftliche 
Organisationen 

560.9 

638,5 

642,0 

668,0 

649.3 

5.2 sonstige Zahlungen für FuE .. 

22M 

195,3 

219.9 

204,3 

204.1 

Ausgaben insgesamt , » * 

8 972,8 

11088,1 

11 547,4 

11 786,9 

10 282,5 

Nachrichtlich: 

Gesellschaften und Unter- 
nehmen der Wirtschaft^) . . . - , 

2 929,9 

4 435,6 

4 4573 

4,500,9 

4 487,0 

damntev 

BMFT 

1 376,7 

2 141,9 

2 181,8 

2 299.8 

2 2903 

BMWi 

138,7 

640,0 

84U 

854,0 

854,0 

BMVg 

1 336,0 

1 547,6 

1 337,8 

1246,6 

1 246,8 


Einschließlich Bundeswehrhochschuien. 

Ohne Mittet für Sonderforschungsbereiche. 

Einschließlich Mittel Für Sonde rferschungsbe reiche, 

Aufteilung geschütct 

Einschließlich der Mittel zur Förderung der Auftragsforschung j Abgrenzung nach der Wirtschaftszweigsystematik: 
ohne Mittel an GeseUßchaften und tlntemehmen der Wirlschafl im Auslanil 
Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle VI/IO 

Forschung und Entwicklung nach Empfängergnippen 
— in Mio DM — 


1982 Ist 

1983 Ist 

1984 Ist 

1985 SoIl<) 

1986 Reg.-Entw.*) 

ins- 

gesiimt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ina- 

gcsami 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

ins- 

gesamt 

darunter 

FuE 

1507J 

827,8 

1653;j 

925,3 

1 670,9 

927,6 

1 672.1 

912.1 

1732,4 

940,8 

1 293.8 

771,3 

1 403,9 

831,6 

1 469,7 

868,4 

1 44ö,l 

845,7 

1 4S2.4 

807,7 

213,fl 

56,5 

249,4 

93,7 

201,2 

59,1 

223,9 

68,5 

240,0 

73.1 

1584,0 

921,0 

1 8833 

1001,9 

1 874.6 

1 019,1 

18993 

1 079.7 

19093 

1 088.6 

l 289.4 

637.9 

1 616.6 

741,1 

1 620^ 

771,1 

1 621,1 

807,7 

1 664,1 

850.0 

69.8 

69,1 

72.5 

71.9 

83,7 

82,8 

94,0 

93,1 ‘ 

96.9 

96.0 

224.7 

214,0 

194.4 

188,9 

170,7 

165,2 

1843 

178,8 

1483 

142,6 

3 627,5 

3 399,0 

3 794,6 

3 555,9 

3 954,3 

3 708,7 

4 271,4 

3 9993 

4 608,0 

4 3244 

1238^ 

1 154,4 

1 249,1 

1 161.8 

1 303.5 

1 210,6 

1 396,4 

1 294,5 

1 472,0 

1363J 

1 792.1 

1 792,0 

1 976,9 

1 976.9 

2 058,7 

2 058,3 

2 215.6 

2 215,6 

2438,1 

2 438.1 

464.2 

349,6 

458,7 

336.3 

487,7 

359,4 

536,8 

393,0 

574,7 

4264 

132.9 

103,0 

109,9 

80.8 

104,4 

80,4 

122,7 

963 

123,1 

96.2 

5 477,6 

5 469.0 

4 935,2 

4 930.5 

4 998.6 

4 991,3 

6 071,4 

6060,4 

5 793.6 

5T52,4 

4 904,6 

4 903.5 

4 500,7 

4 499.6 

4 510,1 

4 508,6 

5 495,3 

5 493,5 

5 244,0 

5 212^ 

573,0 

565,0 

434,5 

430,8 

488,5 

482,8 

576.1 

566,9 

540,6 

5402 

878,2 

858,9 

920,6 


999,0 

9763 

1062,0 

1035,0 

12373 

1208.0 

633,3 

614,1 

659,4 

039,8 

700,5 

678,1 

743,7 

717,1 

925,3 

896,5 

244,9 

244,7 

261,2 

260,6 

298,6 

298.2 

318,3 

317,9 

311,9 

311.4 

13 075.1 

11 475.6 

13 187;j 

11 3133 

13497,4 

11 623,0 

14 9764 

13 086,7 

15 2S0.4 

13 313.9 

5 477.6 

5 469,0 

4 935,3 

4 930,5 

4 998,6 

4 9913 

6 071,4 

6 060,4 

5 793,6 

5 752,4 

3 208,3 

3 208,3 

2 614,1 

2 613,7 

2 576,0 

2 574,8 

2 707.7 

2 706,6 

2 506,7 

2 476,6 

817,5 

817,5 

717.0 

717,0 

704.2 

703,4 

1 111,2 

1 1103 

924,7 

923,7 

1 335,9 

1 334,9 

1 490,6 

1 490,6 

1 601,0 

1 601,0 

2 104,8 

2 104,8 

2 222.9 

2 222.9 


R u ndung sdiff ereilten 
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Ausgaben des Bundes an Gesellschaiten 
Forschung und Entwicklung 



Deutsche 

Syste- 

matik 

1977 Ist 

1979 Ist 

1980 Ist 

Wirtschaftszweig 


insgesamt 


Land- und ForstwirtschalL Fischerei 

0 

0.4 

8.0 

43 

Energie und Wasserversorgung, Bergbau 

1 

257,1 

497,3 

481,9 

darunter: 





Bergbau 

11 

143.4 

350,9 

385,9 

Verarbeitendes Gewerbe (ohne Baugewerbe) 

2 

2 442.5 

3 584,5 

3 6153 

Chemische Industrie, Herstellung und Verarbeitung 





von Spalt- und Brutstoffen. Mineralölverarbeitung , . 

20 

165.3 

294,3 

302,4 

darunter: 





Chemische Industrie 

20 0 

77,0 

129,0 

126,5 

Herstellung und Verarbeitung von Spalt- und 





Brutstoffen 

20 1 

81.2 

150,1 

142,9 

Herstellung von Kunststoff- und Gummiwaren 

21 

8.8 

25,6 

303 

Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und Er- 





den, Feinkeramik, Glasgewerbe 

22 

13.9 

29,6 

28,5 

Metallerzeugimg und -bearbeitung 

23 

62,3 

142,9 

180,0 

Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau, Herstellung 





von ADV-Einrichtungen 

24 

1 528,3 

2 117,5 

2 150,6 

darunter: 





Maschinenbau^) 

24 2 

526.9 

814,4 

837,8 

Herstellung von Büromaschinen und ADV-Gerä- 





ten und -einrichtungen 

24 3 

139.2 

147,2 

61,6 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

24 8 

714,3 

995,8 

1 042,8 

Elektrotechnik, Feinmechanik und Optik, Herstel- 





lung von Eisen-, Blech- und Metall waren usw 

25 

640,7 

911,3 

842,9 

darunter: 





Elektrotechnik 

25 0 

607,5 

842.6 

759,8 

Feinmechanik, Optik, Herstellung von Uhren 

25 2/4 

32,6 

46.0 

58,6 

Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

26 

8.3 

30,1 

413 

Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 

27 

10,7 

2U 

24,8 

Ernährungsgewerbe, Tabakverarbeitung ............ 

28/29 

4.2 

11,8 

14,6 

Baugewerbe 

3 

13,7 

23,2 

263 

Sonstige Wirtschaftszweige 

4 bis? 

216,4 

322,6 

329,7 

darunter: 

Dienstleistungen, soweit von Unternehmen und 





Freien Berufen erbracht 

7 

169,8 

272.7 

264,4 

Ausgaben insgesamt . . . 

Obis 7 

2 929,9 

4 435,6 

4 457.8 

darunter FuE . . , 


• 

• 

• 


•) Einschließlich der Mittel zur Förderung der Auftragsforschung. 

1) Einschließlich der vom BMWi über die AJF geförderten industriellen Gemeinschaftsforschung (1983: 84,7 Mill. DM, 
1984: 85,2 Mill. DM) sowie der von den übrigen Ressorts unmittelbar an AIF*Forschungslnstitute und sonstige 
Gemeinschaftsforschung betreibende Einrichtungen geflossenen Mittel 

2) Darunter 33,3 Mill. DM nicht aufteilbar. 

3) Einschließlich Förderung der Reaktorentwicklung. 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie 
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Tabelle VI/ll 


und Unternehmen der Wirtschaft lür Wissenschaft, 
nach Wirtschaftszweigen*) 

— in Mio DM — 


1981 Ist 

1932 Ist 

1983 Ist 

1084 Ist 

insgesamt 

darunter Ge* 
memschafts- 
forschung 

insgesaml 

darunter Ge- 
rne Lnschafts* 
forschung 

insgesamt 

darunter Ge- 
mein sehafts* 
forschung^) 

insgesamt 

darunter Ge- 
rn einschalts- 
forschung^) 

6.0 


3.4 



3.9 

— . 

2,2 

_ 

430,8 

33.0 

396,9 

36^ 

259.6 

42,6 

245^ 

23.5 

310,9 

28,0 

305,5 

31J 

199,2 

38.7 

212,5 

20,7 

3 670.9 

91.6 

4 441.8 

95,1 

4 161.8 

03J 

4 120,72) 

97,8 

353.2 

12,4 

401,0 

12.7 

305.3 

14.3 

232,6 

11,3 

141,6 

9,5 

156,7 

9.4 

139.5 

11.3 

107.8 

8,6 

182.7 

— 

188,0 

0,1 

155.0 

O.l 

98,2 

— 

28.6 

4.0 

33,5 

5.0 

34.9 

5.4 

31.6 

9.0 

27.9 

5.1 

39.0 

5.2 

36.9 

5.1 

36.1 

6,4 

194.0 

21,7 

242.1 

22.7 

191.9 

20,0 

174,6 

20,7 

2 199.2 

18,7 

2 795.9 

18.7 

2 571.6 

18.8 

2 512.0 

20,6 

764.7 

15,5 

1 507.3 

15.7 

] 200,5 

16.4 

1 237,4 

17,5 

38.6 

0.3 

45.9 

— 

42,9 


37,8 

— 

1 083,4 

— 

l 057.2 

— 

1 217,5 

— 

1 090,1 

— 

796.1 

3,1 

856.5 

4.7 

944,4 

2.3 

1 031,3 

2.9 

717.5 

1.8 

754.5 

2,5 

839.3 

1.0 

968,2 

1,3 

47.0 

0,9 

65.9 

0,9 

55.6 

0.8 

48.0 

0.7 

30.1 

6,0 

27.2 

6,0 

31.4 

6.0 

28,1 

5.4 

25.4 

12,6 

26.3 

13,9 

27.5 

15.1 

27,5 

15,7 

16.5 

7.1 

20.3 

0.4 

17.9 

6.2 

13,6 

5.7 

29.1 

0.2 

25.2 

0.7 

24.4 

03 

25,0 

0.5 

364.1 

37,0 

6io;j 

403 

485^ 

37.4 

605,2 

36.6 

318,4 

37,0 

573.0 

40.5 

434.5 

37,4 

488^ 

36,6 

4ä00,9 

161,8 

5477,6 

1723 

4 935,2 

174,3 

4 998.6 

158,3 

4 487,0 

leu 

5 469,0 

172,8 

4 930,5 

174,3 

4 991,3 

158.3 


Ru n d u ngsdiff ere nzen 
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Tabelle VI/12 


Ausgaben des Bundes an internationale wissenschaftliche Organisationen 
und an zwischenstaatliche Forschungscinxichtungen 

— in Mio DM — 


Organisation/ Ei nii chtu ng 

1877 

Ist 

1970 

Xsl 

1980 

Ist 

1081 

Ist 

1982 

Isi 

1983 

Ist 

1984 

Ist 

198S 

SoU 

1986 

Heg- 

Entw , 

I . Qrg & nlimÜatien/EinHchtungen 










mU Silz im Ausland 










Nordatlantik-Pakt-Organisationp 
Beitrag zum zivilen Teil 
des Haushalts (NATO) 

32 

3,8 

1.8 

2,0 

3.5 

5, .5 

6.0 

4,6 

4,0 

Stiftungsfonds der Universität der 
Vereinten Nationen (UNU) in Tokio 


2.0 

1,0 

1,0 

1,0 

0.0 

1.1 

1.0 



Internationales Institut für Verwal- 
tungswissenschaften in Brüssel . - * . . 

0.1 

0,1 

0,1 

02 

02 

02 

0.1 

02 

02 

Internationaler Rat für 
Meeresforschung in Kopenhagen . . , 

0.1 

04 

0,1 

0,1 

0.1 

02 

02 

02 

02 

Deutsch“ Französisches 
Forschungsinstitut St Louis 

14,5 

16,6 

18.8 

20.0 

20,6 

212 

232 

26,0 

29,3 

Internationale Zentralstelle für 
Krebsforschung in Lyon - . 

1.1 

1,0 

12 

2,1 

22 

2.6 

2.1 

2,4 

2.0 

AusbildungS“ und Forschungs- 
institut der Vereinten Nationen 
(UNITAR) 

0,6 

0,0 

0.6 

0,4 

0.5 

0.5 

0.5 

02 

02 

Internationales Institut für 
angewandte Systemanalyse 
(IIASA) in Wien 

0.5 

0.6 

0.7 

0.7 

02 

0.8 

0,9 

0.0 

1.0 

Europäische Organisation für 
Kernforschung (CERN) in Genf. .... 

1432 1 

161.1 

153,9 

160,8 

193,3 

139,1 

215.5 

214.7 

221.0 

Institut Max von Laue — 

Paul Langevin (ILL) in Grenoble . . . 

15.8 

17.6 

22.0 

252 

232 

24,7 

262 

28.0 

28.7 

Internationale Atomenergie- 
organisation (lAEO) in Wien 

9.7 

132 

15,5 

21,3 

212 

22,5 

25,7 

30,8 

342 

Europäische Gesellschaft für die 
chemische Aufarbeitung bestrahlter 
Kernbrennstoffe (Eurochemic) 
in Mol 4«. 

8.1 

12.6 

11.8 

12,0 

12.0 

13,0 

6,8 

12,0" 

15,0 

Europäische Weltraumorganisation 

(ESA) in Paris 

346.9 

303.5 

3032 

302.1 

330.0 

348,9 

367,1 

400,0 

566,0 

Europäisches Hochschulinstitut 
in Florenz 

1.1 

1.7 

2.0 

2,6 

2,5 

2,6 

2.7 

3.0 

32 

EG-Forschungsprogromme, Beiträge 
für Ergänzungsprogramme gemäB 
EURATOM-Verirag 

15,9 

13,7 

162 

18,3 

14,4 

16,6 

10,7 

19,0 

18,0 

Übrige Organisationen 

und Einrichtungen 

0.1 

0.1 

0.1 

0.2 

02 

02 

02 

02 

0.4 

zusainrnen ... * * . . . . 

5602 

6382 

642,0 

668p0 

6332 

659,4 

7002 

743.7 

9252 

darunter FuE-Anteil. , . . . _ 

552.4 

625.1 

627.8 

649,3 

614,1 

630,8 

678,1 

717,1 

806,5 
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noch Tabelle Vl/12 


Organisation/ Einrich tung 

1977 

Ist 

1979 

Ist 

1980 

Ist 

1981 

Ist 

1982 

Ist 

1983 

Ist 

1984 

Ist 

1985 

Soll 

1986 

Reg.* 

Elntw. 

2. OrganisaÜonen/Einrichtungen 
mit Sitz im Inland 










I>eutsch-Britische Stiftung für das 










Studium der Industriegesellschaft .. 

3,0 

1.0 

1,0 

1.0 

1.1 

1.0 

1.0 

1.0 

0.9 

Studienzentnim Venedig 










(Trägerverein: München) 

Europäische Organisation für 
astronomische Forschung in der 
südlichen Hemisphäre (ESO) 


0.3 

0.4 

0.4 

0.4 

0.5 

0.5 

0.5 

0.5 

in Garching bei München 

Europäische Konferenz und 

das Europäische Laboratorium für 

Molekularbiologie 

11.8 

16,4 

19.0 

13,0 

11.5 

11.3 

11,5 

12,0 

12,6 

(EMBC und EMBL) in Heidelberg 

12,6 

8,3 

9,5 

10,1 

11.1 

12,8 

12,1 

13,0 

13,4 

zusammen 

27,5 

26,0 

29,9 

24,5 

24.1 

253 

25,1 

26,4 

27,4 

darunter FuE-Anteil. ..... 

24,5 

25,0 

28,0 

23,5 

23,1 

24.6 

242 

25,5 

26.5 

Ausgaben insgesamt 

588,4 

664,5 

671,9 

692,5 

657,4 

685,0 

725,6 

770,1 

952,7 

darunter FuE-Anteil. . . . , . 

576,9 

650,1 

656,7 

672,8 

637,2 

664,3 

702,3 

742,6 

923,0 


Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie Rundungsdifferenzen 
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Tabelle Vl/14 


FuE-Ausgaben des Bundes und der Länder nach Forschungszielen 
— SolhZahlen Ln Mio DM — 


Forschungsziele 

1977 

1079 

1980 

iOBl 

1982 

1903 

1904 

1985*) 

Erforschung und Nutzung 









der irdischen Umwelt 

257,9 

41ß,5 

479,7 

503,2 

454,6 

356.4 

387,4 

440,4 

InfraLStrukturmaßnahmen und 









Raumgesamtplanu ng 

358,2 

595,4 

607,8 

662,5 

663,5 

425J 

434,1 

402,6 

U mwe Itve rschm utzu n g 









(Bekämpfung und Verhinderung) . 






535,5 

578,3 

654,7 


652,3 

986,3 

1 031,3 

1 045,0 

1 123,2 




Schutz und Förde rimg 









der menschliehen Gesundheit 






608,4 

626,3 

636,9 

Erzeugung» Verteilung und 









rationelle Nutzung der Energie , » » 

1 577,3 

2 165,8 

2 446,8 

2 700,6 

3 548,3 

2 899,3 

2 951,5 

2 659,3 

Landwirtschafhche Produktivität 









und Technologie 

263,9 

304»6 

317, e 

351 »8 

383,4 

462,3 

398,6 

416,8 

Industrielle Produktivität 









und Technologie - + - r 

922»5 

1443,0 

1 701,2 

1 929,9 

2 256,9 

2 310,5 

2 327,6 

2 915.5 

Gesellschaftliche Strukturen 









und Beziehungen 

574,6 

617,9 

6564 

730,7 

739;2 

472,3 

452,8 

470,1 

Weltraumforschung und -nutzung , 

555,3 

667,5 

731J 

733,6 

806,7 

768,5 

762.1 

820,5 

Allgemeine 









Hochschulforschungsmittel . » . . ^ * 

4 022»6 

5318,4 

5 719^ 

5 858,4 

5 959,5 

6 287,7 

6 329,4 

6 508,0 

Nicht zielorientierte Forschung ^ . 

1218,7 

1 473,6 

1 624,6 

1 653»7 

1 723.9 

2 117.5 

2 219,3 

2 397,2 

Nicht auf gliederbare Forschung » » 

— 

— 

— 

— 

— 

8,9 

9.3 

16.9 

Verteidigung 

1 596»2 

1 847,7 

i 730,1 

1 572,3 

1 646,6 

1 834,5 

1 936,7 

2 508.9 

insgesamt » » . 

12 799^ 

15 838,6 

IT 046,4 

17 741,7 

19 306,0 

19 095,4 

19413.6 

20 847,8 


Gliederung der europäischen Gemeinschaften (NABS S3) 
vorläufiges Ergebnis 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie» Statistisches Bundesamt Rundungsdifferenzen 
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Wissenschaftsausgaben der Lander und Gemeinden (Gv.) Tabelle Vl/15 
in länderweiser Gliederung (Nettoausgaben) 


Land 

Jahr^) 

Hoch- 

schulen 

ein- 

schließlich 

-küniken^) 

Wissen- 

schaft 

und 

Forschung 
außerhalb 
der Hoch- 
schulen 

Wisse nsc haf tsau sgaben 
ziisaminen 
(Nettoausgaben) 

finanziert durch 

Land 

Gemeinden 

Mio DM 

% 

Mio DM 

Baden-Württemberg 

1977 

2 162,3 

222,6 

2 384,9 

!6,0 

2 3813 

3,4 


1978 

2 192,7 

253,1 

2 4453 

15,8 

2 439,8 

6,0 


1979 

2 450.8 

283;^ 

2 7343 

16,0 

2 7263 

7.5 


1980 

2 723,5 

315,9 

3 039,4 

16,1 

3 031,9 

7.5 


1981 

2 790,0 

349,0 

3 1393 

15ß 

3 130,9 

8.1 


1982 

2 978,3 

359,9 

3 3383 

16, ö 

3 3313 

7,2 


1983 

3 132,4 

388,3 

3 520J 

16,3 

3 5123 

82 


1984 

3 269,0 

477.9 

3 7483 

16,6 

3 738,7 

8^ 


1985 

3 430,1 

538^ 

3 9683 

17,0 

3 960,1 

8,2 

Bayern 

1977 

1 970,1 

292,9 

2 263,0 

15,2 

2 253,3 

9,7 


1978 

2 071,4 

309,5 

2 380,9 

15,3 

2 370,1 

103 


1979 

2 246,3 

331,9 

2 5783 

15,1 

2 566,3 

11,9 


1980 

2 491,2 

361,2 

2 852,4 

15,1 

2 8383 

13,7 


1981 

2 640,0 

391,5 

3 0313 

15,2 

3 018,2 

133 


1982 

2 773,1 

423,8 

3 1963 

15,3 

3 1813 

153 


1983 

2 910,5 

437,0 

3 3473 

15,5 

3 332,9 

143 


1984 

3 150,2 

491,3 

3 6413 

16,1 

3 0263 

143 


1985 

3 247,6 

518,6 

3 7663 

m 

3 7513 

143 

Berlin (West) 

1977 

1 179,5 

82.6 

1262,1 

8,5 

1 202,1 

— 


1978 

1 239,5 

81,3 

1 320,8 

85 

1 3203 

— 


1978 

1 367,7 

98.8 

1 4663 

86 

1 4663 

— 


1980 

1505,6 

111,4 

l 617,0 

85 

16173 

— - 


1981 

1 595,7 

119,0 

1 714J 

86 

1 714,7 



1982 

1 610,9 

129,6 

1 7403 

83 

1 740,5 

— 


1983 

1 668,5 

149,2 

l 817 ,7 

84 

1 817,7 

— 


1984 

1 807,6 

155,7 

1%33 

87 

1963,3 

— 


1985 

1 747,4 

176,3 

1923J 

8,2 

1 923,7 

— 

Bremen 

1977 

111,7 

20,0 

131,7 

0,9 

131,7 

— 


1978 

1052 

21,3 

1263 

0,8 

126,5 

— 


1979 

118,0 

28.9 

146,9 

0,9 

146,9 

— 


1980 

136,9 

27,4 

1643 

0,9 

164,3 

— 


1981 

161,0 

30,0 

1913 

Iß 

191,0 

— 


1982 

166,2 

30,6 

197,1 

Öß 

197,1 

— 


1983 

175,1 

34,8 

209,9 

Iß 

209,9 

— 


1984 

172,8 

35,8 

2083 

0,9 

2083 

— 


1985 

165,3 

38,4 

203,7 

0,9 

203J 

— 

Hsimburg 

1977 

536,0 

59.1 

595,1 

4.3 

595,1 

— 


1978 

558,6 

64,1 

622.7 

3,6 

622.7 

— 


1979 

60U 

74.8 

676.0 

4.0 

876,0 

— 


1980 

720,3 

75,1 

795,4 

4.2 

795,4 

— 


1981 

780,9 

73,0 

833,9 

4.2 

833,9 

— 


1982 

820,7 

92.8 

913,5 

4.4 

913,5 

■ — 


1983 

841,6 

82.5 

924,3 

4.3 

924,3 

— 


1984 

945,1 

100,3 

1045,4 

4.6 

1 045,5 

— 


1985 

937,3 

105,6 

1 042,9 

4.5 

1 042,9 

— 

Hessen 

1977 

1 292.8 

138.0 

1430,8 

9,6 

1 3923 

38.0 


1978 

1 377.4 

152,2 

1 529,6 

9ß 

1493,2 

36.4 


1979 

1 467.8 

168,0 

1 635,8 

9,6 

1 5973 

38,4 


1980 

1 608.6 

169.6 

1 778,4 

9,4 

1 7373 

41,2 


1981 

l 726.0 

168,6 

1 914,6 

9,5 

1 868,4 

463 


19B2 

1 806,8 

204,9 

2011,7 

9ß 

1 967,1 

443 


1983 

1 870,3 

223.1 

2 093,4 

9,7 

2 044.7 

46.7 


1984 

1 947.9 

247,7 

2 195,6 

9,7 

2 146,9 

48,7 


1985 

2 000,6 

256.8 

2 257,4 

9J 

2 208.7 

48,7 


1) Länder bis 1093 Ist. ab 1Ö84 Soll; Gemeinden ab 1993 geschaut 

Einschließlich ZuseUung der kaufmännisch buchenden Kiimken, soweit sie ab 1Ö7Ö nicht mehr brutto in den Länder- 
hau s hal ten n ac hge wie sen werde n, Queller Stati stisehes Bu n desamt 
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noch Tabelle VI/15 


Land 

Jahr^) 

Hoch- 

schulen 

ein- 

schließlich 

-kliniken'**) 

Wissen- 

schaft 

und 

Forschung 
außerhalb 
der Hoch- 
schulen 

Wisse nschafUausgahen 
ziuammen^) 
(Nettoausgaben) 

finanziert durch 

Land 

Gemeinden 

Mio DM 

% 

Mio DM 

Niedersachsen 

1977 

1 274,4 

185,8 

1 4603 

9,8 

1 452,5 

7,7 


1978 

1 357;2 

182,6 

1 5393 

9,9 

1 530,4 

9,4 


1979 

1 499,3 

201,0 

17003 

9,9 

1 688,7 

11.7 


1980 

1 601,0 

227,0 

1 918,0 

10,1 

1 907.3 

10,8 


1981 

1 810,3 

248,7 

2 059,0 

10,3 

2 045,4 

13.6 


1982 

1 905,0 

246,1 

2 151,1 

10,3 

2 1403 

10,9 


1983 

1 958,7 

242,3 

2 201,0 

10,2 

2 188,7 

12,3 


1984 

2 001,5 

274,0 

2 2753 

10,1 

2 2633 

12,3 


1985 

2 095,3 

282,8 

2 3784 

10,2 

2 365,8 

123 

Nordrhein-Westfalen 

1977 

3 505,4 

438,4 

3 9433 

26,6 

3 862,3 

81,5 


1978 

3 667,5 

475,4 

4 142 J 

26,7 

4 049,6 

93,1 


1979 

4 009,0 

534,4 

4 543.4 

26,6 

4 430,1 

113,3 


1980 

4 398,2 

585,9 

4 984.1 

26,3 

4 847,1 

1363 


1981 

4 624,0 

595,8 

5 219.8 

26,2 

5 0833 

136,6 


1982 

4 726,3 

589,1 

5 315.4 

25,4 

51923 

1233 


1983 

4 750,1 

594,9 

5 345.0 

24,8 

5 214.6 

130,4 


1984 

4 681,7 

621,1 

5 302.8 

23,5 

5 172,4 

130,4 


1985 

4 843,4 

693,2 

5 536,6 

23,7 

5 4063 

130,4 

Rheinland-Pfalz 

1977 

527,0 

66,9 

5933 

4,0 

585,7 

83 


1978 

551,9 

72,9 

6243 

4.0 

6173 

73 


1979 

593,7 

81.1 

674,8 

3.9 

863,8 

11.0 


1980 

669,6 

82,0 

751,6 

4,0 

745,5 

6.1 


1981 

715,7 

85,4 

801,1 

4,0 

7953 

5,9 


1982 

765,5 

88,9 

854,4 

4.1 

8483 

63 


1983 

786,0 

94,9 

8803 

4,1 

873,9 

7.0 


1984 

820,2 

105,7 

925,9 

4.1 

9183 

7,0 


1985 

856,4 

109,7 

966,1 

4.1 

959,1 

7.0 

Saarland 

1977 

281,9 

12,2 

294,1 

2,0 

294,0 

0.1 


1978 

300,9 

11.5 

3124 

2,0 

3123 

0.1 


1979 

318,5 

14.1 

332,6 

1.9 

332.3 

0,1 


1980 

346,7 

15,1 

3613 

1.9 

361.5 

0,3 


1981 

329,7 

15,2 

3443 

1.7 

344,5 

0.4 


1982 

376,8 

15,1 

3913 

1.9 

391,7 

0,2 


1983 

411,5 

15,4 

4263 

2,0 

426,6 

0.3 


1984 

438,8 

25,7 

4643 

2,1 

4843 

0,3 


1985 

461,7 

26,9 

488,6 

2.1 

4883 

0,3 

Schleswig-Holstein 

1977 

461,7 

47,0 

508,7 

3,4 

503,9 

43 


1978 

419,6 

603 

479,8 

3.1 

474,8 

5.0 


1979 

538,2 

62,0 

600,2 

3,5 

594,1 

6,1 


1980 

590,2 

67,3 

657,5 

3.5 

651.7 

53 


1981 

655,4 

703 

726.0 

3,6 

719,6 

6,4 


1982 

705,7 

78,7 

782,4 

3,7 

779,8 

2,6 


1983 

707,8 

77,5 

785,3 

3,6 

7773 

8.1 


1984 

737,1 

9U 

828,4 

3,7 

8203 

8,1 


1985 

753,1 

96,4 

8493 

3,6 

841,4 

8.1 

Insgesamt 

1977 

13 3023 

1565,6 

14 868,4 

100 

14 715,0 

153,4 


1978 

13 8413 

16833 

15 525,8 

100 

15 357,5 

1683 


1979 

15 2103 

1 878.0 

17 0883 

100 

16 888,3 

200,1 


1980 

16 8813 

2 038,1 

18 9193 

100 

18 697,6 

222,3 


1981 

17 808,7 

2166,8 

19 9753 

100 

19 745,0 

230,5 


1982 

186353 

2 257,7 

20 892.9 

WO 

20 682,8 

210,1 


1983 

192123 

2339,6 

21 552,1 

100 

21 322,7 

229,4 


1984 

199713 

2 6263 

22 598.1 

WO 

22 368,7 

229,4 


1985 

20 5383 

2 842,7 

23 3803 

WO 

23 151,5 

229,4 
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2.2.3 Wirtschaft 


Tabelle Vl/16 


Gesamtaufwendungen und eigenfinanzierte Aufwendungen der Wirtschaft 
für Forschung und Entwicklung nach Wirtschaftszweigen*) 



leei 




1983 





Aulwen* 

düngen 

Insge- 

samt 

damnter: 

Aufwen- 
düngen 
Inage- 
j saml 

davon 

daruntcTT 

ei genf männerte Aufwendungen 

W irtschaltszwG ige 

eigen- 

finan- 

iien 

li> Unto*^ 
nehmen 

ln Ver- 
bänden 

(IfG) 

msgesamt 

in Unter- 
nehmen 

in Ver- 
bänden 
illUJ 




Mio OM 



tft % uoa 
Spalte 3 

Mio DM 


1 

2 

3 

4 

5 

0 

7 

0 

g 

1 Energie- und Wasserversor- 
gung, Bergbau 

1108,2 

5613 

2 1673 

1 9303 

228.0 

0933 

45.5 

890,7 

94,8 

10 Elektrlz.-^ Gas-, Fernwär- 
me- und Wasserversor- 



275,6 

223,5 

1442.1 

1 4273 

14,7 

6103 

413 

000,7 

93 

11 Bergbau 

632.6 

3373 

7254 

512,1 

2133 

3833 

52M 

2983 

853 

2 Vemrbetlendes Gewerbe . , * 

26 133,6 

22 801,1 

30 038,0 

29 732,8 

305,4 

26 0663 

sm 

26 4963 

1703 

20 Chemische Industrie 
usw^ Mineraiöi verarbeit 
tung 

6 419,6 

6 1113 

7 1074» 

7 0983 

93 

6 7503 

95,0 

6 745,8 

43 

darunterr 

Chemische Industrie - 

6 0073 

5 888,8 

6 6403 

6 8373 

33 

6 4873 

97,7 

6 436,1 

14 

21 HersteUung von Kimst- 
stofl- und Gummiwaren 

421,1 

406,1 

5363 

5203 

15,7 

5233 

97,6 

5113 

12,0 

22 Gewinnung und Verar- 
beitung von Steinen und 
Erden usw, 

2003 

2743 

3663 

3443 

223 

346,1 

945 1 

329,0 

17,1 

23 Metallerzeugung und 
-bearbeitung 

782,4 

596,1 

9833 

8823 

1014 

773,0 

76,6 

729,1 

43.9 

darunter 

Eisenschaffende 

Industrie 

4O0J 

271,7 

475,1 

3993 

75,5 

3253 

6^4 

295J 

303 

24 Stahl-, Maschinen- und 
Fahrzeugbau usw, 

9 847,1 

8 129,7 

U 4473 

11383.7 

64,1 

9 323,6 

85,S 

9 708.1 

35.4 

darunterr 

Maschinenbau 

3 3074 

3 067,7 

3 7063 

3 649,1 

573 

3 452,8 

93,2 

3421,0 

31,8 

Herstellung von Kraft- 
wagen u. deren Teilen . , 

3 9193 

37673 

4 8833 

4 881,9 

14 

4 742,0 

97J 

4 742,0 

0,8 

Luft- und Raum- 
lahrzeugbau , , * * * , * , * n * 

17634 

486,4 

16083 

1 698,8 


544,7 

3Zl 

544,7 



25 Elektrotechnik, Feinme- 
chanik, HersteUung von 
EBM- Waren usw, i , < * < * ^ 

7T25J 

6 669.0 

8 806,7 

8 7893 

173 

7 701,7 

87,4 

7 6893 

12,5 

darunter 

Elektrotechnik 

6 7874 

5 8793 

7 7833 

7 77U 

12,4 

0 8203 

57,6 

8 810.4 

10,4 

Feinmechanik, Optik . . . 

5023 

4603 

4833 

482,9 

0,4 

437,8 

90.6 

437.7 

0,1 

2ö Holz-, Papier und 

Druckgewerbe * _ 

1973 

190,7 

2653 

251,5 

144 

258,6 

97.2 

248.8 

93 

2T Leder-, Textil- und 

Bekleidungsgewerbe 

1313 

112,3 

1543 

1173 

373 

131,0 

St9 

1163 

14,8 

28/29 Ernähningsgewerbe, 
Tabakverarbeitung . 

3183 

3083 

3694 

3453 

23,9 

3583 

97,1 

338,7 

20.1 

Restliche Wirtschalls- 
abteiJungen (0.3 bis 8) * 

6013 

367.6 

8643 

8353 

293 

528.8 

61,2 

517,9 

10,0 

0 bis 8 itisgesaint , , , 

27 8433 

23 7303 

33 070,0 

32 5074 

562J 

28 136,3 

85,2 

27 9123 

276,0 


“} Döten aus Erhe^Hu^en der StiftarvarbaJid-WisseEiscbaftssifltistik GmbH unter Einbeziehung der Daten des FuE-Persondkostenzu' 
schußprogramms (Arbeitegememschaft IndustrieiJer FerschungsvereiiügungenJ: um Duppetzthlungen bereinigt 
Quelle: SV-WissenscbaflsstÄÜJiilk EundungsdltfereTizen 
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Tabelle Vl/17 


Interae und externe FuE-Aufwendungen der Unternehmen nach Wirtschaftszweigen*) 

— in Mio DM — 




1981 



1983 


Wirtschaftszweige 

insgesamt 

davon 

insgesamt 

davon 


intern 

extern 

intern 

extern 

1 Energie- und Wasserversorgung, 
Bergbau 

875,4 

721,0 

154,4 

1 939,6 

8703 

1 069,3 

10 ElektrizitätS“, Gas-, Fernwär- 
me- und Wasserversorgung . . 

265,7 

131,4 

134,4 

1 427,5 

388.8 

1 038,7 

1 1 Bergbau 

609,7 

589,6 

20,0 

512,1 

481,5 

30,6 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

25 853,1 

24 179,7 

1 673,3 

29 732,6 

27 764,6 

1 968.0 

20 Chemische Industrie usw^ Mi- 
neralölverarbeitung 

6 411,0 

6 0504 

360,9 

7 098,9 

6 707,4 

391,5 

darunter 

Chemische Industrie 

6 004,6 

5 726,4 

2783 

6 637,0 

6 332,6 

304,3 

21 Herstellung von Kunststoff- 
und Gummiwaren 

406,8 

389,4 

17,4 

5203 

4963 

24.1 

22 Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden usw. , 

268,9 

258,2 

10,7 

3443 

330,7 

13,5 

23 Metallerzeugung und -bear- 
beitung 

714,7 

696,8 

17,9 

8823 

866,9 

15,4 

darunter 

Elisenschaffende Industrie . 

387,0 

364,8 

2.8 

399,6 

398,6 

1.0 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahr- 
zeugbau usw 

9 785,5 

9 108,8 

676,6 

11 383,7 

10 629,4 

7543 

darunter 

Maschinenbau 

3 252,3 

3 072,1 

1804 

3 6494 

3 512.1 

137,0 

H. V* Kraftwagen und deren 
Teilen 

3 918,8 

3 616,0 

302,8 

4 881,9 

4 481,5 

400,4 

Luft- und Raumfahrzeugbau . 

1 763,1 

1 616,4 

146,7 

1 698,8 

1 5763 

122,5 

25 Elektrotechnik, Feinmecha- 
nik, Herstellung von EBM- 
Waren usw.,., 

7 708,3 

7 137,4 

571,0 

8 7893 

8 054,7 

734,4 

darunter 

EUektrotechnik 

6 776;2 

6 263,5 

512,7 

7 7714 

7 093,7 

677,4 

Feinmechanik, Optik 

501,4 

483,0 

18,4 

482,9 

465,6 

173 

26 Holz-, Papier- und Druckge- 
werbe 

183,9 

1783 

5.6 

2513 

243,7 

7.9 

27 Leder-, Textil- und Beklei- 
dungsgewerbe 

953 

93,5 

2,3 

117,0 

113,8 

33 

28/29 Emährungsgewerbe, Ta- 
bakverarbeitung 

278,1 

2673 

11.0 

345.6 

321,7 

23,8 

Restliche Wirtschaftsabteilungen 
(0,3 bis 8) 

5794 

4843 

94,9 

8353 

696,6 

138,6 

Unternehmen zusammen , , . 

27 307,6 

25 3843 

1922,6 

32 507,4 

29 331,4 

3 176,0 

Außerdem: Verbände (IfG) 

535,9 

3613 

174,7 

562,7 

398,6 

164,1 

0 bis 8 insgesamt , . . 

27 8433 

25 746,1 

2 0973 

33070,0 

29 730,0 

3 340,1 


*) Daten aus Erhebungen der Stifterverband-Wissenschaftsstatistik GmbH unter Einbeziehung der Daten des FuE- 
Personalkostenzuschußprogramras (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen); um Doppelzählun- 
gen bereinigt 

Quelle: SV “Wissenschaftsstatistik Rundungsdifferenzen 
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Tabelle Vl/IB 


Beschäftigte, Umsatz und FuE*Aufwendungen der Unternehmen 


Wirtschaftszweige / Beschäftigtengrößenklassen 

1979 

Beschäf- 

tigte 

Umsatz 

FuE -Aufwendungen 

insgesamt 

je 

Beschäf- 

tigten 

Anteil am 
Umsatz 

Tausend 

Mio DM 

Mio DM 

DM 

% 

1 Energie- und Wasserversorgung, Bergbau 

310 

63 779 

912 

2 940 

1,4 

10 Elektriz.-, Gas-, Fernwärme- und Wasser- 






Versorgung 

98 

39 997 

252 

2 560 

0,6 

11 Bergbau 

212 

23 782 

659 

3110 

2,8 

2 V^erarbeitendes (rewerbe 

4 493 

689 013 

21965 

4 890 

3,2 

20 Chemische Industrie usw., Mineralöl- 






Verarbeitung 

618 

186 967 

5340 

8 630 

2,9 

darunter: 






Chemische Industrie 

583 

114 194 

5 057 

8 670 

4.4 

21 Herstellung von Kunststoff- und Gummiwaren , 

143 

15 062 

311 

2 170 

2.1 

22 Gewinnung und Verarbeitimg von Steinen und 






Erden usw 

131 

14 846 

231 

1 760 

1.6 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung 

453 

66 400 

538 

1 190 

0,8 

darunter 






Eisenschaffende Industrie 

275 

40 115 

254 

920 

0,6 

NE-MetalJerzeugung usw 

49 

10 452 

114 

2 340 

l.l 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau usw. 

1710 

228 732 

8 270 

4 840 

3,6 

darunter 






Maschinenbau 

875 

102 906 

3008 

3 440 

2,9 

H. V, Kraftwagen und deren Teilen 

632 

100 542 

3 100 

4 900 

3,1 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

40 

4 857 

1472 

29 940 

30,3 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik. Herstellung von 






EBM-Woren usw. 

1080 

107 126 

6 811 

6 310 

6,4 

darunter: 






Elektrotechnik 

842 

83 883 

6 012 

7 140 

7.2 

Feinmechanik, Optik 

100 

9 039 

427 

4 260 

4,7 

Herstellung von EBM-Waren 

110 

11891 

308 

2 800 

2.6 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

111 

15 050 

172 

1550 

1.1 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 

101 

10 671 

107 

1 060 

1.0 

28/29 Emährungsgewerbe. Tabakverarbeitung ..... 

146 

44 159 

185 

1270 

0.4 

0, 3*8 Restliche Wirtschahsabteilungen 

1099 

98 743 

451 

410 

0.5 

0 bis 6 insgesamt • . « 

5 903 

851 535 

23 327 

3 950 

2,7 

Unternehmen mit . . . bis . . . Beschäftigte 






unter 100 Beschäftigte 

126 

17 261 

885 

7 020 

5,i 

100 bis 499 Beschäftigte 

663 

85 043 

2 035 

3 070 

2.4 

500 bis 999 Beschäftigte 

482 

62 317 

1473 

3 060 

2.4 

1 000 bis 1 999 Beschäftigte 

454 

54 429 

1816 

4 000 

3.3 

2 000 bis 4 999 Beschäftigte ^ 

580 

169 943 

1777 

3 070 

I.O 

5 000 bis 9 999 Beschäftigte 

493 

74 931 

2199 

4 470 

2.9 

10 000 und mehr Beschäftigte 

3 105 

387 611 

13 141 

4 230 

3.4 

Insgesamt Unternehmen . . . 

5 903 

851535 

23 327 

3 950 

2,7 


•) Daten aus Elrhebungen der Stifterverband-Wissenschaftsstatistik GmbH unter Einbeziehung der Daten des FuE- 
Personalkostenzuschußprograrams (Arbeitsgemeinschaft IndustrieUer Forschungsvereinigungen); um Doppelzählun- 
gen bereinigt. 

Quelle: SV-Wissenschaftsstatistlk 
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Tabelle Vl/18 


nach Wirtschaftszweigen und nach Beschäftigtengrößenklassen^) 


1081 

1983 

Beschäf' 

tagte 

Umsatz 

FuE* Auf we ndungen 

Beschäf' 

dgte 

Umsatz 

FuE- A ufwe ndunge n 

insgesamt 

je 

Beschäf’ 

tigten 

Anteil am 
Umsatz 

insgesamt 

je 

Besc^häf- 

Ugten 

Anteil am 
Umsatz 

Tausend 

Mio DM 

Mio DM 

DM 

% 

Tausend 

Mio DM 

Mio DM 

DM 

% 

348 

96 918 

875 

2 520 

ö,9 

352 

109 937 

1940 

5 510 

1,8 

123 

66 621 

266 

2 170 

0.4 

137 

79 354 

1427 

10 430 

1.8 

225 

30 297 

610 

2710 

2.0 

215 

30 583 

512 

2 380 

1.7 

4 287 

785 798 

25 853 

6 030 

3.3 

4 157 

840 476 

29 733 

7 150 

3.5 

612 

233 488 

6411 

10 480 

2.8 

598 

228 384 

7 099 

11880 

3.1 

577 

131 279 

6005 

10 400 

4.6 

569 

149 282 

6 637 

11670 

4.4 

126 

15 654 

407 

3 240 

2.6 

132 

18 015 

520 

3 930 

2.8 

134 

16 953 

269 

2 010 

16 

125 

18 028 

344 

2 750 

1.9 

438 

75 348 

715 

1 640 

1,0 

405 

74 949 

882 

2180 

1.2 

269 

46 470 

368 

1360 

0.8 

241 

42 439 

400 

1660 

0,9 

53 

14 507 

138 

2 610 

10 

51 

16 043 

183 

3 560 

1.1 

1 628 

249 475 

9 785 

6 010 

3.9 

1 593 

285 927 

11384 

7 150 

4.0 

785 

104 500 

3 252 

4 140 

3.1 

735 

110 663 

3 649 

4 960 

3.3 

617 

110 804 

3 919 

6 350 

3.5 

626 

132 131 

4 882 

7 800 

3.7 

55 

7 397 

1763 

32 210 

23.8 

54 

8 489 

1699 

31 550 

20.0 

1024 

120 921 

7 708 

7 530 

6.4 

980 

132 065 

8 789 

8 070 

6.7 

779 

93 245 

6776 

3 700 

13 

745 

101 975 

7 771 

10 430 

7.6 

94 

9 403 

502 

5 360 

5.3 

83 

9 987 

483 

5 830 

4,8 

126 

15 903 

364 

2 880 

2.3 

130 

17 890 

460 

3 530 

2.6 

104 

16 527 

184 

1770 

U 

119 

20 514 

252 

2 120 

1.2 

93 

10 428 

96 

1030 

0.9 

81 

10 944 

117 

1440 

1.1 

130 

47 004 

278 

2 140 

0.6 

124 

50 850 

346 

2 790 

0.7 

1096 

108 119 

579 

530 

0.5 

1 113 

128 529 

835 

750 

0,6 

5 731 

990 835 

27 308 

4 770 

23 

5 622 

1 078 941 

32 507 

5 780 

3,0 

166 

23 560 

1274 

7 670 

5.4 

243 

36 307 

2 715 

11 150 

7.5 

670 

96 306 

2 347 

3 510 

2.4 

664 

99 767 

3 200 

4 820 

3.2 

337 

52 350 

1 107 

3 280 

2.1 

318 

62 778 

1302 

4 090 

2,1 

416 

67 363 

1757 

4 230 

2.6 

432 

95 557 

1879 

4 350 

2,0 

629 

233 162 

2 648 

4 210 

1.1 

6,58 

229 820 

3 373 

5 130 

1.5 

475 

91382 

2 330 

4 900 

2.6 

419 

85 274 

2 761 

0 590 

3,2 

3 038 

426 711 

15 844 

5 220 

3.7 

2 887 

469 439 

17 276 

5 980 

3.7 

5 731 

990 835 

27 308 

4 770 

2J8 

5 622 

1 078 941 

32 507 

5 780 

3.0 
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he 10/5298 


rabeile VI/19 

Ausgaben der Wirtschaft für Wissenschaftsspenden 
und Stiftungen der gewerblichen Wirtschaft nach aufbringenden Wirtschaftszweigen 

— in Mio DM — 



Unmittelbare 

Wissensehaftsspenden 

Spenden, 
über den 

Aufgebrachte und verteilte 
Wisse nschafLsspend e n 
insgesamt 

Aufbringender Wirtschaftszweig 

von den 
Unternehmen 

von den 

Verbänden (IfG) 

Stifter- 

verband 


1981 

1063 

19SL 

1983 

isai 

1963 

197T 

1978 

1981 

im 

0 Land' und Forstwirtschaft 

0.0 

0.0 

O.D 

03 

0^ 

0.2 

OJ 

0.2 

0.2 

0,4 

I Energie- und Wasser' 

Versorgung, Bergbau ^ . 

5,3 

4,9 

2,0 

1.5 

43 

0.6 

6.8 

7.7 

11,9 

13.0 

10 Elektrizitäts-, Gas-, 

Fernwärme' und Wasser- 
versorgung 

5,0 

4,6 

U 

0.0 

3,4 

63 

5.3 

53 

9,6 

11,4 

11 Bergbau 

0,3 

0,3 

03 

03 

LI 

0.4 

1.5 

1.8 

2,2 

13 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

373 

54,8 

ie.B 

22,3 

173 

173 

73.4 

TL9 

73,9 

94,4 

20 Chemische Industrie usw^ 
Mineralölverarbeitung . - . . . 

ie,ß*) 

24.22) 

8.0^ 

10 J^) 

4.6 

4,3 

25.8 

233 

29,2 

394 

21 Herstellung von Kunststoff- 
und Gummiwaren 

0.2 

0,3 

0,2 

1.0 

0.1 

0.1 

0,3 

03 

03 

L4 

22 Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden usw. . 

03 

0,4 

0,4 

0,4 

0,2 

OJ 

0.8 

U 

0.8 

13 

23 Metallerzeugung 

und -bearbeitung 

U 

1^3 

13 

U 

2.4 

13 

10.1 

9,5 

4.7 

4,0 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahr- 
zeugbau usw. 

B,9 

143 

0.9 

03 

5.6 

6,4 

13,7 

15.0 

13.5 

22,1 

25 Elektrotechnik, Fein- 
mechanik, Herstellung 
von EBM -Waren usw. 

IW 

13;2 

03 

03 

2.a 

3.0 

10,3 

10,8 

143 

17,0 

26 Holz-, Papier- und Druck- 
gewerbe ^ * 

0.5 

0,1 

LO 

03 

0.1 

0.1 

LO 

1,2 

1.6 

03 

27 Leder-, Textil - 

und Bekleidungsgewerbe „ . 

0,1 

0.1 

03 

0.1 

03 

0,6 

03 

0,7 

03 

03 

2ß/29 Ernährungagewerbe, 

Tabakverarbeitung 

03 

0.5 

6,1 

63 

L4 

03 

10.9 

93 

83 

7,8 

3 Baugewerbe * 

03 

0,ß 

0,1 

0.0 

0,2 

0,1 

03 

03 

0,8 

0,8 

4 Handel 

LI 

2,4 

OJ 

0.1 

LO 

L3 

L8 

L9 

23 

3,9 

5 Verkehr und Nachrichtenüber- 
mittlung 

03 

0,2 

0,0 

0.0 ! 

OJ 

0,1 

0,6 

0.4 

03 

0.3 

6 Kreditinstitute 
und Versicherungsgewerbe , , * , . 

23 

2,7 

03 

L7 

73 

8,4 

9,8 

10.0 

103 

12.7 

7 Dienstleistungen, 
soweit von Unternehmen 
usw, erbracht 

5,3 

53 

0.1 

0,4 

!B,1 

303 

174 

20.4 

23,6 

36.4 

8 Private Organisationen 
ohne Erwerbszweck 

0,0 

r 

1,2 


0.1 

0.1 

O.ö 

0.7 

13 

L4 

0 bis 6 zusamtnen . . . 

52J 

71^ 

22,6 

273 

49.1 

643 

U03 

113,6 

124.4 

1633 

Weitere für Wissenschaftsförde- 
rung bereitgestellte Mittel an . , , 

Förderge Seilschaften der Wissenschaftlichen 
Hochschulen - 

1L4 

12,8 

15,9 

25,0 


Max-Planck-Tnstitute . 




Li 

LO 

14 

2 .a») 

dazu Stiftungen 

Stiftung Volkswagen werk (Ausgaben) . 


03,0 

88,8 

1463 

110,1 


Fritz Thyssen Stiftung 



10,9 

8.7 

9,9 

7.7 


Sonstige^) 





453 

100,0 

10ü,0 

120.0 





insgesatrK „ . , . 

242,1 

3243 

3973 

4283 


In der Chemischen Industrie einschließlich Spenden an FördergeseUschaften und Max-Planck- ins ii tute. 
Einschließlich Fonds der Chemischen Industrie. 

Einschließlich Sonderspenden von Mio DM. 

'*) Schätzung der Wisse nsehaftsfÖrderungsmittel der sonstigen, überwiegend privaten Stiftungen durch das SUftungs- 
Zentrum im Stifterverb and für die Deutsche Wissenschafl 

Quelle: SV-Wissen Schaftsstatistik Rundungsdifferenzen 
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2.2.4 Sonstige inländische Daten 


Tabelle VI/20 


Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen 

— in Mio DM — 


Art der Einrichtung 

Jahr 

Ausgaben 

Ins* 

gesamt 

davon 

Fortdauernde 

Ausgaben 

Investitionen 

zusammen 

danintcn 

Personal- 

ausgaben 

zusammen 

damnter 

Bauten 

1. Großforschüngsemrichtungen 

1977 

1772 

1327 

816 

445 

167 

(100% FuE) 

1978 

1807 

1417 

858 

390 

120 


1979 

2138 

1 639 

911 

499 

113 


1980 

2 253 

1 751 

989 

501 

154 


1981 

2 236 

1 806 

1058 

430 

126 


1982 

2 321 

1 929 

1089 

392 

107 


1983 

2 524 

2 044 

1 133 

480 

141 


1984 

2 562 

2 025 

1 174 

537 

_ 


1985 

2668 

2 055 

1 100 

013 

- 

2. Max-Planck-institute*) 

1977 

665 

537 

330 

128 

01 

(100% FuE) 

1978 

666 

538 

330 

128 

74 


1979 

703 

570 

340 

133 

57 


1980 

738 

608 

360 

130 

49 


1981 

778 

642 

386 

136 

63 


1982 

801 

663 

400 

118 

48 


1983 

843 

725 

428 

119 

49 


1984 

847 

741 

422 

106 



1985 

878 

765 

432 

113 


3. Staatsinstitute 

1977 

1827 

884 

617 

142 

79 

(ohne Bibliotheken, Archivep 

1978 

1100 

925 

670 

175 

105 

Museen) 

1979 

1190 

1002 

700 

189 

93 


1980 

1 285 

1082 

755 

203 

100 


1981 

1431 

1210 

811 

221 

131 


1982 

1505 

1256 

836 

248 

153 


1983 

1732 

1468 

968 

265 

165 


1984 

1868 



a 



1085 

1833 



• 

■ 

darunter; FuE-Ausgaben 

1983 

1 135 

950 

644 

185 

122 


1984 

1 148 




. 


1985 

1 111 


- 

- 

. 

4. Fraunhofer-Institute 

1977 

148 

110 

82 

32 

10 

(100% FuE) 

1978 

172 

133 

98 

39 

9 


1979 

188 

148 

107 

39 

9 


1980 

230 

172 

122 

58 

27 


1981 

253 

187 

136 

66 

35 


1982 

280 

207 

147 

82 

47 


1983 

319 

230 

163 

89 

45 


1984 

317 

228 

166 

89 



1985 

350 

252 

182 

98 

• 


*) StaaLssektor (OECD- Abgrenzung) 

1) Bis 1983 Ist, ab 19&4 geschätzt 
*) Einschließlich rechtlich selbständige Institute 
Quelle: Siatistisches Bundesamt 
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außerhalb der Hochschulen nach Ausgabearten *) 


Tabelle VI/20 


Art der Einrichtung 

Jahr^) 

Ausgaben 

ins- 

gesamt 

davon 

Fortdauernde 

Ausgaben 

Investitionen 

zusammen 

darunter, 

Personal- 

ausgaben 

zusammen 

darunter 

Bauten 

5. Wissenschaftliche Bibliotheken 

1977 

374 

320 

165 

54 

25 

und Archive 

1978 

445 

358 

185 

87 

34 

(darunter; FuE — 10%) 

1979 

485 

396 

197 

69 

31 


1980 

551 

449 

228 

102 

59 


1981 

533 

469 

252 

64 

36 


1982 

578 

494 

258 

84 

56 


1983 

532 

455 

272 

78 

52 


1984 

594 


4 

. 

• 


1985 

615 

. 

4 

. 

- 

6. Wissenschaftliche Museen 

1977 

126 

90 

94 

35 

31 

(darunter; FuE « 90%) 

1978 

153 

108 

106 

45 

36 


1979 

201 

149 

121 

52 

49 


1980 

247 

168 

133 

78 

73 


1981 

244 

181 

134 

63 

64 


1982 

287 

199 

159 

88 

69 


1983 

319 

232 

142 

87 

61 


1984 

339 

. 





1985 

290 

• 

. 

• 


7, Sonstige 

1977 

311 

291 

206 

21 

2 

Forschungseinrichtungen 

1978 

338 

322 

223 

16 

2 

(lOOVa FuE) 

1979 

376 

345 

240 

31 

5 


1980 

416 

372 

266 

44 

16 


1981 

466 

412 

287 

54 

24 


1982 

476 

428 

293 

47 

19 


1983 

467 

409 

293 

58 

26 


1984 

485 



, 

«. 


1985 

480 


• 



Wissenschaftliche Einrichtungen 

1977 

4 423 

3565 

2 310 

857 

375 

außerhalb der Hochschulen 

1978 

4 681 

3 801 

2 470 

880 

380 

insgesamt 

1979 

5 261 

4 249 

2 616 

1012 

357 


1980 

5 718 

4 600 

2 859 

1 116 

478 


1981 

5 941 

4 907 

3 064 

1034 

479 


1982 

6 257 

5 196 

3 188 

1059 

499 


1983 

6 737 

5563 

3 399 

1 176 

539 


1984 

7 012 






1985 

7 114 

• 

- 

• 


darunter: 

1983 

5 628 

4 613 

2 816 

1017 

443 

FuE- Ausgaben 

1984 

5 723 

• 

* 

• 



1985 

5 810 

• 

- 

* 

• 


Rundungsdifferenzen 
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Drucksache 


Tabelle ¥1^21 


Ausgaben der wissenschaftlichen Einrichtungen 
außerhalb der Hochschulen nach Wissenschaftszweigen *) 

— ID Mio DM — 


Art der Einrichtung 

Jahr^) 

Ausgaben 

Ins- 

gesaifit 

da%^on 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

L GroßforschungseinrichtUDgen 

1977 

1 772 

1348 

361 

63 

— 

— 

(100% FuE) 

1978 

1807 

1355 

374 

78 

— 

— 


1979 

2138 

1 649 

404 

85 

— 

— 


1980 

2253 

1603 

483 

67 

— 

— 


1981 

223« 

1 658 

479 

99 

— 

— 


1902 

2 321 

1761 

469 

91 

— 

— 


1983 

2 524 

1 893 

531 

100 

— 

— ■ 


1984 

2562 

1958 

501 

103 

— 

■ — 


1985 

2 868 

2 046 

516 

100 

— 

— 

2. Max-Planck'Institute'-^) 

1977 

665 

500 

13 

93 

11 

48 

(100% FuE) 

1970 

666 

489 

14 

100 

11 

52 


1979 

703 

514 

16 

115 

10 

48 


1980 

735 

532 

17 

124 

11 

52 


1981 

778 

544 

16 

153 

13 

52 


1982 1 

801 

567 

17 

149 

16 

51 


1983 1 

843 

587 

10 

156 

22 

60 


1984 

847 

j. 

• 


, 

, 


1985 

878 

- 



. 

t 

3* Staatsinstitute 

1977 

i 027 

400 

111 

123 

275 

US 

{ohne Bibliotheken» 

1978 

1 100 

425 

115 

135 

300 

124 

Archive, Museen) 

1970 

1 190 

512 

135 

154 

286 

102 


1980 

1285 

553 

145 

166 

311 

HO 


1901 

1431 

616 

187 

184 

319 

125 


1982 

1505 

640 

181 

209 

339 

134 


1903 

1733 

016 

123 

224 

442 

129 


1984 

1868 

000 

135 

240 

447 

158 


1985 

1833 

015 

125 

279 

451 

163 

darunter; FuE- Ausgaben 

1983 

1 135 

440 

133 

116 

342 

104 


1984 

1 148 

475 

102 

114 

350 

107 


1985 

1 111 

432 

95 

121 

348 

115 

4. Fraunhofer-Institute 

1977 

148 

57 

85 





6 

(100% FuE) 

1978 

172 

66 

99 

— 

— 

7 


1970 

188 

62 

115 

3 

— 

8 


1980 

230 

88 

130 

3 

— 

9 


1981 

253 

102 

132 

3 

— 

16 


1982 

289 

124 

145 

3 

— 

20 


1083 

319 

131 

165 

3 

— 

20 


1984 

317 

. 


, 




1985 

350 

- 


- 

- 



•) Staatssektor (OECD-Abgrenzung). 

Bis I9fl3 Lsi, ab 1Ö84 geschätzt 
Einschließlich rechtlich selbständige Institute* 

FuE- Ausgaben der Hochschulen einschließlich DFG- Mittel (geschätzt). 
Q u e H e : S latistisches Bu n de samt 
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noch Tabelle VI/21 


Art der Einrichtung 

Jahr') 

Ausgaben 

ins- 

gesamt 

davon 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

Wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

Wissen- 

schaften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

wissen- 

schaften 

5, Wissenschaftliche 

1977 

374 

— 

— 

— 

— 

374 

Bibliotheken 

1978 

445 

— 

— 

— 

— 

445 

und Archive 

1979 

465 


— 



— 

465 

(darunter: FuE = 10%) 

1980 

551 

— 


— 


551 


1981 

533 

— 

— 

— 

— 

533 


1982 

578 

^ — 

— 

— 

— 

578 


1983 

532 

_ 

— 

— 

— 

532 


1984 

594 

— 

— 

— 

— 

594 


1985 

615 

— 

— 

— 

— 

615 

6, Wissenschaftliche Museen 

1977 

126 

88 

. 

— 

— 

38 

(darunter: FuE = 90%) 

1978 

153 

107 


— 

— 

40 


1979 


140 


— 

— 

61 


1980 

247 

173 

* 

— 

— 

74 


1981 

244 

171 


— 

— 

73 


1982 1 

287 

201 

— 

— 

— ► 

80 


1983 

319 

223 

— 

— 

— 

96 


1984 

339 

237 

— 

— 

— 

102 


1985 

290 

203 

— 

— 

— 

87 

7. Sonstige Forschungs- 

1977 

311 

65 

13 

65 

1 

167 

einrichtungen 

1978 

338 

69 

13 

72 

2 

182 

(100% FuE) 

1979 

376 

85 

14 

77 

2 

199 


1980 

416 

90 

15 

91 

2 

218 


1981 

466 i 

121 

16 

98 

2 

229 


1982 

476 

129 

16 

102 

2 

227 


1983 

467 

125 

1? 

105 

2 

218 


1984 

485 



. 




1985 

480 

- 




- 

WtssenschafUiche Einrichtungen 

1977 

4 423 

2 458 

583 

344 

287 

751 

außerhalb der Hochschulen 

1978 

4 681 

2 511 

615 

385 

313 

856 

insgesamt 

1979 

5^1 

2 962 

684 

434 

298 

883 


1980 

5 718 

3119 

790 

471 

324 

1 014 


1981 

5 941 

3212 

830 

537 

334 

1028 


1982 

6 257 

3 422 

828 

554 

357 

1094 


1983 

6 737 

3 775 

854 

588 

466 

1055 


1984 

7 012 

* 






1985 

7 114 

• 

- 

• 

* 

* 

dsrunter: 

1983 

5 628 

3 374 

864 

482 

366 

541 

FuE*Ausgaben 

1984 

5 723 







1985 

5 810 

• 

. 

- 

- 

< 

Nachrichtlich! 

1977 

4 790 

1 528 

606 

t 348 

268 

840 

Hochschulen 3) 

1979 

5 346 

1691 

1016 

1 429 

230 

981 


1981 

6 208 

1988 

1 146 

1 552 

319 

1203 


1983 

6 625 

2 097 

1247 

1 685 

332 

1264 


1985 

- 

- 

- 

- 

' 

* 


R unduxigsdif f er e nze n 
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Tabelle VI/22 


Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland für Patente, Erfindungen 


— in Mio DM — 


W i risch edtszwei g 


1980 




1981 


Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Verarbeitendes Gewerbe 

925 

1850 



925 

1 010 

1 778 

- 768 

Chemische Industrie und Mineralöl- 
verarbeitung 

384 

434 


50 

430 

455 

- 25 

darunter. 

Mineralölverarbeitung 

— 

4 

— 

4 

0 

10 

- 10 

Metallerzeugende und metall- 
verarbeitende Industrien^) 

281 

267 

-H 

14 

261 

301 

- 40 

davon: 

Elisen- und NE^Metallerzeugung. 
Gießerei und Stahlverformung . . , 

9 

50 


41 

9 

40 

- 31 

Maschinenbau 

174 

159 

-1- 

15 

135 

176 

- 41 

Fahrzeugbau 

98 

58 

-1- 

40 

117 

85 

32 

Elektrotechnische Industrie und 
Datenverarbeitung*) 

223 

779 



556 

262 

643 

- 381 

Feinmechanik und Optik, 
Herstellung von EIBM-Waren 

6 

67 



61 

12 

60 

- 49 

Nahrungs- und Genußmitielgewerbe 

8 

123 

— 

115 

12 

144 

- 132 

Herstellung von Kunststoff- und 
Gummiwaren 

11 

97 



88 

11 

104 

- 93 

Gewinnung und Verarbeitung von 
Steinen und EIrden, Feinkeramik 
und Glasgewerbe 

3 

51 


48 

6 

41 

- 35 

Holz-, Papier- und Druckgewerbe 
sowie Leder-, Teictii- und 
Bekleidungsgewerbe 

9 

32 


23 

17 

30 

- 13 

Baugewerbe 

7 

3 

-h 

4 

7 

4 

-h 3 

Handel 

21 

71 

- 

50 

28 

79 

- 51 

Dienstleistungen^) .... 

51 

137 

- 

86 

42 

263 

- 220 

Übrige Wirtschaftszweige 

7 

18 


11 

7 

19 

- 12 

Insgesamt . • . 

1011 

2079 

-] 

[068 

1095 

2143 

-1048 


*) Die Hersteller elektronischer Datenverarbeitungsanlagen werden abweichend von der Revision der Systematik der 
Wirtschaftszweige diirch das Statistische Bundesamt weiter der elektrotechnischen Industrie zugerechnet 
*) U, a. Ingenieurbüros. Vermögensverwaltungs- und Forschungsgesellschaften. 

Quelle; Deutsche Bundesbank 
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Tabelle Vim 


und Verfahren (ohne Urheberrechte) nach Wirtschaftszweigen 


1962 

1983 

19M 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

1078 

1T98 

- 720 

1 231 

2 065 

- 834 

1 394 

2 132 

- 738 

449 

492 

- 43 

509 

519 

- 10 

620 

558 

4- 62 

0 

5 

- 5 

0 

11 

- 11 

— 

2 

- 2 

295 

271 

+ 24 

384 

219 

+ 165 

370 

251 

4- 119 

7 

49 

- 42 

12 

50 

- 38 

10 

50 

^ 46 

184 

186 1 

^ 22 

146 

149 

- 3 

154 

174 

^ 20 

124 

36 

+ 88 

226 

20 

+ 206 

20Ö 

21 

+ 185 

286 

677 

- 391 

268 

915 

- 647 

312 

939 

- 627 

7 

66 

- 59 

7 

59 

- 52 

12 

63 

- 51 

12 

122 

- 110 

24 

164 

- 140 

38 

146 

- 108 1 

13 

114 

- 101 

17 

114 

- 97 

15 

116 

- 101 

4 

25 

^ 21 

6 

36 

- 32 

5 

25 

* 20 

12 

31 

- 19 

16 

37 

- 21 

22 

34 

- 12 

6 

1 

+ 5 

3 

2 

+ 1 

4 

l 

+ 3 

30 

93 

- 63 

12 

93 

- 81 

n 

118 

- 107 

67 

290 

-- 223 

52 

301 

- 249 

54 

320 

« 266 

13 

19 

- 6 

15 

20 

^ 5 

10 

19 

- 9 

1194 

2 201 

-1007 

1 313 

2 481 

-1 168 

1473 

2 590 

-1 117 


R-u ndu ngsdüf erenzen 
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Tabelle VI/23 

Einnahmen und Ausgaben der Bundesrepublik Deutschland 

nach den wichtigsten 

— in Mio DM — 


Land/ Lände rgruppe 

1980 

1981 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

1 . I ndustrieländer 

M5 

2 066 

-1221 

928 

2 133 

-1205 

EG‘Länder 

228 

530 

- 302 

237 

500 

- 263 

Belgien/ Luxemburg 

34 

la 

+ 16 

36 

29 

4 7 

Dänemark 

3 

14 

- 11 

3 

8 

5 

Frankreich 

55 

123 

- 68 

51 

111 

-- 60 

Griechenland 

6 

0 

+ 6 

0 

0 

4 9 

Großbritannien 

29 

80 

- 51 

38 

66 

- 28 

Irland, Republik 

13 

1 

+ 12 

la 

0 

4 18 

Italien 

75 

15 

+ 60 

69 

17 

+ 52 

Niederlande 

13 

279 

- 266 

13 

269 

- 256 

Andere europäische 







industrialisierte Länder ....... 

165 

459 

- 294 

177 

440 

- 263 

darunter: 







Jugoslawien ................. 

9 

0 

+ 9 

11 

0 

+ 11 

Österreich 

52 

9 

+ 43 

61 

12 

4 49 

Portugal 

7 

— 

+ T 

8 

0 

4 8 

Schweden ^ 

9 

23 

- 14 

10 

28 

- 18 

Schweiz 

34 

422 

- aaa 

37 

394 

- 357 

Spanien 

45 

2 

+ 43 

38 

2 

4 36 

Außereuropäische 







industrialisierte Länder ....... 

452 

1 077 

- 625 

514 

1 193 

- 679 

damnter: 







USA 

257 

1 049 

702 

290 

1 159 

- 869 

Südafrika, Republik _ . 

53 

1 

+ 52 

65 

0 

4 65 

Japan 

128 

21 

+ 107 

139 

28 

4 111 

2. OPEC-Länder 

39 

0 

+ 39 

23 

0 

4 23 

3. Entwicklungsländer ......... 

73 

7 

+ 66 

98 

4 

4 94 

in Afrika 

2 

1 

+ 1 

2 

I 

4 1 

in Amerika 

48 

4 

4 44 

71 

2 

4 69 

damnieT: 







Argentinien 

13 

0 

+ 13 

9 

0 

4 9 

Brasilien 

9 

0 

4 9 

10 

1 

4 9 

Mexico 

8 

1 

4 7 

22 

0 

4 22 

in Asien 

23 

2 

4 21 

25 

1 

4 24 

in Ozeanien 

— 

— 

— 

— 

0 

0 

4. Staalshandelsländcr 

54 

8 

4 48 

46 

6 

4 40 

Alle Länder zusammen 1 

101] 

2079 

-106« 

1 09.5 

2143 

-1(148 


Ohne Entwicklungsländer in Europa und OPEC-Länder. 
Quelle: Deutsche Bundesbiink 
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für Patente, Erfindungen und Verfahren (ohne Urheberrechte) 
Partnerländern 


Tabelle VI/23 



1982 




1983 




1984 


Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

1 026 

2 184 

— 

1 158 

1 129 

2 455 

— 

1 326 

1249 

2 562 

-1 313 

282 

525 

— 

243 

257 

524 

- 

267 

294 

501 

- 207 

34 

23 

-f 

11 

32 

42 

- 

10 

38 

31 

4- 7 

7 

11 

- 

4 

7 

12 

- 

5 

5 

12 

7 

68 

105 

- 

37 

62 

114 

- 

52 

65 

70 

5 

8 

0 

-h 

8 

7 

0 

4- 

7 

6 

0 

4- 6 

43 

70 

— 

33 

42 

58 

- 

16 

40 

75 

- 35 

21 

0 

-f- 

21 

19 

1 

4- 

18 

24 

0 

4- 24 

83 

18 


65 

73 

10 

4- 

63 

82 

12 

4- 70 

18 

292 


274 

15 

287 

- 

272 

34 

301 

~ 267 

218 

451 


233 

365 

478 

— 

113 

289 

549 

- 260 

8 

0 


8 

15 

0 

4- 

15 

9 

0 

4- 9 

63 

11 

•f 

52 

164 

12 

+ 

152 

61 

13 

4- 48 

7 

0 


7 

0 

0 

4- 

9 

7 

0 

4- 7 

9 

25 

- 

16 

9 

31 

- 

22 

15 

17 

2 

42 

411 

- 

369 

53 

429 

- 

376 

55 

513 

- 458 

71 

2 


69 

98 

1 

4- 

97 

123 

1 

4- 122 

526 

1208 


682 

507 

1453 


946 

666 

1 512 

- 846 

299 

1 154 

- 

855 

252 

1 397 

- 

1 145 

345 

1445 

-1 100 

53 

2 

4* 

51 

67 

2 

-f 

65 

69 

0 

4- 69 

146 

39 

4- 

107 

160 

44 

4- 

116 

209 

60 

4- 149 

21 

1 

+ 

20 

22 

1 

4* 

21 

21 

1 

-f 20 

120 

5 

4- 

115 

105 

16 

+ 

89 

144 

11 

4- 133 

4 

1 

+ 

3 

2 

3 

- 

1 

5 

2 

4- 3 

89 

3 

4- 

86 

59 

10 


49 

68 

2 

+ 66 

23 

1 

4- 

22 

10 

1 

+ 

9 

5 

0 

4- 5 

11 

0 

4- 

11 

6 

8 

- 

2 

7 

0 

4- 7 

14 

0 

4- 

14 

9 

0 

4- 

9 

17 

0 

4- 17 

27 

1 

4- 

26 

44 

3 

4- 

41 

71 

7 

4- 64 

28 

11 

4- 

17 

57 

9 

4- 

48 

59 

16 

43 

1 194 

2 201 

- 

1007 

1313 

2 481 

- 

1 168 

1473 

2 590 

-1 117 


RundungsdxQerenzen 


287 


Einnahineii und Ausgaben im Außenwirtschaftsverkehr 

nach Wirtschaftszweigen 

— in Mio DM — 


W i rtschaf tsz wei g/ Län d e rgruppe 


196Q 



IPB! 


Emnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

1. Verarbeitendes Gewerbe 

zusammen p 

621 

444 

^111 

846 

557 

+ 289 

Chemische Industrie und 
Mineralölverarbeitung 

43 

68 

- 45 

75 

221 

-146 

daninter: 

Mineralöl Verarbeitung 

9 

18 

- 9 

15 

39 

- 24 

Metallerzeugende und metall- 
verarbeitende Industrien 

247 

183 

+ 64 

325 

154 

+ 171 

darunter: 

Straßenfahrzeug', Schiff- 
und Luftfahrzeugbau ^ 

238 

158 

-h 82 

321 

127 

+ 194 

Elektrotechnische Industrie 
und Datenverorbeitimg 

328 

152 

+ 176 

438 

154 

+ 284 

Feinmechanische und optische 
Industrie * 

. ■ 

3 

- 3 

5 

13 

- 8 

Nahrungs- und Genußmittel- 
gewerbe 



6 

- 6 

0 

2 

- 2 

Übriges verarbeitendes 

Gewerbe . . - ^ ^ 

3 

12 

- 9 

3 

13 

- 10 

2. Sonstige Wirtschaftszweige . . . 

157 

126 

+ 31 

31 

120 

- 89 

daninrer; 

Handel h 

8 

6 

+ 2 

7 

8 

^ t 

Dienstleistungen 

149 

116 

+ 33 

22 

104 

^ 82 

insgesamt . . . 

778 

570 

+ 208 

877 

677 

+ 200 

davon: 

L Industrialisierte Länder 

747 

564 

+ 183 

867 

673 

+ 194 

a) EG- Länder , ^ 

305 

288 

+ 17 

286 

293 

- 7 

b) Übrige europäische Länder , 

66 

93 

- 7 

100 

112 

- 12 

c) Außereuropäische Lander 

356 

183 

+ 173 

481 

268 

+ 213 

2. OPEC-Länder 

18 

2 

+ 16 

— 

— 

— 

3. Entwicklungsländer 

12 

4 

+ a 

10 

4 

+ 6 

4. Staatshandelsländer 

1 

— 

+ l 

— 

— 

— 


1) Ermittelt öitfgrimd der statistisohen Meldungen über Zahlungen im Außenwirtschaftsverkehr mit Beträgen von 
i 00 000 DM und mehr. 

Die Hersteller elektronischer Datenverarbeitungsanlagen werden abweichend von der Revision der Systematik der 
Wirtschaftszweige durch das Stadsüsche Bundesamt weiter der elektrotechnischen Industrie zugerechnet 
Insbesondere USA. 

Ohne europäische Länder und ohne OPEC-Lander. 

Quelle: Deutsche Bundesbank 
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Tabelle VI/24 

für technische Forschung und Entwicklung 
und Landergruppen 


1982 

1983 

1984 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

Einnahmen 

Ausgaben 

Saldo 

950 

632 

+ 318 

1 282 

782 

+ 500 

1259 

805 

+ 454 

49 

237 

-188 

73 

260 

-187 

78 

291 

-213 

18 

61 

-43 

14 

39 

- 25 

29 

49 

- 20 

382 

76 

+ 306 

585 

132 

+ 453 

482 

123 

+ 359 

378 

38 

+ 340 

554 

95 

+ 459 

474 

93 

+ 381 

507 

282 

+ 225 

547 

335 

+ 212 

679 

354 

+ 325 

9 

17 

- 8 

16 

13 

+ 3 

7 

9 

- 2 

— 

3 

- 3 

2 

2 

± 0 

3 

5 

- 2 

3 

17 

- 14 

59 

40 

+ 19 

10 

23 

- 13 

158 

144 

+ 14 

120 

140 

- 20 

226 

99 

+ 127 

7 

6 

-f 1 

6 

7 

- 1 

1 

1 

± 0 

148 

133 

+ 15 

114 

127 

- 13 

224 

95 

+ 129 

1108 

776 

+ 332 

1402 

922 

+ 480 

1485 

904 

+ 581 

1014 

771 

+ 243 

1 310 

916 

+ 394 

1419 

896 

+ 523 

559 

278 

+ 281 

623 

320 

+ 303 

659 

289 

+ 370 

62 

128 

- 66 

182 

173 

+ 9 

158 

178 

- 20 

393 

365 

+ 28 

505 

423 

+ 82 

602 

429 

+ 173 

— 

— 

— 

1 

2 

- 1 

0 

1 

- 1 

94 

5 

+ 89 

85 

3 

+ 82 

64 

7 

+ 57 

— 

0 

- 0 

6 

1 

+ 5 

2 

0 

+ 2 
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2.2.5 Internationaler Vergleich 

Tabelle Vl/25 


Brultoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung nach finanzierenden 
und durchführenden Sektoren in ausgewählten OECD-Staaten 


Staat/ 

Landeswährung 

Jahr 

FuE- 

Be- 

reich 

Art’) 

FuE- 

Ausgaben 

Finanzierung 

Durchführung im 

Wirt- 

Schafts- 

Sektor 

staat- 

licher 

Sek- 

tor®) 

son- 

stige 

inländi- 

sche 

Quellen 

Aus- 

land 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

staat- 

lichen 

Sektor 

Hoch- 

schul- 

sektor 

Sektor 

Institu- 

tionen 

ohne 

Er- 

werbs- 

zweck 

Mio 

Landes- 

währung 

Anteil 

BIP2) 

% 

Anteil in % 

Anteil in % 

Bundesrepublik 

1977 

N + I 

24 429 


56 

41 

0 

3 

68 

15 

16 

0 

Deutschland^) 


S + G 

1 304 


0 

98 

2 

0 

— 

32 

64 

3 

— DM — 


insg. 

25 733 

2J5 

53 

44 

0 

3 

65 

16 

19 

0 


1979 

N + I 

31 978 


58 

40 

0 

2 

72 

14 

14 

0 



S-l-G 

1478 


1 

97 

1 

0 

— 

31 

66 

3 



insg. 

33 457 

ZAO 

55 

42 

0 

2 

69 

15 

16 

0 


1981 

N + I 

36 503 


60 

39 

0 

I 

72 

14 

14 

0 



S + G 

1849 


1 

97 

1 

0 

— 

30 

67 

3 



insg. 

38 351 

2,49 

57 

42 

0 

1 

68 

14 

17 

1 


1983 

N + I 













S + G 













insg. 











Belgien 

1979 

N + 1 

42 297 


69 

28 

2 

1 

73 

9 

18 

0 

— bfr — 


S + G 

2156 


0 

94 

5 

1 

0 

23 

71 

5 



insg. 

44 453 

1,40 

66 

31 

2 

1 

70 

9 

21 

0 


1981 

N + I 

. 












S + G 

• 


, 

. 

. 


. 


. 

, 



insg. 

• 



. 

. 


. 



• 


1983 

N + I 













S + G 













insg. 











Frankreich *) 

1979 

N + I 







. 

. 


. 

— FF — 


S + G 

• 


, 


* 



. 


. 



insg. 

44 123 

ISl 

43 

51 

/ 

5 

60 

24 

16 

1 


1981 

N + I 













S + G 







, 






insg. 

62 471 

2,01 

41 

53 

l 

5 

59 

24 

16 

1 


1983 

N + I 













S + G 













insg. 











Italien 

1979 

N + I 

2 168 595 


58 

41 


1 

61 

24 

14 


— Lit — 


S + G 

119 331 


I 

99 


0 

1 

22 

78 




insg. 

2 287 926 

0,H5 

55 

44 


1 

58 

24 

18 



1981 

N + I 

3 851 149 


53 

44 


3 

59 

26 

15 




S + G 

204 186 


1 

99 


0 

0 

18 

82 




insg. 

4 055 335 

1,01 

50 

47 


3 

56 

26 

18 



1983 

N + I 













S + G 













insg. 












') N 4 * I » Natur- und Ingenieurwissenschaften; S-fG — Sozial- und Geisteswissenschaften. 

Anteil der FuE-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt 
Einschließlich aiigemeiner HochschulforschungsmitteL 

Ohne Sozial- und Geisteswissenschaften im Wirtschaftssektor; ab 1979 einschließlich eines erweiterten Bereichs klei- 
ner und mittlerer Unternehmen, 

Nationale Abgrenzung ohne Mittel vom Ausland 1981 mit früheren Daten nicht vergleichbar. 

*) Im süiatltchen Sektor enthalten. 

Quelle: OECD Rundungsdifferenzen 
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noch Tabelle VI/25 


Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung nach finanzierenden 
und durchführenden Sektoren in ausgewähJten OECD-Staaten 


Staat/ 

Landeswährung 

Jahr 

FuE- 

Be* 

reich 

Arti) 

FuE- 

Ausgaben 

Finanzierung 

Durchführung im 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

staat- 

licher 

Sek- 

tor^) 

son- 

stige 

inländi- 

sche 

Quellen 

Aus- 

land 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

staat- 

lichen 

Sektor 

Hoch- 

schul- 

sektor 

Sektor 

Institu- 

tionen 

ohne 

Er- 

werbs- 

zweck 

Mio 

Landes- 

währung 

Anteil 

BIP2) 

% 

Anteil Ln % 

Anteil in % 

Niederlande 
— hfl — 

1979 

N-l-I 

S-hG 

insg. 

5 354 

582 

5 936 1,88 

52 43 I 4 

3 93 3 0 

47 48 l 4 

57 20 21 2 

1 29 63 7 

51 21 25 3 

1981 

N+I 

S + G 
insg. 

5985 

658 

6 643 188 

51 42 1 6 

2 93 4 1 

46 47 l 5 

59 20 19 2 

1 30 61 7 

53 21 23 3 

1983 

N + I 

S + G 
insg. 




Groß- 

britannien 

1978/ 

79 

N + I 

S + G 
insg. 

3 510 

112 

3 622 2J8 

44 47 2 6 

2 81 15 1 

43 48 3 6 

65 22 9 3 

10 85 5 

64 21 II 3 

1981 

N + l 

S + G 
Insg. 

6 025 2,42 

50 ! 

. 

1983 

N+I 

S + G 
insg. 




Irland 
— £ — 

1979 

N + I 

S + G 
insg. 

50 

5 

55 0J4 

38 54 2 6 

11 78 6 5 

35 57 2 6 

40 41 16 2 

9 31 38 22 

37 40 18 4 

1981 

N + I 

S + G 
insg. 

75 

8 

83 0,70 

42 53 ! 5 

3 87 3 7 

38 57 1 5 

48 38 13 0 

3 51 39 7 

44 39 16 I 

1983 

N + I 

S + G 
insg. 




Dänemark 
— dkr — 

1979 

N + I 

S + G 
insg. 

2963 

361 

3 324 OM 

44 52 2 2 

57 21 21 1 

— 29 70 l 

51 22 26 1 

1981 

N + I 

S + G 
insg. 

4 379 107 

44 52 2 2 

51 21 27 J 

1983 

N + I 

S + G 
insg. 





i) N-Hl — Natur- und Ingenieurwissenschaften; S + G — Sozial- und Geisteswissenschaften. 

Anteil der FuE-Ausgaben am BruttoinlandsprodukL 
Einschließlich allgemeiner Hochschulforschungsmitte]. 

Erhebung der FuE- Ressourcen nur im dreijährigen Rhythmus; 1981 vorläufige geschätzte Daten. 

Quelle: OECD Rundungsdifferenzen 
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Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Elntwicklung nach finanzierenden 
und durchführenden Sektoren in ausgewählten OECD-Staaten 


Staat/ 

Landeswährung 

Jahr 

FuE- 

Be- 

reich 

Art') 

FuE- 

Ausgaben 

Finanzierung 

Durchführung im 

Wirt' 

schafts- 

sektor 

Staat* 

licher 

Sek- 

tor») 

son- 

stige 

inländi- 

sche 

Quellen 

Aus- 

land 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

staat- 

lichen 

Sektor 

Hoch- 

schul- 

sektor 

Sektor 

Institu- 

tionen 

ohne 

Er- 

werbs- 

zweck 

IVlio 

Landes- 

währung 

Anteil 

DIP^) 

% 

Anteil m % 

Anteil in % 

Schweden 

1979 

N+I 

8611 


60 

38 

0 

i 

70 

9 

22 

0 

— skr — 


S-f-G 

a 



. 




, 





insg. 

• 

1,86 


* 


* 


. 




1981 

N+I 

12 740 


57 

40 

1 

2 

67 

6 

27 

0 



S*fG 

, 



. 


, 




, 



tnsg. 

• 

2,22 


• 




. 


. 


1983 

N-fl 

17 380 


61 

37 

0 

2 

es 

5 

27 

0 



S + G 










, 



insg. 

• 

2,47 


. 


* 


* 


. 

Japan®) 

1979/ 


4 063 327 


66 

27 

7 

0 

66 

13 

19 

2 

— Yen — 

80 

S + G 

520 303 


2 

45 

53 

0 

— 

4 

93 

4 



insg. 

4 583 630 

2,11 

59 

29 

12 

0 

58 

12 

27 

2 


1981/ 

N-fl 

5363 986 


69 

25 

6 

0 

68 

12 

17 

4 


82 

S + G 

618 370 


3 

44 

53 

0 

— 

4 

91 

5 



insg. 

5 982 356 

2,38 

62 

27 

11 

0 

61 

11 

24 

4 


1983/ 

N + I 












84 

S + G 













insg. 











Kanada 

1979/ 

N + I 

2 689 


39 

56 

2 

3 

47 

28 

24 

I 

— $ — 

80 

S + G 

300 


— 

99 

1 

— 

— 

18 

82 

0 



insg. 

2 989 

UI 

36 

59 

2 

3 

43 

27 

30 

1 


1981/ 

N + I 

3864 


43 

51 

2 

4 

52 

26 

21 

1 


82 

S + G 

380 


— 

99 

l 

— 

— 

18 

82 

0 



insg. 

4 244 

US 

39 

53 

2 

3 

47 

25 

27 

1 


1983/ 

N + I 












84 

S + G 













insg. 











USA'O) 

1979 

N + I 








. 



— US-S — 


S + G 













insg. 

56 489 

2,37 

46 

52 

2 

— 

68 

14 

15 

4 


1981 

N + I 

p 












S + G 













insg. 

73 724 

2,52 

49 

49 

2 

— 

70 

12 

14 

3 

. 

1983 

N + I 













S + G 













insg. 

88 329 

2,70 

49 

50 

! 

— 

71 

12 

13 

3 


') N + I — Natur- und Ingenieurwissenschaften; S-f-G — Sozial' und Geisteswissenschaften. 

Anteil der Fu£-Ausgaben am Bruttoinlandsprodukt 
Einschließlich allgemeiner Hochschuiforschungsmittel. 

Ohne Sozial- und Geisteswissenschaflen im Wirtschaftssektor. 

Ohne Investitionen im Wirtschaftssektor und PNP-Sektor, aber einschließlich Abschreibungen; nur Federal govem* 
ment 

Quelle; OECD Kundungsdifferenzen 
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Tabelle VI/26 


öffentliche Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
in den Staaten der Europäischen Gemeinschaften in Rechnungseinheiten 

— Haushaltssoii — 



Forschungsziel 

Bundes- 

repu- 

blik 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Groß- 

britan- 

nien 

Irland 

Däne- 

mark 

Grie- 

chen- 

land 

insge- 
samt 
EUR 10 

1, 

Erforschung und 
Nutzung der irdi- 
schen Umwelt 

173,1 

133,9 

48,6 

198^ 

9,1 

1 — Mil 

14,6 

Honen I 

124,9 

CRE^) 

0,5 

63 

5.9 

510,9 

2. 

Infrastrukturmaß- 
nahmen und Raum- 
gesamtplanung 

194,0 

279,4 

51,4 

70,1 

14,5 

106,4 

5,9 

8.6 

3.4 

733,7 

3. 

Umweltverschmut- 
zung (Bekämpfung 
und Verhinderung) . . 

258.4 

34^ 

28.6 

48.9 

123 

85,9 

1.4 

5.7 

2,5 

477.9 

4. 

Schutz und Förde- 
rung der menschli- 
chen Gesundheit , . , . , 

279,8 

347.8 

279.0 

37,6 

43,3 

265,4 

4,0 

133 

6,2 

1 2763 

5. 

Erzeugung, Vertei- 
lung und rationelle 
Nutzung der Energie 

1 318,7 

7023 

766.3 

71,7 

44,6 

370,1 

1.6 

22,8 

3.3 

3 3013 

6. 

Landwirtschaftliche 
Produktivität und 
Technologie 

178,1 

338.3 

168,9 

76.1 

37.9 

363,7 

25,9 

313 

27,2 

1 247.4 

7. 

Industrielle Produkti- 
vität und Technologie 

1040,0 

1 007,0 

6143 

143,6 

643 

519,6 

18,5 

61,8 

6,2 

3 475,0 

8, 

Gesellschaftliche 
Strukturen und Be- 
ziehungen 

202,3 

144.8 

43,5 

57,4 

29.4 

63,5 

63 

13,9 

6.8 

568,1 

9. 

Weltraumforschung 
und -nutzung 

340,5 

508,6 

215,6 

38,6 

38,1 

133,9 

1.4 

12,3 

0.5 

1 289,5 

10. 

Allgemeine Hoch- 
schulforschungs- 
mittel 

2 828,0 

1 101,6 

679,1 

718.9 

2073 

1 073,4 

17,4 

133.8 

27.3 

6 7873 

11. 

Nicht zieiorientierte 
Forschung 

991,6 

1 302,4 

190.8 

149,7 

65,1 

493,4 

2.7 

60,7 

7.4 

3 263,8 

12, 

Nich tauf gl iederbare 
Forschung 

U 

144.1 

2.4 

59,8 

. 

20,4 

— 

— 

0,7 

231,6 

13. 

Verteidigung 

8653 

3 032,7 

280,3 

47,6 

13 

3 673,0 

— 

2.7 

3,5 

7 906,4 

Ausgaben insgesamt . . . 

8 674.1 

9 077,1 

3 368.7 

1529,1 

568,8 

7 293,7 

85,8 

373,0 

1003 

31 071,1 


ERE * Europäische Währungseinheit; durchschnittlicher Wechselkurs 1984: 1 ERE = 2^3811 DM. 
Quelle: Europäische Gemeinschaften 
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Forschungsziel 

Bundes- 

repu- 

blik 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Groß- 

britan- 

nien 

Irland 

Däne 

mark 

Grie 

chen- 

land 

insge 
samt 
EUR 10 

1. Erforschung und 
Nutzung der irdi- 
schen Umwelt 

196.9 

137,6 

50.3 

198: 

9,3 

3 — Mil 

llionen 1 

132.7 

ERE») 

0,8 

6,4 

7.4 


2. Infrastrukturmfidi- 
nahmen und Raum* 
gesamtplanung 

180,0 

307,4 

41,8 

72,6 


100,3 

6.1 

9,5 

4.0 


3. Umweltverschmut- 
zung 

(Bekämpfung und 
Verhinderung) 

292,7 

46.8 

34,8 

47,5 


923 

13 

6.5 

3.5 


4. Schutz und Förde- 
rung der menschli- 
chen Gesundheit 

284,8 

392,3 

238,9 

37,3 


277,7 

4,1 

14,4 

8.0 


5. Erzeugung. Vertei- 
lung und rationelle 
Nutzung der Energie 

1 189,0 

772.9 

752,0 

69,5 


364,8 

1.8 

20,0 

3.4 


6. Landwirtschaftliche 
Produktivität und 
Technologie 

186,3 

349,9 

175,6 

70,7 


380,9 

27,0 

32,7 

35,8 


7. Industrielle Produkti- 
vität und Technologie 

1 303,5 

1 198,9 

296,8 

159,4 


575,9 

21,6 

90,6 

10,4 


8. Gesellschaftliche 
Strukturen und Be- 
ziehungen 

210.2 

253,2 

43,9 

57,8 


76,8 

6.5 

16,9 

8,3 


9. Weltraumforschung 
und -nutzung 

366,8 

488,9 

260.9 

39,2 


106,5 

1.4 

13,7 

0.5 


10. Allgemeine Hoch- 
schulforschungs- 
mittel 

2 909,8 

1 177,0 

806,2 

711,8 


1 114,7 

18,9 

139,5 

32,4 


11- Nicht zielorientierte 
Forschung 

1 071.8 

1 497.5 

289,6 

1513 


560,8 

2.8 

71.4 

9,3 


12. Nichtaufgtiederbare 
Forschung 

7.6 

164.0 

63 

65,8 


22,0 

— 

— 

0.9 


13. Verteidigung 

1 121.8 

3 088,8 

369.4 

46,5 

1.3 

4 0733 

— 

2.8 

3,7 

8 707.5 

Ausgaben insgesamt . . . 

9 321.3 

9 8753 

3 365.9 

1538J 

578,4 

7 8853 

92,6 

4243 

127,6 

33 209,2 
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öffentliche Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
in den Staaten der Europäischen Gemeinschaften nach verschiedenen Kriterien 

— Haushaltssoll — 


Öffentliche Ausgaben 

Jahr 

Bundes- 

repu- 

blik 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Groß- 

britan- 

nien 

Irland 

Däne- 

mark 

Grie- 

chen- 

land 

insge- 
samt 
EUR 10 

1. Gesamtausgaben für 

1975 

4 177 

3 182 

560 

644 

364 

2 367 

29 

179 


11 501 

FuE in Millionen 

1976 

4 638 

3 374 

629 

800 

458 

2 635 

33 

215 


12 781 

ERE') 

1977 

4 833 

3 556 

709 

902 

504 

2 541 

39 

231 

40 

13 354 

(jeweilige Preise und 
Wechselkurse) 

1978 

5 574 

3 925 

793 

1010 

426 

2 565 

44 

229 

41 

14 606 

1979 

6 308 

4 542 

923 

1 049 

469 

3 135 

57 

234 

53 

16 770 


1980 

6 753 

5 299 

1 303 

1 125 

520 

4 139 

61 

217 

52 

19 469 


1981 

7 058 

6 760 

2 061 

1 177 

542 

5 995 

64 

250 

69 

23 975 


1982 

8 125 

7 337 

2 270 

1 307 

556 

6 584 

74 

272 

77 

26 601 


1983 

8 410 

8 182 

2 802 

1 510 

537 

6 814 

82 

325 

78 

28 740 


1984 

8 674 

9 077 

3 369 

1 529 

569 

7 294 

86 

373 

101 

31 071 

2. Gesamtausgaben für 

1975 

67,6 

60,3 

10,0 

412 

37,1 

42,2 

9.2 

35,3 


43,1 

FuE je Einwohner 

1976 

75,4 

63,8 

11.2 

58,1 

46,6 

47,0 

10,4 

42.5 


47,8 

in ERE') 

1977 

78,7 

67,0 

12,6 

65,1 

51,3 

45,4 

122 

45,3 

4.3 

49,8 

(jeweilige Preise und 
Wechselkurse) 

1978 

90.9 

73,7 

14.0 

72.5 

43,3 

45,9 

132 

44.8 

4,3 

54,3 

1979 

102.8 

84,9 

16,2 

14,1 

47.6 

58,0 

16,9 

45,7 

5,6 

62,2 


1980 

109,7 

98,7 

22,8 

79.5 

52,7 

73,9 

17.9 

42,3 

5.4 

72,0 


1981 

114.4 

125,3 

36,1 

82.6 

55,0 

107,0 

18.5 

48,9 

7,1 

88,4 


1982 

131.8 

134,8 

40,0 

91,3 

56.4 

116,3 

21.1 

532 

7,7 

97,8 


1983 

136.9 

149,7 

49,3 

105.1 

54,5 

120.9 

23,5 

63,5 

7.9 

105,7 

3. Durchschnittliche 
jährliche Steigerung 
der Ausgaben für 

FuE (%)2) 

a) Gesamtausgaben 

1984 

1975 

bis 

141.8 

165,9 

59,8 

106,0 

57,8 

129,7 

24,3 

73,0 

10,2 

114,5 

b) Ausgaben für 
zivile FuE 

1984 

1975 

bis 

8,5 

12,4 

22J 

10.1 

5,1 

13,3 

12,9 

8,5 


11,7 


1984 

8,6 

llj 

21,4 

10,1 

5,2 

12,4 

12,9 

8,5 

• 

11,1 

4. Anteil der Gesamt- 

1975 

4,4 

5,5 

1,4 

3,2 

22 

2,9 

0,9 

1.8 


3,6 

ausgaben für FuE 

1976 

4,3 

5,2 

1,4 

3,1 

2,3 

3,2 

1,0 

1.8 


3,6 

am gesamten 

H aus h al ts vol umen 

1977 

4,0 

5,1 

1,3 

3.1 

2,1 

2,8 

1,1 

1,8 

- 

3,3 

(%) 

1978 

4J 

5,0 

1,0 

3,0 

1,8 

2,6 

1.0 

1,6 

. 

3,1 

1979 

4,2 

5,1 

1,2 

2,9 

1,8 

2,6 

1,1 

1,5 

0,7 

3,2 


1980 

4,2 

5,3 

13 

2.8 

1,6 

2,6 

0,9 

1,4 

0.8 

3,1 


1981 

4,1 

5,6 

1,6 

2,3 

1,4 

3,2 

0,7 

1,4 

0,7 

3.3 


1982 

4,2 

5,6 

1,3 

2,3 

1,4 

3,1 

0,7 

1,3 

0,6 

3,2 


1983 

4,0 

6,0 

1,4 

2,5 

1,4 

3,2 

0.8 

1.4 

0,6 

3,2 


1984 

4,1 

6,2 

1,6 

2,4 

1,4 

3,2 

0,8 

1,6 

0,7 

3,3 


ERE - Europäische Rechnungseinheit: durchschnittlicher Wechselkurs 1904: 1 ERE *» 2^3811 DM. 
Nach Umrechnung in ERE errechnet 
Quelle: Europäische Gemeinschaften 
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noch Tabelle VI/27 


öffentliche Ausgaben 

Jahr 

Bundes- 

repu- 

blik 

Deutsch- 

land 

Frank- 

reich 

Italien 

Nieder- 

lande 

Belgien 

Groß- 

britan- 

nien 

Irland 

Däne- 

mark 

Grie- 

chen- 

land 

insge- 
samt 
EUR 10 

5. Anteil der Gesamt* 

1975 

t.2 

1.2 

0.4 

1,0 

OJ 

1,3 

0,4 

0,6 


IJ 

ausgaben für FuE 

1976 

!.2 

u 

0,4 

1,0 

0,8 

1,3 

0,5 

0,6 


1.0 

am Bruttoinlands- 
produkt (%) 

1977 

!,1 

1,1 

0,4 

1,0 

OJ 

1,2 

0,5 

0,6 

0,2 

0,9 

1978 

/./ 

u 

0,4 

1,0 

0,6 

1,0 

0,5 

0,5 

0,2 

0,9 


1979 

IJ 

1,1 

0,4 

1,0 

0,6 

1,1 

0,5 

0,5 

0,2 

0,9 


1980 

/,i 

1,1 

0,5 

1,0 

0,6 

1,1 

0,5 

0,5 

0,2 

1.0 


1981 

1,2 

1,3 

0,7 

0,9 

0,6 

1,3 

0,4 

0,5 

0,2 

1.1 


1982 

1,2 

1,3 

0,6 

0,9 

0,7 

1,3 

0,4 

0,5 

0,2 

l.l 


1983 

1,2 

1,4 

0,7 

1,0 

0,6 

1,3 

0,4 

0,5 

0,2 

U 

6. Durchschnittliche 
jährliche Steigerung 

1984 

1975 

bis 

1,1 

1,5 

0,8 

1,0 

0,6 

1,4 

0,4 

0,5 

0,2 

U 

des gesamten Haus- 
haitsvolumens (%) 

7. Durchschnittliche 
jährliche Steigerung 

1984 

1975 

bis 

5,6 

14J 

27,8 

10,9 

11,0 

12,6 

18,7 

11,0 


12,8 

des Bruttoinlands- 
produkts (%) 

1984 

6,0 

119 

19,2 

7,3 

7,6 

13,2 

17,8 

11,2 

20,8 

10,6 
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Einnahmen und Ausgaben wichtiger Staaten 
für Patente, Erfindungen, Verfahren und Urheberrechte 

— in Mio DM — 


Land 


1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

Bundesrepublik 

Einnahmen 

961 

1 101 

1233 

1360 

1508 

1651 

Deutschland*) 

Ausgaben 

2 517 

2 624 

2 666 

2 701 

3 010 

3 236 


Saldo 

- 1556 

- 1523 

- 1433 

- 1341 

- 1502 

- 1585 

Belgien — 

Einnahmen 

320 

335 

423 

461 

543 

• . • 

Luxemburg^) 

Ausgaben 

642 

825 

959 

1 018 

1026 

• . • 


Saldo 

- 322 

- 490 

- 536 

- 557 

- 483 


Frankreich*) 

Einnahmen 

783 

906 

1 109 

911 

1503 

1229 


Ausgaben 

1475 

1 871 

2 138 

2 193 

2 332 

2 510 


Saldo 

- 692 

- 965 

- 1029 

- 1282 

- 829 

- 1281 

Italien^) 

Einnahmen 

1 194 

1474 

2 146 

2 545 

2 555 

2 830 


Ausgaben 

1739 

2 222 

3 026 

3 912 

4 209 

4 808 


Saldo 

- 545 

- 748 

- 880 

- 1367 

- 1654 

- 1978 

Niederlande*) 

Einnahmen 

660 

760 

873 

827 

873 

858 


Ausgaben 

1019 

1 166 

1338 

1393 

1320 

1 582 


Saldo 

^ 339 

- 406 

- 465 

- 566 

- 447 

- 724 

Österreich*) 

Einnahmen 

61 

66 

67 

88 

79 

85 


Ausgaben 

249 

276 

250 

295 

381 

307 


Saldo 

- 188 

- 210 

- 183 

- 207 

^ 302 

^ 222 

Schweden *) 

Einnahmen 

166 

165 

231 

179 

363 

234 


Ausgaben 

341 

368 

447 

536 

513 

669 


Saldo 

- 175 

- 203 

- 216 

- 357 

- 150 

- 435 

Japan 

Einnahmen 

588 

639 

1090 

1 365 

1448 

1952 


Ausgaben 

2 335 

2 412 

3 857 

4 286 

5 057 

6 451 


Saldo 

- 1747 

- 1773 

- 2 767 

- 2 921 

- 3 609 

-- 4 499 

Großbritannien*) ... 

Einnahmen 

1 921 

2 187 

2 726 

2 600 

2 758 

3 205 


Ausgaben 

1 380 

1683 

2 040 

1968 

2 096 

2 355 


Saldo 

4- 541 

4- 504 

-h 686 

4- 632 

4- 662 

-f 850 

Vereinigte Staaten 

Einnahmen 

11350 

12 893 

16 477 

17 330 

20 048 

23 193 

von Amerika^) 

Ausgaben 

1294 

1 545 

1 647 

535 

501 

1 541 


Saldo 

+ 10 056 

4-11348 

4- 14 830 

4- 16 795 

4- 19 547 

4-21652 


ohne Filmgeschäft 

einschließlich Filmgeschäft 

ohne Filmgeschäft und Urheberrechte 

einschließlich Filmgeschäft Beratungsgebühren vl a. 

Quelle: Deutsche Bundesbank Rundungsdifferenzen 
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2.3. Personaldaten 


Tabelle VI/29 

In Forschung und Entwicklung tätiges Personal nach Personalgruppen und Sektoren 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


Sektor 

(OECD- Abgrenzung) 

Jahr 

insgesamt 

davon 

Forscher 

Technisches 

Personal 

Sonstige 

1. Wirtschaftssektor^) 

1975 

186 252 

61 591 

59 587 

65 074 


1977 

197 800 

66 223 

65 454 

66 123 


1979 

237 962 

73 521 

75 760 

88 681 


1981 

242 544 

77 017 

73 039 

92 488 


1983 

249 478 

81867 

78 949 

90 662 

2. Hochschulsektor 

1975 

65 028 

25 617 

22 667 

16 744 


1977 

67 838 

27 085 

23190 

17 563 


1979 

70 408 

28 955 

24 288 

17 163 


1981 

73134 

30 299 

27 794 

15 041 


1983 

73 850 

30 600 

28 075 

15175 

3. Staatssektor 

1975 

50 804 

15 908 

17 744 

16 952 


1977 

52 684 

17 202 

15 304 

20 178 


1979 

53 439 

18 723 

15 064 

19 652 


1981 

53 370 

19 426 

14 090 

19 854 


1983 

53 715 

20 049 

14 240 

19426 

darunter: FuE^) 

1983 

47 623 

19 227 

13 983 

14 414 

4. PNP-Sektor3) 

1975 

1230 

620 

330 

280 


1977 

1025 

462 

420 

134 


1979 

1401 

779 

401 

221 


1981 

2 500 

1420 

595 

485 


1983 

2 500 

1420 

595 

485 

5. Zusammen 

1975 

303114 

103 736 

100328 

99 050 


1977 

319 347 

110 972 

104 377 

103 998 


1979 

363 208 

121 978 

115 513 

125 717 


1981 

371 548 

128 162 

115 518 

127 868 


1983 

379 543 

133 936 

119859 

125 748 

darunter: FuE 

1983 

373 451 

133114 

119602 

120 736 


Ohne Sozial- und Geisteswissenschaften im Wirtschaftssektor; ab 1970 Einschränkung der Vergleichbarkeit mit den 
Vorjahren durch Einschluß eines erweiterten Bereiches kleiner und mittlerer Unternehmen. 

2) Staatliche Institute einschließlich überwiegend vom Staat finanzierte wissenschaftliche Einrichtungen ohne Er- 
werbszweck. Die deirin enthaltenen Forschungsanstaiten des Bundes werden ab 1981, die der Länder ab 1083 bei der 
Erfassung des FuE-Personals und der FuE-Ausgaben nur noch mit FuE-Anteilen berücksichtigt Eine den Finanzda- 
ten entsprechende Berechnung des Personals liegt nur für 1983 vor (vgl. Tabellen 34 und 36). I>er Zeltreihenbruch soll 
daher in dieser besonderen Form dargestellt werden. 

*) Private wissenschaftliche Institutionen ohne Elrwerbszweck, die weder überwiegend vom Staat noch überwiegend 
von der Wirtschaft finanziert werden (teilweise geschätzt). 

Quelle: Bundesministerium für Forschung und Technologie. 

Statistisches Bundesamt, SV-Wissenschaftsstatistik Rundungsdifferenzen 
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Tabelle Vl/30 


ln Forisehung und Entwicklung Uiüges Personal der Untemehmcn 
und der Institutionen für Gemeinschaftsforschung nach Wirtschaftszweigen*) 

— auf Vollzeit umgerechnet — 




1981 



1983 




davon in 


davon in 

W irtschaftszweige 

ins- 

gesamt 

Unter- 

nehmen 

Gerne in- 
schafts- 
for- 

schung 

ins- 

gesamt 

Unter- 

nehmen 

Gemein - 
Schafts^ 
for- 
sch ung 

1 Energie-* und Wasserversorgung, 
Bergbau 

3 500 

2 149 

1351 

3 415 

2 176 

1238 

10 Eloktrizitäts-, Gas% Femwärme- 
und Wasserversorgung 

698 

625 

73 

815 

736 

79 

1 1 Bergbau 

2 802 

1 524 

1278 

2 599 

1439 

l 159 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

234 381 

232 205 

2 176 

240 243 

237 965 

2 277 

20 Chemische Industrie usw,^ 

Mineralöl Verarbeitung ...... 

54 499 

54 442 

57 

54 878 

54 833 

44 

21 Herstellung von Kunststoff* und 
Gununiwaren 

4 568 

4 287 

281 

5 093 

4 809 

283 

22 Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden usw. ... * 

3 002 

2 794 

208 

3 276 

3 078 

197 

23 MetalJerzeugung 

und -bearbeitung * 

6 367 

5 968 

399 

6 883 

6 263 

599 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahr- 
zeugbau usw 

83 200 

03 047 

153 

86 295 

86 136 

158 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, 
Herstellung von EBM*Waren 
usw. 

76 072 

75 935 

137 

76 183 

76 038 

145 

26 Holz-, Papier- 

und Druckgewerbe - , - 

1 968 

1066 

102 

2715 

2 618 

97 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungs- 
gewerbe 

1 662 

1 078 

584 

1 803 

1 265 

538 

28/29 Ernährungsgewerbe, Tabak- 
verarbeitung 

3 044 

2 768 

256 

3 113 

2 901 

212 

Ö| 3 — 8 Restliche Wirtschafts- 

abteilungen 

4 663 

4 497 

166 

5 819 

5 653 

166 

0 bis 8 Insgesamt . . , 

242 544 

238 850 

3 694 

249477 

245 795 

3682 


•) Daten aus Erhebungen der Stifterverband-Wissenschaftsstatlstik GmbH imter Embe^iehung der Daten des FuE- 
Personalkostenzuschußprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forsch uiigs Vereinigungen); um Doppelzählun- 
gen bereinigt, 

Quelle: SV-Wissenschafts Statistik Rundimgsdifferenzen 
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Drucksache 10/5298 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Tabelle VI/31 


FuE-Personal in Unternehmen 




1979 


Wirtschaftszweige 

insgesamt 


davon 



Forscher 

Techniker 

Sonstige 

1 Energie und Wasserversorgung, Bergbau 

3 545 

906 

833 

1806 

10 Elektriz.- Gas-, Fernwärme und Wasserversorgung . . 

1 217 

438 

323 

456 

1 1 Bergbau 

2 328 

468 

510 

1351 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

226 299 

69 221 

72 485 

84 593 

20 Chemische Industrie usw., Mineralölverarbeitung . . . 

54 358 

11 222 

20 791 

22 346 

darunter: 

Chemische Industrie 

52 743 

10 778 

20 312 

21653 

Herst, und Verarb. von Spalt- und Brutstoffen 

720 

237 

200 

282 

Mineralölverarbeitung 

895 

207 

278 

411 

21 Herstellung von Kunststoff- und Gummiwaren 

3 456 

817 

1 431 

1 208 

darunter: 

Herstellung von Kunststoffwaren 

1 960 

427 

929 

604 

Herstellung von Gummiwaren 

1496 

390 

502 

604 

22 Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 

Erden usw 

2 252 

570 

863 

819 

23 Metallerzeugung und -bearbeitung 

5 816 

1 329 

2 354 

2 133 

darunter: 

Eisenschaffende Industrie 

2 774 

535 

1278 

961 

NE-Metallerzeugung usw 

1 318 

355 

498 

465 

24 Stahl-, Maschinen- und Fahrzeugbau usw 

80 184 

24 819 

25 834 

29 530 

darunter 

Maschinenbau 

33 754 

11035 

11 604 

11 114 

H. von Kraftwagen und deren Teilen 

28 956 

6 533 

7 887 

14 536 

Luft- und Raumfahrzeugbau 

10 730 

4 074 

4 041 

2 615 

25 Elektrotechnik, Feinmechanik, Herstellung von 

EBM -Waren usw 

75 397 

29 442 

19 310 

26 645 

darunter 

Elektrotechnik 

66 354 

27 300 

15 910 

23 145 

Feinmechanik, Optik 

5 190 

1354 

1942 

1894 

Herstellung von EBM-Waren 

3 020 

623 

1001 

1335 

26 Holz-, Papier- und Druckgewerbe 

1 681 

279 

750 

652 

darunter: 

Holzbearbeitung, Holzverarbeitung 

794 

91 

347 

357 

27 Leder-, Textil- und Bekleidungsgewerbe 

1 069 

237 

339 

492 

darunter 

Textilgewerbe 

784 

208 

226 

349 

28/29 Ernährungsgewerbe. Tabakverarbeitung 

2 085 

505 

812 

768 

0, 3-8 Restliche Wirtschaftsabteilungen 

4 254 

2 098 

978 

1 178 

0 bis 8 insgesamt . . . 

234 098 

72 225 

74 296 

87 577 


•) Daten aus Erhebungen der Stlfterverband-Wissenschaftssiaüstik GmbH unter Elinbeziehung der Daten des FuE- 
Personalkostenzuschußprogramms (Arbeitsgemeinschaft Industrieller Forschungsvereinigungen): um Doppelzählun- 
gen bereinigt 

Quelle: SV*Wissensch€dtsstatlsük 
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nach Personalgruppen und Wirtschaftszweigen*) 
— auf VoUzeit umgerechnet — 


Tabelle VI/31 


1981 

1983 

Wirtschafts- 

zweige 

insgesamt 

davon 

insgesamt 

davon 

Forscher 

Techniker 

Sonstige 

Forscher 

Techniker 

Sonstige 

2 149 

632 

455 

1 062 

2 176 

665 

486 

1023 

1 

625 

217 

149 

259 

736 

293 

204 

238 

10 

1 524 

416 

306 

803 

1439 

372 

282 

784 

11 

232 205 

72 752 

70 307 

89 145 

237 965 

76 973 

73 871 

87 121 

2 

54 442 

11489 

20 114 

22 839 

54 833 

11 927 

20 130 

22 775 

20 

52 472 

10 973 

19 582 

21918 

52 952 

11400 

19 578 

21974 


584 

214 

179 

191 

683 

234 

225 

224 


1 386 

302 

353 

731 

1 197 

293 

327 

576 


4 287 

979 

1 704 

1604 

4 809 

1013 

2 139 

1657 

21 

2 511 

490 

1 144 

878 

2 966 

458 

1 534 

972 


1 778 

490 

560 

727 

1 843 

554 

604 

684 


2 794 

659 

1 149 

986 

3 078 

691 

1 086 

1300 

22 

5 968 

1428 

2 328 

2 214 

6 283 

1 535 

2 548 

2 199 

23 

2 785 

620 

1 265 

900 

2 318 

588 

1 242 

487 


1 164 

327 

414 

423 

1338 

370 

486 

481 


83 047 

25 813 

26 746 

30 488 

66 136 

27 342 

27 529 

31 265 

24 

33 286 

10 798 

11 803 

10 684 

34 416 

11 323 

11 677 

11416 


30 915 

7 033 

8 217 

15 665 

33 127 

7 957 

9 041 

16 128 


11 105 

4 271 

4 181 

2 652 

9 964 

3 865 

4 177 

1921 


75 935 

31 314 

16 010 

28 611 

76 038 

33 238 

17 780 

25 019 

25 

65 881 

28 959 

12 203 

24 719 

65 980 

30 904 

14 091 

20 984 


’ 5 448 

1 525 

2134 

1789 

4 812 

1472 

1 720 

1619 


3 825 

672 

1 292 

1 860 

4 406 

698 

1 623 

2 084 


1 866 

275 

728 

864 

2 618 

358 

973 

1287 

26 

1 044 

100 

327 

617 

1 592 

147 

471 

973 


1 078 

174 

305 

599 

1265 

198 

401 

665 

27 

790 

149 

182 

460 

855 

163 

223 

467 


2 788 

623 

1 224 

941 

2 901 

668 

1 282 

950 

28/29 

4 497 

2 312 

1 002 

1 183 

5 653 

2 843 

1 287 

1 522 

0. 3-8 

238 850 

75 697 

71 763 

91 390 

245 794 

80 482 

75 645 

89 667 

0 bis 8 


Rundungsdifferenzen 
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FuE-Personal in Institutionen für Gemeinschaftsforschung und 
experimentelle -entwicklung nach Personalgruppen und Wirtschaftszweigen 

— auf VoUzeit umgerechnet — 




1981 



1983 



WirlschaXtszu.'eige 

ins- 

gesamt 


davon 


ins- 

gesamt 


davon 


Wirt- 

schafts- 

For- 

scher 

Tech- 

niker 

Son- 

stige 

For- 

scher 

Tech- 

niker 

Son- 

stige 

zweige 

1 Energie- und Wasser- 
versorgung, Bergbau . , . 

1 457 

366 

644 

447 

1238 

442 

480 

315 

1 

10 Elektrizitäts-, Gas-» 
Fernwärme- und 
Wasserversorgung . . 

62 

37 

14 

11 

79 

47 

16 

14 

10 

11 Bergbau 

1 394 

329 

631 

435 

1 159 

394 

464 

300 

11 

2 Verarbeitendes Gewerbe 

2 280 

854 

803 

623 

2 277 

815 

804 

657 

2 

20 Chemische Industrie 
usw^ Mineralöl- 
verarbeitung 

58 

15 

23 

21 

44 

11 

21 

11 

20 

21 Herstellung von 
Kuststoff- und 
Gummiwaren 

284 

90 

49 

145 

283 

89 

46 

147 

21 

22 Gewinnung und 
Verarbeitung von 
Steinen und 

Erden usWw 

182 

50 

63 

50 

197 

56 

68 

73 

22 

23 Metallerzeugung und 
-bearbeitung 

413 

181 

123 

109 

599 

236 

189 

174 

23 

24 Stahl-, Maschinen- 
und Fahrzeugbau 
usw, 

157 

72 

33 

52 

158 

76 

43 

38 

24 

25 Elektrotechnik, 
Feinmechanik. 
Herstellung von 
EBM-Waren usw 

151 

60 

40 

51 

145 

52 

37 

56 

25 

26 Holz-, Papier- und 
Druckgewerbe 

82 

31 

30 

21 

97 

46 

32 

18 

26 

27 Leder-, Textil- und 
Bekleidungsgewerbe 

685 

257 

345 

82 

538 

173 

294 

70 

27 

28/29 Ernährungs- 
gewerbe, Tabak- 
verarbeitung 

288 

99 

98 

92 

212 

73 

70 

68 

28/29 

0, 3 — 8 Restliche 

Wirtschaf ts- 
abteilungen 

127 

76 

16 

34 

166 

125 

18 

21 

0.3—8 

0 bis 8 insgesamt . . . 

3 864 

1296 

1464 

1 104 

3 682 

1383 

1303 

994 

0 bis 8 


Quelle: SV-Wissenschaf tsstatistik Rundungsdifferenzen 
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Tabelle Vl/33 


FuE-Personal in Hochschuten nach Personalgruppen und Wissenschaftszweigen 
— geschätzter Anteil auf Vollzeit uragerecbnet — 







davon 



Art der Tätigkeit 

Jahr 

men 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wLssen- 

schäften 

Geistes- 

und 

Sozial- 

Wissen- 

schaften 

FuE-Personal in Hochschulen 

1977 

67 838 

17 835 

12 018 

22 373 

4168 

11444 

Insgesamt 

1079 

70 406 

19 726 

12 877 

22 038 

3 304 

12 461 


1981 

73 134 

19 740 

12 392 

22 037 

3 096 

15 869 


1983 

73 850 

19 950 

12 500 

22 250 

3 125 

16 025 

davon: 








1, Forscher 

1977 

27 085 

7 934 

5410 

4 865 

1 160 

7 716 


1979 

28 9S5 

8 988 

6 069 

4 658 

949 

8 291 


1981 

30 299 

9 284 

5 665 

4 822 

991 

9 537 


1983 

30 600 

9 375 

5725 

4 875 

1 000 

9 625 

2, Technisches Personal^) 

1977 

23190 

6 652 

4 568 

7 376 

1 599 

2 995 


1979 

24 288 

7 297 

4 613 

7 603 

1295 

3 280 


1981 

27 794 

7 545 

4 755 

8 503 

l 237 

5 754 


1983 

28 075 

7 625 

4 800 

8 600 

1250 

5 800 

3. Sonstiges Personal^) 

1977 

17 562 

3248 

2040 

10 132 

1409 

733 


1979 

17 163 

3 441 

1 995 

9 777 

1 060 

890 


1981 

15 041 

2 911 

1972 

8 712 

868 

578 


1983 

15 175 

2 950 

1 975 

8 775 

875 

600 

Nachrichtlich: 








4. a) Forscher ln wissenschaftli- 

1977 

15 830 

8 307 

2 506 

1409 

1 123 

2 486 

chen Einrichtungen außer- 

1979 

IT 535 

9 253 

2 805 

1 615 

1 070 

2 793 

halb der Hochschulen 
— OECD- Abgrenzung — 

1981 

18 625 

9 885 

3 038 

1775 

1 079 

2 849 


1983 

19 227 

9 922 

3 417 

1865 

1 179 

2 844 

4.b) Verhältnis der Forscher ln 

1977 

37:63 

51:49 

32:68 

22:78 

49 :51 

24 ;7a 

wissenschaftlichen Einrich- 

1979 

38:62 

51:49 

32:68 

26iT4 

53:47 

25; 75 

tungen zu den Forschern in 
Hochschulen (in %) 

1981 

38:62 

52:46 

35:65 

27 :73 

52 ;48 

23:77 

1983 

39:61 

51:49 

37:63 

28:72 

54:46 

23 :77 


Wissenschaftler einschließlich graduierte Ingenieure, 

Personen mit Fachschulabschluß oder gleichwertiger Qualifikation, ohne graduierte Ingenieure, 
Verwaltungspersonai, Arbeiter und sonstiges Hilfspersonal. Kliniken emschlieflUch Krankenpflege personal (antei- 
lig). 

QueUe: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle Vl/34 


Personal der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 


Art der Einrichtung 

Jahr 

InsgesamL 

Forscher 

Techniker 

Sonstige 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% , 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

L Großforschungseinrichtungen 

1977 

17 511 

lOÜß 

5 657 

32,3 

5 559 

31J 

6 295 

35,9 

(100% FuE) 

1976 

17S81 

100,0 

5 019 

33,1 

5 782 

32,3 \ 

6 181 

34,6 


1979 

18 239 

lOVß 

6 343 

34,8 

5 577 

30,6 

6 320 

34,1 


1980 

18 449 

100,0 

6 454 

35,0 

5 541 

30,0 

6 454 

35,0 


1981 

18 63^1 

lOOß 

6 945 

37.3 

4 836 

25,9 

6 853 

36,8 


1982 

18 488 

100,0 

6 929 

37,5 

4 794 

25,9 

6 765 

3ß,6 


1983 

18 954 

100,0 

7 172 

37,8 

4 075 

26,2 

6 807 

35,9 


1984 

19 263 

100,0 

7 267 

37,7 

5100 

265 

6 896 

35,8 


1985 2 ) 

19 417 

lOOß 

7 309 

37,6 

5 080 

26,2 

7 027 

362 

2. Max-Planck’Institule 

1977 

6 756 

100,0 

2 182 

32,3 

2 828 

41,9 

1746 

25,8 

(100 % FuE) 

1978 

7 012 

lÖOM 

2 455 

35,0 

2 801 

39,9 

1756 

25,0 


1979 

7 057 

100.0 

2 481 

35,2 

2 002 

39,7 

1774 

25,1 


1980 

7 232 

100,0 

2641 

36,5 

2 752 

38,1 

1838 

25,4 


1981 

7 521 

100,0 

2 619 

34,8 

2 825 

37,6 

2 078 

27,6 


1982 

7 573 

lOOM 

2 676 

35,3 

2 780 

367 

2 117 

28.0 


1963 

7 875 

100,0 

2700 

35,2 

2 762 

36.0 

2 213 

28,8 


1984 

7 749 

lOOfi 

2 740 

35,4 

2 788 

36,0 

2 221 

28,7 


1985 *) 

7 989 

100,0 

2 821 

35,3 

2 875 

360 

2 293 

28,7 

3* Staatsinstitute 

1977 

15 077 

lOOM 

4 966 

32,9 

4 024 

267 

6 087 

40,4 

(ohne Bibliotheken, Archive, 

1978 

15 335 

100,0 

5111 

33,5 

3 975 

260 

6 249 

40,5 

Museen) 

1979 

15 862 

100,0 

5 346 

33,7 

4 095 

25,8 

6 421 

40,5 

daninten ca. 60 % FuE 

1960 

16 049 

tOOß 

5 465 

34J 

4 065 

25,3 

6 519 

40,6 


1981 

16 224 

100,0 

5 529 

34,1 

4 108 

25,3 

6 587 

40,6 


1982 

16 088 

100,0 

5 537 

34,4 

4 147 

25,8 

6 404 

39,8 


1983 

16 210 

iOOß 

5 720 

35,3 

4 172 

25 J 

6 318 

39,0 


1984 

16373 

100,0 

5 985 

36,6 

4 254 

260 

6 134 

37,5 


1985 2) 

16 601 

100,0 

5 976 

36,0 

4 313 

260 

6 312 

38,0 

4. Fraunhofer- Institute 

1977 

1783 

100,0 

1028 

57,7 

340 

19,5 

407 

22,8 

(100% FuE) 

1978 

1904 

100,0 

1 138 

59,8 

344 

18J 

422 

22,1 


1979 

2033 

100,0 

1 195 

58,8 

372 

18,3 

466 

22,9 


1980 ; 

2 048 

100,0 

1098 

53,6 

370 

IBJ 

579 

263 


1981 

2 215 

100,0 

1 263 

57,0 

366 

165 

586 

265 


1982 

2 317 

100,0 

1 322 

57,1 

402 

17,3 

593 

25,6 


1983 

2 423 

löOß 

1 381 

57,0 

405 

167 

637 

263 


1984 

2 616 

100,0 

1 453 

55,5 

467 

17,9 

696 

266 


1985 2) 

2 823 

100,0 

1455 

51,5 

548 

19,4 

819 

29,0 


*] Staatssektör (OECE^-Abgreruuag) 

PersonaJstand jeweils am 30. Juni (Ist). 

Vorläufiges Ergebnis* teilweise geschätzt. 

Änderungen durch Anpassung des Berich tskreises. 

*) Personalrückgang durch Änderung des Berichts k re ises (Erhöhung des Zuwendungsbetrags auf mindestens 
300 000*— DM), 

Je nach Art der wissenschaftlichen Einrichtung erfolgt die Beschäftigung des Personals ganz oder teilweise in For- 
schung und Entwicklung (FuE). 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle Vim 


nach Personalgruppen und Institutionen *) 
— auf Vollzeit umgerechnet — 


Art der Einrichtung 

Jahr 

Itisgeaamt 

Forscher 

Techniker 

Sonstige 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

Anzahl 

% 

5. Wissenschaftliche Bibliotheken 

1977 

4 834 

lOOß 

1872 

34,6 

2 209 

45,1 

953 

19,7 

und Archive^) 

1978 

5 012 

lööß 

1 727 

34,5 

2 200 

43,9 

1 085 

21ß 

darunteiT 10 % FuE 

1Ö79 

5 205 

10Ö,Ö 

1778 

34,2 

2 229 

42,8 

1 198 

Z3ß 


1980 

5 372 

lOQß 

1841 

34,3 

2 226 

41J 

1305 

24,3 


1981 

5536 

100 

1876 

33,8 

2 287 

41,2 

1 393 

25,0 


1982 

5 779 

IQOß 

J 865 

33,3 

2 390 

41,4 

1 524 

26,3 


1983 

5 796 

lOÖß 

1927 

33,2 

2 395 

41 J 

1474 

25,5 


1984 

5 741 

100,0 

1901 

33,1 

2 351 

41,0 

1480 

25ß 


1985*) 

5 800 

100,0 

1 930 

33,3 

2 360 

40,7 

1510 

26,0 

6. Wissenschaftliche Museen 

1977 

2 893 

100,0 

566 

lOß 

272 

9,4 

2 055 

71,0 

darunter: §0 % FuE 

1978 

2 932 

100,0 

628 

21,4 

245 

8,4 

2 059 

70,2 


1979 

3 017 

100,0 

629 

20,8 

258 

8,6 

2130 

70,6 


1980 

3044 

m,o 

618 

20,3 

240 

7.9 

2 186 

7U8 


1981 

3 057 

100,0 

627 

20,5 

254 

8,3 

2 176 

11,2 


1982 

3 081 

100,0 

618 

20,1 

269 

8,7 

2 194 

11,2 


1983 

3157 

W0,0 

666 

21J 

279 

8,8 

2 212 

70. J 


1984 

3 390 

lOOß 

703 

20,7 

291 

8,6 

2 396 

70,7 


1985 *) 

3680 

lOOfi 

800 

21,7 

440 

12,0 

2 440 

66,3 

7. Sonstige Forschungs- 

1977 

4 791 

100 fi 

2 160 

4SJ 

1047 

21,9 

1584 

33,0 

einrichtungen 

1978 

5194 

100,0 

2 391 

46,0 

1 183 

22,8 

1 620 

31,2 

(100 % FuE) 

1979 

5322 

IQOß 

2 412 

45,3 

1 257 

23,6 

1652 

3U 


1980 

5 449 

100,0 

2 407 

44,2 

1 191 

21,9 

1851 

33ß 


1981 

5 247 

100,0 

2 338 

44ß 

1 118 

2U 

1790 

34,1 


1982 

5 278 

lOQß 

2 347 

44,5 

1 265 

24,0 

1665 

31,5 


1983 

5147 

100,0 

2 304 

44,8 

1 178 

22,9 

1665 

32,3 


1984'*) 

4938 

lüOß 

2 217 

44,9 

1 173 

23,8 

1 548 

31,3 


1985*) 

5 239 

100,0 

2 348 

44,8 

1230 

23,5 

1 661 

31J 

8, Zusammen 

1977 

53 645 

100,0 

18 231 

34,0 

10 287 

30,4 

19 127 

35,6 

(Summe L bis 7.) 

1978 

55 270 

lOOß 

19 369 

35,1 

16 530 

29,9 

19 372 

35,0 


1970 

56 734 

lOÖß 

20 184 

35.6 

16 590 

29,2 

19 961 

35,2 


1980 

57 643 

WOß 

20 524 

35,6 

16 385 

28,4 

20 732 

36ß 


1981 

58 453 

iOOß 

21 197 

363 

15 794 

27,1 

21 463 

36,7 


1982 

58 664 

lOOß 

21 294 

363 

16 047 

27,4 

21 262 

36,3 


1983 

59 362 

100,0 

21 870 

36.3 

16 166 

27,2 

21 326 

35,9 


1984 

66 070 

100,0 

22 266 

37,0 

16 424 

21.3 

21380 

35,6 


1985*) 

61 549 

100,0 

22 639 

36,6 

16 646 

27,4 

22 062 

35,8 

darunter FuE 

1983 

47 6^ 

100,0 

19 227 

40,4 

13 083 

29,4 

14 414 

30,3 


1984 

48 160 

100,0 

10 463 

40,4 

14 033 

29,1 

14 664 

30,4 


1985 *) 

49 459 

100,0 

19 866 

40,2 

14 418 

29,2 

15 173 

30,7 
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Tabelle VI/35 

Personal der wissenschaftlichen Einrichtungen außerhalb der Hochschulen 


Ali der Einrichtung 

Jahr ') 

lnsge.saint 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geisles- 
und Sozial- 
wissen- 
schaften 

1. Großforschungseinrichtungen 

1977 

17 511 

12 710 

3 912 

888 

- 

, 

(100% FuE) 

1978 

17 881 

12 939 

3 934 

1 008 

— 

— 


1979 

18 239 

13 169 

4 022 

1 047 

— 

— 


1980 

18 449 

13 380 

3 998 

1071 

— 

— 


1981 

18 634 

13 540 

4 012 

1 082 

— 

— 


1982 

18 488 

13 392 

4 038 

1 059 

— 

— 


1983 

18 954 

13 705 

4 185 

1 065 

— 

— 


1984 

19 263 

13 961 

4 237 

1 065 

— 

— 


1985 2) 

19417 

14 056 

4 289 

1 072 

— 

— 

2. Max-Planck-Institute 

1977 

6 756 

4 510 

174 

1 414 

157 

502 

(100% FuE) 

1978 

7 012 

4715 

173 

1 409 

173 

540 


1979 

7 057 

4 723 

180 

1450 

142 

562 


1980 

7 232 

4 847 

196 

1482 

137 

570 


1981 

7 521 

5 041 

195 

1 561 

146 

578 


1982 

7 573 

5 052 

192 

1 571 

154 

605 


1983 

7 675 

5 090 

198 

1 619 

168 

600 


1984 

7 749 

5 091 

201 

1 659 

186 

612 


1985 2) 

7 989 

5 302 

196 

1674 

219 

598 

3, Staatsinstitute 

1977 

15 077 

5 729 

1466 

2 047 

4 602 

1234 

(ohne Bibliotheken, Archive. 

1978 

15 335 

5 890 

1 505 

2 105 

4 584 

1 251 

Museen) 3) 

1979 

15 862 

6 079 

1 570 

2 293 

4 516 

1 403 

darunter: ca. 60 % FuE 

1980 

16 049 

6 059 

1629 

2 426 

4 517 

1416 


1981 

16 224 

6 160 

1617 

2 443 

4 561 

1443 


1982 

16 088 

6 087 

1608 

2 383 

4 595 

1 414 


1983 

16 210 

6 034 

1743 

2 354 

4 631 

1447 


1984 

16 373 

6 139 

1812 

2 379 

4 655 

1388 


1985 2) 

16 601 

6 076 

1815 

2 461 

4 849 

1 400 

4. Fraunhofer-Institute 

1977 

1783 

1 004 

621 

36 

54 

67 

(100% FuE) 

1978 

1904 

1 072 

654 

38 

56 

85 


1979 

2 033 

1 130 

737 

37 

55 

73 


1980 

2 048 

1 169 

699 

39 

57 

85 


1981 

2 215 

1 192 

767 

59 

52 

145 


1982 

2 317 

1 182 

794 

64 

75 

203 


1983 

2 423 

1 304 

840 

65 

62 

152 


1984 

2 616 

1402 

913 

69 

65 

167 


1985 2) 

2 823 

1445 

1036 

107 

63 

172 


Staatssektor (OECD- Abgrenzung) 

Personalstand jeweils am 30. Juni (Ist). 

Vorläufiges Elrgebnis, teilweise geschätzt 
Änderungen durch Anpassung des Berichtskreises. 

Personalrückgang durch Anpassung des Berichtskretses (Elrhöhung des Zuwendungsbetrags auf mindestens 
300 000.— DM). 

Je nach Art der wissenschaftlichen Einrichtung erfolgt die Beschäftigung des Personals ganz oder teilweise in For- 
schung und Entwicklung (FuE). 

Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Tabelle VI/35 

nach Institutionen *) und Wissenschaftszweigen 

— auf Vollzeit umgerechnet — 


Art der Einrichtung 

Jahr *) 

insgesamt 

Natur- 

wissen- 

schaften 

Ingenieur- 

Wissen- 

schaften 

Medizin 

Agrar- 

wissen- 

schaften 

Geistes- 
and Sozial- 
Wissen- 
schaften 

5. Wissenschaftliche Bibliotheken 

1977 

4 834 


- 


■ 

4 834 

und Archive^) 

1978 

5 012 

— 

— 

— 

— 

5 012 

daranter. 10 % FuE 

1979 

5 205 

— 

— 

— 

— 

5 205 


1980 

5 372 

— 

— 

— 

— 

5 372 


1981 

5 556 

— 

— 

— 

— 

5 556 


1982 

5 779 

— 

— 

— 

— 

5 779 


1983 

5 796 

— 

— 

— 

— 

5 796 


1984 

5 741 

— 

— 

— 

— 

5 741 


1985 2) 

5 800 

— 

— 

— 

— 

5 800 

6. Wissenschaftliche Museen 

1977 

2 893 

2 025 

— 

— 

— 

868 

darunter. 90 % FuE 

1978 

2 932 

2 052 

— 

— 

— 

880 


1979 

3 017 

2 112 

— 

— 

— 

905 


1980 

3 044 

2 131 

— 

— 

— 

913 


1981 

3 057 

2 140 

— 

— 

— 

917 


1982 

3 081 

2157 

— 

— 

— 

924 


1983 

3 157 

2 210 

— 

— 

— 

947 


1984 

3 390 

2 373 

— 

— 

— 

1 017 


1985 

3680 

2 570 

— 

— 

— 

1 104 

7. Sonstige Forschungs* 

1977 

4 791 

810 

412 

1032 

30 

2 508 

einrichtungen 

1978 

5 194 

803 

433 

1 103 

28 

2 768 

(100 % FuE) 

1979 

5 322 

899 

432 

l 175 

26 

2 790 


1980 

5 449 

931 

367 

1300 

26 

2 826 


1981 

5 247 

930 

379 

1 213 

24 

2 701 


1982 

5 278 

940 

392 

1236 

.27 

2 683 


1983 

5 147 

890 

382 

1264 

22 

2 589 


1984 

4 938 

788 

401 

1 320 

22 

2 407 


1985 2) 

5 239 

921 

498 

1382 

22 

2 416 

8. Zusammen 

1977 

53 645 

20 788 

6 585 

5417 

4 643 

10 013 

(Summe 1. bis 7.) 

1978 

55 270 

27 531 

6 699 

5 663 

4 841 

10 536 


1979 

56 734 

28 112 

6 942 

6 002 

4 739 

10 938 


1980 

57 643 

28 517 

6 888 

6 317 

4 737 

11 182 


1981 

58 453 

29 003 

6 970 

6 357 

4 784 

11340 


1982 

58 604 

28 810 

7 023 

6311 

4 851 

11608 


1983 

59 362 

29 233 

7 348 

6 367 

4 883 

11 531 


1984 

60 070 

29 754 

7 564 

6 492 

4 928 

11 332 


1985 2) 

61 549 

30 376 

7 834 

6 696 

5 153 

11 490 

darunter FuE 

1983 

47 623 

26 443 

6 922 

5 267 

3 218 

5 774 


1984 

48 160 

26 879 

7 083 

5 336 

3 241 

5 621 


1985 2) 

49 459 

27 582 

7 369 

5 485 

3 294 

5 729 
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Tabelle Vl/36 


Personal der bundes>^ iandes- und gemeindeeigenen Forschungseinrichtungen 

nach Wissenschaftszweigen 
— auf Vollzeit umgerechnet — 


Wissenschaftszweige 

Jahr 

In.sgesamt 

Bundes- 

eigene 

Forschungs- 

einrichtungen 

Landes- und 
gemeindeeigene 
Forschungs- 
einrichtungen 

Personal 

zusammen 

darunter 

Forscher 

Personal 

zusammen 

darunter 

Forscher 

Personal 

zusammen 

darunter 

Forscher 

1. Naturwissenschaften 

1979 

6 079 

2169 

4 409 

1422 

1 670 

747 


1980 

6 059 

2 209 

4 357 

1442 

1702 

767 


1981 

6160 

2 256 

4 418 

1 476 

1 742 

780 


1982 

6 087 

2 260 

4 333 

I 469 

1 754 

79! 


1983 

6 034 

2 190 

4 280 

1407 

1 754 

783 


1984 

6139 

2 367 

4 359 

1542 

1 780 

825 


1985») 

6 076 

2 336 

4 270 

l 506 

1 800 

830 

2. Ingenieurwissenschaften 

1979 

1570 

643 

1453 

594 

118 

49 


1980 

1629 

659 

1 509 

608 

121 

51 


1981 

1617 

659 

1 500 

eil 

117 

48 


1982 

1608 

652 

1491 

604 

117 

48 


1983 

1743 

834 

1 378 

699 

366 

135 


1984 

1812 

894 

1 452 

712 

360 

182 


19853) 

1815 

890 

1445 

700 

370 

190 

3. Medizin 

1979 

2293 

701 

1937 

603 

356 

99 


1980 

2 426 

727 

2 073 

631 

354 

96 


1981 

2 443 

739 

2 091 

642 

353 

98 


1982 

2383 

737 

2 047 

641 

336 

96 


1983 

2354 

686 

2 041 

600 

313 

86 


1984 

2 379 

742 

2 033 

649 

346 

93 


19853) 

2 461 

713 

2 111 

613 

350 

100 

4. Agrarwissenschaften 

1979 

4 516 

1 208 

2 948 

762 

1 568 

447 


1980 

4 517 

1209 

2 972 

760 

1 547 

450 


1981 

4 561 

1235 

2 995 

765 

1 565 

470 


1982 

4 595 

1248 

3 029 

76$ 

1 568 

481 


1983 

4 631 

1348 

2 975 

811 

1650 

537 


1984 

4655 

1342 

2 999 

800 

1 656 

542 


19853) 

4 849 

1394 

3 169 

844 

1680 

550 

5. Geistes- und 

1979 

1403 

623 

468 

207 

935 

416 

Sozialwissenschaften 

1980 

1416 

659 

510 

245 

907 

415 


1981 

1443 

638 

503 

222 

941 

417 


1982 

1414 

638 

496 

211 

919 

428 


1983 

1447 

662 

476 

208 

971 

454 


1984 

1388 

, $40 

459 

215 

929 

425 


19853) 

1400 

643 

470 

218 

930 

425 

6. Insgesamt 

1979 

15 862 

5 346 

11215 

3 588 

4 647 

1 758 


1980 

16 049 

5 465 

11418 

3 686 

4 631 

l 779 


1981 

16 224 

5 529 

11 506 

3 716 

4 718 

1 813 


1982 

16 088 

5 537 

11394 

3 693 

4 694 

1 844 


1983 

16 210 

5 720 

11 150 

3 725 

5 060 

1 995 


1984 

16 373 

5 985 

11302 

3 918 

5 071 

2 067 


19853) 

16 601 

5 976 

11471 

3 881 

5 130 

2 095 

darunter FuE^) 

1983 

10 003 

4 878 

7 021 

3 259 

2 982 

1 619 


1984 

9 969 

4 963 

7 006 

3 314 

2 963 

I 649 


19853) 

10 099 

5 020 

7 087 

3 330 

3 013 

I 690 


*) Personalstand jeweils am 30. Juni (Ist). 

2) Änderungen durch Anpassung des Berichtskreises. 

Vorläufiges Ergebnis, teilweise geschätzt. 

Je nach Art der Forschungseinrichtung erfolgt die Beschäftigung des Personals ganz oder teilweise in Forschung und 
Entwicklung (FuE). 

Quelle: Statistisches Bundesamt Hundungsdifferenzen 


309 


Drucksache 10/5298 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Tabelle VI/37 

Personal in Großforschungs 
Stellensoll (Planstellen) und zusätzliche Mitarbeiter 




1977 

1979 


1981 



Einrichtung 


darunter 
ohne 
Stellen 2) 


darunter 

ohne 

Stellen2) 


davon 


insge- 

samt 

insge- 

samt 

insge- 

samt 

auf 

Plan- 

stellen 

ohne 
Stellen >) 

AWI 

Alfred-Wegner-Institut für 
Polarforschung. Bremerhaven .... 

_ 






48 

42 

6 

DESY 

Deutsches Elektronen- 
Synchrotron, Hamburg 

1 105 

64 

1 135 

92 

1 181 

1046 

135 

DFVLR Deutsche Forschungs- und 

Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt e. V., Porz 

3 264 

100 

3 294 

131 

3 223 

3 084 

139 

DKFZ 

Deutsches Krebsforschungs- 
zentrum, Heidelberg 

1 172 

353 

1041 

279 

1012 

714 

298 

GBF 

Gesellschaft für Biotechnologische 
Forschung, Stockheim 
(Braunschweig) 

374 

82 

343 

99 

323 

249 

74 

GKSS 

GKSS- Forschungszentrum 
Geesthacht GmbH, Geesthacht- 
Tesperhude 

648 

62 

660 

77 

643 

561 

82 

GMD 

Gesellschaft für Mathematik und 
Datenverarbeitung mbH, 

Sankt Augustin 

731 

120 

793 

163 

742 

609 

133 

GSF 

Gesellschaft für Strahlen- und 
Umweltforschung mbH. München 

1443 

249 

1428 

229 

1326 

1 149 

177 

GSI 

Gesellschaft für Schwerionen- 
forschung mbH, Darmstadt 

485 

33 

497 

40 

510 

458 

52 

HMI 

Hahn-Meitner-Institut für 
Kernforschung GmbH, Berlin 

587 

106 

631 

139 

621 

499 

122 

IPP 

Max-Planck-lnstitut für 
Plasmaphysik GmbH. 
München-Garching 

1009 

93 

1 151 

240 

1099 

941 

158 

KFA 

Kernforschungsanlage Jülich 
GmbH, Jülich 

4 021 

625 

4 096 

685 

4 205 

3 533 

672 

KfK 

Kemforschungszentrum Karls- 
ruhe GmbH, Karlsruhe (ein- 
schließlich Versuchsanlagen) 

3 572 

331 

3 691 

379 

3 773 

3 388 

385 


insgesamt ... 

18 411 

2 218 

18 760 

2 553 

18 706 

16 273 

2 433 


nachrichtlich: 

außerdem: MPG (ohne IPP) 

6 347 


6 390 


7 329 

6 599 

730 


einschließlich der im Rahmen der Projektfördorung vorgesehenen Stellen. 

*) Doktoranden. Diplomanden. Praktikanten, studentische Hilfskräfte, freie Mitarbeiter» Gastwissenschaftler* fYemdsti- 
pendiaten. Auszubildende. Aushilfskräfte, wissenschaftliche Hilfskräfte (soweit nach Bes.-Gr. A 13/2 1/2 Anzahl). 

Quelle; Bundesministerium für Forschung und Technologie. 
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Tabelle Vl/37 

einrichtungen 

ohne Stellen nach den Wirtschaftsplänen *) 


1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

insge- 

samt 

davon 

insge- 

samt 

davon 

insge- 

samt 

davon 

insge- 

samt 

davon 

insge- 

samt 

davon 

auf 

Plan- 

stellen 

ohne 
Stel- 
len *) 

auf 

Plan- 

stellen 

ohne 
Stel- 
len 2) 

auf 

Plan- 

stellen 

ohne 
Stel- 
len *) 

auf 

Plan- 

stellen 

ohne 

Stel- 

len 

auf 

Plan- 

stellen 

ohne 

Stel- 

len^) 

78 

52 

26 

93 

61 

32 

124 

72 

52 

144 

83 

61 

225 

157 

68 

1204 

I 046 

158 

1 191 

1 031 

160 

1 183 

1023 

160 

1 195 

1 033 

162 

1225 

1 042 

183 

3 187 

2 982 

205 

3 067 

2 828 

239 

3 096 

2 802 

294 

3 102 

2 753 

349 

3 121 

2 772 

349 

1032 

714 

318 

950 

704 

246 

1 006 

694 

312 

1031 

689 

342 

1044 

687 

357 

319 

249 

70 

322 

247 

75 

318 

242 

76 

356 

271 

85 

380 

282 

98 

655 

561 

94 

656 

552 

104 

669 

550 

119 

680 

547 

133 

684 

546 

138 

745 

604 

141 

736 

593 

143 

758 

587 

171 

795 

580 

215 

803 

582 

221 

1336 

1 149 

187 

1329 

1 131 

198 

1329 

1 122 

207 

1313 

1 115 

198 

1312 

1 109 

203 

523 

458 

65 

520 

455 

65 

518 

451 

67 

538 

457 

81 

554 

469 

85 

632 

499 

133 

646 

501 

145 

663 

506 

157 

676 

505 

171 

698 

507 

191 

1 108 

941 

167 

1099 

922 

177 

1 150 

946 

204 

1 107 

935 

172 

1089 

922 

167 

4 243 

3 533 

710 

4 213 

3 473 

740 

4 188 

3 448 

740 

4 138 

3 398 

740 

4 181 

3 351 

830 

3 803 

3 388 

415 

3 798 

3 331 

467 

3 783 

3 273 

510 

3 758 

3 235 

523 

3 799 

3 192 

607 

18 865 

16 176 

2 689 

18 620 

15 829 

2 791 

18 785 

15 716 

3 069 

18 833 

15 601 

3 232 

19 115 

15 618 

3 497 

7 329 

6 599 

730 

7 290 

6 546 

744 

8 498 

6 577 

1 921 

8 565 

6 598 

1 967 

8 590 

6 620 

1 970 


Rundungsdifferenzen 
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Tabelle Vl/38 


In Forschung und Entwicklung tätiges Personal in ausgewählten 0£CD*Staaten 

nach Personalgruppen und Sektoren 
— auf Vollzeit umgerechnet — 


Staat 

Jahr 

FuE- 

Berejch 

Forscher 

Tech- 

nisches 

Personal 

Sonstige 

FuE-Personal 

insgesamt 

davon tätig im 

Wlrt- 

schofts- 

Sektor 

staat- 

lichen 

Sek- 

tor 

Hoch- 

schul- 

sektor 

Sektor 

Institu- 

tionen 

ohne 

Er- 

werbs- 

zweck 

Art*) 

Anteil 
in % 

Anzahl 

je 

1000 

Er- 

werbs- 

Per- 

sonen 

Anteil in % 

Bundesrepublik 

1977 

N-hl 

94,5 

100 570 

09 742 

101 365 

301 677 


S5ß 

15,5 

18,7 

0,2 

Deutschland^) 


S + G 

5.5 

10 402 

4 635 

2 633 

17 670 


— 

32,8 

64,7 

2,4 



insg. 

100,0 

110 972 

104 377 

103 998 

319 347 

12.5 

61,9 

16,5 

21,2 

0,3 


1979 

N + I 

94,8 

110715 

110 740 

123 010 

344 465 


69,1 

13,8 

16,8 

0,3 



S + G 

5.2 

11263 

4 773 

2 707 

18743 


— 

31,2 

66,4 

2,3 



insg. 

100,0 

121 978 

115 513 

125 717 

363 208 

13.5 

65,5 

14,7 

19,4 

0,4 


1981 

N + I 

93,9 

115443 

108 278 

125 144 

346 865 


69,5 

13,5 

16,4 

0,5 



S+G 

6.1 

12 719 

7 240 

2 724 

22 683 


— 

27,1 

70,0 

2,9 



insg. 

100.0 

128 162 

115 518 

127 868 

371548 

13.6 

65,3 

14,4 

19,7 

0,7 

Belgien 

1977 

N + I 

92,9 

7 491 


19 944 

27 435 


66,3 

8,9 

24,3 

0,5 



S + G 

7J 

1744 


353 

2097 


0,1 

17,6 

77,0 

5,3 



insg. 

100,0 

9 235 


20 297 

29 532 

7.3 

61,6 

9,5 

28,1 

0,8 


1979 

N + I 

93,4 

9 196 



30 007 


64,2 

7.7 

27,9 

0,2 



S + G 

6,6 

1747 



2 117 


0,2 

15.7 

7S,1 

6,0 



insg. 

100,0 

10 943 

* 


32124 

7.8 

60,0 

6.2 

31,2 

0,6 


1981 

N + I 













S + G 



, 




, 






insg. 

100,0 

- 




- 

* 




Frankreich 

1977 

N + I 

. 






. 






S + G 



* 




, 






insg. 

100,0 

67 981 


154 130 

222111 

9,8 

54,3 

24,3 

19,6 

IJ 


1979 

N + l 



. 



. 







S + G 



. 




. 






insg. 

100,0 

72 889 

?) 

157 877 

230 766 

10,0 

53.6 

24,7 

19,9 

Iß 


1981 

N+I 






. 







S+G 


, 




, 







insg. 

100,0 

85 500 


163 500 

249 000 

lOJ 

51,3 

24,8 

22,2 

Iß 

Italien 

1977 

N + I 

85,5 

32 858 

25184 

25 211 

83 251 


47,9 

2i.4 

30,7 




S + G 

14,5 

6 862 

3 021 

4 211 

14 094 


0,1 

6,9 

93,0 




insg. 

100,0 

39 718 

28 205 

29 422 

97 345 

4.4 

41,0 

19,3 

39,7 



1979 

N + I 

91,1 

38 897 

27 079 

20 245 

86 221 


54,1 

22,1 

23,8 




S + G 

S,9 

7 545 

449 

428 

8422 


0.2 

10,7 

89,1 




insg. 

100,0 

46 442 

27 528 

20 673 

94 643 

4.2 

49,3 

21.1 

29,7 



1081 

N + I 

90,7 

43 430 

28 907 

20 956 

93 293 


54,0 

20,8 

25,2 




S + G 

8,3 

8 630 

478 

434 

9 543 


0,1 

10,1 

89,9 




insg. 

100,0 

52 060 

29 385 

21 391 

102 836 

4.5 

49,0 

19,8 

31,2 



>) N-f I — NaUir* und Ingenieurwlssenschafien: S-f G Sozial- und Geisteswissenschaften. 

Ohne Sozial- und Geisteswissenschaften im Wirtschaftssektor; ab 1979 einschließlich eines erweiterten Bereichs klei- 
ner und mittlerer üntemehmen. 

Technisches und sonstiges Personal zusammengefaßL 

Quelle: OECD Rundungsdifferenzen 
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noch Tabelle Vl/38 

In Forschung und Entwicklung tätiges Personal in ausgewählten OECD-Staaten 

nach Personalgruppen und Sektoren 


— auf Vollzeit umgerechnet — 


Staat 

Jahr 

FuE- 

Bereich 

Forscher 

Tech- 

nisches 

Personal 

Sonstige 

FuE- Personal 
Insgesamt 

davon tätig im 

Wirt- 

schafts* 

Sektor 

staat- 

lichen 

Sek- 

tor 

Hoch- 

schul- 

sektor 

Sektor 

Institu- 

tionen 

ohne 

Er- 

werbs- 

zweck 

Art') 

Anteil 
in % 

Anzahl 

Je 

1000 

Er- 

werbs- 

per- 

sonen 

Anteil in % 

Niederlande 

1977 

N-f-I 

90,2 

14 169 


33 508 

47 677 


55,5 

22,2 

20,3 

2.0 



S-l-G 

9,8 

3 199 

.=>) 

1 981 

5 180 


IJ 

33,4 

57,4 

8.2 



insg. 

100,0 

17 368 


35 489 

52 857 

103 

50,1 

23,3 

23,9 

2,6 


1979 

N + I 

89,8 

15 090 


33 260 

48 350 


55,8 

21,6 

20,4 

2.1 



S+G 

10,2 

3 360 


2 100 

5460 


U 

32,6 

58,6 

7.7 



insg. 

100,0 

18 450 

•') 

35 360 

53 810 

10,5 

50,3 

22,8 

24,3 

2.6 


1981 

N + I 

89,4 

15 879 


32 818 

48 697 


55,6 

21,9 

20,2 

2,2 



S + G 

10,6 

3 557 

.*) 

2 225 

5 782 


uo 

35,6 

55,4 

8,0 



insg. 

100,0 

19 436 

.*) 

35 043 

54 479 

10.1 

49,8 

23,4 

24,0 

2,8 

Groß- 

1975/ 

N + I 

99.7 

80 800 

72 000 

106 000 

258 800 


69,8 

30,2 



britannien^) 

76 

S-hG 

0.3 

500 

— 

300 

800 


. 

100,0 





insg. 

100.0 

81 300 

72 000 

106 300 

259 600 

10,0 

69,6 

30,4 




1978/ 

N + I 












79 

S + G 

, 

, 











insg.^) 

100,0 

104 445 




. 






1981/ 

N + I 





• 



• 




82 

S + G 





• 



• 





insg. 

m.o 

• 



• 



i 



Irland «) 

1977 

N + I 

84,2 

2 061 

1406 

1443 

4 910 


26,5 

48,1 

23,1 

2,4 



S + G 

15,8 

625 

58 

235 

918 


12,3 

25,7 

51,5 

10,5 



insg. 

100,0 

2 686 

1464 

1678 

5 828 

5,0 

24,2 

44,6 

27,5 

3,7 


1979 

N + I 

85,7 

2 015 

1752 

1 509 

5 276 


24,2 

49,7 

23,3 

2,8 



S+G 

14,3 

605 

96 

176 

877 


5,2 

24,4 

59,1 

11,3 



insg. 

100,0 

2 620 

1 848 

1685 

6 153 

5,0 

21,5 

46,1 

28,4 

4,0 


1981 

N + I 

85,3 

2 003 

1 367 

1 300 

4 670 


31,2 

45,0 

23,2 

0,6 



S + G 

14.7 

633 

39 

132 

804 


1.2 

34,3 

61,3 

3,2 



Insg. 

100,0 

2 636 

1406 

1432 

5474 

43 

268 

43,4 

28,8 

0,9 

Dänemark 

1976/ 

N + I 

89,3 




12 124 


57,9 

20,1 

21,3 

0,8 


77 

S + G 

10,7 



, 

1451 


— 

37,3 

61,6 

l.l 



insg. 

100,0 

* 


. 

13 575 

5,4 

51,7 

21,9 

25,6 

0,8 


1979 

N + I 

89,7 

4 761 


8 756 

13 517 


58,6 

19,7 

20,5 




S + G 

10,3 

1 227 


317 

1544 


— 

33,9 

64,6 

L6 



insg. 

100,0 

5 988 

.3) 

9 073 

15 061 

5.7 

52,6 

21,1 

25,0 

1.2 


1981 

N + I 





, 


, 


, 




S + G 







, 

, 


• 



insg. 

100,0 

• 

• 

* 

16 428 

6.1 

• 

• 

• 

• 


') N-»-l * Natur- und Ingenieurwissenschaflen; S-l-G - Sozial- und Geisteswissenschaften. 

Technisches und sonstiges Personcü zusammengefaßt 
Erhebung der FuE-Ressourcen nur im dreijährigen Rhythmus, 
ohne PNP-Sektor. 

®) 1979 nicht vergleichbar mit 1977. 

Quelle! OECD Rundungsdifferenzen 
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noch Tabelle Vl/38 


ln Forschung und Entwicklung tätiges Personal in ausgewählien OECD-Staaten 

nach Personalgruppen und Sektoren 
— auf Vollzeit umgerechnet — 


Staat 

Jahr 

FuE- 

Bereich 

Forscher 

Tech- 

nisches 

Personal 

Sonstige 

FuE- Personal 
in.sgesamt 

davon tätig im 

Wirt- 

schafts- 

sektor 

staat- 

lichen 

Sek- 

tor 

Hoch- 

schul- 

sektor 

Sektor 

Institu- 

Üonen 

ohne 

Er- 

werbs- 

zweck 

Art') 

Anteil 
in % 

Anzahl 

je 

1000 

Er- 

werbs- 

per- 

sonen 

Anteil in % 

Schweden 

1977 

N + l 


11 251 


25 032 

36 283 

8.7 

66,8 

9.8 

23,4 




S + G 

, 

, 



1 100 


, 



. 



insg. 

100,0 

. 



• 





• 


1979 

N-hl 


11 760 

.=■) 

24 674 

36 434 

8.5 

67,2 

9,4 

23,3 

0,1 



S + G 


, 



, 


* 



, 



insg. 

100,0 

- 



• 


‘ 



• 


1981 

N + I 


16 496 


26 118 

42 614 

9,8 

64,2 

7.7 

27,9 

0,2 



S+G 

, 

, 



• 


, 



. 



insg. 

100,0 

• 



- 

• 

• 



• 

Japan 

1977/ 

N-f I 

86,2 

273 102 

72 479 

141 196 

486 777 


62,8 

10,2 

25,6 

i,4 


78 

S-hG 

13,8 

58 365 

3 762 

16 011 

78 138 


— 

3,6 

93,4 

3.0 



insg. 

100,0 

331 467 

76 241 

157 207 

564 915 

10.4 

54,1 

9,3 

35,0 

1.6 


1979/ 

N-f I 

86,7 

302 585 

73 918 

144 616 

521 119 


63,3 

9,5 

25,9 

U3 


80 

S-fG 

13,3 

60 949 

3 734 

15 300 

80 073 


— 

3,8 

93,4 

2,9 



insg. 

100,0 

363 534 

77 652 

160 008 

601 192 

10.7 

54,9 

8,7 

34,9 

1.5 


1981/ 

N-fl 

87,4 

329 728 

83 592 

153 915 

567 235 


64,1 

8,9 

24,4 

2,5 


82 

S-fG 

12,6 

62 897 

3 737 

15 108 

81742 


— 

4,2 

92,5 

3.3 



insg. 

100,0 

392 625 

87 329 

169 023 

648 977 

11.4 

56,1 

8,3 

33,0 

2,6 

Kanada ®) 

1977/ 

N-f I 

86,1 

20 124 

15 109 

12 933 

48166 


44,7 

38,0 

16,9 

0,4 


78 

S-fG 

13,9 

4 466 

854 

2 485 

7 805 


— 

26,9 

72,8 

0,3 



insg. 

100,0 

24 590 

15 963 

15 418 

55 971 

5.1 

38,4 

36,4 

24,7 

0,4 


1979/ 

N-f I 

87,9 

22 586 

16 048 

13 301 

51935 


47,8 

34,6 

16,5 

1.0 


80 

S-fG 

12,1 

4 312 

109 

2 724 

7 145 


— 

20,5 

79,4 

— 



insg. 

100,0 

26 898 

16 157 

16 025 

59 080 

5.2 

42,0 

32,9 

24,1 

0,9 


1981/ 

N-f I 

89,2 

25 377 

19 101 

14 123 

58 601 


52,2 

32,0 

14,5 

l.l 


82 

S-fG 

10,8 

4 293 

105 

2 713 

7111 


— 

20,2 

79,7 

— 



insg. 

100,0 

29 670 

19 206 

16 836 

65 712 

5.5 

46,6 

30 J 

21,6 

1.0 

USA 

1976/ 

N + I 

96,9 

552 650 










77 

S + G 

3,1 

17 650 











insg. 

100,0 

570 300 




- 






1979 

N-f I 

. 

, 











S-fG 

. 












insg. 

100,0 

626 800 




- 






1981 

N-f I 

98,9 

683 700 



- 








S + G 


, 











insg. 

100,0 

691 400 




- 






l) N + I — Natur- und Ingenieurwissenschaften; S-fG — Sozial- und Geisteswissenschaften- 
Technisches und sonstiges Personal zusammengefaßL 

Nicht auf Vollzeit umgerechnet, daher nicht mit anderen Staaten vergleichbar. Ohne Sozial- und Geisteswissenschal- 


ten im Wirtschaftssektor. 

«) 1977/78 nicht vergleichbar mit 1979 und 1981. 

Quelle: OECD Hundungsdifferenzen 
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Abkürzungsverzeichnis 


AA 

ABS 

AlF 

AIS 

ARL 

ASDEX 

AvH 

AWI 

BA 

BAFE 

BAH 

BAM 

BAST 

BAW 

BERII 

BfAi 

BFB 

BfG 

BfLR 

BGA 

BGR 

BIB 

BIBB 

BIOsl 

BISP 

BITT 

BITZ 

BIZ 

BLK 

BMA 

BMBau 

BMBW 

BMF 

BMFT 

BMI 

BMJFG 

BML 

BMP 

BMV^ 

BMVg 

BMWi 


Auswärtiges Amt, Bonn 
Automatisches Bremssystem 

Arbeitsgemeinschaft Industieller Forschungsvereinigungen e. Köln 

Befristete Wissenschaftliche Arbeitsgruppe für Integrierte Schaltungen, Erlangen 
Tennenlohe 

Akademie für Raumforschung und Landesplanung, Hannover 
Axialsymmetrisches Divertor-Experiment 
Alexander von Humboldt-Stiftung, Bonn 

Stiftung Alfred-Wegener-lnstitut für Polarforschung, Bremerhaven 

Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 
Bruttoinlandsausgaben für Forschung und Entwicklung 
Biologische Anstalt Helgoland, Hamburg 
Bundesanstalt für Materialprüfung, Berlin 
Bundesanstalt für Straßenwesen, Bergisch Gladbach 
Bundesanstalt für Wasserbau, Karlsruhe 
Berliner Experimentierreaktor Nr. II 
Bundesstelle für Außenhandelsinformation, Köln 
Betriebsleitsysiem für flexible Betriebsweisen 
Bundesanstalt für Gewässerkunde, Koblenz 

Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung, Bonn 
Bundesgesundheitsamt Berlin 

Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe. Hannover 
Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung, Wiesbaden 
Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung, Berlin und Bonn 
Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und internationale Studien, Köln 
Bandesinstitut für Sportwissenschaft Köln 

Beratungsstellen für Innovations- und Technologietransfer der Rheinland-Pfälzischen 
Industrie- und Handelskammern 

Bremer Innovations- und Technologiezentrum 
Bau-Informations-Zentrum, München 

Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung, Bonn 

Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 

Bundesminister der Finanzen 

Bundesminister für Forschung und Technologie 

Bundesminister des Innern 

Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Bundesminister für das Post- und Femmeldewesen 
Bundesminister für Verkehr 
Bundesminister der Verteidigung 
Bundesminister für Wirtschaft 
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BMZ 

BNl 

BON 

BRITE 

BSP 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Bernhard-Nocht-lnstitut für Schiffs- und Tropenkrankheiten, Hamburg 
Betriebsleitsystem für den öffentlichen Nahverkehr 

Basic Research in Industrial Technologies for Europe 

Bruttosozialprodukt 

CA 

Computer Aided Design 

(Rechnerunterstütztes System zur Projektierung, Entwicklung und Konstruktion) 

CAM 

Computer Aided Manufacturing 

(Rechnerunterstütztes System zur Steuerung des Fertigungsablaufs) 

CAS 

CCMS 

Chemical Abstract Service 

Committee on the Challenges of Modem Society 
(Umweltausschuß der NATO) 

CERN 

Conseil Europ>een pour la Recherche Nucleaire, Genf 
(Europäische Organisation für Kernforschung) 

CGIAR 

Consultative Group on International Agricultural Research. Washington, D. C. 
(Beratungsstelle für Internationale Agrarforschung) 

CICCP 

Committee for Information Computer and Communication Policy 
(OECD-Ausschuß für Informations-Computer und Kommunikationspoütik) 

CIP 

CIS 

Computer-Investitionsprogramm 

Deutsches Zentrum der internationalen Dokumentationszentrale für Arbeitsschutz. 
Dortmund 

COST 

Cooperation Europeenne dans le domaine de la recherche scientifique et technique, 
Brüssel 

(Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der wissenschaftlichen und technischen 
Forschung) 

COST 502 

European Concerted Action 

Project on Corrosion in the Construction Industry, Brüssel 

CRD 

Committee for Research and Development, Paris 
(Ausschuß der lEA) 

CSTP 

Committee for Scientific and Technological Policy 
(OECD-Ausschuß für Wissenschafts- und Technologiepolitik) 

DAAD 

DAI 

DASTAT 

Deutscher Akademischer Austauschdienst e. V., Bonn 

Deutsches Archäologisches Institut, Berlin 

Datenbank für die Wissenschafts- und Forschungsstatistik (Ausgaben des Bundes) 
beim BMFT 

DBB 

DBI 

DBM 

DEKORP 

DFA 

DFG 

DFI 

DFVLR 

DG Fl 

DGK 

Deutsche Bundesbank. Frankfurt/ Main 

Deutsches Bibliotheksinstitut, Berlin 

Deutsches Bergbau- Museum, Bochum 

Deutsches Kontinentales Reflexionsseismisches Programm 

Deutsche Forschungsanstalt für Lebensmittelchemie, Garching 

Deutsche Forschungsgemeinschaft e. V-, Bonn 

Diabetes-Forschungsinstitut an der Universität Düsseldorf 

Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt e. V., Köln 
Deutsches Geodätisches Forschungsinstitut, Frankfurt/Main 

Deutsche Geodätische Kommission 


DHI Deutsches Hydrographisches Institut. Hamburg 

DHl/Paris/Rom Deutsches Historisches Institut 


DHP 

DIE 

Deutsche Herz-Kreislauf-Präventionsstudie 

Deutsches Institut für Entwicklungspoütik GmbH. Berlin 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5298 


DIFF 

DIMDI 

DIN 

DIPF 

DITR 

DIW 

DKFZ 

DM 

DNW 

DORIS 

DPZ 

DRG 

DSM 

DÜI 

DV 

DWD 

Deutsches Institut für Fernstudien an der Universität Tübingen 

Deutsches Institut für medizinische Dokumentation und Information, Köln 

Deutsches Institut für Normung e. V., Berlin 

Deutsches Institut für Internationale Pädagogische Forschung, Frankfurt/ Main 
Deutsches Informationszentrum für Technische Regeln, Berlin 

Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung, Berlin 

Stiftung Deutsches Krebsforschungszentrum. Heidelberg 

Deutsches Museum, München 

Deutsch-Niederländischer Windkanal, Emmeloord/Niederlande 

Doppelringspeicher bei DESY, Hamburg 

Deutsches Primatenzentrum, Göttingen 

Gruppe für Verteidigungsforschung der NATO 

Deutsches Schiffahrtsmuseum, Bremerhaven 

Deutsches Überseeinstitut, Hamburg 

Datenverarbeitung 

Deutscher Wetterdienst. Offenbach 

EG 

EHI 

ELBEN A/ 
LINAC 

Europäische Gemeinschaften, Brüssel 

Europäisches Hochschulinstitut, Florenz 

ELBENA linear Accelerator, Berlin 
(Elektronenbeschleuniger) 

EMBC 

European Molecular Biology Conference, Heidelberg 
(Europäische Konferenz für Molekularbiologie) 

EMBL 

European Molecular Biology Laboratory, Heidelberg 
(Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie) 

EMBO 

EMI 

ERE 

Europäische Organisation für Molekularbiologie, Heidelberg 

Fraunhofer-Institut für Kurzzeitdynamik „Ernst-Mach-Institut*\ Freiburg 

Europäische Rechnungseinhetl 
(1984: 1 ERE - 2,24 DM) 

ERP 

European Recovery Program 
(Marshail-Plan) 

ERS-1 

ERSF 

ESA 

ESA Remote Sensing Satellite 

Europäische Synchrotronstrahlenanlage, Sitz vorauss. Grenoble 

European Space Agency, Paris 
(Europäische Weltraumorganisation) 

ESO 

European Southern Observatory, Garching 

(Europäische Organisation für Astronomische Forschung in der Südlichen Hemisphäre) 

ESOC 

European Space Operation Center. Darmstadt 
(Europäisches Weltraum-Operationszentrum) 

ESRIN 

European Space Research Institute 

Europäisches Weltraumforschungsinstitut) 

ESA-Niederlassung in Frascati/ Italien 

ESTEC 

European Space Research and Technology Center, Nordwijk 
(Europäisches Weltraumforschungs- und -technologiezentrum der ESA) 

ETW 

EURAM 

EURATOM 

EURECA 

EUREKA 

Europäischer-Transschall-Windkanal, Köln-Porz 

European Research for Advanced, Materials, Brüssel 

Europäische Atomgemeinschaft, Brüssel 

European Retrievable Carrier 

Initiative für verstärkte technologische Zusammenarbeit in Europa 


EUROTRA 

EZMW 

EZN 

FAL 

FAO 

FGAN 

FhG 

FIB 

FIR 

FIS 

FIZ3 

F1Z4 

FÖV 

FS 

FLTB 

FuE 

FWG 

GaAs 

GARP 

GARTEUR 

GBF 

GESIS 

GFS 

GID 

GKSS 

GMD 

GNM 

GSF 

GSl 

GUSI 

GVFG 

HBFG 

HdA 

HERA 

HFR 

HHI 

HMI 

HPI 

HWWA 
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European-Translation-System 
(Europäisches Übersetzungssystem) 

Europäisches Zentrum für mittelfristige 
Wettervorhersage, Reading (Großbritanien) 

Erfinderzentrum Norddeutschland. Hannover 

Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft, Braunschweig-Völkenrode 
Food und Agriculture Organisation Rom 

(Ernährungs- und Londwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen) 
Forschungsgesellschaft für Angewandte Naturwissenschaften, Wachtberg -Werthoven 
Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Forschung e. V., München 
Forschungsinstitut Börstel 

Institut für experimentelle Biologie und Medizin. Börstel 
Forschungsinstitut für Rationalisierung, Aachen 
Forschungsinstitut Senckenberg, Frankfurt/ Main 
Fachinformationszentrum 3, Chemie GmbH, Berlin 
Fachinformationszentrum 4, Energie. Physik, Mathematik. Karlsruhe 

Forschungsinstitut für öffentliche Verwaltung bei der Hochschule für Verwaltungswis- 
senschaften Speyer 

Forschungsschiff 
Freie Universität Berlin 
Forschung und Entwicklung 

Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasserschall und Geophysik, Kiel 
Galliumarsenid 

Global Atmospheric Research Program 

Group o£ Aeronautical Reseaj-ch and Technology in Europe, kein fester Sitz 
(Gruppe für Aeronautische Forschung und Technologie in Europa) 

Gesellschaft für Biotechnologische Forschung mbH, Braunschweig-Stöckheim 

Gesellschaft Sozialwissenschaftücher Infrastruktureinrichtungen 
(Sitz noch nicht festgelegt) 

Gemeinsame Forschungsstelle der Europäischen Gemeinschaften, Ispra/Karlsruhe/ 
Geel/Petten 

Gesellschaft für Information und Dokumentation mbH, Frankfurt/Main 
GKSS-Forschungszentrum Geesthacht mbH, Geesthacht 

Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung mbH, St. Augustin bei Bonn 
Germanisches Nationalmuseum, Nürnberg 

Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung mbH, Neuherberg bei München 
Gesellschaft für Schwerlonenforschung mbH, Darmstadt 
GKSS-Unterwasser-Simulalionsanlage 
Gemeindeverkehrstinanzierungsgesetz 

Hochschulbauförderungsgesetz 
Humanisierung des Arbeitslebens 
Hadron-Elektron-Ring-Anlage bei DESY, Hamburg 
Höchstflußreaktor 

Heinrich-Hertz-Institut für Nachrichtentechnik Berlin GmbH, Berlin 
Hahn-Meitner-Institut für Kernforschung Berlin GmbH. Berlin 

Heinrich-Pette-lnstitut für experimentelle Virologie und Immunologie an der Universität 
Hamburg 

HWWA-Inj 
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lAB 

lAEO 

lAF 

IAO 

lAU 

IBP 

ICSU 

ICT 

IDS 

lEA 

ItA 

IFAG 

IFAM 

IfE 

IFK 

UM 

IfMB 

TFO 

IFT 

IfW 

IfZ 

IGB 

IGCP 

IHAK 

IHP 

IIASA 

HD 

ILL 

ILT 

ILV 

IMS 

IMS 

IMT 

IMIS 

INT 

rNTERCITY-E 

IOC 

IPA 

IFK 

IPM 

IPN 

IPP 


Institut für Arbeitsmarkt' und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit» Nürnberg 

International Atomic Energy Organisation, Wien 
{ I n te rn a tio n ale A to m ener gie-O rga n i s ati on ) 

FraunhoferTnstitut für Angewandte Festkörperphysik, Freiburg 
Fraunholer-Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation, Stuttgart 
Fraunhofer Institut für Atmosphärische Umweltforschung, Garrojsch-Partenkirchen 
FraunhoferTnstitut für Bauphysik, Stuttgart 

International Council of Scientific Unions» Paris, 

(Internationaler Rat wissenschaftlicher Vereinigungen) 

Fraunhofer-Institut für Treib- und Explosivstoffe, Pinztal-Berghausen 
Institut für Deutsche Sprache, Mannheim 

International Energy Agency» Paris 
(Internationale Energie Agentur der OECD) 

Institut für Arbeitsphysiologie an der Universität Dortmund 

Institut für Angewandte Geodäsie, Frankfurt/ Main 

Fraunhofer-Institut für Angewandte IWaterialforschung, Bremen-Lesum 

Institut für Erdölforschung* Clausthal-Zellerfeld 

Forschungsinstitut für Kinderemäiirung* Dortmund 

Institut für Meereskunde an der Universität Kiel 

Institut für Meeresforschung, Bremerhaven 

Ifo-Insütut für Wirtschaftsforschung e- V*, München 

Fraunhofer-Institut für Festkörpertechnologie* München 

Institut für Weltwirtschaft an der Universität Kiel 

Institut für Zeitgeschichte* München 

Fraunhofer- Institut für Grenzflächen- und Bioverfahrenstechnik» Stuttgart 

International Geological Correlation Program 
(InternationaJes geologisches Programm der LFNESCO) 

Fraunhofer-Institut für Hydroakustik* Ottobnmn 

International Hydrological Program 

{Internationales hydrologisches Programm der UNESCO) 

Internationales Institut für angewandte Systemanalyse» Wien 
Fraunhofer-Institut für Information- und Datenverarbeitiuig, Karlsruhe 
Institut Max von I^ue — Paul Langevin, Grenoble 
Fraunhofer-Institut für Lasertechnik, Aachen 

Fraunhofer-Institut für Lebensmittel technologie und Verpackung. München 
Integrierte Materialflußsysteme 

Fraunhofer-Institut für Mikroelektronische Schaltungen und Systeme, Duisburg 
Fraunhofer-Institut für Mikrostrukturtechnik, Berlin 
Internationales Nukleares Informationssystem 

Fraunhofer-Institut für Naturwissenschaftlich-Technische Trendanalyse, Euskirchen 
I ti tercity - Experi me n ta 1 

International Oceanographic Commission, Paris 
(Zwischenstaatliche Ozeanographische Kommission der UNESCO) 

Fraunhofer-Institut für Produktionstechnik und Automatisierung, Stuttgart 
Fraunhofer- Institut für Produktionsanlagen und KonstrukUonstechnik, Berlin 
Fraunhofer-Institut für PhysikaUsche Meßtechnik, Freiburg 
Institut für die Pädagogik der Naturwissenschaften an der Universität Kiel 
Max-PIanck-lnstitut für Plasmaphsik, Garching 
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IPT 

IRB 

ms 

Fraimhofer-fnstitut für PrcKiLLktioiistechnologie, Aachen 

Informationszentrum Raum und Bau, Stuttgart 

Information Retrieval Service, Frascati /Italien 
(Informationsabrufdienst der ESA) 

ISAS 

ISC 

ISE 

ISI 

ISL 

ITA 

[TW 

lUCT 

rwF 

IWM 

IZ 

I2FP 

Institut für Spektroehemie und angewandte Spektroskopie, Dortmund 
Fraunhofer-Institut für Siiicatforschung, Würzburg 

Fraunhofer-InsüLul für Solare Energiesysteme, Freiburg 

Fraunhofer^Institut für Systemtechnik und Innovaüonsforschung, Karlsruhe 
Deutsch-Französisches Forschungsinstitut Saint-Louis, Saint-Louis 

Fraunhofer-Institut für Toxikologie und Aerosolforschung, Hannover 
Fraunhofer-Institut für Transporttechoik und Warendistribution, Dortmund 
Fraunhofer-! nsti tut für Umweltchemie und Ökoloxikologie, SchraaUenberg/Graf schaff 
Institut für den Wissenschaftlichen Film, Göttingen 

Fraunhofer-Institut für Werkstoffmechanik, Freiburg 

Informationszentrum Sozialwissenschaften, Bonn 

Fraunhofer-Institut für Zerstörungsfreie Prüfverfahren, Saarbrücken 

JET 

Joint European Torus, Culham/Grcßbritannien 
(Europäisches Fusionsgroßexperiment) 

JGHF 

JURIS 

Johann-Gottfried-Herder-Forschungsrat, Marburg 

Juristisches Informationssystem. Bonn 

KFA 

KfK 

KfW 

KHl Florenz 

KIS 

KTP 

Kerniorschungsanlage Jülich GmbH, Jülich 

Kerniorschungszentrum Karlsruhe GmbH, Karisrnhe 

Kreditanstalt für Wiederaufbau, Frankfurt/ Main 

Kunsthistorisches Institut, Florenz 

Kiepenheuer-Institut für Sonnenphysik, Freiburg 

Kontinentales Tiefbohrprogramm 

LBF 

LGA 

LWR 

Fraunhofer-Institut für Betriebsfestigkeit. Darmstadt- Kranichs tein 
Landesgewerbeanstalt Bayern 

Leichtwasserreaktor 

MAB 

Man and the Biosphere 
(Ökologie-Programm der UNESCO) 

MAUS 

MeV 

MittAB 

MIU 

MPG 

Material wissenschaftliche Autonome Experimente unter Schwerelosigkeit 

Mega Elektronenvolt 

Mitteilungen aus der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

Medizinisches Institut für Umwelthygiene an der Universität Düsseldorf 
Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e* V,, München 

N-ROSS 

NAS 

NATO 

Naval Research Oceanographic Satellite System 

National Academy of Science, Washington, D. C. 

North Atlantic Treaty Organization, Brüssel 
(Nordatlantikpakt Organisation) 

NEA 

Nuclear Energy Agency, Paris 
(Kernenergieagentur der OECD) 

NET 

NIMBUS 

Next- Eu ro pe am Torus 

Flugfeld-Tankiösch-Fahrzeug 
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NLfB 

Niedersächsisches Landesamt Für Bodenforschung, Abteilung 1: 

„Geowissenschaftliche Gemeinschaftsaufgaben", Hannover 

NLR 

NOAA 

Nationaal Lucht-en Ruimtevaarl' Laboratorium* Amsterdam 

Nalionai Oceanic and Atmospheric Administration 

OECD 

Organization for Economic Cooperation and Deveiopmenu Paris 
(Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung) 

ÖPNV 

OTVl 

PAS 

PEF 

PETRA 

PNP 

PST 

ö f f e ntli eher Per sone nn ahve rkehr 

Ostbayerisches Technologie-Transfer-Institut. Regensburg 

Pädagogische Arbeitsstelle des Deutschen VoJkshochschulverbandes, Frankfurt/ Main 
Europäisches Forschungszentrum für MaBnahraen zur Luftreinhaltung, Karlsruhe 
Positron-Elektron'Tandem-Ring'Beschleuniger-Anlage bei DESY, Hamburg 

Phivate Institutionen ohne Erwerbszweck 

Patentstelle für die Deutsche Forschung, München 

PTB 

PUSH 

PWAB 

Physikalisch-Technische Bundesanstalt, Berlin und Braunschweig 
Prozeßrechnergesteuertes U-Bahn'Automatisierungs-Systera+ Hamburg 

Projekt ,,Wa 5 ser-AbfalLBoden'* 

RGZM 

Römisch'Germanisches Zentralmuseum 

Forschungsinstitut für Vor- und Frühgeschichte, Mainz 

RKW 

ROSAT 

RWI 

Rationalisierungskur atori um der Deutschen Wirtschaft e. V., Eschborn 

Röntgensatellit 

Rheinisch-WestfäÜsches-InsUtut für Wirtschaftsforschung, Essen 

SAVE 

SCAR 

Schnelle Ambulante Vorkl mische Erstversorgung 

Scientific Committee on Antarctic Research, Cambridge/Großbritannien 
(Wissenschaftlicher Ausschuß für Antarktisforsehiing) 

SELTRAC 

SFB 

srs/ESR 

SPAS 

SPNV 2000 

STN 

SE L-Transport-Con trol 

Sonde rf o rsc hungs be reiche 

Schwerionen-Synchrotron/Experimentier-Speicherring bei der GSl, Darmstadt 

Shuttle Fallet SateiLile 

Schienen-Personen-Nahverkehr 2000 

Scientific and Technical Network, Col umbus/0 hi o, USA 
(Rechnerverband für Wissenschaft und Technik) 

SV 

Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, Essen 

TA 

TAC 

TBD 

TEG 

TEXUS 

TFTR 

TIB 

TOKAMAK 

TOPAS 

TOPEX 

TOU 

TUB 

TVA 

Technikfolgenabschätzung 

Technical Advisory Commitee 

Technischer Beratungsdienst 

Technologie-Entwicklungsgruppe Stuttgart Institutszentnam Stuttgart 
Technologie-Experimente unter Schwerelosigkeit 

Tokamak Fusion Test Reactor 

Technische Informationshibliothek an der Universität Hannover 

Toroid' Kamme r-Magnet- K utusc hka 

Tanklastzug mit optimierten passiven und aktiven Sieherheitseinriehtungen 

Tropical Ocean and Global Atmosphere Ingram 

Technologieorientierte Untern ehmensgründiingen 

Technische Universität Berlin 

Technologie-Vermittlimgs-Agentur, Berlin 
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UBA 

UBGG 

UMPLIS 

UNESCO 

UNILAC 

UNISIST 

UNITAR 

VAMAS 

VDI 

VICKSI 

WCRP 

WHO 

WKJ 

WMO 

WZB 

ZA 

ZADI 

ZAM 

ZBM 

ZBW 

ZEBS 

ZENIT 

ZFMK 

ZUMA 


Umweltbundesamt, Berlin 
Unternehmensbeteiliffungsgesellschaften 
Information und Dokumentation Umwelt 

United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization, Paris 
(Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur) 

Universal Linear Accelerator 
(Schwerionenbeschleuniger in Darmstadt) 

United Nations Scientific Information System 

(Weltweites Informations- und Dokumentationssystem der UNESCO) 

United Nations Institute for Training and Research, New^ York 
(Institut der Vereinten Nationen für Ausbildung und Forschung) 

Versailles Project on Advanced Materials and Standards 
Verein Deutscher Ingenieure, Düsseldorf 

Van de Graaff Isochron-Cyclotron 
Kombination für schwere Ionen (HMI) 

World Climate Research Program 

World Health Organization, Genf 
(Weltgesundheitsorganisation) 

Fraunhofer-Institut für Holzforschung „Wilhelm-Klauditz-Institut“, Braunschweig 

World Meteorological Organization, Genf 
(Weltorganisation für Meteorologie) 

Wissenschaftszentrum Berlin GmbH, Berlin 

Zentralarchiv für empirische Sozialforschung der Universität Köln 
Zentralstelle für Ägrardokumentation und -Information, Bonn 

Zentrum für angewandte Mikroelektronik der bayerischen Fachhochschulen e. V., Burg- 
hausen a. Inn 

Zentralbibliothek der Medizin. Köln 
Zentralbibliothek der Wirtschaftswissenschaften. Kiel 
Zentrale Erfassungs- und Bewertungsstelle für Umwellchemikalien, Berlin 
Zentrum in Nordrhein-Westfalen für Innovation und Technik, Mühlheim/Ruhr 
Zoologisches Forschungsinstitut und Museum Alexander Koenig, Bonn 
Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen, Mannheim 


Stichwortverzeichnis 


A Seite 

Abfallwirtschaft: ; 99; 222 

Abwasserentsorgung 100 £ 

Agrarforschung / -politik: 129 £; 180 £; 226 f; 227 f 

Akademienprogramm; 37 f; 136 f 

Alexander-von-Humboldt-Stiftung (AvH): 186 f 

Alfred-Wegener-Institut für Polarforschung (AWI); . 91; 195 f 

Antarktisforschung: 91 

Anwendungssatelliten! 91 ff 

Arbeitsgemeinschaft Industrieller For- 
schungsvereinigungen (AIF): 62 f; 190 

Arbeitsmarktforschung: 230 f 

Arbeitsschutz: 105 ff; 230 

Archäologie: * 136 f; 219 

ARIANE: 01 ff; 171 

Astronomie: 91 ff; 174 

Auftragsforschung und -entwicklung; 50 ff; 64 f; 133 

Ausschuß für Informations-, Computer-, und 

Kommunikationspolitik (CICCP): . 172 

Ausschuß für Wissenschafts- und Technologie- 

poliük (CSTP): 172 

Australien: 172 


B 

Baden-Württemberg; 

Bahnsysteme: 

Bauforschung: 

Bayern: 

Belgien: 

Beratungsgruppe für Internationale 
Agrarforschung (CGIAR): 


36; 147 ff; 185; 206; 210; 213 
121 ff 
125 ff 

36; 149 ff; 185; 206; 210; 213 
169; 171; 172; 173; 174; 175; 176; 179 

18Üf 
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Bergbau / Bergtechnik: 

Berlin: 

Bevölkerungsforschung: 

Bibliotheken. Archive, Museen: 

Bildungs- und Berufsbildungsforschung: 

Biologische Anstalt Helgoland (BAH): 

Biologische Bundesanstalt für Land- und Forst- 
wirtschaft: 

Biotechnologie / -Wissenschaften: 

Blaue Liste: 

Boden- und Wasserhaushalt: * . . . . 

Bopparder-Kreis: 

Brand- und Katastrophenbekämpfung: 

Bremen: ^ ^ 

Brutreaktoren: 

Bruttosozialprodukt / -inlandsprodukt: 

Bulgarien: 

Bundesanstalt für Arbeitsschutz: * 

Bundesanstalt für Fettforschung: , • , . 

Bundesanstalt für Fleischforschung; 

Bundesanstalt für Geowissenschaften und 
Rohstoffe (BGR): 

Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG); 

Bundesanstalt für Materialprüfung (BAM): . . . . 

Bundesanstalt für Milchforschung: 

Bundesanstalt für Sera und Impfstoffe 

— Paul-Ehrlich-Institut 

Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt): 

Bundesanstalt für Wasserbau (BAW): 

Bimdesforschungsanstalt für Elrnährung: 

Bundesforschungsanstalt für Fischerei: 

Bundesforschungsanstalt für Forst- und 

Holzwirtschaft: 

Bundesforschungsanstalt für gartenbauliche 
Pflanzenzüchtung: 

Bundesforschungsanstalt für Gretreide- und 
Kartoffelverarbeitung: 

Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und 
Raumordnung (BfLR): 

Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft 
Braunschweig-Völkenrode (FAL): 


93 f 

36:151 ff; 185: 207; 210; 213 
178 f;219 
240 f 

25 ff: 130 ff; 241 f 
239 

227 f 

25 ff; 43 ff; 54; 113 f; 128 f; 130; 140 f; 147; 159; 181; 184; 
197 f 

37 ff; 204 ff; 213 ff 
97 
122 
102 f 

36; 153 f, 210; 213 
95 f 

13 ff; 72 ff 
178 

107; 230 
226 

225 

91; 223 
236 
222 f 
224 f 

233 f 

235 

235 

224 

226 

229 f 

228 f 

225 f 
125; 238 f 

226 f 
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Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und 
Landschaftsökologie: 

Bundesforschungsanstalt für Rebenzüchtung; 

Bundesforschungsanstalt für Viruskrankheiten 
der Tiere: 

Bundesgesundheitsamt (BGA): 

Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB): 

Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (BIB): . * 

Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und 

internationale Studien (BlOst): 

Bundesinstitut für Sportwissenschedt (BISP); 

Bundesminister des Auswärtigen (AA): 

Bundesminister des Innern (BMI): 

Bundesminister der Justiz (BMJ): 

Bundesminister für Wirtschaft (BMWi): 

Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (BML); 

Bundesminister für Arbeit und Soziaiordnung 
(BMA): 

Bundesminister für Verteidigung (BMVg): 

Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit (BMJFG): 

Bundesminister für Verkehr (BMV): 

Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen (BMP): 

Bundesminister für Raumordnung. Bauwesen und 
Städtebau (BMBau): 

Bundesminister für Forschung und Technologie 
(BMFT); 

Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
(BMBW): 

Bundesminister für wirtscheiftliche Zusammen- 
arbeit (BMZ): 

C 

CAD / CAM: 

Chemische Verfahrenstechnik: 

Columbus- Raumstationssystem: 

Computer- und Computeranwendung: 


229 

228 

228 

233 

130 ff; 241 f 
218 

220 
220 f 
219 

217; 219 ff 
217 

23 f; 42; 50; 63; 70; 89; 124; 132; 134; 217; 222 f 

89; 127 ff; 129; 217; 224 ff 

104; 106 f; 230 f 
23 f; 143 ff; 179; 231 f 

104; 128; 218; 233 f 
89; 218: 235 ff 

108 f; 237 f 

125 ff; 238 f 

23 ff; 42 ff; 50; 62; 70 ff; 89; 126; 132 ff; 138 f; 141 ff; 218; 
239 ff 

23 ff; 130 ff; 241 f 
124 f; 130; 142 f; 178; 242 


112 f 
115 ff 
92 f; 171 
107 f: 147; 199 
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D 


Dänemark: 

78; 171; 173; 174; 176 

Datenverarbeitung: , 

25 ff; 107 f; 199 

Deutsch-französisches Forschungsinstitut 

Saint-Louis (ISL): ^ * 

179 

Deutsche Demokratische Republik (DDR): * 

178 

Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für 

Luft- und Raumfahrt (DFVLR): 

Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG): * 

107; 177; 196 f 

37 ff; 86 f; 89; 91; 1 14; 137 f; 182 ff 

Deutscher Akademischer .^ustauschdienst 
(DAAD): 

187 

Deutscher Wetterdienst (DWD): 

237 

Deutsches Archäologisches Institut (DAI): 

219 

Deutsches Elektronensynchrotron (DESV): ... * 

88; 196 

Deutsches Historisches Institut Florenz: 

241 

Deutsches Historisches Institut Paris: 

240 

Deutsches Historisches Institut Rom: 

240 f 

Deutsches Hydrographisches Institut (DHI); 

236 f 

E>eutsches Institut Für EntwicklungspoUtik gGmbH 
{DIE): 

242 

Deutsches Institut für medizinische Dokumenta- 
tion und Information (DIMDI): r , 

234 

Deutsches Krebsforschungszentrum (DKFZ): ...... 

197 

Drittmittel: 

150; 152: 155; 157; 158; 161; 163; 247 


Elektronik: 

25 ff; 110 f 

Emissionsarme Technologien; ...... 

99 f 

Endlagerung radioaktiver Abfälle; 

95; 203 

Energieforschung und Energietechnologie: 

25 ff; 93 ff; 143; 147; 202 f 

Entwicklungsiänderi 

Ernährungsforschung; 

142 f: 173; 178; 180 f; 242 

26 ff; 127 ff: 224 ff 

ESRIN: 

171 

EURATOM: 

201 f 

EUREKA: ...... 

181 

Europäische Gemeinschaften (EG): ................ 

72 ff; 169 f: 175 f: 181; 244; 247 

Europäische Konferenz für Molekularbiologie 
(EMBC): 

174 f 

Europäische Organisation für Astronomische For- 
schung in der südlichen Hemisphäre (ESO): *.. . 

88; 174 
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Europäische Organisation für Kernforschung 
(CERN): 

88 : 173 f 

Europäische Synchrotron-Strahlungsquelle 

(ESRF): 

88 

Europäische Weltraumorganisation (ESA): 

92 f: 171 

Europäische Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
wissenschaftlichen und technischen Forschung 
(COST): 

170 f; 179 f 

Europäischer Transschall-Windkanal (ETW): 

Europäisches Hochschulinstitut (EHI): 

120: 177 f 

170 

Europäisches Laboratorium für Molekularbiologie 
(EMBL): 

174 f 

Europäisches Weltraumoperationszentruin 

(ESOC): 

171 

Europäisches Zentrum für mittelfristige Wettervor- 
hersage (EZMW): w , 

101: 176 f 

Europäisches Zentrum für Weltraumforschung und 
Weltraumtechnik (ESTEC): 

171 

Extraterrestrische Forschung: 

91 ff 


Fachhochschulen: * * 

148; 150 

Fachinformation und Informationseinrichtungen: 4 . 

20 ff: 66: 135 f: 216 ff 

Fachinformationszentrum Chemie: 

218 

Fachinformationszentrum Energie. Physik. Mathe- 
matik: 

218 

Fachinformationszentrum Technik: 

217 

Fachinformationszentrum Werkstoffe: 

217 

Familienforschung: 

138 f 

FAO: 

180 f 

Femmeldesatellitensysteme: 

91 ff 

Fernmeldetechnik: 

179 f 

Femsehrundfunksatelliten: 

91 ff 

Fertigungstechnik: 

25 ff; 43 ff; 54 ff; 112 f; 147; 181 

Festkörperforschung: 

200 f: 203 f 

Fettforschung: • 4 . . 

226 

Finnland: 

176: 178; 179; 181 

Fischwirtschaft: 

129 f: 226 

Fleischforschung: 

225 

Förderbereiche / -Schwerpunkte: 

25 ff; 35 ff: 46 ff 

Förderungsinstrumente: 

42 ff; 49 ff; 132 ff 
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Forschungsanstalt der Bundeswehr für Wasser- 
schall- und Geophysik (FWG): 

Förder- und Forschungseinrichtungen in der 
Bundesrepublik Deutschland: 

Forschungsförderung / Gemeinsame Forschungs- 
förderung durch Bund und Länder: 

Forschimgsfördenmgsschwerpunkte der Bundes- 
regierung: 

— Allgemeine Forschungsförderung: 

— Bildungs- und Berufsbildungsforschung: 

— Biotechnologie: 

— Chemische Verfahrenstechnik: 

— Energieforschung und Energietechnologie: . . , . , , 

— Ernährung: * , . 

— Fachinformation: 

— Fertigungstechnik: 

— Geistes-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften: 

— Geowissenschaften und Rohstoffsieherung: 

— Gesundheit 

— Grundlagenforschung; * 

— Humanisierung des Arbeitslebens: . 

— Informationstechnologien: 

— Innovation / Rationalisierung: 

— KUmaforschung: - , - 

— Kommunikation: 

— Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei; 

— Luftfahrtforsehung und -entwicklung: . 

“Materialforschung: 

— Meeresforschung, Meerestechnik: 

— Physikalische Technologien: 

— Polarforschung: 1 . 

— Raumordnung und Städtebau; Bauforschungi . , - 
— - Sicherheitsforschung und Sicherheitstechnik: . - * 

— Transport und Verkehr (einschl 
Verkehrssicherheit): 

— Umweltforschung und Umwelttechnologie: 

— Wehrforschung und Wehrtechnik: 

— Weltraumforschung und Wel träum technik: 

Forschungsgeseiischaft für Angewandte Naturwis- 
senschaften (FGAN): 

Forschungsinstitut der Deutschen Bundespost: , , , . 


231 f 

128; 182 ff 
37 ff 

25 ff: ea ff 

26 ff: 130 ff 
25 ff; 113 f 
25 ff; 115 ff 

25 ff; 93 ff 

26 ff; 127 ff 
26 ff; 135 f 
25 ß: 107 ß 
26 ff; 136 ff 
26 ff; 123 ff 
25 ff; 103 ß 
25 ff; 87 f 
25 ff; 105 ff 

25 ff: 107 ß 

26 ff; 132 ff 
25 ff; 96 ff 

25 ff 

26 ff; 129 f 
25 ff; 119 f 
25 ff; 115 ß 
25 ff; 88 ff 
25 ff; 115 ff 

25 ff; 88 ff 

26 ff; 125 ff 

25 ff; 96 ß 

26 fl; 120 ß 

25 ff: 96 ff 

26 ff; 143 ff 
25 ff: 91 ff 

232 f 
237 f 
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Forschungsschiff »»MeteoF* und „Polarstem*": 

Forschungsstatistik: 

Forstwirtschaft: 

Fossile Elnergieträger: 

Frankreich: 

Frascati-Handbuch: 

Fraunhoferkjesellschaft (FhG); 

Fraunhofer-Institut für Lasertechnik: * 

Fraunhofer-Institut für Toxikologie und 

Aerosolforschung: 

Freie Hansestadt Bremen: 

Freie und Hansestadt Hamburg: 

Freistaat Bayern: 

Friedens- und Konfliktforschung: 

FuE-Ausgaben: 

— des Bundes: * 

— durch Bund und Länder; 

— der Hochschulen: 

— der Länder: 

— des Staates: 

— der Wirtschaft: 

— der EGnMitgüedstaaten: 

— für zivile Forschung und Entwicklung und für 

Verteidigung: 

— für die Grundlagenforschung: 

— im internationalen Vergleich: 

— Profildarstellung: 

FuE-Person6Ü: * 

— der Hochschulen: 

— der außeruniversitären Forschungseinrichtun- 
gen: 

— der Wirtschaft: 

Fusionsreaktor-Technologie: 

G 

Geistes- und Sozialwissenschaften: 

Gemeinsame Forschungsstelle der EG (GFS): 

Gemeinschaftsforschung und Entwicklung der 
Wirtschaft: 

Gen-Forschung: 


Seite 
89; 91 
243 ff 

129 f; 227 f; 229 f 
93 f 

73 ff; 171; 172; 173; 174; 175; 176; 177; 178; 179; 180 
243; 245; 247; 248; 249 
37 ff; 87; 208 ff 
119 

159 

153 f; 210; 213 
155 f; 185; 207; 214 
149 ff; 185; 206 f; 210; 213 
138 

11 ff; 23 ff; 25 ff; 86 ff 
11 ff 

15 ff: 33 ff; 249 
11 ff; 36 ff 
249 

11 ff; 31 ff; 40 ff: 249 
78 ff 

23 ff; 50 ff; 75 
34 ff 

72 ff; 248 
29 ff; 45 ff 
19 ff; 56 ff; 75 f 
19 ff 

19 ff 

19 ff; 132 f 
201 f 


26 ff; 136 ft 184 
175 f 

50 ff: 89 
114 
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Geodäsie; ^ - 

Geologie: 

Geowissenschaften: 

Geschichtsforschung: 

Gesellschaft für Biotechnologische Forschung 
(GBF): 

Gesellschaft für Införmation und Dokumentation 
(GID): .... 

Gesellschaft für Mathematik und Datenverar- 
beitung (GMD): 

Gesellschaft für Schwerionenforschung (GSI): . . , . . 

Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung 

(GSF); 

Gesundheitswesen: 

Getreide- und Kartoffelforschung; 

Gewässer- und Meereskunde: ....... 

GKSS- Forschungszentrum Geesthacht GmbH: 

Griechenland: * 

Großbritannien: 

GroDforschungseinrichtungen: 

Grundlagenforschung; 

Güterverkehr; 


H 

HahU’Meitner- Institut für Kernforschung _ . 

Hamburg: 

Hessen: * 

Hochschulforschung: , i 

Hochtemperaturreaktorentwicklung: 

Höchstflußreaktor: 

Holzwirtschaft; ............. .... 

Humanisierung des Arbeitslebens; 


Seile 

221 

173 

!23 ff; 223 
240 ff 

114; 197 f 

136 

199 

88: 200 f 
199 f 

25 ff: 98: 103 ff: 105 ff; 113 f; 233 f 
225 f 

88 ff; 235 f 
198 f 

77 ff; 173:176 

72 ff: 171; 173: 176; 177 

37 ff: 192 ff 

25 ff: 34 f: 87 f; 174: 179; 196; 200; 204 ff 
122 f 


88 ; 201 

36; 155 f: 185; 196; 207; 214 
36; 156 £f; 185; 207; 211; 214 

25 ff: 33; 86 ff; 130 f: 149 ff; 151 ff; 153 f; 155 f; 156 ff; 
158 ff; 160 ff; 162 ff; 164 ff; 166 ff; 244; 247 

95 f 

175 

129 f : 227 f; 229 f 
25 ff: 105 ff 
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1 

Indirekt-spezifische Forschungsförderung: 

42 £f; 53 ff 

Industrielle Gemeinschaftsforschung: 

62 f 

Informatik: 

180 

Information und Dokumentation: 

25 ff 

Informationstechnologien: 

25 ff; 107 ff; 173; 181 

Ingenieurwissenschaften: 

184 

Innovation: . * 

26 ff; 45; 53 ff; 105 ff; 132 ff 

Institut der Vereinten Nationen für Ausbildung 
und Forschung (UNITAR): 

178 

Institut für Angewandte Geodäsie (IfAG): 

221 

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(lAB): 

230 f 

Institut für Plasmaphysik (IPP): 

95f:201f 

Institut Max von Laue — Paul Langevin (ILL); .... 

88 ; 175 

Integrierte Optik: 

108 f 

Integrierte Schaltungen: 

110 

Internationale Atomenergie-Organisation (lAEO): . 

171 f 

Internationale Energieagentur (lEA): 

173 

Internationale Zusammenarbeit / internationaler 
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